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VORWORT 



Die Technik der Nacfarichtenvermitteliing yntd mit jedem 
Tag besser. Immer rascher wid immer leichter wird es uns ge- 
macht, die Vorgänge in der Feme zu erfahren. Aber mit der 
technischen Entwickelung hält die geistige nicht Schritt. Noch 
immer verstehen wir es nicht, die Wunder der Tel^aphie und 
des Telephons richtig auszunützen. Zumeist wird nur das Sen- 
sationeUe und nicht das Wesentliche übermittelt, und vorwiegend 
bringt man den Katastrophen auch mehr Interesse entgegen 
als den kleineren Vorgängen, die in iliren Einzelheiten vielfach 
nicht verständlich sind. Doch sind es diese kleinen Vorgänge, 
diese Einzelheiten, die in ihrer Stetigkeit den Fortschritt ent- 
wickeln und jene Umwälzungen hervorrufen, über die man nach- 
her überrascht ist. 

w 

Wie oft ist Europa in den letzten Jahren in Staunen geraten. 
Der russisch-] apanische Krieg wurde von niemand vorausgesehen; 
noch weniger sein Ausgang. Das Erscheinen der südamerikanischen 
Staaten auf der zweiten Haager Konferenz veranlaßte eine vöUige 
Revision der Ansdiauungen über jene Teile der Neuen Welt. 
Die Revolution in Persien; der Umschwung in der Türkei waren 
ganz unerwartete Überraschungen. Das sind Symptome, die zu 
denken geben und die Frage nahe legen sollten, ob den Be- 
wohnern der alten Welt nicht die Optik gerade für jene Ereignisse 
fehlt, an denen sie durch die Erweiterung der europäischen Wirt- 
schaft und Politik zur Weltwirtschaft und Weltpolitik in so hohem 
Maße interessiert sind. 

Durch Erfahrungen der angeführten Art ist man in letzter 
Zeit allerdings etwas aufmerksamer geworden. So werden z. B. 
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die Vorgänge im fernen Osten jetzt mit größerem Interesse ver- 
folgt als früher, und die Bedeatung dieser Entwickelung für 
Europa wird nicht mehr unterschätst. Aber damit dürfte sich 
Europa nicht begnügen. 

In den nachfolgenden Blättern habe ich es unternommen, 
die Aufmerksamkeit einmal nach dem Westen zu lenken und das 
Verständnis für eine Bewegung zu ei wecken, die bereits auf eine 
fast hundertjährige Geschichte zurückblicken kann, und die seit 
zwei Jahrzehnten in standiger und rapider Entwickehmg be- 
griffen ist, ohne daß man sich in Europa bislang viel darum ge- 
kümmert hätte. Es gellt jenseits des Atlantischen Ozeans etwas 
vor, von dem man in Europa wirklich keine Ahnung hat. Einzel- 
heiten dieser Bewegung sind zwar auch zu uns gedrungen; ihren 
Zusammenhang und ihre Tragweite vermochten aber nur wenige 
zu erkennen. Die Staatenwelt eines ganzen 
Kontinentes organisiert sich, und Europa 
■'weiß nichts davon. Ohne tieferes Eingehen auf die 
Vorgänge, ohne jedes Verständnis dafür, hat man sich aus Schlag- 
worten imd Vorurteilen eine Anschauung zurecht gemacht, sich 
ruhig mit ihr begnügt, keineswegs sich veranlaßt gesehen, sie zu 
revidieren und der- Wirklichkeit anzupassen. Für Europa ist die 
pan-amerikanische Bewegung noch immer der dolose Versuch 
der Vereinigten Staaten, sich auf Kosten der andern Staaten 
des Kontinentes auszudehnen, und im Grunde genommen ein 
feindseliges Vorgehen g^n den alten Kontinent. Das politische 
Europa denkt eben noch immer nach einer alten Schablone. 
Daß unter veränderten Verhältnissen neue politische Methoden 
erstehen könnten, die eine ganz andere Art des staatlichen Neben- 
einander- und Zusammenlebens ermöglichen, als dies der ge- 
schichtliche Werdegang der europäischen Staatenwelt mit sich 
gebracht hat, will man hier immer noch nicht wahrhaben. 

Aus falschen Prämissen kommt man zu tischen Schlüssen, 
und falsche Schlüsse sind immer eine Ge&dir für diejenigen, die 
ihre Handkmgen danadi einrichten. Es gibt deshalb eine amen- 
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kanische Gefahr; doch nur insofern, als man in Europa die von 
dort kommenden Anregungen übersieht oder verkennt, sich 
flmen nicht anzupassen sucht und dadurch an einer Rückständig» 
keit festhalt, die sich zum Nachteil des alten Erdteils gestalten 
muß, die man aber selbst verschuldet hat. Die amerikanisdie 
Gefahr hat in Europa ihren Ausgangspunkt, 

Es ist, als ob die Zersplitterung, die fortwährende gegen- 
seitige Angst der europäischen Staaten voreinander, die alle 
Geister in Au&egung haltenden ta^^ich neuen und tägUch sich 
mehrenden kritischen Fragien der eurcq>äischen Staatengemeinde 
nicht nur die Wirtschaftskräfte sondern auch die geistigen Spann- 
kräfte des Kontinentes in Mitleidenschaft zögen. Man sieht 
die Dinge nicht mehr so, wie sie wirklich sind, sondern nur so, 
wie die Routine sie erschemen läßt. Was weiß man denn bei uns 
überhaupt von Amerika ? IiCan denkt ja, wenn man von Amerika 
spricht, immer nur an die Vereinigten Staaten hn Norden und 
sieht nicht, daß sich ein kontinentales Organisationsgebiet ent- 
wickelt, das in seinen Wirkungen jenen Staatenkomplex, der uns 
schon so sehr imponiert, so daß wir ihn resigniert als ,,das Land 
der unbegrenzten Möglichkeiten" bezeichnen, bis ins Ungemessene 
überragen wird. 

Nicht mehr die „Vereinigten Staaten", die organi- 
sierten Staaten von Amerika mit ihren unerschöpf- 
lichen Quellen an Naturreichtümem, mit ihrer stets wachsenden 
Bevölkerungszahl und ihren ungeheuren Bedürfnissen und Mög- 
lichkeiten sind ein Faktor, mit dem heute gerechnet werden 
muß. Und Europa täte gut daran, ehestens diesen Faktor in seine 
Rechnungen einzusteUen. 

In meinem Buche habe ich den Versuch gemacht, diese 
Bewegung ilirem Wesen, ihrer Entwickelung und dem bis jetzt 
erreichten Umfange nach darzustellen, die Ursachen hervorzu* 
heben, die sie erzeugten und in ihrer Entwickelung begünstigt 
haben, und vor allem den Geist zu zeigen, der sie beseelt. Ich 
konnte natürlich nicht auf alle Emzelheiten eingehen, aber eine 
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Vorstellung von dieser Entwickehing und ihrer Bedeutung hervor- 
surofen, dürfte mir mdgüch geworden sein. 

"Es ist die erste znsainmenhängende Darstellung dieser Be- 
wegung, die hier der Öffentlichkeit übergeben wird. Weder in 

Europa noch in Amerika ist Derartiges bis jetzt veröffentlicht 
worden. Ich habe mein Material aus den zerstreutesten Quellen 
zusammensuchen müssen, und muß feststellen, daß es in deutscher 
Spradie bis jetzt überhaupt nur einen einzigen Revueartikel gibt, 
der sich mit diesem Thema be&ßt, der obendrein von einem 
Amerikaner herrührt. 

Bei der Abfassung bin ich bis zu den Anfängen der pan- 
amerikanischen Idee zurückgegangen; das heißt, bis zu jenem 
Zeitpunkt, wo sich nach der Befreiung der lateinischen Staaten 
die ersten Dämmerungien eines amerikanischen Bewußtseins 
einstellten. Ich habe alsdann die drei bis jetzt stattgehabten 
pan-amerikanischen Konferenzen in ihren Hauptvorgängen und 
nach ihren Ergebnissen geschildert und nicht versäumt, aus den 
offiziellen Dokumenten und aus den Reden amerikanischer Staats- 
männer und Gelehrter nach Tunlichkeit zu zitieren, um damit 
den Geist zu kennzeidmen, der jene Bewiegung beseelt. Ich habe 
den materiellen und moralischen Folgen dieser Konferenzen 
nachgeforscht imd ihre bereits wahrnehmbaren Einwirkungen 
auf das Leben der amerikpnischen Staaten dargestellt. Mit dem 
Programm der vierten pan-amerikanischen Konferenz, die im 
Sommer dieses Jahres in Buenos-Ayres zusammentreten wird, 
schließt der historische Teil der Arbeit. 

Wenn diese Darlegungen den Anlaß geben sollten, daß man 
^ in Europa und namentlich in Deutschland jener großen Erschei- 
nung von nun ab eine eingehendere Würdigimg zuteil werden 
lassen, daß man ihre Einzelheiten mit größerer Aufmerksamkeit 
verfolgen wird, und wenn man vor allen Dingen anfangen sollte, 
darüber nachzudenken, wie sich das alte Europa diesen bedeut- 
samen Vorgängen anzupassen hat, dann wird der Zweck, der 
mich leitete, vollständig erfüllt sein. Wenn vollends die Idee sich 
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Bahn bricht, daß der Organisation der westlichen Halbkugel 
eine Organisation ,>der europäischen Staatenwelt zur Seite zu 
stellen ist, dann, glaube ich, würde auch der Weg zur endlichen 

Pazifikation dieser unter den schweren Lasten des Hasses und des 
Mißtrauens blutenden europäischen Welt bald gefunden sein. 
Europa hat vielleicht die Führung in der Welt schon verloren» 
aber den Zeitpunkt, um sich selbst zu sammeln, hat es noch nidit 
versäumt. 

Den zahlreichen Personen und Körperschaften, die meine 
Art)eit durch Materialbeschaffung förderten, sage ich an dieser 
Stelle meinen Dank. Ganz besonders aber Herrn James 
Brown Scott, SoUidtor of the Department of State in 
Washingttm» der Gesdiäftslettung des internationalen 
Bureaus der amerikanischen Republiken, 
ebenda, Sr. Exzellenz dem Herrn Gil Fortoul, venezola- 
nischen Gesandten in Berlin, der amerikanischen Bot- 
schaft in Wien und der Königlichen Bibliothek 
m Berlin. 

Wien, ai. Afäiz i^io. A. U. F. 
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1. KAPITEL. 

Die Vorgeschichte. 

(1810—1889). 

« 

Die Befreiung der lafeinisch- amerikanischen Staaten 
und ihre Föderationsbestrebungen. 

Man muß weit zurückgehen, wenn man die pan amerikanische 
Idee bis zu ihren Anfängen verfolgen will. Nahm die Bewegung 
erst im letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts Gestalt 
an» so sind doch sdicm an seiner Schwelle die Ao^^nge der Idee 
bemerkbar. Die Gestalt des letzten Condottieri» der das alte 
Europa in den Fugen erkrachen machte, drängt sich auch hier 
dem Blicke des forschenden Beobachters auf. Wie die Reaktion, 
die sein Wirken auslöste, in Europa eine völli ge Umgestaltung 
in den Verhältnissen der Staatenfamilie (^e^^riej^ hat sie auch 
jenseits d^Jileeres eine völli ge Umwälzung der alten Ordnung 
der IMngei^e^i|^ct./^ Die Erschütterung, die Napoleon durch 
den 1808 begonnenen Krieg dem spanischen und portugiesischen 
Mutterlande zugefügt hatte, nützten die schon seit langem in 
i Gährung begriffen gewesenen Kolonien in Amerika aus, um sich 
gegen die drückende und verhaßte Herrschaft aufzulehnen. Das 
Beispiel, das ihnen wenige Jahrzehnte früher die große Republik 
im Norden gegeben hatte, lockte sie zur Befolgung. Über 14 
Jahre (vom April 1810 bis Dezember 1824) währte der Befreiungs- 
kampf der lateinisch-amerikanischen Staaten^^' ^ 

Die Lostrennung und die mittlerweile eingetretene . Liqui- 
dation der napdieonischen Aera in Europ^adiufai.>eine Lage» 
aus der sidi ein vollkommener politis^gL Geg^satz zwischen 
dem alten und dem neuen Kontinen^entwickelt^. In Europa 

A. H. Fried, Pan-Amerika. 1 
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erstand die H e i 1 i g e Allianz", die das Legitimitäts- 
iind Interventionsprinzip zu einem völkerrechtlichen Dogma 
erhob. Für die um ihre Befreiung ringenden lateinisch-amerika- 
nischen Staaten bestand die Gefahr der £iomiachung und der 
^edereroberung. Diese Geiahr erzeugte nicht nur ein Inter- 
essenbanä zwischen den jungen Staatengebüden des neuen Kon« 
tinentes, sie brachte diese auch der großen Repubhk im Norden 
nahe. Schon seit Gründung der nordamerikanischen Union 
haben die leitenden Personen den Grundsatz vertreten, allen 
europäischen Einfluß von der westlichen Halbkugel auszuschlie- 
ßen. Washington und Jefferson hatten sich zu jener 
Anschauung bekannt, die der Präsident Monroe durch die 
berühmt gewordene Botschaft vom 2. Dezember 1823 in eine 
Formel brachte. 

Die „Monroe - Lehr e" erklärte das politische System 
Europas als verschieden von dem System der amerikanischen 
Staaten, die völlig unabhängig und souverän seien; Das System 
des Gleichgewichtes und der Einmischung, das zu jener Zeit die 
Grundlage der europäischen Politik bildete, sei nicht auf Amerika 
ausdehnbar, und die Erwerbung europäischer Kolonien auf ame- 
rikanischem Boden sei fernerhin ausgeschlossen. Das war die 
Antwort auf die auf den Kongressen von Aachen, Trop- 
pau, Laibach und Verona (z8i8 — 1822) verkündeten 
Grund^tze der „Heiligen Allianz**. 

Schon am 8. März 1822 hatte der Kongreß der Vereinigten 
Staaten die neuspanischen Staaten anerkannt. Diese hatten 
alle Ursache, für die Aufrechterhaltung der Monroe-Botschaft 
einzutreten und sich der Union im Norden zu nähern. Weder 
die Gefahr, daß die ältere und reichere Republik die Hegemonie 
über die Staaten des Südens übernehmen könnte, noch die Ver- 
schiedenheit der Rasse, der Sprache und Religion, oder die Schwie- 
rigkeit der Verbindungen, die den wirtschaftlichen Rückhalt 
an Europa begünstigte, vermochten auf die Dauer diese auf dem 
gemeinsamen Gegensatz zu Europa beruhende Annäherung zu 
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verhindern. Die Vorteile einer solchen Annäherung wurden nicht 

nur im Süden erkannt, sondern auch bei dem gefestigteren und 
fortge schr itteneren Staatswesen des Nordens. 

Henry Clay dachte schon daran, der Heiligen Allianz 
einen Bund aller freien amerikanischen Staaten gegenüherzu- 
setzen. Bereits 1820 hatte er es als seine Lieblingsidee bezeichnet, 
„einen menschlichen Freiheitsbnnd zu gründen, der alle Völker 
von der Hudsonbai bis zum Kap Horn vereinige". Dieses ame- 
rikanische System, meinte Clay, könne sich immer weiter aus- 
breiten und die Vereinigten Staaten sollten der Vereinigungspunkt 
der friedlichen und freiheitsfreundlichen Ziele der ganzen Mensdi- 
heit werden. 0 Im Süden sind ähnliche Ideen noch friUier geäußert ' 
worden. In dem Entwurf der Deklaration der Rechte des chile- 
nischen Volkes" von 1810 wird unter anderm erklärt: ,,Die ameri- 
kanischen Nationen sollten sicli zu einem Kongresse vereinigen, 
um sich zu oiganisieren imd zu stärken. An dem Tage, an dem 
das nach Nationen oder in seinen beiden Kontinenten oder nur im 
Süden zu einem Kongreß vereinigte Amerika zu der übrigen 
Welt spricht, wird sein Wort beachtet und seinen Beschlüssen 
nur schwer widersprochen werden," In der vom 6. Mai 18 18 
datierten Proklamation des obersten Staatsleiters O'H i g g i n s 
an das chilenische Volk wird von „der großen Konföderation" 
des „amerikanischen Kontinentes** gesprochen, „die imstande 
sein wird, seine politische und bürgerliche Freiheit zu behaupten.*") 

Das waren natürlich nur verschwommene, noch sehr in die 
Weite gehende Ideen, die für die damalige Periode keine aUzu- 
große Bedeutung besaßen und durch die Tatsachen nur zu oft 
widerlegt wurden. Für den Rückblick auf das Entstehen der 
pan-amerikanischen Bewegung sind sie jedoch nicht unwichtig. 
Immerhin ist es als Tatsache anzusehen, daß mit der Loslösung 
der spanischen Kolonien und mit der öffentlichen Bekundung der 

<| Dr. Brnat Kopp«, Band«Mtaat und Bandeifcriec in Nordan«riln. 
BmÜB 1896. S. 154. 

*^ Siehe: Alejandro Alvarez, Latin America and Intaniational Law in 
»Tbm AimHmu Jovsal of laftematloiial Law«, Voliim* t, Hnmber S* 8. Ire* 
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Monroe-Doktrin, die in Europa keine ernste Zurückweisung er- 
fuhr, und die im Süden die entschiedene Entschlossenheit fand, 
sie aufrecht zu erhalten, zum ersten Mal ein amerikanischer 
Kontinent" in die Weltgemeinschaft eintrat, der eine eigene 
amerikanische Kontinentalpolitik verfolgte und sich anschickte, 
ein besonderes amerikanisches Recht auszubilden. 

In der ersten Periode der Entwickelung der latdnisch-ame- 
rikanischen Staaten bildete das Mißtrauen gegen die Hegemonie- 
gelüste der nordamerikanischen Union neben dem Sohdaritäts- 
gefühl gegenüber Europa nur ein weiteres Mittel zur Hebung 
des lateinisch-amerikanischen Famliensinnes.*) Es trug dazu 
bei, den Föderationsbestrebungen des Südens jene Hartnäckigkeit 
zu verleihen, die es verursachte, daß sie trotz der zahlreichen 
inneren Wirren und Nöte der jungen Staatengebilde immer 
wieder in den Vordergrund traten. Den spanischen Kolonien 
gelang es nicht so, wie den Kolonien Englands, sich gleichzeitig 
mit der Loslösung vom Mutterlande zu einem einheitlichen, auf 
breiter demokratischer Grundlage errichteten Staatswesen zu 
organisieren. Der Wille zu einer solchen Organisation war aber 
vorhanden, und die Versuche, ihn zu verwirklichen, waren ziem- 
lich zahlreich. 

Dieser Wille der südamerikanischen Staaten ist es jedoch, 
der — wenn auch in veränderter Gestalt — der heute in groß- 
artiger Entwickelung befindlichen pan-amerikanischen Bewegung 
die Kraft verleiht und deren Aussichten auf endhchen Erfolg 
außerordentUch erhöht. Die zahlreichen Versuche, der lateinischen 
Staaten sich zu föderieren, sind dalier, obwohl sie anscheinend 
immer ergebnislos verliefen, auf die spätere Entwickelung nicht 
ohne Einfluß gewesen. Alvarez*) sagt mit Recht, daß alle diese 
Vertrage und Kongresse, wenn sie auch nicht zu der langerträumten ' 
Föderation führten, bedeutender Ergebnisse nicht entbehrten. 
Sie übten auf das SoUdaritätsempiinden der Neuen Welt einen 

1) Alvarei, a. a. O., 8. 270/271. 
<) Alrar«!, •. a. O., 8. 888. 



^ .d by Google 



Bto Befrehmg der lateinteolt-ameiikaiiiscliem Staaten usw. 5 

¥dchtigen moraUschen Einfluß aus, sie dienten für manches sj^ter 
angenommene Abkommen als Modell und der kommenden Di- 
plomatie als Richtungslinie. Das große Verdienst der lateinisch- 
amerikanischen Staaten liegt aber besonders darin, daß sie die 
Schiedsgerichtsbarkeit im zwischenstaatlichen Verkehr aus- 
bildeten und so dazu beitrugen, diese Einrichtung auf jene hohe 
Stufe zu bringen, die sie heute einnimmt. Alles, was daher die 
lateinisdi-amerikanischen Staaten in den ihrer Loslösung folgenden 
sechs Jahrzehnten für die Errichtung ihrer Föderation und für die 
Ausbildung der Schiedsgerichtsbarkeit wirkten, ist als das erste 
fjitwickelungsstadium des Pan-Amerikanismus selbst anzusehen 
und muß als dessen Vorgeschichte hier registriert werden. 

Das Verdienst, die ersten Versudie zur Herbeiführung einer 
lateinisch-amerikanischen Föderation gemacht zu haben, gebührt 
Simon Bolivar, dem im Jahre 1783 zu Cairacas geborenen 
Befreier Südamerikas. Schon seit 1812 beschäftigte ihn dieser 
Gedanke. Daß seine Ideen über eine bloße Föderation Südamerikas 
hinausgingen, daß sie sogar schon sich in das Gebiet der Welt- 
organisation verstiegen, beweist eine Stelle in einem Briefe, den 
Bolivar im Jahre 18 15 im Exil zu Kingston, wohin er sich nach der 
Niederlage bei Puerta (11. Juni 1814) begeben hatte, an einen 
Freund schrieb. Diese Stelle lautet: ,, Mögen wir eines Tages 
so glücklich sein, eine erhabene Körperschaft vom Vertretern der 
Republiken, König- und Kaiserreiche, zu dem Zwecke zusammen- 
treten zu sehen, um die gewichtigen Fragen von Krieg und Frieden 
mit den Nationen von den andern drei Teilen der Welt ins Äuge 
zu fassen und zu erörtern. Das Zusammentreten eines solchen 
Kongresses wird bei unserem Vorwärtsmarsche in einer künf- 
tigen Epoche möglich sein/' ^) 

Die Gestaltung der europäischen Verhältnisse jener Zeit, 
bestärkten Bolivar in seiner Konföderationsidee. Durch seine 
Vertreter, die er an allen Hauptplätzen Europas hatte, war er 

') American Conference. UeporU. Waeliington 1890. IV. S. 167. 
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über die Vorgänge gut unterrichtet. Noch hatte die letzte spanische 
Garnison in Columbien nicht kapituliert, da trat er schon mit 
einzelnen südamerikanischen Staaten wegen einer Föderation 
in Unterhandlung. Im Jahre 1822 lud er als Präsident von Co- 
lumbien die Regierungen von Mexiko, Chile, Peru 
und B u e n o s - A y r e s ein, ,,eine Föderation zu bilden und in 
Panama oder auf einem anderen von der Mehrheit zu bestim- 
menden Platze eine Versammlung von Bevollmächtigten eines 
jeden Staates einzuberufen, die uns als Rat in allen großen Kon- 
flikten, als Bindeglied in allen gemeinsamen Gefahren, bei ein- 
tretenden Schwierigkeiten als treue Interpretin der öffentliche!» 
Verträge dienen soll und schließlich als Versöhner unserer Diffe- 
renzen zu wirken bestimmt wäre." ') 

Zur Vorbereitung dieses Kongresses schloß er mit zahlreichen 
Staaten Union-, Allianz- und Föderationsvertrage, die sich, wie 
Alvarez ^ richtig bemerkt, „von den anscheinend ähnlichen 
Verträgen, die zu jener Zeit in Europa geschlossen wurden, wie 
der Vertrag von Chaumont 1814, der von Paris 1814 und der 
Wiener Vertrag von 1815 grundsätzüch unterschieden". So 
wurde in dem em 6. Juli 1822 zwischen Columbien und 
Peru geschlossenen Vertrage ein künftiger südamerikanischer 
Kongreß vorgesehen, der als Versöhner und Schiedsrichter über 
alle sich ergebenden Streitfragen erkennen sollte. Dieser Vertrag 
ist auch als der erste ständige Schiedsvertrag zu betrachten. ^) 
Ähnliche Bestimmungen enthält der im selben Jahre (ratifiziert 
zu Bogotä 12. Juli 1^3) zwischen Columbien und Chile 
abgeschlossene Vertrag. Am 3. Oktober 1823 wurde ein ähnlicher 
Vertrag zwischen Columbien und Mexiko und am 
15. März 1825 mit den Vereinigten Provinzen Cen- 
traiamerikas abgeschlossen. Mit Buenos-Ayres 

>) Rede des Delegierten Diego Hendoza, Prooeedings (rf the national 
Arbttfatkni and Pwaea Congreti. New Tovk 1907. 8. S40* 
^ AlTir«!» m, e. 0., 8. S77. 

■) OastoB Moeli, Hirtoilw eominalr» de PAfhitwif pernuuaent. Metuwo ISOS. 
B«IU 16. 
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kam es am lo. Juni 1823 blos za einem Freundschalts- und De- 

fensiv-Vertrag.*) 

In allen diesen Verträgen ist festgelegt, daß der einzube- 
nifende Kongreß die Ausübuig der nationalen Souveränität in 
keiner Weise berühren solle. Das erstrebte Ziel sei nur ein auf 
Gerechtigkeit basierender Friede.*) Der „er- 
sehnte Zweck sei nur, alle Nationen, die großen wie die kleinen, 
dahin zu bringen, ihre Streitfälle der unparteiischen Untersuchung 
von ihnen freiwillig ernannten Richtern zu unterbreiten, die Rechte, 
und Pflichten und Verantwortung einer jeden Nation zu 
definieren, eine Union auf gemeinsamer Grundlage zu errichten» 
deren bloße Verkündigung genügen würde, um jeden Gedanken 
an eine Gewaltanwendung auszuschließen." Außerdem ver- 
pflichteten sich die Parteien, ihre guten Dienste bei den 
Regierungen der andern amerikanischen Staaten auszuüben, um 
sie zur Abschließung eines Union-Vertrages und einer „Ewigen 
Liga** zu veranlassen.^) 

Mittlerweile hatten die Vereinigten Staaten die neuen la- 
teinisch-amerikanischen Staater anerkannt. Monroe hatte in 
seiner Botschaft vom 2. Dezember 1823 eine Warnung nach 
Europa g^chtet und damit in Südamerika weitgehendste Sym- 
pathien erweckt. Die spanische Herrschaft war dort nieder- 
gebrochen. B o 1 i V a r hielt nun den Augenblick für gekommen, 
seinen Plan zur Ausführung zu bringen. Zwei Tage vor dem 
endgültigen Siege bei Yacuclio, der ihn zum Präsidenten von 
Columbien und zum Diktator von Peru machte, am 7. Dezember 
1824, richtete er von Lima aus an aUe Regierungen von Süd- 
amerika sein berühmt gewordenes Rundschieiben, indem er u. a. 
sagte : ,,Nach fünfeehn der Unabhängigkeit Amerikasdargebrachten 
opfervoilen Jahren des Kampfes für die Errichtung eines Schutz- 

*) Oil Fortolli» HiilMia «oaitItadoiMl d« Vononiota. t. L 8. SIS—SSS. 
Bariin 1907. 

Diego M e n d o z a , a. a. O., 8- 948. 
■) D i e g o M e n d o t a , a. a. O., 8. 848. 
5 0olTO, DMttivt. L B. 77aadS94. 
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Systems, das sowohl im Kriege wie im Frieden der Schild unseres 
nen errungenen Schicksals sein soll, ist es Zeit, ins Auge zu fassen, 

daß die gegenseitigen Interessen und Beziehungen, die die ame- 
rikanischen Repubhken, die früher spanische Kolonien waren, 
miteinander verbinden, auf eine fundamentale Grundlage gestellt 
werden, um die Stabilität, ihrer Herrschaft dauernd zu ge- 
stalten." 0 In diesem Rundschieiben verlangte BoUvar die un- 
verzügliche Vereinigung der Bevollmächtigten der eingeladenen 
Regierungen auf dem Isthmus zu Panama, der bereits früher in 
den seitens Columbiens abgeschlossenen Verträgen als Versamm- 
lungsort angeführt worden war. Die Wahl dieses Ortes wird in 
jenem Rundschreiben damit begründet, daß, „wenn die Welt 
ihre Hauptstadt zu wählen hätte, der Isthmus von Panama för 
diesen erhabenen Zweck* auserwählt werden müßte, da er im 
Zentrum der Welt gelegen ist. Auf der einen Seite sieht man nach 
Asien, auf der anderen nach Afrika und Europa." ^) 

Die Ideen, die B o 1 i v a r leiteten, sind am deutlichsten 
ausgedrückt in den Instruktionen, die er den peruvianischen 
Delegierten zum Kongresse erteilte.*) Er wünschte, „die Ver- 
sammlung solle in Permanenz bleiben, um folgende wichtige 
Ziele zu erreichen: i. Über die genaue Beobachtimg der Verträge 
und über die Sicherheit der Föderation zu wachen; 2. Zwischen den 
verbündeten Staaten und fremden Mächten freundschaftlich zu 
vermitteln, falls sich Meinungsverschiedenheiten ergeben sollten; 
3. Für den Fall von Gegensätzen, die den Bruch ihrer Beziehungen 
bedrohen, als Vers^^er oder als Schiedsrichter zu walten."^) 

Unter den Gegenständen, die zur Beratung vorgeschlagen 
wurden, befanden sich: Aufstellung von hberalen Grund- 
sätzen im Handelsverkehr. — Gemeinsame Annahme von Grund- 
sätzen über die Neutralität zur See. — Zustimmung zu dem 
Satze, daß frei Schiff fi\,i Gut mache, und Beschränkung der 

') Int. American Conference, a. a. O., IV., 8. 159. 

^ Int. American Conference, a. a. O., IV., S. 161. 

*) AiufSkiliflh in »luL AaMTkum ConftnoM«, •. «. O., IV., B. 169. 

Ö Dief o Mendos«, «. O., 8. 846. 
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Ausdehnung der Blockaden. — Übereinkommen zwischen allen 
am Kongreß vertretenen Parteien, daß eme jede sich gegen die 
Gründung europäischer Kolonien auf ihrem Gebiete verwahre. — 
Die Forderung religiöser Freiheit. — Gemeinsame Maßregeln zur 
Unterdrückung des Sklavenhandels usw. usw.^) 

Die Aufnahme jener Rundschreiben war eine enthusiastische. 
Während des Jahres 1825 bildete Bolivars Anregung den 
Gegenstand einer lebhaften Korrespondenz zwischen Columbien 
und den anderen lateinisch-amerikanisdien Staaten und sogar 
auch mit den Vereinigten Staaten und Brasilien.*) 



Der Panamakongress 1826. 

Am 2Z, Juni 1826 trat der Kongreß in Panama zusammen. 
Er war trotz der monatelangen Vorbereitungen dennoch kein 
allgemein amerikanischer. Von den zahlreichen eingeladenen 

Staaten hatten nur vier ihre Delegierten entsandt. Es waren dies: 
Columbien, die Vereinigten Staaten von 
Centraiamerika, Peru und Mexiko. Chile, 
Bolivien, die Vereinigten Staaten vom La 
P 1 a t a und Brasilien, die ursprünglich ihre Zusage erteilt 
hatten, machten Vorwände geltend. Letzteres berief sich auf 
seine Neutralitätspflichten gegenüber Spanien. England und 
Holland hatten zwar Vertreter gesandt, die sich jedoch au 
den Erörterungen nicht beteiligten. Sie begnügten sich, eine 
beratende und vermittelnde Rolle zu spielen. Auch die Ver* 
einigten Staaten wollten sich auf dem Kongresse ver- 
treten lassen. Sie hatten zwei Bevollmächtigte delegiert. Der 
eine starb aber auf der Reise nach dem Kongreßort, der andere 
kam an, als die Tagungen bereits geschlossen waren. Der Prä- 
ädent Adams stand dem Kongreß überhaupt kühl gegen- 

') Hoppe, a. a. O., S. 453. 
BraBiiien nahm den unabhängig gewordenen spanischen Republiken gegenüber 
Als HoiMTdiie eine SondenteUung ein. 
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über, nur der Staatssekretär Henry Clay war ein Förderer 
des Gedankens. Er bezeichnete den Kongreß sogar als einen 
Markstein eines neuen Abschnittes der Weltgeschichte." Ur- 
sprünglich obwaltete die Absicht, den Kongreß nicht zu beschicken. 
Erst als Bolivar bindende Zusicherungen gemacht hatte, 
die geplante Expedition snir Befreiung Kubas und Porto-Ricos 
zu vertagen, nahm man die Kmladvmg an. Die Instruktionen, 
die den Bevollmächtigten mitgegeben waren, gingen aber dahin, 
daß sie an den Verhandlungen nur teilnehmen sollten, wenn diese 
vollständig diplomatischer und nicht legislativer Natur wären» 
und daß keine Regierung durch ein Majoritätsvotum verpflichtet 
werde, ohne daß der Vertrag entsprediend der Verfassung 
der einzelnen Regierungen ordnungsgemäß ratifiziert worden ist. 
Sie sollten keine üffensivalHanz eingehen und dafür eintreten, 
daß die neuen Republiken keiner Nation ausschließliche Privi- 
legien erteilten. 

Die Verhandlungen dauerten bis zum 15. Juli .An diesem 

Tagt' beschloß der Kongreß — wahrscheinlich infolge des auf dem 
Isthmus herrschenden ungesunden Klimas — seinen Sitz nach 
Tacubaya in der Nähe der Stadt Mexiko zu verlegen und 
dort seine Beratungen fortzusetzen.^ Doch k<»mte dies nicht 
mehr zur Ausführung gelangen, denn es hatten sich nur einige 
Delegierte nach Tacubaya begeben. Die Bevollmächtigten von 
Mexiko und Centraiamerika, die erschienen waren, blieben bis 
November 182Ö an Ort und Stelle in der Hoifnimg, daß der Kon- 
greß sich doch noch vereinigen werde, dann reisten auch sie ab.^> 

Vier Verträge hatte der Kongreß noch am 15. Juli in Panama 

unterzeichnet. Einen Union-, Allianz- und Ewigen Föderations- 
vertrag, zwei Verträge über die Kontingentierung von Heer und 
Flotte und einen, der die Verlegung der „amerikanischen 
Versammlung" nach Tacubaya festsetzte. 

*) Qonsalo de Quesada, Arbitratkm ia latia AsMiiea. Botit«rd«ai 1907. S. 8. 
*) Gil Fortoul, a. a. O., 8. 385. 
Oil Fortovlf a. a. O., 8. SS6. 
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Der erste Vertrag enthielt folgende Bestimmungen: 

Aufrechteriialtung der Souveränität, Unabhängigkeit und 
territorialen Integrität der konföderierten Staaten. (Art. 2, 3, 21.) 

Verbot von Sonderfriedensschlüssen mit den Feinden ihrer 
Unabhängigkeit. (Art. 10.) 

Feststellung der im Notfälle gegenseitig zu leistenden Hilfe 
zu Lande und zu Wasser. (Art. 4, 10.) 

Regelung des Grenzfestsetzungsverfahren und SteUung der 
durch Abkommen festgelegten Grenzen unter den Schutz der 
Kunföderation. (Art. 22.) 

Abhaltung einer „General- Versammlung", die von je zwei 
Bevollmächtigten eines jeden Staates beschickt sein soll und die 
in Friedenszeiten alle zwei Jahre, in Zeiten gemeinsamer Kriege 
alljährlich abgehalten werden soll. (Art. iz.) 

Zu den Obliegenheiten dieser „General- Versammlung" der 
konföderierten Mächte sollte gehören: 

• I. Verhandlung imd Abschluß von Verträgen, Konventionen 
imd Arrangements, die geeignet sind, die gegenseitigen Beziehungen 
zu fordern und zu befriedigen. 

2. Den Frieden aufrechtzuerhalten, durch Raterteilung in 
Konflikten, durch Bildung eines Berührungspunktes bei ge- 
meinsamer Gefahr und durch gewissenhafte Auslegung von Ver- 
trägen, wenn über diese Zweifel entstehen sollten. 

3. In allen bedrohUchen Fragen die Versöhnung und Ver> 
mittelung anzustreben. (Art. 13.) 

Obligatorische Verpflichtung zur kompromissarischen Bei- 
legung aller bestehenden und künftig entstehenden Streitigkeiten. 
Falls eine Beilegung durch die Streitenden selbst nicht möglich 
sein sollte, so soll der Streit dem Urteil der Versammlung unter- 
worfen werden. Dieses sollte doch nur dann obligatorisch sein, 
wenn die Streitteile es wünschen. (Art. 16.) 

Kein Krieg oder irgendwelche Repressalie sollen unternommen 
werden, ehe nicht der Akt mit allen Belägen der Entscheidung 
der „ General- Versammlimg" unterbreitet worden ist. (Art. 17.) 
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Im Falle der Notwendigkeit eines Krieges gegen eine der 
Konföderation femstehende Macht sollen erst die guten Dienste 
und die Vermittelung der Verbündeten angerufen werden, tind 
diese sollen verpflichtet sein, in wirksamster Weise im Sinne 
der gütlichen Beilegung zu wirken. (Art. i8.) 

Aufstellung gewisser Normen für die Führung der auswärtigen 
Poütik. Darunter Einschränkung der Freiheit der Konföderierten 
bei Änderung der Regierungsform und beim Eingehen von Alli- 
anzen mit fremden Mächten. (Art. 14, 29.) 

Giltigkeit der Staatsbüzgerschaft für den gesamten Bereich 
der konföderierten Staaten. (Art. 23, 24.) 

Verbot des Sklavenhandels. (Art. 27.) 

Herstellung einer Kodifikation des Völkerrechts. (Suppl. 

Art.) 

Der Vertrag sollte innerhalb eines Jahres nach der Rati- 
fikatioii den Mächten, die ihm beitreten wollen, offen stehen. 
(Art. 26.) 

Für die Dauer des Unabhängigkeitskrieges soll er in Kraft 
bleiben, um nach F^riedensschluß in der Generalversammlung 
der Bevollmächtigten revidiert zu werden. (Art. 30.) 

Dieser Vertrag ist niemals in Kraft getreten. C o 1 u m b i e n 
allein hat ihn ratifiziert. Aber als die erste internatio- 
nale Friedenskonferenz wird dieser Kongreß dennoch 
seine Bedeutung behalten. Zum erstenmal wurde dabei der 
Versuch gemacht, souveräne Staaten zu einer Friedensgemeinschaft 
zu organisieren, ständige Staatenkongresse, einen ständigen 
Schiedshof und mehr oder weniger obligatorische Schiedsgerichts^ 
barkeit, gute Dienste und Vermittelung im internationalen Ver- 
kehr einzuführen, also Postulate aufzustellen, die gerade heute — 
mehr als achtzig Jahre später — im Mittelpunkte der internatio- 
nalen Erörterung stehen und eine hohe Bedeutung erhalten haben. 
£s ist daher richtig, wenn Diego Mendoza in seiner hier 
bereits zitierten Rede sagt,0 daß dieser Kongreß „als eines der 

1) a. a. O., S. 347 u. 848. 
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Glieder in der goldenen Kette anzusehen ist, die gerade jetzt in 
der Werkstatt der Gerechtigkeit im Sinne eines auf dem Rechte 
basierenden Friedens geschmiedet wird". 

Die pan-amerikaniscfaen Tendenzen dieses Kongresses liegen 
nicht allein in der an die Vereinigten Staaten ergangenen Ein- 
ladung, sondern in der während des Kongresses und schon vorher 
zutagegetretenen Absicht der Latein- Amerikaner, sich in gewisser 
Hinsicht mit den Vereinigten Staaten zu verbinden und „die 
äußere Politik der ganzen neuen Welt zu einer einzigen zu ver- 
schmelzen". 0 Es bestand im lateinischen Süden die Absicht, 
die Monroe>Lehre in Übereinstimmung mit den Vereinigten Staaten 
wirksam zu machen. Der Washingtoner Kongreß zog es aber vor, 
zu betonen, daß „die Grundsätze der Ehre und Würde, die die 
Regel des Verhaltens der Vereinigten Staaten bilden, sie verpflich- 
teten, sich den Umständen entsprechend volle Freiheit des Handels 
zu bewahren.***) Diese unerwartete Opposition der Vereinigten 
Staaten war eine der Hauptursachen, die die Ergebnislosigkeit 
des Panamakongresses bedingten.^) Wer weiß, ob andernfalls 
die pan-amerikanische Bewegung nicht schon damals eingesetzt 
hätte. Die Ergebnislosigkeit wurde zum mindesten aber auch ge> 
fordert durch die völlige Uneinigkeit und den völligen Qrganisati- 
onsmangel im Innern der neuen Staaten. Der erste oolumbische 
Bevollmächtigte G u a 1 schrieb am 26. Mai 1827 von Tacubäya 
aus an den columbischen Minister des Äußern : ,,Ist es denn möglich, , 
daß zur Stunde eine Födeiiation von Uneinigen und Unorgani- 
sierten sich bilde? Kann die Föderation ein wirksames Mittel 
sein, um die inneren Obelstände eines jeden Staates zu heilen ? 
Oder soll sie das Ergebnis der guten Ordnimg und der tiefen 
Kalküle eines jeden Staates sein ?" Sicherlich hätte die Bejahung 
der erstgestellten Frage etwas für sich, denn wer weiß, ob die 
Föderation, wenn sie durch den Beitritt oder durch die bloße 

^ Calvo, a. O., 8. 284 u. f. 

*t CalTO, O. 

^ CalTo, a. ■. O. 

^ Forto«! a. O., B. 886. 
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Mitwirkimg eines so gut fundierten Staatswesens wie die Vereinigten 

Staaten zustande gekommen und gestartet worden m^re, nicht 

dazu beigetragen hätte, die ,,innern Übelstände" der spanisch- 
amerikanischen Staaten überwinden zu helien. 



Der Kongress zu bima 1847. 

Trotz aller innern und gegenseitigen Kämpfe der lateinisch- 
amerikanischen Staaten kam der Föderationsgedanke nicht zur 
Ruhe. Die Regierung von Mexiko war es, die zu wieder* 
holten Malen (1831, 1838, 1839 1840) die Anregung zur Ab- 
haltung eines neuen Kongresses gab. Ihre Einladungen wurden 
von den meisten Staaten mit Enthusiasmus aufgenommen, doch 
gelang es lange nicht, den Kongreß wirklich zustandeznbringen. 
Das dabei vorgeschlagene Programm glich stets dem des Kongresses 
von Panama, doch war es etwas praktischer gehalten. Es wurde 
darin der Versuch angeregt, eine Union aller lateinischer Staate 
zum Zwecke ihrer Verteidigung nach aufien und zur Sicherung 
der Vermittelung durch Neutrale für den Fall eines Konfliktes 
zwischen den Vertragsstaaten selbst herzustellen. Die Aus- 
arbeitung eines Gesetzbuches des internationalen öffentUchen 
Rechts war ebenfalls ins Auge gefaßt. 

Als dann in den Jahren 1846 und 1847 die Angst vor einer 
in Spanien vorbereiteten Expedition, die der in Ecuador 
abgesetzte General F 1 o r e s zwecks Wiedergewinnung seiner 
Herrschaft zu unternehmen beabsichtigte, die Gemüter erregt 
hatte, fanden die Versuche Mexikos bei den Regierungen wie 
bei der öffentlichen Meinung bessern Anklang. In der Absicht» 
den Floresscfaen Eroberungsplänen, in denen man eine ver- 
kappte spanische Intervention vermutete, gemeinsamen Wider- 
stand entgegenzusetzen, hielt man es für die praktischste Maß- 
nahme, die Angelegenheit auf einem amerikanischen Kongreß 
zu beraten. 
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Der Kongreß trat in Lima am ii. Dezember 1S47 zu- 
sammen. Die Staaten Neu Granada, Ecuador, Peru, 
Bolivien und Chile waren dabei vertreten. Als Haupt- 
zweck des Kongresses war angegeben, die Bildung einer AUianz 
der amerikanischen Republiken zur ,,Aufrechterhaltung ihrer 
Souveränität, Würde und territorialen Integrität und Eingehung 
solcher anderer Verträge, die für ihre gemeinsame Wohlfahrt 
von Nutzen sein könnten." ') Zwanzig Sitzungen wurden ab- 
gehalten. In der ersten wurde beschlossen, auch die Vereinigten 
Staaten einzuladen. Diese waren jedoch durch ihren Krieg mit 
Mexiko verhindert, an den Beratungen teilzunehmen. 

Die Tagung währte bis zum i. März 1848. Am 8. Februar 

wurden zwei Verträge und zwei Abkommen unter- 
zeichnet : ein Föderations - und ein Handelsvertrag, 
ein Konsular - und ein Postabkommen. 

Der Föderationsvertrag stellt in seiner Ein- 
leitung fest, daß die spanisch-amerikanischen Republiken 

„nach Abstammung, Sprache, Religion und Sitten, durch ihre geo- 
graphiiohe Lage, duxoh die gwaeifWftiwe SmIw^ die sie verteidigt haben, 
durah die AlmlioliMt ihrer Binriohtiiimeii und vor «Heiii dnroh du 

gemeinsame Bed&r&iis und die wecheeheitagen Interessen verbunden, 
nnr als Teile derselben Nation zu betrachten sind, die ihre Kräfte und 
Hilfsquellen vereinigen sollten, zur Beseitigung aller Hindemisse, die 
sich ihrer, ihnen durch Natur und Zivihsation zufallenden, Bestimmung 
entgegensetzen. " 

Der Vertrag bezweckte nicht nur, die Vertragsstaaten zu 
einigen, damit sie jeden Angriff auf ihre Unabhängigkeit zurück- 
wiesen, sondern auch, sie in die Lage zu setzen, jeden Versuch 

auf Verletzung ihrer politischen Einrichtungen abzuwehren. 
Die darauf bezugnehmenden Artikel i und 2 des Vertrages be- 
folgten genau die in der Monroe-Lehre nach dieser Richtung 
enthaltenen Erklärungen und suchten sie zu ergänzen. 

Konflikte zwischen den föderierten Staaten sollten ver- 
hindert werden, namentlich jene, die aus Grenzstreitigkeiten 

>) Meere, A D(f«rt el latanwlioiial Law. WaeUngton 190S» TeL Vn, 8. TS. 
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sich ergeben sollten. Zu diesem Zwecke wurde festgelegt, daß 

im Falle des Mangels von Abmachungen zwischen den Parteien, 
jene Grenzen angenommen werden sollten, die für die betreffenden 
Länder zur Zeit der Eroberung ihrer Unabhängigkeit maß- 
gebend waren. Für die Zukunft wurden Vorschriften für die 
Grenzbestimmung angestellt. (Art. 7.) 

Es wurde bestimmt, daß kein Staat sich in die innem An- 
gelegenheiten eines andern einmischen, noch Vorbereitungen 
zur Störung des inneren Friedens eines Staates auf dem (jebiete 
eines andern gestatten dürfe. (Art. 12 und 13.) 

Zur Autrechterhaltung des Bandes zwischen allen Ländern 
sollte ein , »Kongreß der Föderation" eing^chtet werden, der 
aus je einem Bevollmächtigten eines jeden Staates zu bilden 
wäre und periodisch zusammenzutreten hätte. Dieser Körper- 
schaft wurden bedeutende Vollmachten erteilt; besonders im 
Hinblick auf die Herstellung der Harmonie und die Verhinderung 
oder Lösung von Konflikten zwischen den Föderierten selbst 
oder zwischen ihnen und fremden Mächten. (Art. 3 und 18 — 23.) 

Wenn zwischen den Föderierten Streitigkeiten auftauchen, 
so wären diese friedlich beizulegen, und die R^ierung jeder 
der föderierten Republiken sollte, falls es notwendig sei, ihre 
Vermittelung anbieten und dahin wirken, daß der Streit der 
Schiedsgerichtsbarkeit unterworfen werde. Wenn die Ver- 
mittelung fruchtlos bleiben und das Scliiedsgericht abgelehnt 
werden sollte, „dann soll der Kongreß nach Prüfung der Gründe, 
die jede Partei für ihre Ansprüche ins Feld führt, jene Ent- 
scheidung fällen, die ihm am gerechtesten erscheint". Sollte 
eine der Parteien den Spruch des Kongresses nicht anerkennen 
oder dessen Ausführung verweigern, so könnten sich die anderen 
föderierten Republiken diesem Verbündeten gegenüber als ihrer 
Verpflichtungen enthoben betrachten, ungeachtet aller anderen 
Maßnahmen, die sie zur Ausführung des Kongreßbeschlusses 
geeignet erachten sollten. (Art 9 — 12.) 
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Für den Fall eines Krieges zwischen den Föderierten und 
einer fremden Macht wurde die zwischen dem kriegführenden 
Staat und den Föderierten geschaffene Rechtslage geregelt, 
sowie auch die in solchem FaUe von jedem der Föderierten zu 
stellenden Kontingente. (Art. 15 — 18.) 

Vereinigungen von Staaten oder deren Teilung in mehrere 
Gebiete zugunsten eines verbündeten oder eines fremden Staates 
sollten erst der Begutachtung des Kongresses unterliegen, der fest- 
stellen soll, ob die beabsichtigte Maßnahme mit den Interessen und 
der Sicherheit der Föderation in Einklang zu bringen ist. (Art. 8.) 

Die Ausheferung wegen politischer Vergehen sollte nicht 
zulässig sein. (Art. 14.) 

Eine Geltungsdauer des Vertrages wurde nicht bestimmt; 
er wurde allen Regieningen Amerikas ohne Ausnahme mit der 
Einladung zum Beitritt unterbreitet. 

Der gleichzeitig unterzeiclinete Handelsvertrag setzte 
die Rechtsgleichheit der Bürger der iöderierten Staaten für das 
Föderationsgebiet fest und garantierte die Freiheit der Person 
und des Eigentmns. Er proklamierte freie Schiffahrt auf den 
internationalen Strömen, die Abschaffung der Kaperei zwischen 
den Föderierten, den Schutz feindhchen Gutes durch die neutrale 
Flagge, sofern es sich nicht um Kriegskontrebande handle, die 
Notwendigkeit der Effektivität der Blockade, das Verbot der 
Plünderung femdlicher Städte und Plätze, die Abschaffung des 
Sklavenhandels und die Behandlung derjenigen, die ihr be- 
treiben, als Piraten. 

Das Konsular-Abkommen regelte das Verhältnis 
der Konsulen und deren Schutz zur Ausübung ihrer Amtspfhchten. 

Das Schicksal dieser Verträge war das gleiche wie das des 
Panamavertrages. Mit Ausnahme Neu-Granadas, das das Konsular- 
Abkommen annahm, hat kein Staat eines der getroffenen Ab- 
kommen ratifiziert. ^) 

FOr die liier gegebene DanteUnng dee Kbngneeet Ton IMa: JLlTaroi 
a. B. O., BS. S81-~288 und „Int. Amerieen Coaferenoe^' a. a, O., VoL lY, 8. 908 u. f. ' 

A. H. Fried, Fan-Ancrika. S 
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Oer Vertrag von Santjago 1856. 

Der Krieg, den die Vereinigten Staaten im Jahre 1848 mit 

Mexiko führten, und die Flibustierexpedition. die ein gewisser 
Walker in den Vereinigten Staaten gegen Zentral- Amerika 
organisiert hatte, erweckten bei den lateinisch-amerikanischen 
Staaten ein gewisses Mißbehagen« das sie wiederum veranlaBte, 
an ihre Einigung zu denken. Dies führte su dem am 15. Sep- 
tember 1858 in Santjago zwischen Chile, Peru und 
Ecuador abgeschlossenen Abkommen, das als „Kontinental- 
Vertrag" bekannt ist. 

Dieser Vertrag nahm zahlreiche in den früheren Abkonmien 
formulierte Bestimmungen wieder auf. Er stellte die böiger- 
liehe Rechtsgleidiheit, die Handelsfreiheit zwischen den Parteien, 
Ausschluß der Auslieferung für politische Vergehen und die 
Grundsätze des Seekriegsrechtes auf. Unter den Bestimmungen 
zur HersteUimg reger Beziehungen zwischen den Vertragsstaaten 
befanden sich auch Abmachungen über die Ausübung der freien 
Berufe, über die Gerichtshilfe, die Ubereinstimmung von Mafien, 
Münzen und Gewichten und eine mögliche Anpassung der 
ZöUe und Abgaben. Auch für die Verhütung von Vorbereitungen, 
die dazu bestimmt sind, in einem der vertragsschließenden Länder 
Unruhen hervorzurufen, wurden Abmachungen getroffen. Die 
Staaten verpflichteten sich, keinerlei Abtretungen ihres Gebietes 
vorzunehmen, auch keiner fremden Nationalität innerhalb ihrer 
Grenzen Niederlassungen zu gestatten. 

Zur Aufrechterhaltung des Friedens zwischen den Ver- 
tragsstaaten und zur Stärkung ihrer Union wurde wiederum 
ein alle drei Jahre zusammentretender Kongreß vorgesehen, 
in dem jeder Staat durch einen Bevollmächtigten vertreten sein 
soEte. Der Kongreß hätte in Fällen von Mißhelligkeiten als Ver- 
mittler zu dienen; es sollte den Staaten nicht gestattet sein, 
das Vermittelungsangebot zu verwerfen. Der Vertrag wurde 
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auf zehn Jahre abgeschlossen; dabei wurde vorgesehen, daß 
jeder Staat des lateinischen Amerikas dem Abkommen beitretea 
könne. Ein ähnlicher Vertrag wurde am 9. November desselben 
Jahres zwischen Mexiko, Costa Rica, Nea-Granda, Venezoela, 
Guatemala, Salvador und Peru unterzeichnet. 

Diese Verträge wurden nur von wenigen Staaten ratifiziert, 
aber fast alle Staaten stimmten der darin enthaltenen Grund- 
idee bei. Sie erklärten alle, geneigt zu sein, in eine ständige Liga 
einzutreten. *) 



Der Kongress zu Uma 1864. 

Verschiedene, bald nachher eintretende Ereignisse ließen 
die lateinisch-amerikanischen Staaten wieder um ihre Unab- 
hängigkeit bangen. Im Jahre 1861 verleibte Spanien San Domingo 
semer Herrschaft ein; ein Jahr später land die franzfisisdie Inter- 
vention in Mexiko statt mit der Absicht, dort einen Thron zu 
errichten, und 1864 besetzte Spanien die zu Peru gehörenden 
Chinchas-Inseln. Zu gleicher Zeit machten sich auch in der aus- 
wärtigen Politik der Vereinigten Staaten gewisse imperialistische 
Neigungen geltend. Dennoch hatte der Vertreter Costa-Ricas in 
einer am 14. August ZS62 stattgehabten Konferenz mit dem 
Vertreter Columb iens über die Gründung einer „Kontinen- 
tal-Liga" in bezug auf die Beteihgung der Vereinigten 
Staaten die Notwendigkeit betont, das Wort „kontinental" 
im weitesten Sinne aufzufassen. „Wenn unsere Republiken'*, 
führte er aus, „die Garantie haben könnten, daß sie von den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika nichts zu fCirchten hatten, 
ist es unzweifelhaft, daß keine andere Nation uns nützlicher 

sein könnte ** Noch drei Monate vor der Besetzung 

der Chinchas-Inseln, am 11. Januar 1864, erließ die Regierung 
von Peru abermals ein Rundschreiben an sämtliche lateinische 

') GalTO, a. a. O., t. I, S. 88. 

^ Siabe: International American Conference a. a. O., Vol. IT, S. 208. 

r 



Digilized by Google 



so I. Kap. Die Yorgeschidite. (1810—1889). 



Staaten Amerikas, worin sie sie etnlnd, zu einem KongreB zq> 

zammensutreten, um sich besser keimen zu lernen, ihre Hilfs- 
quellen und Verteidigungsmittel einander besser bekannt zu 
machen, mid ,,sich za einer einzigien Familie zu organisieren/* 
Unter den verschiedenen für den Kongreß in Erwägong zu 
ziehenden Gegenständen befand sich auch die Annahme von Maß- 
nahmen, die zu einer freundschaftlichen Beilegung, der immer 
zahlreicher und immer unerträglicher werdenden Grenzstreitig- 
keiten führen sollten. Es wurde ausdrücklich vorgeschlagen, 
„den Krieg unwiderruflich abzuschaffen, ihn durch die 
Schiedsgerichtsbarkeit, dem einzigen Mittel 
zum Ausgleich aller Mißverständnisse und 
Mißhelligkeiten zMOSchen den südamerikanischen Repu- 
bliken, zu ersetzen." ') 

Am 14. November 1864, dem Geburtstage von Boävar 
trat der Kongreß in Lima zusammen. Argentinien, 
Bolivien, Chile, Columbien, Ecuador, Gua- 
temala, Peru und Venezuela hatten Vertreter gesandt. 
Der Kongreß htt unter den zwischen Spanien und Peru wegen 
der Chinchas-Inseln ausgebrochenen Streitigkeiten. So konnte 
er trotz der Mannigfaltigkeit des Programms nur zum Abschluß 
zweier Verträge kommen, die er am 23. Januar 1865 unter-* 
zeichnete. Es waren dies ein Vertrag über eine „Union- und 
Defensiv-Allianz" und ein Vertrag „zur Erhaltung des Friedens." 

In dem ersteren Vertrage vereinigten sich die Vertrags- 
staaten zur Verteidigung ihrer Unabhängigkeit, Souveränität 
und territorialen Integrität gegen fremde Mächte und gegen 
jene Teile fremder Mächte, die von keiner anerkannten R^;ierung 
befehligt werden, (Art. i.) 

Diese Allianz sollte nicht nur dann wirksam werden, wenn 
der Versuch gemacht wird, einen der Vertragsstaaten eines Teiles 
seines Besitzes zu berauben, seine Kegiemngsform oder innere 
Verfassung zu ändern, sondern auch, wenn Anstrengungen ge- 

i> Moor«, «. O., TaL VH, 8. 78. 
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macht werden, „eine der hohen vertragsschließenden Parteien 
tmter dn Protektorat zu bringen oder sie zu zwingen, Gebiet 
zu verkaufen oder zu überlassen, oder auf solchem irgend ein 
Privileg, Recht oder ein^ Vorzug einzuräumen, die die freie und 
vollständige Ausübung ihrer Souveränität und Unabhängigkeit 
zu verletzen oder zu beeinträchtigen vermögen." (Art. 2.) 

Die Parteien verpflichten sich gleichfalls, keinerlei Protek- 
torat oder Vorrechte, die ihre Souveränität und Unabhängigkeit 
verletzen konnten, zuzugestehen und „keinen Teil ihres Gebietes 
einer anderen Nation oder einer andern Regierung zu veräufiem. 
Diese Bestimmungen beziehen sich jedoch nicht auf Gebiets- 
abtrennungen, die infolge von Grenzreguherungen vorgenommen 
werden sollten. (Art. 9.) 

Schließlich wurde vereinbart, alle drei Jahre eine internatio- 
nale Konferenz abzuhalten. (Art. 10.) 

In dem zweiten Vertrage verpflichten sich die Parteien, zur 
Beilegung ihrer Streitigkeiten einschließlich der Grenzdifferenzen 
stets friedhche Mittel anzuwenden und wenn diese in anderer 
Weise nicht geschlichtet werden können, sie zur endgültigen 
Entscheidung einem Srhiedsrichter zu unterbreiten. (Art. z, 
2 u. 3.) 

Sollte eine der Parteien es ablehnen, die Angelegenheit der 
Schiedsgerichtsbarkeit zu unterwerfen, haben die Verbündeten 
ihre guten Dienste anzubieten, um die zögernde Macht zur Er- 
füllung ihrer Verpflichtungen zu beeinflussen. (Art. 4.) 

Schließlich sind auch in diesem Vertrag Bestimmungen auf- 
genommen worden, die die Bildung von Verschwörungen gegen 
irgendeine der vertragschließenden Regierungen auf dem Gebiete 
einer anderen verhindern sollten. (Art. 6 u. 7.) 

Auch diese beiden Verträge sind nicht allgemein ratifiziert 
worden. Sie haben jedoch zu weiteren Versuchen geführt, sie in 
Kraft zu setzen. Alvarez, dem ich in diesen Darstellungen 
gefolgt bm, führt an, daß die Delegierten von Chile, Ecu- 

1) a. «. O., S. 287, Attnkff. 
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a d o r und B o 1 i v i a am i6. Mai in Lima einen Vertrag ab- 
schlössen, in denen die Grundsätze des internationalen Rechtes 
festgelegt wurden, wahrend am 3. Oktober desselben Jahres di^ 
Vertreter von Chile, Peru und B o 1 i v i a einen Vertrags- 
entwurf aufsetzten, der dem Lima-Vertrag von 1864 fast voll- 
ständig ähnelte. Aber auch diese Verträge wurden nicht rati- 
fiziert. 



t)ie Bedeutung der lateinisch-amerikanischen 
Föderationsversuche und ihre Entwickelung« 

Trotz der mißlungenen Versuche, trotzdem alle diese unter 
großem Aufwand von Zeit und Scharfeinn hergestellten Vertrags- 
entwürfe &st niemals ratifiziert wurden, ist diesen Vorgängen 
dennoch die Bedeutung nicht absusprechen. Hatten sie auch 

keinen unmittelbaren Erfolg, so liegt in ihnen doch die Verkün- 
digung eines Prinzipes. ^) „Wenn die Kongresse und Verträge", 
sagt Alvarez*) „zu Anfang der lateinischen Selbständigkeit 
auch nie ratifiziert wurden, so zeigen sie doch deutlich, die inter- 
nationalen Notwendigkeiten und Bestrebungen dieser Länder 
und die Maßnahmen, die sie am geeignetsten für deren Befriedi- 
gung hielten." Sie zeigen wenigstens den Wunsch, zu einer Po- 
ütik von internationalem Charakter zu gelangen, und bezeichnen 
so eine Tendenz, die den europäischen Staaten zu jener Zeit 
noch vollständig fremd war. Es muß ja zugegeben werden, daß 
die lateinisch-amerikanischen Staaten außerhalb der Zeit, wo sie 
sich zu Friedenskongressen versammelten, sich nicht nur gegen- 
seitig fortwährend bekriegten, sondern auch durch zahlreiche 
Bürgerkriege erschüttert wurden. Erklärt wird ja dieser Umstand 
durch die zu plötzlich und vielleicht auch zu frühzeitig eingetretene 
völlige Wandlung ihrer poetischen Stelhmg, durch die Gemisdit- 
heit ihrer Bewohner und durdi die geringe Bevölkerung, die auf 

>) C alTO a. a. O., S. 88. 

^ AlT«r«i» «. «. O., 8. 877. 
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großen Gebieten verteilt lebte, wodurch eine stramme Organi- 
sation verhindert wurde; vieDeicfat auch durch gewisse Eigjen- 
tfimllchkeiten des romanischen Temperamentes. Diese Staaten- 
gebilde waren eben noch zu jung, als daß sie von all diesen Hemm- 
nissen hätten unbeeinflußt bleiben können. Umso bemerkens- 
werter ist es dann, daß trotz der tiefen Zerrüttungen, der trost- 
losen Verhältnisse und all der angeführten Hindemisse der Föde- 
rationsgedanke eine solche Hartnäckigkeit beweisen konnte,, 
wie es bei den viel fortgeschritteneren und konsolidierteien euro- 
päischen Staaten noch niemals der Fall war. 

Die Bedeutung dieser Kongresse und der von Ihnen ge- 
zeitigten Vertragsentwürfe zeigt sich schon durch die dabei er- 
folgende r^ielmäßige Wiederkehr gewisser Ppstulate und deren 
ständig fortschreitende Entwicklung. In erster Linie fallt hierbei 
der immer stärker betonte Schutz der staatlichen 
Integrität ins Auge. Diese geforderten Maßnahmen, die sich 
der Zersplitterung der Staaten und der Entäußerung einzelner 
ihrer Gebietsteile wie der gewaltsamen Inbesitznahme durch fremde 
Staaten widersetzen sollen« bezweckten nichts anderes, als die in 
der Monroe-Lehre niedergelegten Grundsätze. Aus der Hart- 
näckigkeit, mit der die spanisch-amerikanischen Republiken diese 
Fordenmg vertraten und auch durchzuführen wußten, wenn die 
betreffenden Verträge auch nie in Kraft getreten sind, ergibt 
sich am deutUchsten die große Interessengemeinschaft, die jene 
Staaten damals schon mit der Union des Nordens verband und die 
nur eingeschränkt wurde von der Furcht vor den Hegemoniege- 
lüsten der stärkeren und entwickelteren Republik. „Der beste 
Beweis dafür, daß die Monroe-Lehre die Sehnsucht des gesamten 
Amerikas ausdrückte", sagt Alvarez,*) „ist in der Tatsache 
ZU finden, daß seit dem Kongreß von Panama im Jahre 1826 
alle lateinisch-amerikanischen Staaten nicht nur danach gestrebt 
haben, sie auf das feierlichste zu verkünden, sondern sich auch 
zu vereinigen, um ihr Geltung zu verschaffen". 

9 «. a. O.» 8. SlS. 
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Die größte Bedeutung jener Kongresse und ihrer Beratungen 
liegt aber in der entschiedenen Betonung und Hervorhebung 
der Schiedsgerichtsbarkeit und in gewissen Bestre- 
bungen zur Vereinheitlichung der Einrichtungen und zur Regelung 
der Verkehrs- und Rechtsbeziehungen, die wir kurzweg als „V e r - 
Jcehrspolitik" (siehe unten) bezeichnen wollen. 

Die Probleme der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit, 
des standigen Schiedshöfe und der obligatorischen Anwendung 
der guten Dienste und der Vermittelung, die für Europa heute noch 
hart umstritten sind, und an die die europäischen Regierungen 
erst in den letzten Jahren nicht unter harten Kämpfen und nicht 
ohne große Reserven heranzutreten wagten, wurden auf jenen 
Kongressen und in jenen Vertragen schon eingehend erörtert, 
festgelegt und in einer Weise entwickelt, daß dieser Umstand allein 
jene anscheinend ergebnislose Arbeit für die weitere Entwicklung 
des internationalen Friedensrechtes geradezu mustergiltig macht. 
Das lateinische Amerika ist die Wiege der Schiedsidee; es sind 
daher gewisse Zusammenhänge nicht zu verkennen, die von jenen 
Kongressen in unsere Gegenwart fähren. 

Wohl wohnt auch — wenigstens in der ersten Periode der 
lateinisch-amerikanischen Selbständigkeit — den Bestrebungen 
zur Festlegung der Schiedsgerichtsbarkeit ebenso ein mehr theo- 
retischer Charakter inne wie den Föderationsbestrebungen. Die 
Zahl der abgeschlossenen Schiedsverträge war zwar sehr groß, 
doch scheint es auch hier nur in seltenen Fällen zu einer Ratifi- 
kation gekonmien zu sein. Anders wäre der wiederholte Abschluß 
soldier Vertiilge zwisdien den selben Vertragsschließenden nicht 
zu erklären. Es ist interessant zu vernehmen, was Gas ton 
M o c h hierzu mitteilt. Er schreibt: „Das von Boüvar gegebene 
Beispiel wurde von den frühere spanischen Kolonien mit einem 
Eifer verfolgt, dem man nur den Vorwurf machen muß, daß er 
verfrüht war. Denn der moralische Zustand war mit der regel- 
richtigen Wirkung^der2^Schiedsgerichtsbarkeit nicht zu verein- 
ig a. a. O., 8. 17. 
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baren und die Art, wie jene Staaten ihren Verpflichtungen nach- 
kamen, könnte von manchem als ein Beweis der Unwirksamkeit 
des Prinzips ausgelegt werden. — Die Zahl der standigen Schieds- 
verträge, die in jenem Teile der Welt geschlossen wurden, ist in 

der Tat überraschend, man könnte fast sagen, übermäßig. In 
der Regel genügt es ja, wenn zwei Länder miteinander einen 
solchen Vertrag schließen; man kann aber sehen, daß z. B. Sal- 
vador allein im Laufe von dreißig Jahren nicht weniger als zehn 
Verträge mit Costa-Rica, acht mit GuatemaUt, neun mit Honduras, 
sechs mit Nicaragua geschlossen hat. Andere Staaten haben, 
ohne soweit zu gehen, ebenso gehandelt. Und dabei haben alle 
diese Konventionen keineswegs den Zweck gehabt, einen ursprüng- 
lichen Text zu ergänzen und 2U verbessern, sondern einem Kriege 
den der vorheigjehende Vertrag nicht verhindert hatte, ein Ende 
zu machen." 

So sehr aber diese Anfänge als mißlungen anzusehen sind, 

der Wille zur friedlichen Austragung von Streitfällen ergibt sich 
deutlich aus den zahlreichen zu diesem Zwecke unternommenen 
Versuchen. Schon daß die lateinisch-amerikanischen Staaten 
die ersten und lange die einzigen waren, die Schiedsverträge 
abschlössen, ist mit Nachdruck zu vermerken. Deshalb darf es 
nicht Wunder nehmen, wenn sich bei ihnen auch die Kinderkrank- 
heiten dieses Systems am deutlichsten zeigen. Bis 1864, dem 
Jahre des zweiten Kongresses von Lima, treten bei den 28 bis 
dahin überhaupt abgeschlossenen Schiedsverträgen, die M o c h 
anführt, durchweg lateinisch-amerikanischen Staaten als 
Vertragsteile auf. Von diesen Verträgen waren nur 8 mit euro- 
päischen Mächten bezw. den Vereinigten Staaten abgeschlossen, 
die übrigen zwischen den lateinisch-amerikanischen Staaten 
selbst. In der Zeit von 1864 — 1903 wurden nach den Auf- 
zeichnungen bei M o c h nicht weniger als 143 (!) Schiedsverträge 
abgeschlossen, bei denen die lateinisch-amerikanischen Staaten 

<) a. a. O., S. 25. 

^ 1808 Mtste bekanntUoh di« SohiedSTertragtbewegang ia Barop« ein. 



Digitized by Google 



26 L Kap. Die VorgMohiohte. (1810— 188»). 



beteiligt waren. Davon waren nur i6 mit europäischen Staaten 
abgeschlossen, die andern 127 innerhalb der lateinisch-amerika- 
nischen Staatenwelt. Es haben bis 1903 abgeschlossen: ') Ar- 
gentinien 10, Bolivien 12, Brasilien i, Ver. 
Staaten von Centraiamerika (bestanden nur zwi- 
schen 1823 und 1840) 2, Chile 5, Columbien 10, Costa- 
Rica 7, Ecuador 9, Guatemala 12, Honduras 
6, Mexiko 11, Nicaragua 4, Paraguay 9, Peru 12, 
San-Domingo 9, Salvador z6» Uruguay 9, Ve- 
nezuela 5 Schiedsvertäge. 

Aus diesen Zahlen ist zu erkennen, daß das Schiedsprinzip 
für die lateinisch-amerikanischen Staaten keine Nebensächlichkeit 
war. Daß die UnzuträgUchkeiten des Anfangs sich spätu gebessert 
haben« ergibt sich aus der Betrachtung der Zahlen über die schieds- 
gerichtlich zum Austrag gekonunenen StreitfäUe. Ich folge hierbei 
den ausführlichen Darstellungen Darbys^. der allerdings 
die Merkmale des Schiedsfalles ziemlich weit ausdehnt und auch 
die Entscheidungen der gemischten Kommissionen usw. mit ein- 
begreift. Danach gab es bis 1864 nur 31 schiedsgerichtUche Er- 
ledigungen, an denen die lateinisch-amerikanischen Staaten 
beteiligt waren. In 28 Pallen waren es Streitfölle zwischen ihnen 
und anderen Staaten und nur in vier Fällen zwischen lateinisch- 
amerikanischen Staaten allein. Von 1864 bis 1904 stieg die Zahl 
der schiedsgerichtlichen Erledigungen, an denen Lateinisch-Amerika 
beteiligt war, auf 125, wobei 83 Fälle auf Streitfälle von lateinisch- 
amerikanischen mit europäischen bezw. den Vereinigten Staaten 
entfallen und 42 auf StreitföUe zwischen den ersteren. 

Das Wachstum der Fälle bezeugt, wie sehr die ursprünglich 
rein theoretischen Bestrebungen mit der Zeit dennoch die Staaten- 
praxis beeinflußten. 

Es ist hier nicht der Ort, noch näher auf die Ausgestaltung 
der Schiedsgerichtsbarkeit im lateinisdien Amerika einzugehen. 

1) nach Koch, a. a. O., 8. 4S— 49. 
9 a. a. O., 8. 769 o. f. 
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Die angeführten Daten werden genügen, um zu zeigen, welche 
Bedeutung der Schiedsgedanke trotz seiner an&nglichen Hinfällig- 
keiten in diesen Ländern gewonnen hat. Neben der Schieds- 
gerichtsbarkeit war es, wie erwähnt, das Bestreben, abseits von 

aller Politik zu internationalen Vereinbarungen zu gelangen, 
die das Mit- und Nebeneinanderleben der Staaten regeln sollten, 
— die Verkehrspolitik — die bei jenen lateinisch-ame- 
rikanischen Kongressen die höchste Beachtung herausfordert. 
Der Versuch zur Vereinheitlichung aUer staatlichen Einrich- 
tungen, zur Ausbreitung der Rechtssphäre über das Gesamt- 
gebiet der in Betracht kommenden Staaten, zur Herstellung 
einer Rechtsgleichheit und einer über die einzelnen Grenzen 
reichenden Rechtssicherheit, zur Regelung des Privatrechtes, 
der Gerichtshilfe, wie der Verkehrs- und Handelsbeziehungen, 
der Berufeausflbung, usw. zu gelangen, tritt hierbei immer wieder 
in den Vordergrund. Die Absicht, die Beziehungen verschiedener 
souveräner Staaten zu erleichtern, eine soziale Lebensgemeinschaft 
zu begründen und das Gemeinsame trotz aller Antagonismen 
in den Vordeigrund zu stellen, wie die Absicht, die gemeinsamen 
Angelegenheiten auf regelmäßig wiederkehrenden Staatenkon- 
gressen zu ordnen, tritt uns hier zum erstenmal entgegen. Was 
Nippold später') als das ,,Neue Völkerrecht" bezeichnet, 
das zum Unterschied von dem alten politischen Völkerrecht ein 
internationales Verkehrsrecht ist, das eine internatio- 
nale Verwaltung vorbereitet, ist hier im Keim zu er- 
kennen. 

Am 9. Dezember 1877, dem Jahrestage der Schlacht bet 
Ayacucho, die der spanischen Herrschaft in Südamerika ein 
Ende gemacht hatte, trat zu Lima eine Diplomaten-Konferenz 
zusammen, auf der sich die dort versammelten Privatrechts- 
juristen von Latetnisch-Amerika bemühten, einheitliGfae Be- 
stimmungen über das internationale Privatrecfat festzustellen* 

i|Otfri«d Nippold, Dia VocOiildiiiig dM V«rtihnBi in ▼OkamAtiidiak 
BIftiUgiillia. Lt^M 1907. 
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Es war dies der erste lateinisch-amerikanische Kongreß, wo das 
poHtische Moment bereits ganz ausgeschaltet war und lediglich 
eine Materie des »»Verkehrs'" zur Beratung stand. Die Beratungen 
hatten zwei Verträge zur Folge: i. Einen Vertrag zur Errichtung 
einheitlicher Gesetze in bezug auf das internationale Privatrecht 
vom 9. November 1878 und 2. ein Ausliefenmgsabkommen vom 
27. März 1879. Argentinien, Bolivien, Chile, 
Costa-Rica, Ecuador und Peru unterzeichneten beide 
Verträge, Guatemala und Uruguay nur den Aus- 
lieferungsvertrag. Ob diese Verträge ratifiziert wurden, konnte 
ich nicht feststellen. Immerhin bildete dieser Kongreß, dem 
1888 zu Montevideo ein ähnlicher aber bedeutungsvollerer folgte 
(siehe unten), ein charakteristisches Merkmal für die von mir 
hervorgehobenen Bestrebungen. 

Diese Bestrebungen in der Richtung zum Ausbau einer 
internationalen Verkefarspolitik» in Verbindung mit der außer- 
ordentlichen Betonung und Ausgestaltung der Schiedsgerichts- 
barkeit, bilden zusammen ein äußerst wichtiges Merkmal 
für die Beurteilung der pan-amehkanischen Bewegung. Beide 
Tendenzen bezeichnen deutlich die Wand- 
lung desalten Föderationsgedankenszu jener 
Idee, die man heute als „Internationale Or- 
ganisation** bezeichnet, und die eine völlige Umwandlung 
und gleichzeitig Modernisierung des alten Föderations-Problems 
bedeutet. 

Die Föderation war das alte Mittel zur Staatenverdnigung. 
Sie^war immer ein Kind der Gewalt. Entweder der direkten 
Gewaltausübung oder der Fnidit vor Vergewaltigung, Ent- 
weder wurde die Föderation durch den glücklichen Krieg einer 

stärkeren Macht, die dann die Führung übernahm, herbeigeführt 
oder durch den än^Uichen Zusammenschluß einzelner Staaten 
aus Furcht vor einer stärkeren Macht. Für die lateinisch-ameri- 
kanischen Staaten wäre das letztere Moment maßgebend ge- 

0 AI rares a. a. O., 8. 801. 
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wesen. Sie fürchteten in ihren Anfingen gemeinsam die Ein- 
mischung Europas und die Wiedererobenmg. Deshalb waren 
sie auch immer bemüht, sich zn föderieren. Aus den oben ange- 
führten pohtischen Verhältnissen konnte es nicht dazu kommen. 
Eine Macht» die die Hegemonie unter ihnen hätte beanspruchen 
können, vermochte sich nicht auszubilden. Aber die Furcht 
vor der Einmischung Europas und den Hegemoniegelüsten der 
Vereinigten Staaten mirde nie so akut, daß sie den Hader der 
jungen Republiken hätte ausschalten können. Die Entfernung 
der bedrohten Länder war für die Technik jener Zeit doch zu 
groß, der Hader der europäischen Staaten selbst und nicht zuletzt 
' die von den Vereinigten Staaten mit Nachdruck vertretene 
Monroe-Doktrin trugen das übrige dazu bei, die Gefahr der Ein- 
mischung und Kolonisation immer mehr einznschwächen. 

Je mehr nun diese Gefahren schwanden, umso mehr verblaßte 
auch das alte Föderationsideal. Da die Staaten aber miteinander 
und nebeneinander leben mußten, wandten sie sich entsi^edener 
der Oiganisationsidee zu. Diese erstrebt die Wirkung des alten 
Föderationsgedankens mit moderneren Mitteln. Sie hat nicht 
mehr die Gewalt zur Voraussetzung, sondern das Interesse. Sie 
will die Individuahtäten der Staaten nicht mehr ersticken, 
sondern diesen erst recht entsprechen, ihre Souveränität nicht 
aufheben, sondern durch weises gegenseitiges Entgegenkommen, 
durch freiwilligen Verzicht auf gewisse, dem eigenen Interesse 
entgegenstehende Vorrechte noch wertvoller gestalten, als dies 
in der Isolierung möglich wäre. Die internationale 
Organisation setzt sich durch mittels Ver- 
träge über die normalen Lebenserf order- 
nisse der Staaten zwecks besserer Befrie- 
digung der allgemeinen Interessen. 

Dieser Unterschied zwischen der alten Föderationsidee imd 
des neuen Weltorganisationsgedankens ist auch für Europa von 
höchster Bedeutung, wo es noch zahlreiche ängsthche Gemüter 
gibt, die namentlich der Friedensbewegung unterschieben, daß 
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sie alle Vaterländer beseitigen, einen Einheitsbrei aller Nationen 
herstellen wolle, glauben zu machen suchen, als wäre ein System 

der Vereinigten Staaten von Europa" nach dem Muster der ameri- 
kanischen Union ihr einziges Ziel, während sie in der Tat nichts 
anderes will als die Organisation der europäischen Staaten auf 
freiwilliger Grundlage zwecks gemeinsamer Vertretuig ihrer 
gemeinsamen Interessen unter A fi frgchterhalt ""'^ ihrer steatlichen 
imd nationalen Eigentümlichkeiten. Wer Augen hat zu sehen, 
sieht, daß dieser Organisationsprozeß in Europa ganz von selbst 
vor sich geht. Das Völkerrecht beginnt eben erst, sich ihm 
anzupassen. 

In den lateinisch-^amerikanischen Staaten hat sich diese 
Erkenntnis durch die dort Einfluß habenden besonderen Ver- 
hältnisse viel früher ausgebildet und schon im dritten Viertel 

des vorigen Jahrhunderts sehen wir die alte Lieblmgsidee Bolivars 
verblassen und den modernen Organisationsgedanken an seine 
Stelle treten. In den alten Verträgen bildeten die Verkehrs- 
politik und die Schiedsgerichtsabkommen noch ein Nebenbei» 
in den neuen Bestrebungen traten sie — wie der Privatrechts- 
kongreß zu Lima 1877 am deutlichsten zeigt — losgelöst von den 
poHtischen Forderungen in den Vordergrund. Das Schieds- 
wesen ist das notwendige Korrelat der Verkehrspolitik, mit ihm 
gemeinsam bildet es die eigentUche Grundlage des Organisations- 
gedankeos. Setzt es doch die internationalen Beziehungen auf 
eine sicherere und dem entwickelteren internationalen Verhältnis 
«inzig entsprechende Grundlage. Bedeutet es doch die Aus- 
dehnung des Rechts über die Grenzen des einzelnen Landes 
hinaus. Die Verkehrspohtik wiederum bildet die Grundlage 
dieses Kechtsbedürfnisses und auch dessen Rückgrat. Ohne 
Gemeinsamkeit der Interessenhatdas inter-. 
nationale Recht keine Kraft. Das Schiedsgeridit 
wird allein niemals die Gewaltanwendung beseitigen. Die gegen- 
seitige Abhängigkeit, wie sie in der Verkehrspolitik zum Aus- 
druck kommt, bewirkt dies erst. Je entwickelter diese Ver- 
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kefaxspolitik wird, wnso gröfieren Einfluß erreicht die Schieds- 
geriditsbarkeit, umso größere Macht besitzt das Recht im inter- 
nationalen Verkehr. 

Es ist also erklärlich, warum im letzten Drittel des vorigen 
Jahrhunderts bei den lateinischen Staaten die Schiedsgerichts- 
bewegung und die Verkehrspolitik i» den Vordergrund traten» 
der Föderationsgedanke aber immer mehr verblaßte. Da diese 
Erscheinungen aber auch die Grundlagen der späteren pan- 
amerikanischen Bewegung bilden, erhebt dies ihre Bedeutung 
und erhärtet dies des weiteren den eingangs erwähnten Zu- 
sammenhang der lateinisch-amerikanischen Bestrebungen mit der 
pan-amerikanischen Bewegung. 



Der Vertrag zu Bogota 1880. 

Aus dieser Entwickelung heraus gewinnt ein Vertrag an 

Interesse, den am 3. September 1880 die Vertreter von 
Columbien imd Chile zu Bogota unterzeichneten. Es 
war dies ein allgemeiner, ständiger und absoluter Schieds- 
vertrag, der im Wortlaut hier angeführt sei: 

Art. L Die Veramigten Staaten von Columbieii und die Be- 
publik Chile verpflichten sich für alle Zeiten alle Gegensätze und 
Schwierigkeiten, welcher Art immer rwisohen ihnen entstehen sollten, 
sofern sie, trotz der Bemühung, die sich die respektiven Begiemngen 
zu ihrer Verhütung geben sollten, nicht auf diplomatisohem Wege 
beigelegt werden kfinneo, der Sohiedagenohtsbaikeit WH mtntneHieii. 

Art. n. Die WaU dee Sohiedsriehtew soU eintratendenfalb 
durch ein Sonderabkommen bewirkt werden, in welchem auch die 
Streitfrage und das zu beobachtende Verfahren klargelegt werden 
sollen. Im Falle ein solches Abkommen nicht zustande kommt, oder 
wenn es ausdrücklich so gewünscht wird, soll der Präsident der 
Veninigtea Staaten von Ai—a«. Sohiederiohtenmt aitsfiben. 

Art HL Die Veieiiiiglen Staaten von Oolnmbien und die Be- 
publik Chile werden bei n&chster Gelegenheit Terauchen, mit anderen 
amerikanischen Staaten ähnliche Abkommen 7n schließen, damit die 
schiedsgerichtliche Beilegung aller internationalen Differenzen e i n 
Grundsatz des amerikanischen öffentlichen 
Beehts wende. 

Qtteeadtf «. a. O., 8. 8. 
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Auch dieser Vertrag ist nicht ratifiziert worden, aber der 
Minister des Auswärtigen von Columbien ertieB im Jahre 

1881 infolge des Art. III an alle lateinisch-amerikanischen Staaten 
die Einladung, sich wieder zu einer Konferenz in Panama ein- 
zufinden, um einen gemeinsamen Schiedsvertrag nach dem. 
Muster des zwischen Columbien und Chile vereinbarten abzu- 
scfalieBen. Bloß Brasilien war als Kaiserreich von der Einladung 
ausgeschlossen. Die Konferenz fand zwar nicht statt, da 
gerade Chile wieder mit Peru im Kriege lag, ") aber fast alle 
Staaten beeilten sich, die Einladung anzunehmen und drückten 
in ihren Antworten in bemerkenswerter Weise ihre Sjmipathie 
für die Idee aus. Es ist wichtig, diese Antworten auszüglich 
hier wiederzugeben. ^ 

Die Republik San Domingo beeilte sich sofort der 
Maßnahme zuzustimmen .... als dem einzig praktischen Mittel, 
um die unsterbliche Idee des Befreiers Bolivar zu verwirk- 
lidien» da aus der ersten Versanimlung eines Kongresses sich 
andere ähnliche Vereinigungen ergeben werden und als 
deren Folge die lateinsch-maerikanische Amphyktionie oder 
Föderalen." 

Costa-Rica drückt in seiner Antwort die Ansicht aus» 
daB „das erlasende Sdiiedsprinzip uns nicht nur vor den 

Zwischenfällen bewaffneter Eingriffe sichert, die uns mit Blut 
überschwemmen, unser Land zerstören und unseren Fortschritt 
lähmen, es muß auch in hohem Maß beitragen zur Reform unserer 
politischen Existenz, indem es uns daran gewohnt, den Erfolg 
unserer Ansprüche dem Argument anstatt der Gewalt zu unter- 
werfen und die Autorität des Schiedsrichters, der in inneren 
Angelegenheiten das natürliche Werkzeug zur Beilegung unserer 
häufigen Streitigkeiten ist, zur Geltung zu bringen. Ich halte 

1) A 1 r a r e z, a. a. O., S. 801. 
*i Qaesad« a. a. O., S. 9. 

*| In Tottem Umfang abgedniokt In »iBttnuitioaal AnMriwii ConfensM*«, a. t. O., 
Vol. IV, B. 21? und f. 
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die Schiedsgerichtsbarkeit in ihren direkten und indirekten Er- 
gebnissen für ein Glück Amerikas und für einen unvergänglichen 
Ruhm der Demokratie.** 

Nicaragua, das den Vorschlag mit großem Enthu- 
siasmus annahm, ^klärte, daß „die Beseitignog des Krieges 
eine der edelsten Bestrebungen der Gegenwart ist, durch die die 

Menschheit mit raschen Schritten, dank der friedlichen Bemü- 
hungen der Nationen zur Vollkommenheit schreitet. Die Ver- 
bindungen zwischen den Nationen werden täglich vielfacher, 
sie schaffen neue und gegenseitige Interessen, die nur unter dem 
Schutze allgemeiner Eintracht gedeihen können/* 

Die argentinische Republik drückte mit der 
Annahme der Einladung den Wunsch aus, daß in dem herzu- 
stellenden Abkommen nicht nur die Schiedsgerichtsbarkeit fest- 
gelegt werde, sondern auch gewisse andere Gnmdsätze des ame- 
rikanischen öffentlichen Rechts verkündet werden sollen, haupt- 
sächlich die Integrität des Territoriums der spanisch-amerika- 
nischen Staaten. „Unstreitig ist die Schiedsgerichtsbarkeit eine 
edle Bestrebung der Gegenwart und die argentinische Regierung 
kann mit Stolz darauf hinweisen, daß sie frülizeitig von jenem 
Mittel, das die Erfordernisse der Gerechtigkeit mit den edlen 
Empfindungen der Menschheit in Einklang bringt, Gebrauch 
gemacht hat. Sie hatte Gel^enheit, sie mit der Regierung Chiles 
im Jahre 1856 zur Beilegung der damals besteh e n d en und si^ter 
sich noch ergebenden Grenzstreitigkeiten festzulegen. Sie erklärte 
im Jahre 1874 in offiziellen Dokumenten, entsclüossen zu sein, 
mit oder ohne Verträge alle internationalen Streitigkeiten durch 
Schiedsgerichtsbarkeit beizulegen, und willigte, getreu dieser Er- 
klärung, im Jahie 1876 ein, ihre Streitigkeiten mit Paraguay 
nach einem langen aus Gründen der Ehre und der Sicherheit 
begonnenen Kriege, in weldiem ihre und ihrer Alliierten Waffen 
die Vorteile jener Nation vollständig zurückwiesen, auf schied- 
lichem Wege zu schlichten.** 

A. H. VdtA, Faa-Amriki. 9 
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Guatemala betrachtete den Gedanken „bJs menschen- 
freundlich und seine Erfüllung als eine der größten Triumphe der 
modernen Kultur." 

Salvador erhoffte für die Verwirklichung dieses Pro-, 
jektes ,,die ruhmvollste Vollendung''. 

Ecuador versprach, seine Bevollmächtigten zu ent- 
senden, damit diese feststellen sollten, daß „der wichtige Grundsatz 
internationaler Schiedsgerichtsbarkeit m Ecuador zu einer Be- 
stimmung der Verfassung geworden ist.'* 

Bolivien versprach, Vertreter zu entsenden, ,,in der Über- 
zeugung, daß alle internationalen Abkommen, die den Weg zur 
Abschaffimg des Krieges ebnen, oder dahinzielen, ihn zum Besten 
des Friedens zu zivilisieren, das große Streben der Kultumationen 
bflden.** 

Uruguay betrachtete die Konvention vom 3. September 
1880 ,,als eine glücküche Ergänzung der weisen menschlichen 
Beschlüsse des Pariser Kongresses von 1856 in der Hinsicht, daß 
„Staaten, zwischen denen ernste Mißverständnisse entstehen 
sollten, soweit es die Umstände gestatten, bevor sie zu den Waffen 
greifen, die guten Dienste befreundeter Mächte in Anspruch 
nehmen mögen. Dieser Beschluß hat die Billigimg der Mehr- 
heit der Regierungen von Europa und Amerika erhalten, aber 
eine traurige Erfahrung hat gezeigt, daß er vergessen wurde 
oder zur Verhinderung unheilvoller Kriege sich als unwirksam 
erwies Die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit wird un- 
zweifelhaft größere Wirksamkeit haben, und es wird sich sicherlich 
kein Emwand erheben, sie durch andere Vorsichtsmaßnahmen 
zu ergänzen, um ihre Durchführung zu garantieren Strei- 
tigkeiten und Schwierigkeiten jeder Art sollten der Schiedsge- 
riditsbarkeit unterworfen werden, auch StreitföUe über Grenzen 
oder territoriale Integrität 

Honduras kündigte an, daß es einen Vertreter nach 
Panama senden wird, und teilte mit, ,,daß er bevoUmächtigt sein 
werde, ein Schiedsabkommen zu schUeßen, welches geeignet ist. 
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die Epoche der brudermörderischen Kriege auf unserem Kontinent 
zu schließen und die glückliche Ära des Friedens und der Brüder- 
lichkeit zwischen den Nationen von Spanisch-Amerika zu er- 
öf&ien/' 

Mexiko allein hatte die Einladung abgelehnt.^ 



Einfriff der Vereinigten Staaten in die 
pan-amerikanische Bewegung. 

Die oben a uszüg lich wiedergeg^ebenen Antworten bekunden 
das wachsende Interesse, das die lateinisch-amerikanische Staaten- 
welt um die Wende des achten Jahrzehnts der Schiedsgerichts- 
barkeit entgegenbrachte. Bei der Union des Nordens war es um 
nichts geringer. Schon in dem sogenannten Jay-Vertrag, 
den die Vereinigten Staaten am 19. November 1794 mit Groß- 
britannien abschlössen, war die Regelung zahlreicher zwischen 
den beiden Staaten schwebender Streitfragen durch gemisdite 
Tribunale vorgesehen. Ebensolche Vorkehnmgen wurden in dem 
zwischen den beiden Staaten am 24. Dezember 1814 zu Gent * 
abgeschlossenen Friedens- und Freimdschaftsvertrag getrofiep.. 
Bis zum Jahre 1880 hatten die Vereinigten Staaten nicht weniger 
als 56 Streitfölle auf dem Wege des Schiedsgerichtes oder durch 
gemischte Kommissionen zur Erledigung gebracht, davon allein 
20 Fälle mit Großbritannien. Einige Streitfälle waren schwer- 
wiegender Art, von denen der durch das Genfer Schiedsur teil 
vom 14. September 1872 beigelegte „Alabamafair* wohl der 
schwerste war und der bekannteste ist. Über diesen Schieds- 
faH sagt Michel Revon^: „Die Bedeutung des Streit- 
gegenstandes lag nicht nur in der Höhe der strittigen Summe 
sondern auch darin, daß es sich nicht um einfache Forderungen 
von Privaten handelte, vielmehr die Ehre zweier großer Völker 

^ In den BcHatOMm des aiezlkaaiMlira Malsten wird der riui swar geUUigt, 
doch eine .Ziuftge varbehalleBi Stoh«: «Xatarutloiiul Amaikaa OaaUnnotf', m, a. O.» 

VoL IV, 8. 228. 

^ Michel Reyon, 1' Arbitrage interoatlonaL Paris 1892, 8. 827 u. f. 
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engagiert war. Die Eifersucht beider Nationen erschwerte schließ- 
lich den Streit insofern, als sich die öffentliche Meinung in beiden 
Ländern in einem Zustande höchster Erregung befand." 

Schon vorher war in den Vertretungskorpem der Union und 
der Einzelstaaten der Veisucfa gemacht worden, die Schieds- 
gerichtsbarkeit zu entwickebi. Zuerst im Februar 1822 im Senat 
von Massachusetts und 1837 im Repräsentantenhaus 
desselben Staates. Im Jahre 1844 sprach sich das Parlament 
von Massachusetts und 1853 das von Vermont durch 
Resofaitionen für einen Staatenkongreß zur Errichtung eines 
internationalen Tribunals aus. Im Februar 1851 forderte Senator 
F o o t den Abschluß von Schiedsverträgen, und zwei Jahre später 
unternahm der Senator Underwood einen gleichen Schritt.*) 
Es ist wohl dem Einfluß der günstigen Wirkung des Alamaba- 
schiedsfalles auf die öffentliche Ideinung zu danken, wenn ähnliche 
Versuche des Senators Summner schließlich von Erfolg 
begleitet waren. Am 31. Mai 1872 verlangte er im Senat die Er- 
richtung eines standigen Schiedshofes, der mit solcher Autorität 
bekleidet sein sollte, daß er „einen voUständigen Ersatz für den 
Krieg" biete und dieser ,, aufhören möge, als ein eigenes Streit- 
verfahren zwischen Nationen zu gelten." Am z. September 1873 
brachte Summner wiederum einen Antrag ein, in der die 
Schiedsgerichtsbarkeit als das „einzige gerechte und praktisdie 
Mittel** zur Beilegung internationaler Streitigkeiten bezeichnet 
wurde, und am 17. Juni 1874 nahm der Kongreß diesen An- 
trag an. Gleichzeitig wurde der Präsident G r a n t befugt, zur 
Herstellung einer emsthaften internationalen Ordnung mit 
fremden Staaten Verhandlungen anzuknüpfen. 

Es ist daher nicht zu verwundem, daß im selben Jahre, in 
dem Columbien den Versudi machte, einen Kongreß der 
lateinisch-amerikanischen Staaten zwecks Abschluß eines all- 
gemeinen Schiedsvertrages zu versammeln, auch von den V e r > 

0 Freder ick W. Holls, The Peace Conference at the Hague. New-York 1800» 
8. 281 «. t 
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einigten Staaten ein ähnlicher Versuch imtemommen 
wurde, nur daß dieser in seinen Absichten etwas weiter ging. 

Am 29. November 1881 erließ der damalige Staatssekretär 
der Vereinigten Staaten, James G. Blaine,*) an alle bei 
den Regierungen des amerikanisclien Kontinentes beglaubigten 
diplomatischen Vertreter der Union ein Rundschreiben, das wichtig 
genug ist, um hier in vollem Umfange übersetzt wiedergegeben 
zu werden. £s lautet: 

STAATSDEPARTEMENT. 
Washington, 29. November 1881. 
tfSir! Die Haltung der Vereinigten Staaten in Bezug auf die 
Frage des aUgemeinen Friedens auf dem amnrikanHifthm Kontineiit 
iat wohlbekannt dnioh ihre seit Jahna an den Tag gelegten 
ständigen Bemühungen, die Übel der Kriegführung zu vermeiden, 
oder, wo diese mißlangen, die positiven Konflikte durch friedliche 
Ratachläge oder durch den Spruch eines unparteiischen Schieds- 
gerichtes zu beenden. 

Diese Haltung ist immer mit einer soIoImii» UnpatteOiolikeit 
eingenommea wxnden, daß ea nioht mdg^h war, unaerar Regiening 
ein anderes Ifotiv umterzulegen, als jenes rein menschliche und un- 
interessierte, die verwandten Staaten des amerikanischen Kontinentes 
vor den Lasten des Krieges zu bewahren. Die 
Stellung der Vereinigten Staaten, aU der leitenden Macht der Neuen 
Wel^ Is&mte Quer Regierung wohl, mm Zweoke des Auagieiohss 
von Zwistii^keitea iwisehen ihien Naehbam, mit denen allen die 
freondschaftlichsten Beaielmngen bestehen, den Anspruch auf auto- 
ritativp Anßening verleihen. Dennoch haben die guten Dienste 
dieser Regierung niemals den Anschein von Aufdringlichkeit oder 
Zwang erweckt, sondern sie sind unmer nur als Zeichen besorgten 
WohlwoUens IBr einen gemeinflaaMn IVenad daiBeboten ivorden. 

Seit einigen Jahren ist seitens der Staaten 
von Central- und Südamerika eine wachsende 
Neigung an den Tag gelegt worden, Streitig- 
keiten über ernste Fragen des internationalea 
Lebens und über Grenzen lieber der Schieds- 
geriohtibnrkeit als dem Seh wert so fib erweisen. 
Bei ▼enohiedBnen solehon Qekgenlieiten war es f8r die Regierang 
der Vereinigten Staaten eine Quelle tiefer Befriedigung, zu sehen, 
daß ihr Land in weitestem Maße von allen amerikanischen Mächten 
als deren Freund and Vermittler angesehen wurde. Der weise und 

>) Bereits am 21. Januar 1880 hatte David Davis aus ItUnois auf Ersuchen von 
Mr. Hintoa Bowsn Helparim Kongress den Antrag gestellt, daaa die Vereinigten 
Statten mit den lateini8dM& Staaten AoMrikts in eagere BsaMMiacen tfetea mSgßm. und 
der PrSsident beaaftragt werde, aa dtesea Zweeke eiaea Eoagfesa «Oer aaMrikaalsshen 
Staaten einiubenifen. 
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genobte Bat de» Frasidenteni ist in aolchen Fallen niemals vorent- 
halten worden, und seine Bemühungen sind stets belohnt worden 
durch die Verhütung blutigen Streites vmachea Völkern, die wir 

als unsere Brüder betrachten. 

Das Vorhandensein dieser wachsenden Nei- 
gung gibt dem Prftsidenten die Überzeugung, 
daß die Zeit reif sei ffir einen Vorsehlag, das 
Wohlwollen nnd nütaliohe Zusammenwirken 
aller Staaten der westlichen Halbkugel, der 
nördlichen sowohl wie der südlichen, dienstbar 
zu machen im Interesse der Menschlichkeit und 
der gemeinsamen Wohlfahrt der Völker. Er be> 
greift, daB keine der Begiemngea von Amerika für die Gefahren 
nnd Schrecken dee Kriegmutandet, noch dasn eines Bruderkrieges, 
weniger empfänglich sein kann als unsere eigene. Er ist siclu r. daß 
kein Staatsoberhaupt auf diesem Kontinent wenicer geneigt ist als 
er selbst, alle Anstrengungen zu unternehmen, gegenüber der heiligen 
Pflicht, die Möglichkeit des Brnderstreites zu beseitigen. Und er 
büokt daher mit hottrangsvoUem Vertmoen auf die f&edetliohe Untere 
Btfiteung dessen, was berafen sein wird, die OiSSe nnaeres gemein- 
samen Empfindens tmd die Starke jener Bande, die uns zusammen- 
schließt zu einem großen und hannonisolifln System des amerikanischen 
Gemeinwesens, darzulegen. 

Von diesen Anschauungen bewegt, richtet der Präsident an alle 
unabhängigen LÄnder von Nord- und Südamerika eine ernsthafte 
Einkidmig, an einem allgemeinen Kongreß triknnehmwn, der am 
24. Koivember 1882 in der Stadt Wasbington an dem Zveeke abge- 
halten wwäkk soll» die Methoden zu erwftgen und 2U 
erörtern.diezurVerhütungdesKriegeszwischen 
den Völkern Amerikas geeignet seien. Er wünscht, 
daß die Aufmerksamkeit dee Kongresses ausdrücklich auf diesen 
emen großen Gegenstand beechr&nkt bleiben m^[e, daß aeine einzige 
An^be ea adn aoile^ einen Weg an sndien anr danernden 
Verhütung der Schrecken eines grausamen und 
blutigen Kampfes zwischen I> ändern, deren Be- 
völkerung oft eines Blutes ist und einer Sprache 
angehört, oder des noch schlimmeren unglückUchen inneren 
Anfirab» oder B B tger kri eges; dafi er die ae bwe rw ie g e udeten imd 
weitreiohenden Folgen aoloher Kimple, ibre HinteriaaBenaobaft an 
erschöpften Finanzen» drCtokendeai Schulden, lästigen Steuern, nnbann- 
herzigen Auahebungen, hingeschlachteten Menschen, kummervollen 
Witwen und Waisen und erbitterten Rachegefühlen, kurz daß er 
alle jene Übel ins Auge fassen solle, die lange jene überleben, die sie 
hervorgerufen beben und so anfis schwerste noch die kommenden 
Generationen aobldigeo. 

Der PiSaideat bat den anadrfickUohen Wnnacb, ao ▼mstanden - 
an werden, daß bei der Vorbringnng dieser Bin- 
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ladnng, die Vereinigten Staaten sieh nicht die 
Rolle eines Ratgebers anmafien, um an ver- 

suchen» durch die Entscheidung des Kongresses 
i n c bestimmte T> ö r ii n p bestehender Fragen, die 
jetzt zwischen einzelnen Ländern Amerikas be- 
stehen mögen, herbeizuführen. Solche Fragen sind 
für den KongreS nicht geeignet. Seine Aufgabe steht 
höher. Sie besteht darin, die Interessen Aller 
in derZnkunft vorzusehen und nicht die Binzeldif f erenzen 
der Gegenwart beizulegen. Gerade aus diesem Gninde hat der 
Präsident für die Versammlung des Kongresses einen noch weit in 
der Zukunft liegenden Tag bezeichnet, in der Hoffnung, daß während 
dieser Zeit die gegenwärtige Lage an der süd-pMÜischen Küste 
I^Uidi beendet sein wird, und daß jene, die sieh dort im Streit 
befinden, an der Erörterung und LSsong der in gleiohsm Hafie das 
Wohlbefinden AUer berührenden Fngm firiedlidi irarden teflnshmen 
können. 

Auch erpcheint '»viinsohonswert, jede Absicht soitcn^ der Ver- 
einigten Staaten auf F3ft influ8sunp der im Kongresse vorzulegenden 
Entscheidungen im Voraus zu bestreiten. Es liegt den Intentionen 
dieser Regierung fem, vor dem Kongreß in irgendeiner Weise als 
Protektor ihrer Naehbsm oder ab der prftdestinierte und unent- 
behrliche Schlichter ihrer Streitigsten aufzutreten. Die Vereinigten 
Staaten werden in die Beratungen dieses Kongresses auf dem 
gleichen Fuße wie alle andern Mächte eintreten und 
mit der aufrichtigen Entschlossenheit jene vorgeschlagene Lösung, 
nicht bloß im eigenen Interesse oder unter Qeltendmaohung ihrer 
eigenen Hadit, soodem nnr als das einBeine W^^sA unter vielen 
koordinierten und gleiohen Staaten ins Auge fassen. Der Einfluß 
dMSer Regierung soll sich nur gel^d machen, soweit die wider- 
streitenden Interessen der Abstammung, der Regierungsform, der 
geschichtlichen Überlieferung der zahlreichen und verschiedenen 
Elemente, die auf den an sie er^üigenen Ruf notwendigerweise hier 
znwammenkommen mSmea, m versSiuMn sein weiden. Iii 

Sie wcBden diese Ansnhanungen dem Gesandten des Auiwirtigen 
ran unterbreiten, indem Sie sie^ fslb es nötig ist, in einer 

Ihnen nützlich erscheinenden Weise erweitem in bezug auf die große 
Aufgabe, die im Interesse der Menschheit zu erfüllen in der Macht 
des vorg^chlagenen Kongresses liegt, und in bezug auf die feste 
Absicht der Vereinigten Staaten, eine Haltung der absolutesten und 
unparteiischsten Freundschaft geg^über Allen einzunehmen. Sie 
werden außerdem im Kamen des Präsidenten der Vereinigten Staaten 
an Seine BsseUenz den PtSsidenten von die formelle Ein- 
ladung richten, zwei Vertreter zu dem Kongreß zu entsenden, die mit 
den nötipen Vollmachten versehen sein sollen, die sie imstand setzen, 
die innerhalb der angedeuteten Grenzen vor den Kongreß gebrachte 
Fragen zu erwä|^. Die Vereinigten Staaten wecden ebenso wie 
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die andena Staaten dnrofa zwei Delegierte vectnten eeb, to daft 
die CHefehheit und UnperteHiefakeit Im! den Betatoogen dee Kbo- 

gg e noe a in weitestem Umfange gesichert eein eoUen. 

Bei der Übergabe dieser Einladung an den Minister dea Aus- 
wärtigen werden Sie ihm diese Mitteilung vorlesen und ihm eine Ab- 
schrift hinterlassen, indem Sie ihm gleichzeitig bekanntgeben, daß 
eine Aalwort aeiteiie cBeeer Regierung ao naoli enrSiuolit «Ire, ab 
die richtige ErwSgong einee ao wiohtigBa Vonohlages es geetattet. 

loh bin new. JameiG. Blaine. 

Auf diese Einladung liefen in den ersten drei Monaten des 
Jahres 1882 die begeistertsten Antworten ein, ähnlich jenen, die 
auf die Einladung von Coltimbien ein Jahr früher eingelaufen 
waren. „Die Idee ist so erhaben, weitsichtig und praktisch, 

schrieb der Präsident (Guzman Blanco) von Vene- 
zuela, „daß, obgleich eine offizielle Erwiderung seitens der 
Regierung übersandt werden wird, ich mich persönlich beeile, 
durch Sie, dem Präsidenten und Staatsmann, der die Politik von 
Nord-Amerika leitet, meine Glückwünsche auszudrücken. Die 
Zukunft Süd-Amerikas kann unter dem Schutze der großen 
Republik, die gleichzeitig unser Lehrer und unser \^orbild ist, 
als gesichert angesehen werden." Die Regierung von Vene- 
zuela hob in ihrem Antwortschreiben den Zusammenhang der 
Anregung mit den Ideen Bolivars, den Kongressen von Panama 
und Lima hervor. Am ausführlichsten war die Antwort Me- 
xikos. „Das Übel des Krieges zu verhindern", so heißt es in 
jenem Schreiben, ,,ist zweifellos das edelste Streben, das für den 
moralischen und materiellen Fortschritt der Völker von höchster 
Bedeutung ist und die größten Folgen für die Menschheit nach 
sich zieht. . Die Regierung Mexikos wies auf die von ihr seit 
langem angewendete Schiedspraxis hin und ganz besonders auf 
den zwischen ihr und den Vereinigten Staaten zu Guadeloupe- 
Hidalgo (2. Februar 1848) abgeschlossenen Friedensvertrag, 
in dem die Schiedsklausel (Art. 21) Aufnahme fand. Der Wunsch 
nach Verallgemeinerung dieser Klausel auf alle Staaten Amerikas 
wäre demnach weder vom Standpunkte der Vereinigten Staaten 
noch von dem Mexikos als außergewöhnlich anzusehen. 
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Aber auch dieser Kongreß versammelte sich nicht. Der Krieg 
zwischen Chile und Peru veranlaßte den mittlerweile ins 
Amt getretenen Staatssekretär Freiinghusen am 9. August 

1882 den Machten die Vertagung des Kongresses auf unbestimmte 
Zeit bekanntzugeben. 

Bald nachher fanden sich die lateinisch-amerikanischen 
Staaten doch noch zu einer Art Friedenskonferenz zusammen; 
allerdings ohne die Vertreter der Union. Es war dies im Jahre 

1883 aus Anlaß der Centenarfeier Bolivarszu Carracas. 
Die Vertreter sämtlicher Republiken waren erschienen. Sie 
imterzeichneten dort ein Dokument, das gewisse Grundsätze 
des amerikanischen Volksrechts verkündete und die Schieds- 
gerichtsbarkeit als das beste Mittel zur Beilegung internationaler 
Streitigkeiten erklärte.') Weitere Folgen hatte diese Erklärung 
nicht. 

James G. Blaine beruhigte sich je doch nichtbei dem 

Scheitern seines ersten Versuches. Seine Idee, den ganzen ame- 
rikanischen Kontinent zu vereinigen, beschäftigte ihn dauernd; 
auch als er unter der Präsidentschaft Arthurs vom Staats- 
sekretariat zurückgetreten war. Im Jahre 1884 äußerte er sich: 
„Lassen wir den Europäern Asien und Afrika« aber uns Amerika.*") 
Von 1882 — 1884 befeißten sich der Senat wie das Repräsen- 
tantenhaus der Vereinigten Staaten wiederholt mit Anträgen, 
die die Einberufung einer pan-amerikanischen Konferenz zwecks 
Herstellung engerer Handelsbeziehungen, eines Zollverbandes 
und besserer Freundschaftsbeziehungen zwischen allen amerika- 
nischen Staaten verlangten.') Im März 1884 wurde im Senat 
und im Mai desselben Jahres im Reprasentantenhaus der Antrag 
eingebracht, eine Studienkommission zu ernennen, 
die in den darauffolgenden beiden Jahren die zentral- und süd- 

1) Alvarvx, a. a. O., S- 302. 

9 StolM: BededMBtittMtirinwaBeeratert aal da» XI. latttpatlt— irtwUehm 
■iMfeftu M WIM. Ompto Bradtt 8. t9. 

^ Ausführlich sind dlMe Antrlg^e tUbgßäXUM In iptatKlialloiial AlMfiMUI CoD- 
fersoee". Vol. IV., «. a. O., 8. 208 tt. f. 
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amerikanischen Staaten bereisen sollte. Am 7. Juni 1884 wurde 
die „südamerikanische Kommission" durch eine 
Bill eingesetzt. Die Kommission bestand aus drei Delegierten, 
die der Reihe nach sämtliche Staaten des Südens und Zentral- 
Amerikas besuchten. Diese fanden die lateinischen Staaten alle 
zur Beschidrang der Konferenz bereit. Die Berichte, die jene 
Kommission veröffentlichte, empfahlen eine Einladung an die 
versclüedenen amerikanischen Staaten zu einer Konferenz in 
Washington zwecks Förderung der Handelsbeziehungen und 
Ausarbeitung eines Schiedsplanes. 

Das pan-amerikanische Programm erhielt durch die parla- 
mentarischen Anregungen eine Erweiterung. Neben die Schieds- 
gerichtsbarkeit trat die Verkehrspohtik im weitesten Umfange. 
In den Jahren 1885 bis 1888 wurden im Senat und im Reprä- 
sentantenhaus die auf einen pan-amerikanischen Zusammenschluß 
hinzielenden Anträge fortgesetzt. Nach langen im Februar 1888 
begonnenen Verhandhingen im Hause und im Senate und in dem 
ernannten Sonder-Comit6 für die Konferenzfrage wurde am 
24. Mai 1888 das Gesetz rechtskräftig, das den Präsidenten (G r o - 
ver Cleveland bekleidete von 1885 ^^89 dieses Amt) 
ermächtigte, die amerikanischen Staaten zu einer Konfe- 
renz einzuladen, die im darauffolgenden 
Jahre in Washington abzuhalten sei. Zweck 
dieser ' Konferenz sollte es sein, einen Schiedsplan für die Bei- 
legung von Mißhelligkeiten und Streitigkeiten, die künftig zwischen 
ihnen erstehen würden, zu besprechen und ihren betreffenden 
Regierungen zur Annahme zu empfehlen. Femer sollten die 
Fragen erörtert werden, die sich auf eine Verbesserung des Handels- 
verkehrs und der direkten Verkehrsmittel zwischen den erwähnten 
Staaten beziehen. Außerdem hätte der Kongreß die Aufgabe, 
solche gegenseitige Handelsbeziehungen, die vorteilhaft für alle 
Staaten wären, und die den Handelsmarkt für die Produkte 
eines jeden der betreffenden Länder zu erweitem geeignet wären, 
zu fördern. 



Digiti/Oü by Cjt.)0^lc 



Eintritt der Vereis. Staaten in die pan-amerikaa. Bewegung. 43 



Nach dieser Einladung sollte es die Aufgabe der Konferenz 
sein, folgende Punkte zu erwägen: 

1. Maßnahmen, die darauf hinzielen sollen, den Frieden zu 
erhalten und das Wohl der einzelnen amerikanischen Staaten 
zu fördern. 

2. Maßnahmen zur Bildung eines amerikanischen Zollvereins, 
unter welchem der Handel der amerikanischen Völker unterein- 
ander soweit als möglich und nützhch gefördert werde. 

3. Errichtung einer regelmäßigen Verbindung zwischen den 
Häfen der einzefaien amerikanischen Staaten untereinander. 

4. Einrichtung eines einheitlichen Systems in den Zollbe- 
stimmungen eines jeden unabhängigen amerikanischen Staates, 
das für die Ein- und Ausfuhr von Waren, für Hafenzölle und 
Abgaben gelten soll, einer einheitlichen Metliode der Klassifizierung 
und Wertbestinunung solcher Waren in den Häfen aller dieser 
Länder und eines gleichfönnigen Warenredmungssystems; sowie 
Bestimmungen über das Sanitatswesen auf Schiffen und über 
Quarantänen. 

5. Annahme eines einlieithchen Systems für Maße und Ge- 
wichte, für Gesetze zum Schutz der Patente, Verlagsrechte 
und Warenzeichen von Bürgern des einen Landes in dem andern 
und für die Auslieferung von Verbrechern. 

6. Annahme einer gemeinsamen SilberwShmng, weldie 
gesetzliches Zahlungsmittel in allen Handelsgeschäften zwischen 
den Bürgern aller amerikanischen Staaten sein soll. 

7. Ein Abkonunen betreffend die Annahme eines bestimmten 
Planes für schiedsrichterliche Entscheidmigen aller Fragen, Strei- 
tigkeiten und Meinungsverschiedenhdten, die jetzt oder später 
zwischen den einzelnen Regierungen bestehen mögen, zu dem 
Zweck, daß alle Streitigkeiten zwischen diesen Nationen auf 
friedlichem Wege beigelegt und Kriege verhütet werden mögen. 

Man erkennt deutUch die Ähnlichkeit dieses Programms mit 
den Ftogranunen der früheren lateinisch-ameiikaniscfaen Kon- 
gresse. Schiedsgerichtsbarkeit und Verkehrspolitik bilden seinen 
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Inhalt. Keinerlei politische Maßnahmen standen auf der Tages- 
ordnung. Freilich fehlte es aa ünterlegungen solcher politischer 
Absichten nicht. 

Bevor es zum Zusammentritt der ersten pan-amenkanischen 
Konferenz kommen konnte, vereinigten sich die lateinisch-ameri- 
kanischen Staaten noch einmal zu einem separaten Kongreß 
diesmal in Montevideo — auf dem sie Fragen des süd- 
amerikanischen Privatrechts, deren Beratung 1877 in Lima be- 
gonnen wurde, erörtern wollten. Die Einberufung erfolgte durch 
die Regierungen von Ä rgen tinien und Uruguay. Der 
Zusammentritt war ein neues Zeichen der SoUdaritätsbestrebungen 
der südamerikanischen Staaten, deren Antagonismus im Nach- 
lassen begriffen war. Schon vorher hatten pädagogische 
Kongresse der lateinischen Staaten in Buenos-Ayres 
und Lima und Sanitätskongresse in Rio de 
Janeiro (1887) und Lima (1888) stattgefunden. 

Die Verhandlungen begannen am 25. August 1888 und wahrten 
bis zum 18. Februar 1889. Vertreten waren die Regierungen von 
A r g e n 1 1 n 1 e n , B o 1 i V i e n , Brasilien, Chile, Pa- 
raguay, Peru und Uruguay. 

Sieben Verträge und ein Abkommen kamen zustande; sie 
bezogen sich auf das internationale Frivatrecht, das int. Handels- 
recht, das int. Stratrecht, das Urheberrecht, auf den Marken-, 
Muster- und Patentschutz, auf das int. Prozeßverfahren, wie auf die 
Ausübung der freien Berufe. Die Geltung der Verträge war auf un- 
bestimmte Zeit festgesetzt, sie waren kündbar, aber jeder kündi- 
gende Staat sollte noch zwei Jahre nach erfolgter Kündigung ge- 
bunden sein. Die nicht am Kongresse teilnehmenden Staaten» auch 
europäische, sollten diesen Vertragen beitreten kSimen. Argen- 
tinien, Paraguay, Peru und Uruguay haben ratifi- 
ziert ; dem Vertrag über das Urheberreclit haben sich später Frank- 
reich, Spanien, Belgien und Italien auf Grund der Beitrittsklausel 

Vergl. F. Pradier«Fod6r6, Le Congrda de Droit int. sud-americaine et les 
tntt<«d«]bnl0vlteo. IiiM8«vn«d«1)iolliat «t dt]al4gldrtioaooBVtt^t.ZZ.S.S18* 
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angeschlossen.*) Der Kongreß von Montevideo bedeutete einen 
neuen großen Fortschritt auf dem Gebiete der Annäherung der 
südamerikanischen Staaten Es ist vor allem im Hinblick auf 
die darauffolgenden pan-amerikanlschen Kongresse von großer 
Bedeutung, da die meisten dort behandelten Materien der Ver- 
k^irspolitik in die Programme dieser Kongresse übergegangen sind. 

Der Boden des Zusammenarbeitens des Südens mit dem Nor- 
den, der beiden großen Rassen, die die neue Welt bewohnen, 
war in jahrzehntelangem Ringen gegen die Atavismen der Gewalt 
und die finsteren Machte des Rückschrittes vorbereitet. Die er- 
bittertsten Kriege konnten den Friedensgedanken nicht ersticken; 
er entfaltete sich sogar unaufliörlich. Die wildeste Anarchie 
konnte den Gedanken der internationalen Organisation nicht 
unterdrücken; er wuchs empor zu immer größerer Wirkung. 
Wer inuner nur die eine Seite des Geschehens betrachtet, wird 
niemals das Gesamtbild der Erscheinungen ins Auge faasea können, 
niemals über die wahren Vorgänge und Tendenzen ein Urteil 
gewinnen. Wer aber in der Geschichte des lateinischen Amerikas 
neben den Wirkungen der alten Gewaltanschauung, die Hart- 
näckigkeit der Bestrebungen für eine Neuordnung der staatlichen 
Beziehungen ins Auge faßt, wird zu einem tröstlichen Schlüsse 
kommen müssen. Das viel&u±e Versagen der guten Absichten, 
der fortwährende Rückfeül in die alten Gepflogenheiten wird ihn 
nicht entmutigen. Die großen Umwandlungen der Weltgeschichte 
vollziehen sich alle in der Weise, daß der Fortschritt zunächst 
Rückfälle zu erleiden hat. Er bewegt sich in einer mäandrischen 
Linie. Durch die Rückwärtsrichtung einzelner Teile dieser Linie 
darf man die au&trebende Richtung der gesamten nicht über- ^ 
sehen. Diese Richtung weiter zu verfolgen wird Aufgabe der 
folgenden Darstellungen sein. 

0 AlTarei, e. O., 8. toe. 

^ Pradler>Fod4r4, a. a. O., B. S77 Bflint, «d«c aUaaMrlkaidMiia PitvatnolM» 

kongress zu Montevideo vM zu den henrorragendsten Ereignissen der Oeschiohte 
Bpanisch-Amexikaa in der sw«iten Hilft« unseres Jahrhunderts xa zihlen sein". — Siehe 
auch .Int. American. Cooteranee'' a. a. 0., Vol. IT, 8. 281. 
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II. KAPITEL 

f)ie erste pan-amerikanische I^onferenz. 

(1889—1890). 
Zusammensetzung und ^Konstituierung. 

Am 2. Oktober 1889 trat die erste pan-amerikanische Kon- 
ferenz zu Washington zusammen. Achtzehn Staaten hatten 
ihre Vertreter gesandt. Es waren dies (in der in der Sitzung vom 
20. November durch das Los bestimmten offiziellen Reihen- 
folge) : Haiti, Nicaragua, Peru, Guatemala, 
Uruguay, Columbien. Argentinien, Costa- 
Rica, Paraguay, Brasilien, Honduras, Mexiko, 
Bolivien, Vereinigte Staaten von Amerika, 
Venezuela, Chile, Salvador und Ecuador. Mit 
Ausnahme von San Domingo, das an der Konferenz nicht 
teilnahm, waren alle Staaten des amerikanischen Kontinentes 
vertreten. Der König der ha waischen Inseln war zur 
Beschickung der Konferenz eingeladen worden, doch wurde der 
Beschluß zu spät gefaßt (17. März 1890); ehe die Delegierten 
ernannt werden konnten, hatte sich die Konferenz vertagt. ^) 

Die amerikanischen Staaten hatten ihre hervorragendsten 
Diplomaten nach Washington gesandt. Wir begegnen manchem 
Namen, der in der Geschichte seines Landes noch eine große 
Rolle spielte, auch solchen, dessen Träger später als Mitglied 
der Haager Konfeienz bekannt wurde. Es waren für die ver- 

Die Einladung Hawai's wurde Tom Präsidenten der Vereinigten Staaten, Har- 
ri 8 on , in seiner Jahresbotsohaft vom 3. Dezember 1899 angeregt. Siehe : Moore, a. a. O., 
S. SOI Amnkf . 
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schiedenen Länder die nachstehend benannten Delegierten 

erschienen : 

Argentinien: Vicente G. Quesada, Roque Saenz Pena» 
Bfanuel Quintana. — Boliven: Juan F. Velarde. — Bra- 
silien: La&iyette Rodiges Peieira, I. G. da Amaral Valente, ' 
Salvador de Mendonca. — Chile: EmiUo C. Varas, Josi Alfonso. 

— Columbien: Jos6 M. Hurtado, Carlos Martinez Silva, 
Climaco Calderon. — Costa-Rica: Manuel Aragon. — 
Ecuador: Jose Maria Placido Gaamano, — Guatemala: 
Fernando Cruz. — Haiti: Artur Laforestrie. — Honduras: 
Jeronimo Zelaya. — Mexiko: Matias Romero, I. N. Navarro, 
Enrique A. Menia. — Nicaragua: Horatio Guzmann. — 
Paraguay: Jos^ S. Decoud. — Peru: F. C. C. Zegarra, — 
Salvador: Jacinto Castellanos. — Uruguay: Alberto 
Nin. — Venezuela: Nicano Holet Peraza, F. A. Silva, Jos6 
Andrade. — Vereinigte Staaten: John B. Henderson» 
Cornelius Bliss, Charles R. Flint, Clement Studebaker, T. Jefferson 
Coolidge, William Henry Trescot, Andrew Carnegie, Henry 
G. Davis, Morris M. Estee, John F. Hanson. 

Außer den offiziellen Delegierten hatten die meisten Staaten 
noch Sekretäre und Attache abgeordnet. Ein zahlreiches Hilfs- 
personal von Übersetzern, Verwaltungsbeamten, Stenographen, 
Sachverständigen, usw. ergänzte den Konferenzkörper. 

James G. Blaine, der große Vorkämpfer för die pan- 
amerikanische Idee, ,,Der Bismarck Amerikas", wie er einmal 
genannt wurde, ^) führte die Delegierten in den Sitzungssaal 
und hielt folgende Begrüßungsrede: 

jjlfeme Heina von der Intematianaleii AmwrilraiiiHfihMi Kon« 
feiieiiBt ÜDi NaiBAn der Begienmg der VeniDigfceii Staaten beifie 

ich Sie in dieser HauptstAdt willkommen. Im Namen des VoUcM 
der Vereinigten Staaten entbiete ich Ihnen den WillkommgruO eines 
jeden Teiles und eines jeden Staat<5s der Union. Sie kommen infolge 
einer Einladung, die der Präsident nach besonderer Autorisation 
dnidi den Koogveß eri— ecn hat. Ihre Anmeenheit ist kein gofwObn- 

^ BMm die Rede BaenuMcto a«l der XL ZnterpulaineDtaiiMhea Kbnlerani a. a. O. 
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lichee Ereignis. Sie bedeutet heute viel für das Volk dee gesamten 
Amerika«, sie wird in der Zukunft noch weit mehr 
bedeuten. Keine Völkerkonferenz hat sich je vers^imraeU, um 
die Wohlfahrt eines so umfangreichen Gebietes zu erwägen und die 
Mo^idikeitaii finer ao pofloi imd lo b^geiBtandan ZäkaaÜb ha Be- 
tnolit KD aeben. Jene, die jelst inneiiialb dieeer Miaeni sich be- 
j findn. Bind für Staaten zu spreofaen bemilbnächtigt, deren Gemar- 

kungen an beiden großen Ozeanen gelegen eind, deren nördliche 
Grenzen auf tausende von Meilen jenseits der Behringatraße von 
den arktischen Gewässern bespült werden und deren südliche Aus- 
dehnung weiter hinter dem Äquator, als es aonet irgendwo auf dem. 
Erdball mSglioh ist» den Menachen Wohnet&tten bietet 

Der gesamte Qebietsumfang der hier vereinigten Staaten um- 
faßt bonahe 12 Millionen Qaadratmeflen, d. i. mehr als dreimal so 

viel als der Umfang von ganz Europa und nicht viel weniger als der 
vierte Teil der Gesamtfläche des Erdballs, Einen noch größeren 
Teil der Erde bilden diese Länder im Verbältmis ihrer Kraft zur Er- 
«eugung jener Produkte, die für das memohliehe Leben Mii irioh- 
t^ten täanA, wie jener, die dem Lnznabedfiifaiaie des Lebena Aenen. 
Dieses große Gebiet hat heute eine Gesamtbevölkerung von nahem 
120 Millionen, die aber nach dem Durchschnitt der Bevölkerungs- 
dichtigkeit von Europa eine Milliarde überschreiten könnte. Der- 
artige Erwägungen müssen alle Amerikaner, die des Südens sowohl 
wie die des Nordens, mit der lebhaftesten Vorauasioht künftiger 
Gififie und Maeht erfaUen, in ihnen aber aneh das GefOhl adiwecster 
Verantwortung im HinbHok auf den Charakter und die Entwiokelung 
ihrer jeweiligen Nationen erwecken. 

Die Delegierten, zu denen ich spreche, können viel tun für die 
Herstellung vertrauensvoller Beziehungen, von Achtung und Freund- 
schaft zwischen den Nationen, die sie vertreten. Sie können der Welt 
eine würdige, friedvolle Konferenz zeigen, in der alle auf dem Fuße 
absokiter GQeiobheit suammenwizkens eiiie Konfiarens, in der kein 
Versudi gemacht werden kann, auch nur einen einzigen Delegierten 
zum WmmM« gogen aeine el^iene Auffassung von den Interessen seiner 
Nation zu zwingen; eine Konferenz, die keine geheime Verständigung 
über irgend einen Gegenstand zuläßt, sondern der Welt offen ihre 
Beschlüsse mitteilen wird; eine Konferenz, die den Geist der Eroberung 
nicht dulden, aber dahinatreben wird, ein beideKontineote äberspannen- 
dee amerikanischesGesam tempf indensapiflegea;eine 
Konferenz, die keine aelbstsQchtige Allianz gegen die anderen Nationen 
von denen abzustammen wir etolz sind, bilden wird ; — eine Konferenz 
schließlich, die nichts versuchen, nichts vorschlagen, nichts dulden 
wird, das nicht nach dem allgemeinen Empfinden der Delegierten 
zeitgem&B, weise und friedyoU wäre. 

Bs. kann von uns nioht erwartet weiden, daß wir nnaer gemein» 
aames Sohldcaal veigeesen, das uns zu Einwohnern nraier Kontinente 
gemadit hat, die nach vier Jahrhnnderten jenseits der Meere noch 
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immer als die Neue Welt betrachtet werden. Eine gleiche Lage 
erzeugt aber gleiche Sympathien und legt gleiche Pflichten auf. Wir 
treten mit dem festen Glauben zusammen, daß die amerikanischen 
Staaten hilfreicher gegeneinander sein sollten und könnten, als dies 
jetst der Fall ist, und daß eine Jede dnzdi erweitarten V«Elnlir mib 
den anderen ihren Vorteil nnd Gewinn finden wird. 

Wir glauben, dafi wir durch den Seeweg enger EueanunenrOdben 
sollten, und daß an einem nioht fernen Tage das Biaenbahnajatem 

des Nordens und des Sädens auf dem Isthmus zusammentreffen und 
die politischen und kommerziellen Hauptpi&tze des gesamten Ameirikaa 
auf dem Landweg verbinden wird. 

Wir glauben, dafi dne auf Verträum beruhende, herzliche Zu- 
aanunenarbeit» alle amerikaniaehen Staaten Tor den 
Laaten nnd Ge fahr ensehütsenwirdfdieao lange 
in grausamer Weise die alteren Nationen der 

£rde plagten. 

Wir glauben, daß ein zwischen den amerikanischen Staaten 
vorherrschender Geist der Gerechtigkeit, gemeinsame 
nnd gleiohe Intereoeon Ininen Fiats laeaen mtden f fir ein kfinst • 
liehea Qleiehgewieht der Hldit^ gleich jenem, das dzaufien 
m Kriegen geführt nnd Europa in Blut getaucht hat. 

Wir glauben, daß redlich bekannte und treu aufrechterhaltende 
Freundschaft die amerikanischen Stallten vor der Not- 
wendigkeit bewahren wird, ihre Grenzen durch 
Festungen nnd Militärmacht an aohntsen. 

Wir glanben, daß stehende Heere, saiweit es siiA nieht 
um die aaareiohenden KriLfte handelt» die anm Sohntxe der öffent- 
lichen Ordnung nnd zar Sicherheit der inneren Verwaltung vonnoten 
sind, in beiden amerikanischen Kontinenten unbekannt sein 

sollen. 

Wir glauben, daß Freundschaft und nioht Stärke, dali der 
Geist des gerechten Gesetses nnd nioht die Ge- 
walttaten des Mobs die anerkannte Maxime der 

Verwaltung zwischen den amerikanisohen Staaten und inner- 

halb der amerikanischen Staate sein sollen. 

Auf diese und ähnliche Probleme wird die Aufmerksamkeit dieser 
Konferenz seitens der Regierung der Vereinigten Staaten in ernst- 
hafter und herzlicher Weise gelenkt. Es wird ein großer Gewinn 
sein, wenn wir gemeinsames Vertrauen erreichen 
werden* auf der alle internationale Freund* 
sehaftbernhenmuß; ea wird dn noch giOßerer Qewhm sein» 
wenn ea uns gelingen vAt(1, die Völker der amerikanisohen Staaten 
näher miteinander bekannt zu machen, ein Ziel, da« durch häufige 
und schnellere Verkehrseinrichtungen erleichtert wird. Der größte 
Gewinn wird es aber sein, wenn die persönlichen imd Handels- 
besiehnngsn der amerikanisolien Staaten des Noidens und Südens 
so entwidnlt und so geregelt werden sollten, daß ein jeder ans dem 
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cnraitertea Ynlcdur aller den höchst möglichflii Vovtefl aiehen wiid. 

Bevor die Konferenz förmlich in die Beratung der ihr unter- 
breiteten Problomo ointritt, habe ich im Auftrage des Pra«identen 
alle Delegierten einzuladen, während des beabsichtigten Besuches 
▼ersohiedeiier TeUe des Landes die Gläate der Regierung zu sein, wobei 
der dofqpelte Zwttk Teifolgt wird, unaeran answirt^gen Framidea 
die LebensbedingirngBa der Vereinigten Staaten sn uAgm imd aneerer 
Bevölkerung in ihrer Heimat das Vorrecht und die Freude zu geben, 
Amenkanem ihren warmen Willkommengruß zuteil werden ra. hauen.'* 

Nach diesen Worten erklärte B 1 a i n e die Konferenz als 
ordnungsmäßig versammelt, worauf diese dazu schritt, sich zu 
oiganisieren. Ihre erste Handlung war die Wahl Blaines 
zum Präsidenten. 

Die erste Sitzung befaßte sich dann nur noch mit der Wahl 
eines Comitfe, dem die Aufgabe zugewiesen wurde, die für die 
verschiedenen zu errichtenden Comitds, geeigneten Persönlich- 
keiten in Vorschlag zu bringen imd mit der Annahme einer 
Resolution, worin die Einladung des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten zu einem Ausflug durch die Union angenommen wurde. 
Hierauf vertagte sich die Konferenz bis zum i8. November. 

Am 3. Oktober 1889 wurde jene große Rundreise ange- 
treten, die als eine großzügige Einleitung für das Kongreßwerk 
angesehen werden kann. In 42 Tagen — bis zum 14. November — 
Vögten die Delegierten 6000 Meilen zurück. Sie fuhren in einem 
zu diesem Zwecke ganz besonders zusammengesetzten Zug, der 
aus sechs Pullmanwagen bestand, die allein einen Wert von 
150 000 Dollars repräsentierten. Die Wagen waren mit allen 
Annehmlichkeiten versehen, die der menschliche Genius nur 
ersinnen konnte. Sie ghchen einer Vereinigung von Hotel und 
Klub. Der Ausflug berührte fast alle größeren Städte der Union 
und alle sehenswerten Landschaften Uberall wurden die Dele- 
gierten festlich empfangen, von der Bevölkerung umjubelt und 
von den Behörden in warmen und begeisterten Worten begrüßt. 
Es ist von großem Interesse, jene Ansprachen durchzulasen, 
die alle von der pan-amerikanischen Idee, von den Problemen 
des Friedens imd der Rechtsherrschaft erfüllt sind. In einem 
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großen Quartband von 343 Seiten erzählt der von der Washingtoner 
Regienmg veröffentlichte Konferenzbericht über jene Reite und 
die dabei gehaltenen Reden. ^) 

In den Sitzungen vom 21., 27., 29 November nnd vom 
2. und 4. Dezember nahm die Konferenz eine aus 21 Artikehi 
bestehende Geschäftsordnung an. Als Hauptpunkte 
sind daraus hervorzuheben, daß als Verhandlungs- 
sprache engUsch, spanisch, portugiesisch und franzdsisdi 
festgesetzt wurde, daß die spanisch, portugiesisch und französisch 
gehaltenen Reden ins englische, die englisch gehaltenen ins 
spanische auszugsweise zu übersetzen seien, daß die Vertreter- 
schaften eines jeden Staates nur eine Stimme haben und die 
Beratungen nicht öffentlich sein sollten. 

In der Sitzung vom 7. Dezember 1889 ernannte die Kon- 
ferenz zum Zwecke der Erledigung des Programms 16 Comites. 
Es waren dies I. das £xecutiv-Comit6, bestehend aus 
dem Präsidenten, den drei Vicepräsidenten und drei Delegierten, 
denen die Überwachung des Sekretariatsdienstes wie der Heraus- 
gabe und Drucklegung der Berichte oblag; II. Das C. für die 
Zoll-Union; III. Das C. für die Verbindungen im 
atlantischen Ocean: IV. Das C. für d i e V e r b i n - 
düngen im stillen Ocean; V. Das C. für die Ver- 
bindungen am Golf von Mexiko und im Karri- 
bischen Meer; VI. Das C. für die Eisenbahnver- 
bindungen; VII. Das C. fBrdieRegelungdesZoll- 
verfahrens; VIII. Das C. für Hafenabgaben; IX. Das 
C. für Maße und Gewichte; X. Das C. für Regelung 
des Sanitätswesens; XI. Das C. für Patente und 
Musterschutz; XII. Das C. für das Ausliefe rungs* 
wesen; XIII. Das C. für eine Münzkonvention; 
XIV. Das C. für Bankwesen; XV. Das C. für inter- 

^ Inttmatlonal Anerleaa Coiif er«iie«^ YoL m, Exeonton Appandix. 

Nanrative of the Tour of the Delegates tlirough the United Staates ; together with De^ 
oripUon« of Placea Tisited and report« of adreases delirered. Waahiagtoa 1890. 

4* 
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nationales Privatrecht; XVI. Das C. für allge- 
meine Wohlfahrt. 

Diesem letzteingereihten Comit^ fiel ohne Zweifel die wich- 
tigste mid die bedeutendste Aufgabe der Konferenz zu. Schon 
die Bezeichnung, die ihm gegeben wurde, ist auffallend. „Man 
soll nicht allzuviel lachen über diesen Titel'*, sagt Jacques 
Dumas,*) „der berechtigter ist als man glaubt. Er bezeichnet 
vielmehr mit echt amerikanischer Offenheit den wesentlidi 
praktischen Zweck der Schiedsgerichtsbarkeit". 

Das ,»Comit6 für allgemeine Wohlfahrt" be- 
stand aus sieben Delegierten und hatte die Aufgabe zu berichten 
,,über einen Schiedsgerichtsplan für die Beilegung von Meinungs- 
verschiedenheiten, die zwischen den verschiedenen auf dieser 
Konferenz vertretenen Staaten künftig erstehen sollten, femer 
zu erwägen und zu berichten fiber nodi in Vorschlag zu bringende 
Punkte, die in der von der Regierung der Vereinigten Staaten 
erlassenen Einladung nicht enthalten sind." Zu Mitgliedern 
dieses Comites wurden ernannt (gleichzeitig mit der Ernennung 
der Mitglieder für alle anderen Comites in der Sitzung vom 
13. Dezember): Henderson (Ver. Staaten), Quintana 
(Argentinien), Velar de (B(divien), Bolet Peraza (Vene- 
zuela), Hutardo (Columbien), Valente (Brasilien), Cruz 
(Guatemala). 

Außer diesen 16 Comites, denen die Vorbereitung der eigent- 
hchen Konferenzarbeiten oblag, wurden noch einige Comit6s 
gewählt, deren Zweck die technische Förderung der Arbeiten 
bildete; so in der ersten Sitzung ein „Organisations- 
C o m i t das den Konferenzpräsidenten in Vorschlag brachte, 
ein „G e s c h ä f t s o r d n u n g s - C o m i t 6", ein „Comit^ 
der Comites", das die geeigneten Persönhchkeiten für die 
Görnitz in Vorschlag zu bringen hatte; in der Sitzung vom 
z8. November wurde ein „Comit^ zur Prüfung der 
Beglaubigungsschreiben" ernannt; am 4. Dezember 

I) L«s Sanctioaa d« 1' Arbitrage international. Paris 1905. 8. 384. 
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ein „Görnitz zur Revision der Geschäftsord- 
nung'' und schließlich am 24. Januar ein „Görnitz zum 
Besuch erkrankter Delegierte r". 

Die Arbeiten der Organisation (Geschäftsordnung, Görnitz 
wählen usw.) nahmen allem 17 Sitzungen in Anspruch. Erst 
am 13. Januar 1890 war die Konstituierung beendigt. 



Die Beratungen und Ergebnisse. 

A. Die ScUedsgeriditslNU'keit 

Bei der Dai-stellung der Beratungen bezw. der Ergebnisse 
dieser Konferenz ist die Schiedsgerichtsbarkeit an die Spitze 
zu stellen. Erstens weil sie am umfemgreicfasten erörtert wurde, 
zweitens weil die Beratungen darOber den einzigen Vertrags- 
entwurf zeitigten, den die erste pan-amerikanisdie Konferenz 
zustande gebracht hat. Die Schiedsgerichtsbarkeit war auch die 
wichtigste Materie dieser Konferenz, bildete sie doch auch das 
ursprüngliche Motiv zur Einladung dieser ersten pan-ameri- 
kanisdien Versammlung. „Wenn die Konferenz sich darauf 
besdirankt hätte**, sagt Pradier-Fod6r€^), „nur jene 
Fragen zu berühren, die sich auf die Auslieferung, auf die 
Materien des internationalen Privatrechts, auf die Sanitäts- 
polizei, auf die Schiffahrt auf den die Staaten trennenden 
oder sie durchziehenden Flüssen, auf den Anteil der Fremden 
an den bfiigerlicfaen Rechten der Nationalen und auf die Gleicfa- 
stdlung der Fremden mit den Nationalen in bezug auf den Genuß 
dieser Rechte beziehen, so hätten diese Resolutionen, ohne dabei 
vollständig des Interesses zu entbehren, keuieswegs eine außer- 
ordentliche Aufmerksamkeit verdient. Aber durch ihr Görnitz 
für Friede und allgemeine Freundschaft, das „Görnitz für all- 
gemeine Wohlfahrt**, hat sie die edelsten und menschlichsten 

>) „La Question de l'Arbitrage devant la Conference internationale de Washington". 
In iiRevne da Droit International et d« la MgitUtloa oomparöe". t. XXII. S. 541. 
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Grundsätze verkündet, hat sie eine große Idee bekräftigt ttnd 

sich ein Recht auf begeisterte Anerkennung seitens aller Freunde 
der Kultur und des Friedens geschaffen." 

Bezeichnend für die Stelle, die die Schiedsgerichtsbarkeit 
auf der Konferenz eimiahm, ist auch der Umstand, daß der eiste 
Vorschlag, der ihr unterbreitet wurde, sich auf diese Materie 
bezog. Am 15. Januar 1890 legten ihn die Delegierten von 
Argentinien und Brasilien dem Plenum vor. Er 
hatte folgenden Wortlaut: 

„Bi Erwägung, daß die internationale Pohtik der ameri- 
kanischen Konferenz durch Grundsätze und Erklärungen gegen- 
seitigen Schutzes und gegenseitiger Achtung zwischen allen 
Staaten des Kontinentes gekennzeichnet sein soll; 

daß dieses Gefühl des Schutzes beeinflußt sein soll von jenem 
großen Augenbhcke, an dem die Vertreter der drei Amerika 
zum erstenmal zusammen tagen, um zu zeigen, daß ihre Hand- 
lungen und Beschlüsse mit den Empfindungen gegenseitiger 
Achtung und Herzlichkeit im Einklang stehen; 

erklärt die Konferenz hierdurch, von dem Wunsche beseelt, 
jenen Grundsätzen zuzustimmen, die durch das Völkerrecht 
zur Ehre der starken und zum Schutze der schwachen 
Staaten errichtet, durch die Sittenlehre der Völker bestätigt 
und von der Menschheit verkündet wurden. 

Erstens. Daß die internationale Schieds- 
gerichtsbarkeit ein Grundsatz des ameri- 
kanischen Völkerrechtes ist, dem sich die Nationen 
in dieser Konferenz imterwerfen für Entscheidungen nicht nur 
in ihren Streitfragen über Gebietsgrenzen, sondern auch in allen 
jenen Streitigkeiten, in welchen die Schiedsgeriditsbarkeit mit 
der Souveränität vereinbar ist. 

Zweitens. Bewaffnete Besetzung des streitigen Gebietes 
ohne vorherige Anrufung der Schiedsgerichtsbarkeit soll als der 
vorliegenden Erklärung und als den hierdurch eingegangenen 
Verpflichtungen widersprechend angesehen werden; doch soll 
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der einer solchen Besetzung entgegengebrachte Widerstand nicht 
den gleichen Charakter haben. 

Drittens. JDie Schiedsgerichtsbarkeit soll, wenn die Staaten 
die Wahl von nur einem Richter vereinbaren, in einer rein persön- 
lichen Form statthaben; wenn sie jedoch in kollektiver Form 
stattfindet, so soll eine gleiche Anzahl von Richtern von jeder 
Partei mit der Befugnis ernannt werden, im Falle von Meinungs- 
verschiedenheiten einen Überrichter zu wählen, dessen Wahl 

-Ja 

bei der ersten Versammlung des Tribunals vorzunehmen ist. 

Viertens. Die Wahl der Schiedsrichter soll keiner Bescfarän- . 
knng oder AossdilieBung unterworfen sein. Dieses Amt kann 
entweder einer der auf dieser Konferenz vertretenen Regierungen 

oder irgendeiner anderen Regierung, die das Vertrauen der Par- 
teien genießt, übertragen werden, ebenso auch den wissenschaft- 
lichen Körperschaften oder hohen Beamten der interessierten 
wie der neutralen Staaten. 

Fünftens. Die vorliegende Erklärung bezieht sich nicht nur 
auf Streitigkeiten, die künftig in den Beziehtmgen der Staaten 
entstehen sollten, sondern auch auf jene, welche in direkter Form 
jetzt zwischen den Regierungen in Erörterung sind; doch sollen 
die hier aufzustellenden Regeln auf bereits konstituierte Schieds- 
falle keine Beziehung haben. 

Sechstens. Im Falle des Krieges soll ein Wafiensieg keinerlei 
Rechte auf das Gebiet des Besiegten übertragen. 

Siebentens. Die Friedensverträge, die den FeindseUgkeiten 
ein Ende machen, sollen die Geldentschädigungen feststellen, die 
sich die Kriegführenden schulden, wenn sie jedodi Abtretungjen 
oder Überlassungen von Gebieten enthalten, sollen sie, soweit 
sie diesen Punkt betreffen, nicht abgeschlossen werden, dme 
vorhergehende Räumung des Gebietes der besiegten Macht durch 
die Truppen des andern Kriegsführenden. 

Achtens. Eroberungen, seien sie Gegenstand oder Folge 
eines Kriege, sollen als eine Verletzung des amerikanischen 
Völkerrechtes angesehen werden. 
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Unterzeichnet war dieser Akt durch die Namen : Manuel, 
Quintana, Roque Saenz Pena, J. G. do Ama- 
ral Valente, Salvador de Mendonca. 

Für die Geschichte des Völkerrechtes ist dieser Vorschlag 
sicherlich von großer Bedeutung. Noch nie ist ein Schiedsab- 
konunen von solch weitgehendem Umfange einer Gemeinschaft 
von Staaten zur Annahme unterbreitet worden, noch nie der 
Grundsatz ausgesprochen worden, daß selbst der Triumph der 
Waffen dem Sieger kein Anrecht auf das Gebiet des Besiegten 
gibt. Das Recht der Eroberung wird hier gebiandmarkt und eine 
Gebietsfibemahme ohne voibergehende schiedsgerichtliche Ent- 
scheidung, verurteilt. Zum ersten Mal wird in diesem Dokumente 
auch die Schiedsgerichtsbarkeit als ein Grundsatz des amerika- 
nischen Völkerrechtes bezeichnet. 

Pradier-Fod^r^ wirft den Verfassern dieses Vorschla- 
ges nicht ganz unbegründet Unklarheit und Mangel an Präzision 
vor.^) Aber ebenso richtig sagt er, daß „durch den Nebel, der 
die Gedanken der Delegierten der Republiken Argentinien und 
Brasilien umhüllt, man jene Ideen bemerkt, die wie ein Leucht- 
turm strahlen und den Weg der Zukunft erhellen". 

Der argentinisch-brasilianische Vorschlag wurde von der 
Konferenz ohne Erörterung dem ,,Comit6 für allgemeine Wohl- 
fahrt** überantwortet. Dieses scheint lange und emgehend darüber 
beraten zu haben, denn erst in der Plenarsitzung vom 9. April — 
10 Tage vor Schluß der Konferenz — überreichte das Comite 
dem Plenum das Ergebnis seiner Beratungen in Form zweier 
Dokumente, eines Entwurfs zu einem Schiedsver- 
trag und einer Beilage, die Empfehlungen für eine Reso- 
lution über die Verwerfung der Eroberung und für 
den Wunsch auf schiedsrichterliche Beilegun'g 
der Streitigkeiten zwischen amerikanisch en 
und europäischen Staaten enthielt. Beide Dokumente 
sind nichts anderes als die Entwickelung des von den Vertretern 

9 a. ft. On B. 848. 



Digitized by Google 



Die Beratungen and Ergebnisse. 



57 



Argentiniens und Brasiliens der Konferenz unterbreiteten Vor- 
schlages. 

DerEntwurf zu einem Schiedsvertrag hat 
in der von der Konferenz endgiltig angenommenen Form folgenden 

Wortlaut : 

„In dem Glauben, d a ß derKrieg das grausamste, 
zweckloseste und gefährlichste Mittel zur 
Beilegung internationaler Streitfälle ist, 
anerkennend, daß der Fortschritt der moralischen Grundsätze, 

die die politischen Gemeinschaften beherrschen, ein ernstes Ver- 
langen nach freundschaftlicher Beilegung solcher Streitfälle her- 
vorgerulen hat, 

beseelt durch die Überzeugung von den großen moralischen 

und materiellen Vorteilen, die der Friede der Menschheit bietet, 

und darauf vertrauend, daß die bestehenden Verhältnisse der 
verschiedenen Staaten für die Annahme der Schiedsgerichts- 
barkeit als Ersatz für bewaffnete Kämpfe ganz besonders günstig 
waren, 

uberzeugt, auf Grund ihres freundlichen und herzlichen 
Zusammenarbeitens auf dieser Konferenz, daß die amerikanischen 
Republiken, die durch die Grundsätze, Pflichten und Verant- 
wortlichkeiten demokratischer R^erungen gleichmäßig kontrol- 
liert und durch gegenseitige» starke und stets sich vermehrende 
Interessen miteinander verbunden sind, innerhalb ihres eigenen 
Wirkungskreises, den Frieden auf dem Kontinent und das Wohl- 
wollen aller seiner Einwohner aufrechterhalten können, 

und es ab ihre Pflicht betrachtend, den erhabenen Grund- 
sätzen des Friedens, die die au%eklärteste Öffentliche Meinung 

der Welt gutheißt, ihre Unterstützung zu leihen, 

empfehlen die zur Konferenz vereinigten Delegierten 
von Nord-, Mittel- und Südamerika allen Regierungen, bei denen 
sie akkreditiert sind, einen gleichlautenden Schiedsvertrag mit 
folgenden Artikeln absuscfaließen: 
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Art. I. Die Kepubliken von Nord-, Mittel- tmd Südamerika 

nehmen hiermit die Schiedsgerichtsbarkeit als einen Grund- 
satz des amerikanischen Völkerrechts an 
für die Beilegung von Streitigkeiten, Meinungsverschiedenheiten 
und Feindseljgkeiten, die zwischen zwei oder mehreren von 
ihnen erstehen soUten. 

Art. II. Die Schiedsgerichtsbarkeit soll in allen Streitfällen 
über diplomatische und Konsularprivilegien, Grenzen, Gebiete, 
Entschädigungen, Schiffahrtsreclite und über die Giltigkeit, 
Form und Durchführung von Verträgen obligatorisch 
sein. 

Art. III. Die Schiedsgerichtsbarkeit soll auch in allen 

andern als in den im vorhergehenden Artikel angeführten Fällen, 
welcher Art ihr Ursprung, ihre Natur oder Gegenstand auch sein 
mögen, mit der einzigen im nächstfolgenden Artikel angeführten 
Ausnahme obUgatorisch sein. 

Art. IV. Die von den Bestimmungen des vorhergehenden 
Artikels einzig ausgenommenen Fragen sind jene, die nadi An- 
sicht irgend einer der in Streitigkeiten verwickelten Nationen 
deren Unabhängigkeit gefährden könnten. In diesem 
Fall soll die Schiedsgerichtsbarkeit für jene Nation freigestellt 
sein, während sie für die gegnerische Macht obligatorisch bleibt. 

Art. V. Alle Streitigkeiten und Meinungsverschiedenheiten, 
ob diese schweben oder nachher entstehen, sollen der Schiedsge- 
richtsbarkeit unterworfen werden, selbst wenn sie in Vorfällen 
ihren Ursprung haben, die vor diesem Vertrag eintraten. 

Art. VI. Keine Frage, über die ein Abkommen bereits erzielt 
wurde, soll kraft dieses Vertrages wieder au%eworfen werden. 
In solchen Fällen soll die Schiedsgerichtsbarkeit nur angerufen 
werden für die BeÜegimg von Fragen, die die Gültigkeit, Auslegmig 
oder Durchführung eines solchen Vertrages betreffen. 

Art. VII. Die Wahl der Schiedsrichter soll nicht auf die ame- 
rikanischen Staaten beschränkt werden. Jede Regierung besitzt 
die Fähigkeit zum Schiedsrichter, die mit der Gegenpartei der sie 
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wählenden Nation in freundschaftlichem Verhältnis steht. Das 
Amt des Schiedsrichters kann auch Gerichtshöfen, wissenschaft- 
lichen Körperschaften, öffentlichen Beamten oder Privaten, 
gleichgültig ob sie Bürger des wählenden Staates sind oder nicht, 
übertragen werden. 

Art. VIII. Der Schiedshof kann ans einer Person oder ans 
mehreren Personen bestehen. Wenn er aus einer Person besteht, 
soll er von den betreffenden Nationen gemeinsam gewählt werden. 
Besteht er aus mehreren, soll deren Wahl von den betreffenden 
Nationen ebenfalls gemeinsam vorgenommen werden. Sollte kein 
Übereinkommen getroffen werden können, dann soll jede Nation, 
die ein verschiedenes Interesse an der streitigen Frage besitzt, das 
Recht haben, einen Schiedsrichter in ihrem Namen zu ernennen. 

Art. IX. Wenn jedoch der Schiedshof aus einer geraden Zahl 
von Schiedsrichtern bestehen sollte, sollen die in Betracht kom- 
menden Nationen einen Überrichter wählen, der alle Fragen ent- 
scheiden s6Q, über die die Schiedsrichter sich nicht zu verstan- 
digen vermögen. Wenn die interessierten Nationen sich über die 
Wahl eines Überrichters nicht zu einigen vermögen, soll dieser 
von den bereits ernannten Schiedsrichtern gewählt werden. 

Art. X. Die Emennnng eines Übelrichters und seine Annahme 
soll stattfinden, ehe die Schiedsrichter in das Verhör der Streit- 
sache eintreten. 

Art. XI. Der Überrichter soll nicht als Mitglied des Hofes 
wirken, seine Pflichten und Vollmachten sollen vielmehr auf die 
Entscheidung solcher grimdsätzhcher oder zufälhger Fragen 
beschränkt bleiben, über die die Schiedsrichter sich nicht zu einigen 
vermögen. 

Art. XII. Sollte ein Schiedsrichter oder ein Überrichter dnrch 

Tod, Verzicht oder aus irgendeiner anderen Ursache an seiner 
Mitwirkung verhindert sein, so soll ein solcher Schiedsrichter 
oder Überrichter durch einen Stellvertreter ersetzt werden, der in 
der gleichen Weise, in der der nrsprungliche Schiedsrichter oder 
Überricfater gewählt wurde, zu wählen ist. 
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Art. XIII. Der Schiedshof soll an jenem Orte seine Sitzungen 
halten, über den sich die interessierten Parteien geeinigt haben; 
in Fällen von Meinungsverschiedenheiten oder Unterlassung der 
Platzbezeicfannng soU der Hof selbst die Ortüchkeit bestimmen. ' 

Art. XIV. Besteht der Hof aus mehreren Schiedsrichtern, 
so kann eine Mehrheit auch in Abwesenheit oder bei Rücktritt 
der Minderheit verhandeln. In solchem FaU soll die Majorität 
mit der Ausübung ihrer Pflichten fortfahren, bis sie eine end- 
gültige Entscheidung über die ihr zur Erwägung unterbreiteten 
Fragien gefiUlt haben wird. 

Art. XV. Die Entscheidung einer Mehifaeit soll endgültig 
sein, sowohl über die Haupt- wie über Zwischenfragen, sofern in 
dem Schiedsabkommen nicht ausdrücklich bestimmt worden 
ist, daß Einstinmugkeit erforderüch ist. 

Art. XVI. Die allgemeinen Kosten des Schiedsverfahrens 
sollen von den als Partei dabei erscheinenden Regierungen zu 
gleichen Teilen bezahlt werden. Ausgaben jedoch, die jeder Partei 
durch die Vorbereitung und Verfolgung ihres Fsüles entstanden 
sein sollten, sind von ihr allein zu tragen. 

Art. XVII. Sobald ein Streitfall entsteht, sollen die darin 
verwickelten Nationen in Übereinstimmung mit den in den 
vorhergehenden Artikeln enthaltenen Bestimmungen Schieds- 
tribunale errichten. Nur bei gegenseitiger und freier Ober- 
einstimmung jener Nationen kann von diesen Bestimmungen 
abgesehen und die Schiedstribunale nach anderen Ubereinkonuuen 
ernannt werden. 

Art. XVIII. Dieser Vertrag bleibt zwanzig Jahre, vom Zeit- 
punkt des Austausches der Ratifikationen an gerechnet, in Kraft. 
Nach Abiaul dieses Zeitraumes soll er in Wirksamkeit bleiben, 
bis eine der vertragschließenden Parteien allen anderen bekannt- 
gegeben haben wird, daß sie ihn zu beendigen wünscht. Im Falle 
einer solchen Mitteilung soll der Vertrag für die Partei, die sie 
bekanntgiegeben, noch ein weiteres Jahr obligatorisch bleiben, 
doch soU die Zurückziehung einer oder mehrerer Nationen den 
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Vertrag im Hinblick auf die anderen Nationen nicht ungiltig 

machen. 

Art. XIX. Dieser Vertrag soll von allen ihn billigenden 
Nationen, gemäß ihren diesbezüglichen konstitutionellen Methoden 
ratifiziert werden» und die Ratifikationen sollen in Washington 
vor dem ersten Mai A. D. 1891 ausgetauscht werden. 

Jede andere Nation kann diesen Vertrag annehmen und 
Teilnehmerin daran werden durch Unterzeichnung eines Exem- 
plares und dessen Hinterlegung bei der Regierung der Vereinigten 
Staaten, worauf die besagte Regierung dieses Vorkommnis 
den anderen Vertragsparteien mitteilen wird. 

Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten 
hier ihre Unterschriften und Siegel hergesetzt. 

Ausgefertigt in der Stadt Washington in Exemplaren 
in englischer, spanischer und portugiesischer Sprache am 
des Monats emtausendachthundertundneunzig.** 

In der Sitzung vom 14. April wurde der Bericht 
des „Görnitz für allgemeine Wohlfahrt" der ersten Lesung unter- 
zogen. In ausführlichen Reden nahmen die Delegierten Stellung 
zu dem Entwurf, wobei sie in eingehender Weise das Wesen der 
Schiedsgerichtsbarkeit und deren Grenzen erörterten. 

Zu den wärmsten Verteidigem des Comit6-£ntwurfes warf 
sich der Delegierte Argentiniens, Quintana, nach- 
mahger Präsident der Republik, auf. Als Mitglied des „Comites 
für allgemeine Wohlfahrt" vertrat er den Standpunkt, der das 
Comit^ geleitet hatte. Aus seinen Ausführungen wäre folgendes 
hervorzuheben: 

„Die Einleitung des jetzt zur Erörterung stehenden Schieds- 
vertrages verdichtet in beredter Weise die hohen Ideen und 
edlen Regungen, die das ,,Comit6 für allgemeine Wohlfahrt" 
veranlaßt haben, ihn den Beratungen dieser hohen Versamm- 
lung zu unterbreiten. 

In den Au^ des amerikanischen Völkerrechtes gibt es auf 
diesem Kontinente weder grofie noch kleine Nationen. Alle sind 
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gleichmäßig souverän und unabhängig, alle gleichwert der Be- 
achtung und des Respektes. 

Die vorgeschlagene Schiedsgerichtsbarkeit ist infolgedessen 
kein Abdankungsvertrag, kein Vertrag der Vasallenschaft oder 

der Unterwerfung. Nach vvie vor dem Abschlüsse wird jede 
Nation Amerikas die ausschließUche Leitung ihrer pohtischen 
Geschicke ohne irgendwelche Einmtscfaung durch andere be- 
wahren. 

Dieser Schiedsplan soll weder ein Amphyktionenkonzil 
schaffen, noch bedeutet er einen amerikanischen Föderations- 
vertrag kraft dessen die Mehrheit der daran teilnehmenden 
Nationen ihr Urteil den streitenden Nationen au&uzwingen 
vermagt sie weder moralisch, noch weniger physisch zwingen 
kann, die eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen. 

In Wirklichkeit bedeutet dieser Vertrag die Weihe der 
Freundschaft, des Vertrauens und der Brüderlichkeit der ameri- 
kanischen Nationen, die aufrichtig entschlossen sind, durch das 

Mittel der Schiedsgerichtsbarkeit alle jene Fragen beizulegen, 
sofern sie ihre Unabhängigkeit nicht berühren; da die Unab- 
hängigkeit einer Nation, niemals dem Urteil einer anderen unter- 
worfen werden kann, sondern immer vom nationalen Patriotis- 
mus behütet werden soll. 

Als ein Werk des Friedens, der Gerech tikgeit und der Ein- 
tracht soll dieser Vertrag nicht auf der Größe der Zahl noch auf 
der Gewalt der Waffen beruhen. £r beruht lediglich auf Treu- 
und Glauben der ihn annehmenden Nationen, auf dem Gefühl 
der Würde einer jeden und auf der moralisdien Verantwortlich- 
keit, der sich jede Nation unterzieht, die dieses große Werk der 
Kultur und des Rechtes bedrohen soll; er beruht auf Verstand, 
Gesinnung, Treue und Empfindimg Amerikas, auf jener Ver- 
antwortlichkeit, die achtungswürdiger, edler und wiricsamer ist, 
als die materielle Starke irgendeiner Nation, wie gn>B und mäditig 
diese auch sei 
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Deshalb ist hier ein Sj^tem der Schiedsgerichtsbarkeit 
formuliert worden, das wohl allgemein obligatorisch ist, das 
aber niemals durch die Aktion einer an dem Streitfall nicht 
direkt und ausschließlich interessierten Nation aufgezwungen 
werden kann. Wenn entgegen aller Annahme, aller Wünsche 
und aller Hofftiungen die Schiedsgerichtsbarkeit in irgend 
einem Falle ungebührlicher Weise abgelehnt werden sollte, und 
der Krieg zwischen den streitenden Nationen zum Ausbruch 
kommt, so bleibt den anderen Nationen, seien sie klein oder 
groß, da sie vor dem Gesetze alle gleich sind, nichts anderes 
übrig als die traurige Notwendigkeit, den Umfall einer der edelsten 
Bestrebungen der Menschheit zu beklagen. Keine Nation wird 
denn auf Grund des jetzt zur Erörterung stehenden Planes das 
Recht beanspruchen können, an dem Streite teilzimehmen, aus- 
genommen in den Fällen und innerhalb der Grenzen, in welchen 
das Völkerrecht die Vermittefamg oder die Guten Dienste zur 
Aulrechterhaltung der guten Beziehungen zwischen den streitenden 
Parteien vorsieht. 

So, meine Herren, ist der klare Sinn des vorgeschlagenen 
Vertrages und so ist auch der unwandelbare Geist aller seiner 
Bestimmungen. So war überdies die vorherrschende Idee des 
Görnitz, das ständig alle Anregungen beseitigte, die geeignet 
erschienen, den Bestimmungen in bezug auf die anderen teil- 
nehmenden Nationen, die der Streitfrage fernstehen, einen zwangs- 
weisen Charakter zu geben, selbst wenn dieser nur moralischer 
Natur sein sollte. Dies ist vor allem die reine und unleugbare Ab- 
sicht, in der die argentinische Delegation die Ehre gehabt hat, den 
Plan zu unterzeichnen, und unter welcher Voraussetzung sie 
die Pflicht auf sich nimmt, ihn durch mich zu stützen. 

Ich habe nur zu erwähnen, daß die argentinische Delegation 
andernfalls keinen Anstand nehmen würde, ihre Unterstützung 
zurückzuziehen, so sehr sie einen solchen Verlauf beklagen würde. 
Glücklicherweise ist sie der festen Überzeugung, daß ein solcher 
Fall nicht eintreten wird. Die Delegation Jbe^ückwunscht sich 
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selbst zu der Darlegung ihrer Ansichten über das allgemeine 
Ziel der projektierten Schiedsgerichtsbarkeit. Vielleicht wird 

diese Darlegimg dazu dienen, in Zukunft ebenso unberechtigte 
als mit der Aufrichtigkeit der einen, der Würde der andern und 
der Kordialität aller widersprechende Auslegungen zu verhüten.'* 
Der Delegierte Mexikos, Romeo» übte in ausführ- 
licher Rede Kritik an dem Entwurf des Comit6s. Er glaubte, 
daß eine Reform, die in so außerordentlicher Weise das gegen- 
wärtige System der Kultumationen berührt, nur schrittweise 
vorgenommen werden sollte. Die vom Görnitz angenommenen 
Grundsätze erschienen ihm als zu weitgehend. Er wies darauf 
hin, daß Mexiko durch seine Verträge mit den Vereinigten 
Staaten die Verwendung der Schiedsgerichtsbarkeit zur Bei- 
legimg von Streitigkeiten angenommen und diese als einen 
Grundsatz des amerikanischen Völkerrechtes anerkannt habe. 
Doch scheint es ihm, daß die Schiedsgerichtsbarkeit nicht für alle 
Streitfälle geeignet ist. Eine der Hauptschwierigkeiten scheint 
es aber zu sein, die Ausnahmen der Schiedsgerichtsbarkeit zu 
definieren, ohne das Prinzip selbst zu anullieren. Die Reserven 
der nationalen Souveränität, der territorialen Integrität und 
der Unabhängigkeit genügen ihm nicht. Auch die Reserven 
der nationalen Ehre und Würde erschoinen ihm notwendig. 
Vollends unzulässig erscheint dem Vertreter Mexikos die Be- 
stimmung, daß der Schiedsvertrag auch auf schwebende Fragen 
angewendet werden soll. „Es wäre wünschenswert, solche Fragen 
nicht mit einzuschließen, aus Gründen, die hier anzuführen, 
überflüssig erscheint. Die Schiedsgerichtsbarkeit sollte als eine 
philosophische, humanitäre und fortschrittliche Maßnahme, die 
auf den Grundsätzen der Vernunft und der öffentlichen Ordnung 
beruht, angenommra werden, und dies würde umso leichter der 
Fall sein, je abstrakter sie dargestellt wird, und je weniger sie 
Bezug mmmt auf schwebende Fragen. Nachdem der Delegierte die 
einzelnen Punkte des Entwurfes kritisiert und sein Bedauern 
darüber ausgedrückt hatte, daß das Comite den Bericht nicht früher 
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erstattet habe, so dass er in die Lage gekommen wäre, Sonder- 
instniktionen seiner Regierung einzuholen, erklärte er, für die 
einzelnen Bestimmungen des Vertrages nach Maßgabe der er- 
haltenen Sonderinformatioiiien oder seiner aUgemeinen Infor- 
mationen stimmen zu woUen. 

Der Vertreter von Honduras, Zelaya, setzte sich 
mit Energie für den Comit^-Entwurf ein. ,,Es liegt der ameri- 
kanischen Konferenz keiner von größerer Bedeutung vor, als dieser, 
der bestimmt ist, die Republiken dieses Kontinentes vor den Ver- 
wüstungen des Krieges und vor dem in fruchtlosen Kämpfen 
und aus unberechtigten Ursachen vergossenen Blut zu schützen.*' 

Def Vertreter von Paraguay, Decoud, gab die 
grundsätzliche Zustimmung zu dem Entwurf, vorbehaltlich der 
Zustimmimg seiner Regierung und nahm Veranlassung, seinen 
,, ehrerbietigsten Tribut den ewigen Grundsätzen des Rechtes 
und der Gerechtigkeit** zu erweisen. 

Guatemala gab durdi den Mund seines Vertreters 
Cruz, der im Görnitz an der Ausarbeitung des Scfaiedsplanes 
mitgearbeitet hatte, seine vollste Zustimmung. Die Ausführungen 
dieses Delegierten, der für die obligatorische Schiedsgerichts- 
barkeit eine Lanze brach, sind von höchstem Interesse. Aus 
seiner tmifangreichen Rede seien daher einige hervorragende 
Stellen wiedergegeben: 

„Was für Arten von Streitigkeiten der Schiedsgerichtsbar- 
keit unterbreitet werden sollen," so führte Cruz aus, „war 
Gegenstand eingehender imd interessanter Erörterungen im 
Görnitz. Der Schiedsgerichtsbarkeit den absolut obligatorischen 
Charakter neJimen und sie lediglich abhängig machen von dem 
\^]]en der betreffenden Parteien, indem man ihnen gestattet, 
sich an sie zu halten oder sie nach Wunsch beiseite zu lassen, 
hätte so viel bedeutet, als ob nichts erreicht worden wäre. Die 
Schiedsgerichtsbarkeit muß obligatorisch sein oder sie ist nichts. 
Wenn wir obligatorisch sagen, so meinen wir nicht, daß ihre 
InanqMTuchnahme mittels direkten Zwanges durchgeführt werden 
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soll» sondern lediglich, daß sie nicht dem Belieben der betreffenden 
Parteien überlassen wird. : Die Souveränität der Nationen läßt 
keinerlei Zwang zu, nodi könnte ein solcher ausgeübt werden, 

ohne gleichzeitig entweder einen Krieg mit all den Nachteilen, die 
man zu vermeiden wünscht, hervorzurufen oder eine verhängnis- 
volle Verletzung der nationalen Eigentümlichkeit herbeizuführen. 

Streitigkeiten zwischen privaten Parteien werden durch 
Tribunale beigelegt, welche Urteile fiUen und veranlassen 
können, daB diese Urteüe erzwungen werden. Nationen sind 
jedoch in dieser Beziehung in einer ganz anderen Lage. Dies soll 
aber nach meinem Ermessen in keiner Weise die Wertlosigkeit 
des Obligatoriums der Schiedsgerichtsbarkeit beweisen. Etwas, 
was eine Nation sich selbst verpflichtet zu tun, was sie auf sich 
nimmt, oder als ihre zu erfüllende Pflicht anerkennt, muß ob- 
ligatorisch sein, ernstlich obligatorisch, wenn selbst keine andere 
Garantie dafür vorhanden ist, als ihr Versprechen. W i e 
zwischen Gentlemen das verpfändete Wort 
geheiligt ist, und unendlich mehr Kraft be- 
sitzt als Geldstrafen oder Gefängnis, so muß 
zwischen Nationen die Unterschrift, die sie 
unter einen Vertrag setzen, alle anderen 
Garantien überragen. 

Die Nation, die zugestimmt hat, die Schiedsgerichtsbarkeit 
für die Beilegung aller Fragen als obligatorisch zu betrachten, wird 
sicherlich eher zu ihr greifen als zum Kriege, aus dem einfachen 
Grunde, weil sie sich freiwillig zu solchem Handeln verpflichtet 
hat. Sie würde natürlich sich beschämt fühlen und veranlassen, 
daß alle anderen Nationen sich für sie schämen, wenn sie versuchen 
würde, ein freiwillig eingegangenes und feierlich ratifiziertes Ab- 
kommen aus keinem andern Grunde zu verletzen, wie aus Will- 
kür oder weil es kein anderes Mittel gibt, sie zur Treue zu ver- 
halten« Der muß eine armselige Meinung von 
der Menschenwürde, eine noch armseligere 
von der Würde der Nationen haben, der da 
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glaubt, daß nur das obligatorisch sein kann, 
was durch wirklichen Zwang durchgesetzt 
zu werden vermag. Einem solchen Zwang können Natumen 
nicht unterworfen werden; aber wenn sie es selbst könnten, Icann 
keine wirksamere Sanktion geftmden werden» ab die durch ein 
geheiligtes Abkommen eingegangene moralische Ver- 
pflichtung; noch kann etwas stärker und peinlicher sein 
als die Verachtung, mit welcher die andern Republiken die Stirn 
der Nation brandmarken würden, die solcherart die Heiligkeit 
internationaler Verträge verhöhnen würde. 

Die Nationen von Amerika sind hier freiwiDig zusammenge- 
treten, und diejenigen, welche nicht für die obligatorische Schieds- 
gerichtsbarkeit sind, weder absolut noch im Hinblick auf gewisse 
Materien, können sie frei verwerfen; aber jene, die sie freiwillig 
annehmen, und sich binden, sie als obligatorisch zu betrachten, 
werden dies sicherlich mit dem Entschluß tun, sich in ihr Ver- 
spiedien zu fogen. Wenn eine Nation sagt: Ich will dieses Vec^pre- 
dien erfüllen, so haben wir es als ausgemacht anzunehmen, daß 
nichts bindender ist als ihr Wort. Wenn Zweifel über ihre Aufrich- 
tigkeit bestehen, so ist es das beste, sich von jedem Umgang mit 
ihr zurückzuhalten. Wenn die Unterschriften der Vertreter 
der amerikanischen Nationen imter einen Vertrag gesetzt sind, 
kann die absolute Sidierheit darüber herrschen, daß die von ihnen 
vertretenen Nationen das Abkommen beachten und daß sie nie- 
mals versuchen werden, sich unter dem Vorwande, daß es keine 
Macht oder Autorität gibt, die sie zur Erfüllung zwingen könnte, 
ihrer Verpflichtung zu entzielien. Aus diesem Grunde hat sich 
das Comit^ begnügt, die FäUe anzuführen, in wekhen die Schieds- 
gerichtsbaikat obligatorisch sein soll, ohne anzuerkennen oder 
zuzugeben, daß sie zwangsweise durchzuführen sei. 

Das Comit^ stellte es nicht als einen absoluten Grundsatz 
auf, daß die Schiedsgerichtsbarkeit in allen Fällen obügatorisch 
sein sollte, ausgenommen in jenen, welche die Unabhängigkeit 
einer Nation berühren, weil es fürchtete, daß wenn der Artikel so 
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lauten würde, eine mehr oder weniger gewissenhafte Auslegung seines 

Textes zu der Entdeckung führen würde, daß die nationale Unab- 
hängigkeit in jeder Streitsache berührt werden und dies die Schieds- 
gerichtsbarkeit überhaupt hinfällig machen würde. Es entschied 
dementsprechend, vor allen Dingen eine so genaue wie mögliche 
Au&äUnng der der Schiedsgerichtsbarkeit zu unterwerfenden 
Fragen vorzunehmen, die in keiner Weise den Einwand der natio- 
nalen Unabhängigkeit zulassen. Und aus diesem Grunde lautet 
Artikel II: ,,Die Schiedsgerichtsbarkeit soll in allen Streitfällen 
über diplomatische und Konsularprivilegien, Grenzen, Gebiete, 
Entschädigungen, Schiffahrtsrechte und über die Gültigkeit, 
Form und Durdifuhrung von Vertragen obligatorisch sein/* — 
In all den im Artikel II aufgeführten Fäll^ soll die Schiedsgerichts- 
barkeit immer obligatorisch sein und der Einwand, daß die na- 
tionale Unabliängigkeit dabei gefährdet sei, nicht zulässig er- 
scheinen. Indem das Comitö anerkannte, daß keine Streitigkeit, 
welche die Unabhängigkeit gefährdet, für die Schiedsgerichts- 
barkeit geeignet ist, weil keine Nation der andern gestatten 
kann, über ihre nationale Existenz und Autonomie zu richten» 
ist es jedoch der Ansicht, daß die im obenangeführten Artikel 
enthaltenen Fälle nicht zu jenen gehören, durch die eine Ge- 
fährdung der nationalen Unabhängigkeit eintritt. Es glaubt 
wirklich, daß durch die Beschreibung einer gewissen Zahl solcher 

auszunehmender Fälle etwas erreicht worden ist 

Der Entwurf nimmt lediglich jene Fälle, in welchen die 
Unabhängigkeit einer Nation berührt wird, von der 
Schiedsgerichtsbarkeit aus, sagt aber nichts, über Fälle, die 
die nationale Ehre oder Würde betreffen. Täte er 
anders, so wäre das gleichbedeutend, als würde er mit der einen 
Hand auslöschen, was er mit der anderen geschrieben bat. Es ist 
keine Rede von dem, was die nationale Ehre und Würde nicht 
berührt und wenn die Kriegführung um solcher Fälle willen 
gestattet wäre, so wäre dies gleichbedeutend als ob nichts voll- 
bracht worden wäre. Die Nationen würden aber das, was ihre 



Digitized by Google 



Die BezAtangen oad ExgßbaiMMB, 



Ehre berührt, in derselben Weise beurteilen wie die Duellanten, 
Tind der unbedeutendste Zwischenfall würde za einem casus belli 
vergrößert werden, gerade wie der Stänkerer in der einfachen 
Unterlassiing eines genügend höflichen Grußes, in einem Blick, 
den seine Empfindlichkeit als beleidigend ansieht, oder in 
zahlreichen ähnUchen Umständen eine Verletzung seiner Ehre 
betrachtet." 

Über die Frage der zeitlichen Anwendung des vorliegenden 
Entwurfes eiging sich Cruz noch ausfnhrlidiCT. „Wenn**, so 
meinte er, „die Schiedsgerichtsbarkeit human, zivilisatorisch und 
der Annahme wert ist, warum soll man sie auf künftige Fragen 

beschränken und sie nicht auch auf die schwebenden anwenden ? 
Der Grundsatz, daß keine rückwirkenden Gesetze gemacht werden 
können, beruht auf der Grundlage, daß bereits erworbene Rechte 
nicht geföhrdet werden dürfen; aber wer könnte es vemünftigier- 
weise beklagen, wenn Streitfragen durch Schiedsgerichtsbariceit 
und nicht durch Gattling- Kanonen beigelegt werden?** 

Der Vertreter von Peru, Zegarra, stimmte dem 
Entwurf ohne besonderen Einwand zu, drückte jedoch den Wunsch 
aus, daß der Schiedsvertrag mit der Resolution über die Er- 
oberung verbunden werdt. Der Vertreter von Columbien, 
H u r t a d o , sowie der von Nicaragua, Guzman, er- 
klärten, dem Entwürfe zuzustimmen, obwohl sie einen Vertrag 
vorziehen würden, der der Schiedsgerichtsbarkeit noch einen 
größeren Umfang geben würde. 

Die einzige Vertretung, die entschiedene Stellung gegen den 
Vertrag nahm, W9r die von Chile. Sie überreidite eine um&ng- 
reiche Denkschrift, worin sie eingehend alle Punkte beleuchtete, 
die ihrer Ansicht nach gegen die obligatorische Schiedsgerichts- 
. barkeit sprächen. Der Inhalt dieser Denkschrift sei hier kurz 
zusammengezogen : 

Die Schiedsgerichtsbarkeit könne nur freiwillig sein. Sie obli- 
gatorisdi zu machen, widerspräche ihrem Wesen. Durch Zwang 
würde sie unwirksam gemacht und diskreditiert. Die anf alle 
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Streitfälle aUgemein und absolut anzuwendende Schiedsgerichts" 
barkeit sei eine Beeinträchtigung der staatlichen Souveränität. 
Zar- Durchführung der Wirksamkeit des ObUgatoriums wäre eine 
über den -VertiagsscUießenden stehende h&ere Autorität von- 
nOten. Moralisdie Verpflichtungen hätten im Staatsleben bei dem 
Wechsel von Personen und Anschauungen keinen Wert. Schließ- 
lich müßte man, um einen widerspenstigen Staat zur Schieds- 
gerichtsbarkeit zu zwingen, zur höheren Ehre des Friedens einen 
Krieg führen. Eine derartige höhere Autorität wäre aber eine 
Geiiahr für die staatEche Souveränität» wäre unvereinbar mit der 
Unabhängigkeit und würde fortwährend Widerstand hervor- 
rufen. — „Die Festigung des Friedens Und die Ruhe zwischen 
den amerikanischen Staaten muß gesucht werden, in der Auf- 
richtigkeit der Regierungen, in der Korrektheit ihres Verfalirens, 
in ihrer Unterwerfung unter die Grundsätze von Recht und Billig- 
keit" — 

Die Denkschrift Chiles bezweifelt sodann selbst die 

Wirksamkeit der Schiedsgerichtsbarkeit an sich. ,,Wenn es auch 
nicht möghch ist, den in der Natur der Dinge wie in den Lebens- 
bedingungen der Menschheit hegenden Interessenkonilikt zwischen 
den Nationen ebenso wie zwischen Individuen verschwinden 
zu machen, wäre es doch zweifellos das Ideal der Kultur, das 
Mittel zu finden, diese Interessen zur Befriedigung aller im Kon- 
flikt befindlichenParteien zu vers5hnen. Ein SchiedsurteÜ wird das 
letzte Wort bei einem Streit bilden können, aber es wird niemals 
den Keim zerstören, der ihn hervorgebracht. In der Regel wird 
sich immer eine der Parteien als das Opfer betrachten und es ist 
kein Wagnis anzunehmen, daB der Zwiespalt latent bestehen 
bleiben wird. Es ist eine des Beweises nicht erst benötigende 
Wahrheit, da6 ein Urteil bei der Lösung irgendwelcher Streitig- 
keiten niemals das gleiche befriedigende Ergebnis zeitigen wird als 
ein freiwillig und freundschafthch abgeschlossener Vergleich, 
besonders wenn man in Erwägung zieht, daß sich das Urteil 
zuweilen sehr gut den Grundsätzen der Gerechtigkeit anpassen 
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kann, daß es diese ein andermal aber auch mit Füßen zu treten 
vennag. Mit Recht wird maa einwenden, daß es nicht immer leicht 
sem wd, zu einem freiwilligen und freundschaftlichen Vezgteicfa 
zu kommen. Für sdche iFlUe wird es ivützficfa sein, iigend ein 
Hil&mittel zu wählen» das den erwfinschten Ausgleich erleichtert 
und das den im Konflikt befindlichen Staaten neue Beratungen 
zu ermöglichen oder die bestehenden Erörterungen zu mildem 
vermag. Die Delegation von Chile ist der Ansicht, daß sich 
dieses Hil&mittel in der Vermittelung bietet. Die Ver- 
mittelung einer den Parteien befreundeten, an dem Streite un- 
interessierten Regierung, die sich strenger Unparteilichkeit be- 
fleißt, bietet den unschätzbaren Vorteü, Zeit zur Überlegung zu 
gewimien und mit größerer Ruhe den Gegenstand des Streites 
ins Auge zu fassen. Die Vermittelung kann außerdem bei Er- 
mangelung eines direkten Arrangements dazu beitragen, die Bil- 
dung eines Schiedsgerichtes wirksam zu erleichtem. Die Aktions- 
sphäre der Vermittelung umfaßt eben alle möglichen friedlichen 
Lösungen. 

Kraft dieser Erwägungen ist die Regierung von Chile 
der Ansicht, daß die Vermittelung unter den hier ausgedrückten 
Bedingungen eine der besten Maßnahmen ist, die zur Bewahrung 
des Friedens vcnrgesdilagen werden können. Es ist eine harte 
Aufgabe, wenn man beansprucht, mit einem Schlage unmittelbar 
zur allgemeinen und absoluten Schiedsgerichtsbarkeit zu ge- 
langen. Die Erfahrung lehrt uns, daß die ernsten und dauerhaften 
Werke auf dem Gebiete der Politik gerade jene sind, die sich 
langsam und allmählich verwirklichen. Rapid und ohne Übergang 
von einem bestehenden Ri^pme za einem wesentlich anderen 
überzugehen, heißt, sidi der Gefahr aussetzen, bald wieder zum 
Ausgangspunkt zurückzugelangen. Die Empfehlung eines be- 
schränkten Schiedssystems würde unserer Ansicht nach für den 
AugenbUck den menschenfreundlichen Zielen, die diese Konferenz 
verfolgt, genügt haben und würde, wie auf den ersten Blick zu 
sehen ist, mehr Leiditigkeit der Ausführung geboten haben, als 
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der absolute Plan, der den Beratungen dieser Versammlung 
unterbreitet worden ist/* 

Die Delegierteil Chiles erklärteD weder an dea Beratnngea 
noch an der Abstimmung über den Schiedsvertrag teifaiehnien zu 

können, doch wollten sie zwei Punkte noch hervorheben, die ihnen 
von großer Wichtigkeit erschienen. 

In dem'einen Punkte bemängelten sie, daB das Wohliahrts- 
comitd den Schiedsplan, nicht wie dies bei allen anderen Ent- 
würfen der Fall ist, als eine Empfehlung unterbreitete, vielmehr 
den Abschluß eines feierlichen Vertrages vorschlug. Die Konferenz 
habe jedoch nicht die Fälligkeit, Verträge zu schheßen. In dem 
anderen Punkte bemängelten sie, daß der Schiedsidan auch schwe- 
bende Fragen der Schiedsgerichtsbarkeit unterwerfen wolle. Die 
rückwirkende Kraft von Verträgen entspräche aber nicht den 
allgemeinen Grundsätzen des öffentüchen Rechtes und wider- 
spreche auch dem offenbaren Zweck des Kongresses, Die Denk- 
schrift weist dabei auf das Gesetz hin, das den Präsidenten der 
Vereinigten Staaten ermächtigte, Einladungen ergehen zu lassen, 
zur Erörterung eines Schiedsplanes und dessen „Empföhlung 
zur Annahme". 

Diese Stellungnahme. Chiles ist von höchstem Interesse. 
Die darin enthaltenen Argumente gegen die Scbiedsgerichtsbaikeit 
sind heute nicht mehr so neu als sie damals gewesen sein mögen. 

Die Deklaration erweckt vielfach die Erinnerung an jene Ein- 
wände, die man auf der ersten und zweiten Haager Konferenz 
gehört hat. Es mußte Verwunderung erregen, daß gerade Chile, 
das die Schiedsgerichtsbarkeit so häufig in Anwendung gebracht 
hatte, auf der Konferenz eine solche ablehnende Stellung einnahm. 
In der Tat war es auch nur ein politischer Opportunismus, der die 
Vertretung Chiles zu jenen so wenig stichhaltigen Einwänden 
verführte. Da dieses Land an zahlreichen schwebenden Fragen 
interessiert war, die mit dem Krieg an der pazifischen Küste 
zusammenhingen, ist diese Stellungnahme zu erklären. 
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Der Schiedsentwiirf wurde bei der ersten Lesung mit i6 
Stimmen angenommen. Chile enthielt sich der 
Abstimmung. Mexiko und S a 1 v a d o r machten Vorbehalte« 
Am i6., 17. und x8» April wurde der Entwarf der zweiten 
Lesung unterworfen, wobei sich neuerdmgs bei den einzelnen 
Artikeln interessante, für die Geschichte der Schiedsgerichtsbarkeit 
hochwichtige Erörterungen entspannen. Am 17. April wurde der 
Vertrag in der oben wiedergegebenen Fassung endgültig ange- 
nommen. 16 Del^ationen stimmten dafür. Es waren dies: 
Haiti» Nicaragua» Peru, Guatemala» Co- 
lumbien, Argentinien, Costa-Rica» Paraguay» 
Brasilien, Honduras, Bolivien, Venezuela, 
Salvador, Ecuador und die Vereinigten Staa- 
ten. Mexiko behielt sich vor, nicht alle Punkte zu akzeptieren» 
Chile enthielt sich wieder der Abstimmung. Der Delegierte von 
Nicaragua, Guzman» hielt am 18. April eine Rede» die 
als Schlußrede für das gelungene Werk anzusehen ist. Er endigte 
mit folgenden Sätzen: Nichts ist bedeutender, nichts kann den 
Freunden des Weltfriedens besser gefallen, als zu sehen, wie die 
Vereinigten Staaten, jene amerikanische Nation, deren Stärke 
mit den ersten Mächten der Welt in Wettbewerb tritt» in der 
tmsere Aufmerksamkeit beanspruchenden Angelegenheit die Ini- 
tiative ergriffen, die physische Tapferkeit, das Symbol der Barbarei» 
beiseite lassend, um das Recht, die Standarte der christhchen Zivi- 
hsation, aufzurichten. Dieses edlen Landes, welches dem Frieden 
seine wunderbare Entwicklung verdankt, sind die Anstrengungen 
würdig» die es gemacht hat imd zu machen fortfährt» zu dem 
Ende, daß die neue Welt der Menschheit das erhabene Schjauspiel 
eines unendlichen Kontinentes biete, der von den verschiedenen 
Rassen bevölkert ist, und auf dessen Oberfläche 18 unabhängige 
Nationen bestehen, die die Schiedsgerichtsbarkeit zum Eckstein 
des amerikanischen Völkerrechtes gemacht haben. Möge es der 
Delegation von Nicaragua gestattet sein» den Wunsch aussu- 
drödcen» daB an einem nicht zu femen Tage alle Nationen dieses 
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Kontinents ohne jede Ausnahme durch den Vertrag vereinigt sein 
mögen, der die Billigung dieser ehrenwerten Versammlung verdient 
hat, so daß sich niemals mehr das traurige Schauspiel biete, daß 
Amerikaner amerikanisches Blut auf dem Boden imseres ge- 
liebten Amerika vergießen.** 

Am i8. April kamen noch die beiden Resolntiooen tm Er- 
örterung, die das Wohlfahrts-Comit6 als Beilagen zum Schieds- 
vertrag unterbreitet hatte. Zunächst der Wunsch auf schieds- 
gerichtliche Beilegung der Streitigkeiten 
zwischen Amerika und europäischen Staa- 
ten. In einer längeren Er ö rter un g, bei der das Verlangen zam 
Ausdruck gebracht wurde, den abgeschlossenen Schiedsver* 
trag im Interesse des Weltfriedens auch auf die nicht auf der 
Konferenz vertretenen Staaten auszudehnen, stieg dass Bedenken 
auf, ob die Konferenz überhaupt in der Lage wäre, anderen Staaten 
Empfehlungen zu machen. Es fehlte auch nicht an skeptischen 
Stimmen, die ausführten, daß die europäischen Staaten die 
Schiedsgerichtsbarkeit unter sich nicht einführten, so daß die 
Hoffnung auf Wirkung der Empfehlung nur eine geringe sein 
könne. Dem widersprach besonders der venezolanische Delegierte, 
Bolet Peraza, der darauf hinwies, daß europäische Staaten 
mgSai als einmal im Streit mit amerikanischen Republiken die 
Schiedsgerichtsbarkeit anriefen. Er bestritt, daß dfe Schieds- 
gerichtsbarkeit in Amerika entstanden sei. „Von Europa', von der 
alten Welt ist die Idee der Schiedsgerichtsbarkeit zu uns ge- 
kommen und von hier senden wir sie wieder zurück, vergrößert, 
veredelt und mit dem Wunsche, sie in allen Fragen, bei denen 
wir mit Europa auseinandergehen sollten, anzuwenden. Wek:h 
besseren Gegendienst können wir der alten Welt leisten, die uns 
mit ihren Ideen genährt hat, als wenn wir ihre menschenfivund- 
lidien Maßnahmen mit der Absicht annehmen, daß sie in allen 
Streitigkeiten, die wir mit ihr haben könnten, zur Anwendung 
gelangen.'* 

Skqrtischer drückte sich der Vertreter von N i c a r a g u a ans. 
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der da meinte, daß die europäischen Staaten mit den Vereinigten 
Staaten leicht zu Schiedsabkommen gelangen werden. „VfeDXL 
man 60 Millionen Einwohner hat, schwere Kanonen machen kann 
nnd achtzig MiTBonim im Schatze bewahrt, dann werden sie mit 
einer solchen Nation die Schiedsgeriditsbarkeit suchen/* 

Dieser Anschauung widersetzte sich Andrew Car- 
negie, der einer der Vertreter der Vereinigten Staaten war, 
indem er bestritt, daß es in Amerika schwache Nationen gebe, 
nachdem alle amerikanischen Nationen einen Schiedsvertrag 
unterzeichnet haben. Er §^ube, daß es sich die stärkste Nation 
dreimal überlegen werde, selbst im Streite mit der kleinsten 
amerikanischen Nation die Schiedsgerichtsbarkeit, die alle ame- 
rikanischen Staaten untereinander abgeschlossen haben, zu ver- 
werfen. „Ich gehe noch weiter" sagte er. „Der Staatsmann, 
der da glaubt, es ist eine schwache Nation auf diesem Kontinent, 
wenn diese die Schiedsgerichtsbarkeit anbietet, begeht einen der 
größten Irrtümer, der jemals gemacht wurde. Jener Europäer, 
der den Kriegsbrand auf diesen Kontinent bringt wegen einer 
Frage, über die die gekränkte amerikanische Nation die Schieds- 
gerichtsbarkeit angeboten hat, der spielt mit dem Feuer!" — 

Die Resohition wurde schließlich mit allen Stimmen, mit 
Ausnahme der der Delegierten von Chile, die sich auch hier 
der Abstimmimg enthielten, in folgender Form angenommen: 

„Die internationale amerikaxiisohe Konferenz beeohließt: Daß 
diflie Konlenni, iiafllid«n rie die SofakdligeddiittbMlnit lür die 
Beilegvng Toa 8tw l t %k MtBn swisoliiii dsn BepnliMkai von Amerik<^ 
angenommen bat, die Iklaobiiis erbittet, den Wmiaeli auazndrOoken« 
daß Meinungsverschiedenheiten z wischen ihnen 
und den Staaten Europas in derselben freund» 
liehen Weiae beigelegt werden mögen. 

JU vkd iaiiMr emploUMi, daß die Bogimg jeder hier irar- 
tntenen Nation diesen Waneoh allai befrenndeten IQditen mitteile.** 

Hierauf gelangte die Resohition über die Verwerfung 
der Eroberung zur Erörterung. 

Sie wurde einstimmig angenommen. Die Vertreter von 
Chile enthielten sich der Stinune. Der Text lautet: 
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hD» et ia Amerik» kein Gebiet gibt» dM ab xee mdliiu be- 
tnohtet werden kann; und 

da, in Rücksicht darauf, ein Eroberungskrieg einer amerikanischen 
Nation gegen eine andere einen ungere c'h tfertigten 
Akt von Gewalt und Beraubung bilden würde; und 

da die Dföf^bkeit Ton Angriffen auf NationalgeUeto nunc- 
meidlioh cn dem Terdexbliehen System der Kriegs» 
rfietungen in Friedenszeiten führen wCbrde; nnd 

da die Konferenz fühlt, daß es den erhabenen Auffassungen 
ihrer Aufgabe nicht entsprechen würde, wenn sie davon Abstand 
nehmen würde, ihre friedUchen und brüderlichen Empfindungen 
in EridSnmgen nmi Anadnidc bringen, dem Zwmk es sefai soll« 
nationale Stabüttftt bervDCEurufen und geredite intematiooale Be- 
riehungen zwiachea den Nationen des KontinenteB wa sohfitasn; 
so wird deshalb 

von der internationalen amerikanischen Konferenz beschloesen, 
daß sie den hier vertretenen Regierungen auf das dringlichste die 
Annahme folgender Bridlinngen empfiehlt: 

Ekstens. Dafi wfthrend der Dauer des Sohieds« 
▼ ertrages, das Prinzip der Eroberung als mit 
dem amerikanif!( hen Völkerreoht nicht verein- 
bar angesehen werden soll. 

Zweitens. Daß alle Gebietsabtretungen, die während der Dauer 
des SohiedBier träges gemadht werden soUen, als nichtig an- 
ansehen sind, wenn sie unter der Kriegssndrohung oder in Gegen- 
wart einer bewaffneten Macht vollzogen wurden. 

Drittens. Jede Nation, von der .''olche Abtretungen gefordert 
werden sollten, kann verlangen, daß die Gültigkeit der Abtcetong 
der Schiedsgerichtsbarkeit unterworfen werde. y 

Viertens. Jeder Vendoht auf das Reoht der Sehiedsgenohts- 
barkeit, der unter den im «weiten Artikel angeföhrten Bedingungen 
anstand» kam, soH als Noll und Niohtig angeeehen werden.** 



B. Die Vcfiehrapolltik. 

War das Problem der Schiedsgerichtsbarkeit der springende 
Punkt der Washingtoner Beratungen, so sind auch die Bestre- 
bungen, zu Vereinbarungen verkefaispolitischer Art zu gelangen, 
nicht ohne Bedeutung gewesen. Bildet doch die Verbindung 
dieser Bestrebungen mit der Schiedsgerichtsbarkeit, wie bereits 
im vorigen Kapitel erwähnt wurde, das besondere Merkmal der 
pan-amerikanischen Konferenzen. Gerade diese Verbindung ist 
es, die den Konferenzen den modernen staatenorganisatorischen 
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Charakter verleiht, der von den früheren Föderationsbestre- 
bungen so grundverschieden ist. Es ist unendlich viel, was in 
verkehrspolitischer Richtung da erstrebt wurde, und nicht nur 
von dem Gesichtspunkte aus, daß es schon genügt, das Große 
zu wollen, sondern auch durch das zutage geförderte Ifaterial, das 
eine unerschütterliche Grundlage für spätere Arbeiten lieferte, 
ist es wichtig, einen Überblick Über das geleistete zu werfen, 
wenn auch ein näheres Eingehen auf die Erörterungen und die dabei 
entwickelten Kämpfe durch den Umfang der vorhegenden Arbeit 
nicht geboten erscheint. 

1. Die Zoll-Union. 
Unter den verkehrspolitischen Materien wurde der Gründung 
eines amerikaniscfaen Zollvereins die eingehendste Erörterung 
und die meiste Zeit gewidmet. Die Delegierten von Chile und 
Argentinien waren es, die diesen Gedanken am nachdrück- 
hchsten bekämpften. Eine Einigung war nach keiner Richtimg 
zu erzielen, und so begnügte sich die Konferenz, in ihrer Sitzung 
vom 12. April den Abschluß von teilweisen Gegen- 
seitigkeitsverträgen zu empfehlen. Die nach dieser 

Richtung hin angenommene Resolution lautet: 

„Die Konferenz empfiehlt solohea auf dieser Konferenz vwr- 
Izeteoiai Begierangen, die ein Interesse an der ScUkBong von teil- 

weisen Oegenseitigkeiteverträgen haben sollten, über solche mit 
' einem oder mehreren der amerikanischen Staaten, mit denen sie es 

unter den, den jeweiligen Verhältnissen und Interessen eines jeden 
Landes angemeaeeDeo Bedingungen, zur Foidanmg des Gamein« 
Wohles, fOr yorteflhaft halten sollten, an unterhandeln." 

2. Masse und Gewichte. 
Resolution vom 24. Januar: 

„Die internationale amerikanische Konferenz empfiehlt den 
hier vertretenen Nationen die Annahme des metrischen Dezimal- 
[ Systems, soweit sie dies nicht schon in Anwendung bringen." 

3. Die interkontinentale Eisenbahn. 

Sesokition vom 26. Februar: 

»JBratenB. — Bine THnmhihn. die illa oder die MialiilMit 
der Mi dies« KodIhhib TarMen« Steatan TsrUndefe» wbd in 
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hohem Maße zur Entwiokelung herzlicher Bodeliungen zwischen 
den besagten Staaten und nun AnwaohMO üunr materiellen Intee- 

easen beitragen. 

Zweitens. — Die beete Methode zur Erleichterung ihrer 
Auaffihmngwftie die Ernennnng einer internetionelen 
Kommission von üngenieomi, die die mfigMoi» Unisn fest- 
susteDeOt üue richtige Länge zu bestimmen, die Elostaa einer jeden 
abznsohätaen und ihre besiehnnipweisen Vorteile m vstglsifllisn 
hätte. 

Drittens. — Die ervfthnte Kommission soll sich ans einer 
Ingenieur-Korpenohaft lasanuncnsetssBt m der jeder Staat drei 
IBti^ieder sn smsnnen hatte; sie soll das Bsdit habsn, tUk in 

Unter-Konunistnonen zu gliedern und soviele andere Ingenieure 
und Angestellte zu ernennen, als für die rssohere Ausfohroitg des 
Unternehmens für nötig erachtet wird. 

Viertens. — Jede zustimmende Regierung soll auf ihre 
eigene Kosten Beauftragte oder Ingeolsvie emeonen* die den mit 
den Tffl imTiHfusinifleii hsaiifUsgliWi T*intff- KA*'if Bl tTh }tiSP eis Hflfr» 
loiilte m dienen haben. 

Fünftens. — Sofern die gemeinsamen Interessen es ge- 
statten, soll die Bahn die hauptsächlichsten in der Nähe der Linie 
gelegenen Städte miteinander verbinden. 

Seehstens. — Wenn die sIlgssMine Biditnng der linie 
<dme grofie Unsutrlgliohkeiten nicht ge&ndert werden kann, sollen 
zu dem im vorhergehenden Artikel angeführten Zwecke Zweij^inien 
ins Auge gefaßt werden, am jene Städte mit der Haaptlinie ca ver- 
binden. 

Siebtens. — Zum Zwecke der Koetenverminderung des 
Unternehmens soUen bestdiende Bahnlinien, soweit dies mit der 
Bernte und den Verhiltmeaen der KontiDentalHnie Teceinbaz ist, 

verwendet werden. * 

Achtens. - Für den Fall, daß die Ergebnisse des Voran- 
schlages die Verwendbarkeit und Nützlichkeit der Bahn erhärten, 
soUen Voreohlage über die Erriohtnpg der ganzen Linie oder von 

Neuntens. — Die Bnidiitangv Leitung und DnnlilQlunuig 
der Unie soll auf Kosten der Kanseesionäie oder auf Kosten jener 

Personen stattfinden, denen die ersteren die Arbeit oder ihre Rechte 
mit all jenen Formalitäten und den von der betreffenden Begjeraxig 

erhaltenen Zustimmung übertragen haben. 

Zehntens. — Allee für die Errichtung, die Verwaltung und 
den Betrieb der Bahn notwendig Material soll von EingangazöUen 
befreit und nur iw ld h w i "jr^-Bnaiiini« ontenrarfen werden, die wir 
VeriiStnog Ton Hifibifiiohea dieses Privileg esfordeiüoh sind. 

Elften s. — Alles Personal und die Liegensolisiten der Bsim, 
die beim Bau und Betrieb in Verwendung stehen, sind von allen 
Steoem — stentliehen, piovinzialen und städtisohen — befreit. 
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Zwölftens. ■ — Die Ausführung eines Werkes von solcher 
Größe verdient durch Unterstützungen» TAnHlrnn«AaginnAn oder 
Zinagarantien gefördert zu weiden. 

Dreisehntena. — Dia Gfiloater 6k Kbmiiünaii im di» 
AuBgabem für den PiSluninar- und fflr den end^tigen VorauMUaf 
sollen aUe zustimmenden Staaten nach dem Verhältnis der durch 
die letzte Volkszählung festgestellten Bevölkemngszahl oder in 
Ermangelung einer solcl .'H Zählung nach Übereinkonunen zwiachen 
den verschiedenen Regierungen auf sich nehmen. 

yieiselmtenB. — Zum Zveob» der SklMnmg der HMniiilH- 
tnSbak soll die Bahn fflr immer neatnl «Eidirt irordien. 

Fünfzehntens. — Die Billigung der Voranschläge, die 
Frist für die Vorschläge, der Schutz der Konzessionäre, die In. 
spizierung der Arbeit, die sie betroffende Gesetzgebung, die Neu- 
tralität der Koute, die freie Durchfahrt der Transitwaren, soll (in 
dem im aohten ArtÜDel voigenlieiian lUle) Gegemitaiid beeoiiderec 
AUnrnmen Bwieohea den intoroMioftan Regleciiiigeo sein. 

Sechzehntens. — Sobald die Regierung der Vereinigten 
Staaten Kenntnis erhalten wird von der Annahme dieser Empfeh- 
lungen durch die anderen Regierungen wird sie diese einladen, 
die im zweiten Artikel,erwähnte Ingenieur-Kommission zu ernennen, 
damit dieee sobald ab möglich in Washington nnaaunentrete. 

4. Schiffahrtsverbindungen zur See. 

In den Sitzmigen vom 2i. tind 24. März wurden verschiedene 

Resolutionen angenommen, die den interessierten Ländern vor- 
schlagen, die Entwickelung der Seeverbindungen auf dem 
Atlantischen und Stillen Ozean, im Golf von Mexiko und im 
Karibischen Meer za fördon. 

5. Zolleinrichtungen. 
Die Konferenz empfahl: 

z. Eine gemeinsame Nomenklatur, die in alphabetischer 

Ordnung in englischer, portugiesischer und spanischer Sprache 
die zollpflichtigen Waren bezeichnen soll. 

2. Eine einfache, rasche und einheitliche Methode für die 
Klassifikation, Prüfung und Schätzung der Waren. 

3. Die Errichtung eines Informations- 
bureaus. 

Diese Schöpfung ist die wichtigste und dauerhafteste, die 
bisher aus der pan-amerikanischen Bewegung hervorgegangen ist. 
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In der Plenarntzuxig vom 29. Marz 1890 wurde folgende 
Resolntioitf angenommen: 

tJHe hier ▼ertretenen Regierungen sollen sioh vereinigen zum 
Zmdte der Eniditiiiig eines in terii»tionaIeik »meri> 
kftniBchen Bnreans für die Sammhmg, Eintragung und 
Veröffentlichung in englischer, spanischer und portugiesischer Sprache 
von Informationen über Produktion. Handel, Zollwesen, Gesetze 
und anderen Bestimmungen ihrer diesbezüglichen Länder. Ein 
derartiges Bureau soll in emem der Linder für das gemdiiBame Wohl 
und auf gememaeme Kasten erhalten werden und loD allen anderen 
Uadnm HaodelntatwtikMi und anden nfiteliobe Xnfbrmatkmen 
liefern, die ihm von iigend einer der amwrikaniwohfw Bepublikai 
zugehen." 

Das Comit6 zur Regelung des Zollverfahrens wurde beauf- 
tragt, der Konferenz einen Organisationsplan und ein Schema 
für die praktische Arbeit des vorgeschlagenen Bureaus zu unter- 
breiten. Am 14. April unterbreitete das Comit6 einen Entwurf 
in fünfzehn Artikeln, der Folgendes bestimmt: 

,»1. Von den auf dieser Konferenz vertretenen Ländern wird 
eine Vereinigung unter dem Titel „Die internationale 
Union der amerikanischen Republiken" zum 
Zwecke rascher Sammlung und Verteilung von Handelsinformationen 
hogfOudet. 

2. Sie inteinatioQale Union «iid durch ein Bnrean 

repräsentiert werden, das unter der Oberaufsicht des Staatssekretärs 
der Vereinigten Staaten in Washington zu errioliten ist und 
das mit der Aufgabe der Übersetzungen und Veröffentlichungen 
und mit der geeamten, die internationale Union betrefCeoden Kor- 
tegpaadem betiaat ist 

8. Dieses Bunan «iid beaeidbnei »»Kommersielles 
Burean der amerikanischen Bepublike n", und 
sein Organ soll eine Veröffentlichung sein, die den Titel führt 
»»Bulletin des Uandelsbureau der amerikanischen 
Bepnhliken". 

4. Das Bulletin aoll in anj^iKsIier, apaniHiier und portogifleiadker 
Sptadhe erscheinen. 

0. Der Inhalt des Bulletins wird umfassen: 

a) Die bestehenden Zolltarife der einzelnen zur Union ge- 
hörigen Länder und alle eintretenden Verändemngen 
mit den fär nütalioh erachteten Erläuterungen. 

b) Alle Bestimmm^en, welche den ^»tp"g und 
die gSoWiahhmg von Schiffen« wie den Import und Export 
von Waren in den Häfen der vertretenen Länder betreffen; 
auch alle Inatraktionaaehraibcn für die Zollbeamten, die 
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■kh «iof dae ZoHtwnb^um oder anf die Klawrifilration 
dw lOflpfKehfigcp Wmmi berichm» - 

o) Umfangreiche Anfühnmg von Handels- und Pake^pott» 
vortragen zwischen den amerikanischen Republiken. 

d) Wichtige Statistiken über Außenhandel und heimische 
Pnduktion und ando« Informationen, die für Kaufleute 
und Reeder der vetlietoutti Linder von lieBoiidereai 

Tut—W * tnW^ , 

6. Um daa kommenEielle Boiean in die Lage m aetnn, die gröfite 

Genauigkeit bei der Veröffentlichung des Bulletins beizubehalten, 
• ' * soll jedes tu dieser Union gehörige Land dem Bureau direkt und ohne 
Axifschub zwei Exen>[)lare aller offiziellen Dokumente senden, die 
die auf die Gegenstände der Union besaghabenden Materien betreffen, 
' *wiM*iiKwMinii ZoEtastfab BeaintairuiMlaeliiaawn, äitanifttianale Ver> 
trtge oder Abkraimen, firtüelie Bealimmiiiigm mid aoirait ab toolioli 
YoUständige Statutiken über dm Handel und Aber die hwmiiwlMin 
Ptodukte und Natnrschät/e. 
■ ■ 7. Dieses Bureau wird zu jeder Zeit als Mittelstelle für Mit- 

teilungen und Korrespondenzen an Personen dienm, die sich um 
liohtige Aoflkfinfte in beeng anf die die ZolltariiB befaeC e n d an Be- 
at^DUUDngBn sowie nm die den Tf#nff^1 und' die Schifbiiirt der amen- 
kaniaohm Bepubliken betreffenden Angel^enheiten bewerben. 

8. Form und Stil des Bulletins soll durch das kommerzielle Bureau 
bestimmt werden imd jede Auflage soll mindestens tausend Exem- 
plare stark sein. Damit die diplomatischen Vertreter, Konsularagenten, 
IfandiBiafcraiHiiiwBn nnd andere bevtiBBugto Pnaonn pfinkHioli ndl» 
dem BoUetin venelun werden, aoU jedes Mil^^iBd der Union dem 
Bureau die Adreasen für diejenigen Exemplare liefern, die anf aeine 
l^oeten per Post befördert werden sollen. 

9. Jedes zur internationalen Union gehörende Land soll von 
jedem Bulletin eine Anzahl von Exemplaren erhalten, die im Verhältnis 
m aefaier Bev8ll»rung steht. Hahr Bxemplare aind m einem -vom 
Börsen fBatauaetaenden Fkeiae sn bemehen. 

10. Dieser Artikel bestimmt, daß die Union keinerlei pekuniäre 
VerantworUiohkeit ffir Inrtömor fibemimmt» die im BoUetin enthalten 
sein sollten. 

11. Dieser Artikel setzt die jährlichen Ausgaben des Bureaus 
anf 36,000 Dollais Int nnd b^grUndet ala. 

12. Die Begierang dar Vereinigten Staaten wird der inter- 
nationalen Union einen EVmd vim 96,000 DollaiB oder aoweit dieaer 

Betrag benötigt wird, für die Ausgaben des kommerziellen Bmeona 
während des ersten Jahres vorstrecken und eine |^eiolie Somme für 
jedes folgende Jahr des Bestandes der Union. 

13. Dieser Artikel regelt die Verrec^hiiung des Bureaus. 

14. Um einen Aufschub in der Errichtung dieser hier be- 
adniebenien lAikm an Tenneiden, worden die ha dieaer SäniBCODS 
venanmulten Delegierten ibran be t retenden Begiemngpi om* 

A. H. Med, Pan-ABflnlka. 6 
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gahwid den von der Konfenns ngHnoniiiiiiiwt OtguianiAwM- imd 
Arbeitoidan fiberautteln und die beeegton Regiernngm emudMii, 

dem Staatssekretär der Vereinigten Staaten durch ihfe in dieser 
Hauptstadt beglaubigten Vertreter ihre Zustimmung oder Ab- 
lehnung zu den vorgeschlagenen Terminen bekanntzugeben. 

16. Der StaatAsekretär der Vereinigten Staaten wird emuditi 
■obeld ab mSglioh, nadidMH eine Mehdidt d«r hier f ert*»teu eu 
StMtao ihre Zmrtiinimmg mn AiwehlnB aa die inteniatioiialB Uadon 
olbiBll bekanntgegeben hat, da» kommendelle Bueaia m ofgud- 
rieren und 7x1 errichten. 

16. Enthält Beetimmnngea über Verbwwemngen und Anderungea 
dee Unionplanea. 

17. Diaae Union aoll wlhnnd einee ZeitoMunea von aehn Jahicn 
yam Datom ihcer OigMiiaatian aa ia Kraft bleiben. Kefai lOlgUed 

f der Union soll vor Ablauf der zehnjährigen Periode austreten. Sofern 

nicht zwölf Monate vor Ablauf dieser Periode eine Mehrheit von 
Mitgliedern der Union dem Staatssekretär der Vereinigten Staaten 
offiziell bekannt gegeben haben wird, die Union mit Ablauf ihrer 
entan Feiiode an beiciMieBen, iriid sie für «ine iveitere FMode 
Ton sehn Jahna beetehen bleiben und spftter unter denselbea Be- 
dingongen f&r je folgende idin Jahi«.«' 

Dieser Entwurf des Comit^i wurde m der erwähntea Sitzung 

von den anwesenden Vertretern von 14 Staaten einstimmig 

angenommen. 

6. Hafenabgaben. 

Am 25. März nahm die Konferenz eine Resolution an, worin 
sie eine VereinhettUcfaung der Hafenabgaben, der Ladevor- 
schriften wie eine Regelung der Intervention der Konsularagenten 
empfiehlt. 

7. Sanftfitseinrichtungen. 

„Bei dem gegenwärtigen Stand der Beziehungen zwischen den 
Staaten Amerikas ist es — zumal es für die Förderung dieser Be- 
riehungen wünHohmnuwert ist — angezeigt, Yollkomroene Übereia- 
ethnimmg in bezog auf die Sanitttaeiniiehtangen bemuteOecL 

Der größte Teil der süd-amerikanischen Häfen am Atlantiaohen 
Ooean wird nach den Beschlüssen der internationalen Sanitäts- 
fconvention von Rio de Janeiro von 1887 geleitet und vorwaltet. 

Obgleich es nicht den Ansohein hat, daß die Pläne des Sanitäts- 
kongceaeee voa Lima Ton 1888 an internationalen AbnuMdmagen 
ediobea worden* irt dooh an hoCIen, daß aie Ton den an den er» 
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dflzftan, d» jene Fline ▼an Medfemalpenonm Ton anwrkanntem 
Bnfe «rtftflrt und gebOUgi wmdm. ' 

Die Sanitatskoii'vwticm troa lUo de Janeiro von 1887 md der 
Entwurf de« KongressoB von Lima von 1888 stimmen in ihren wesent- 
lichen Verfügungen derartig überein, daß sie als eine einheitliche 
Reihe von Regeln und Vorsohiiften anzusehen sind. 

Wenn diese in ganz Amerika wigwImMig befolgt weiden wQidant 
wüiribn sie unter allen Umstlnden {enen Konflikt 'indrilten, der g»> 
wflbnlich entsteht zwischen der Pflicht der Fürsorge für die öffent- 
liche Wohlfahrt und den Gmndsfctsen der VerkehEsfreiheit swisohea 
den Ländern. 

Die Staaten von Nord- und Central-Amehka sind zwar weder 
an der Sanitttafconfareni von Bio d» Janeiro nooh an dem KnmgwB 
von linm betnl^^ g e we se n ; doeb dArffeen ris In fluen HÜen an 
beiden Ooeanen die Tudier erwihnten Sanititewinrioiitoiigen m An> 
Wendung bringen. 

Die Konferenz empfiehlt daher die Annahme der Vorschriftea 
der internationalen S a n i t ä t s k o n v e n t i o n von 
Bio de Janeiro 1887 oder don Bntwvrf der Sani- 
tltskonTention des Kongresses Ton Lima von 
1887—1888.** 

8. Patent- und Musterschutz. 

Resolutioa vom 28. Februar: 

Am 3. Ifän nahm die Konferenz eine Resolution an, worin 
sie den Regierungen die Vertrage über literarisches und 

künstlerisches Eigentum, wie über Patente und Musterschutz, 
die am Kongreß von Montevideo (1888) abgeschlossen 
wurden,j|[zur allgemeinen Annahme empfahl. 

9. Auslieferung von Verbrechern. 
Resolution vom 15. April: 

^Die internationale amerikanische Konferenz beechiießt: 
1. Den Regierungen der lateinisch-amerikanischen Staaten 
das Studium des vom südamerikanisohen Kongreß von 1888/89 zu 
Montevideo verfaßten intwnationaton Strafreohtsveitragee sa dem 
Zveoke sa «nplehlen, daß sie ünmlialb einee Jahres — rom Datnm 
dee Sohlusees dieser Konferenz ab gerechnet — sich erklären mögen, 
ob sie dem Mrwahnten Vertrage beitreten oder, für den Fall, daß sie 
dies nicht vollständig tun mögen, angeben, welcher Art die Be- 
schränkungen oder Veränderungen sind, unter welclxen sie den Vertrag 
anndunen« 

8. fM«ii«ii— a«^ Bcgianiivflb von tjti»Mmnk,Aw»mtik^ 

iraldie nioht beieifts besondase Anriialeinn^mtalfle mit der Ba- 
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gknmg der Veiciiügtan StMtai toh Notd-Amnrika aligaialiloMen 
haben, den AfaetdJnB aololwr Yerfcriee m empfeUta." 

10. Internationale amerikanische JMänzunion. 

Resolution vom y. April: 

fiDie T«'***»>*^ ioiMjffr AnMcikmiMlM KonJerasK iit der Wjrfiwiwg^ 
dem w—iHiii swieeiuD den Staaten cUeaee Kontfauntea diifffh 

die Verwendung einer, in allen auf dinOMf Konferenz vertretenen 
Landern giltigen Münze (oder Münzen) von gleiohem Werte große 

Vorteile zufallen würden und empfiehlt deshalb: 

1. £s wird eine Internationale Amerikanische Münz-Union 
errklitei. 

8. ASb flnmfflagft lor dien TÜiion wiid eine intemetiooele KB*««* 

(oder Münzen) verausgabt, die nach Gewioht und Feingehalt ein- 
heitlich sein und in den an! dieser Konferans Tertretenen Lftadsm 
verwendet werden soll. 

3. Um dieser Empfehlung volle Wirkung zu geben, soll in 
WadilDglan dne Konudeak» wwammmtawten, die ana eineai oder 
melueren Ddegierten eioea jeden anf dienr Konfarens vertretenen 
Staates zusammengesetzt sein soll, und deren Aufgabe es sein wird, 
die Menge, den Umlauf und die Verwendung, wie den Wert und das 
Verhältnis der internationalen Silbermün/.e zum Gold festzustellen. 

4. Die B^erung der Vereinigten Staaten soll die Kommission 
innedielb eines Jelina — vom Sohlnß der Büon£Biiens ab gereoiuiet — 
mr Tagung naoh Waeluiigtoo einberafen.** 

!!• Internationale amerilcanische Bank. 

* Resolution vom 14. April: 

„Die Konferenz empfiehlt den hier vertretenen Regierungen die 
Bewilligung liberaler Konzeasionan snr Brieiohterang dee inter- 
amerikamiiohifln Bankweaena und beaonden solcher SrieiohtenmgBn, 

die für die Errichtnng einer inteinati<»ialea amerikanischen Bank 

mit Zweigniederlassungen oder Agenturen in den verschiedenen auf 
dieeer Konferenz vertretenen Ländern notwendig wären." 

12. Internationales Privatrecht. 
ResolutioQ vom 4. März: 

„Den auf dieeer Konferenz vertretenen Regierungen, welohe 
bis jetzt den Verträgen über internationales Privatrecht, bürger- 
hches Recht, Handelsrecht und Prozeßverfahren, die der zu Monte- 
video am 25. August 1888 zusammengetretene Kongreß angenommen 
batk nooh nicht zogeetimmt haben» aei hieidnroh empfohlen* die er- 
w&hnten VertrSge studieren an Isiwen, um sieh innerhalb einea Jabzee, 
geraebnet vom Datnm dea Sohluasea der Arbeiten dieeer Konferenz, 
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m dea Stand zn aetcen, zu erklären, ob sie deo erw&hnitan Yer« 
tzftgen nutimmea oder nkht snatinunai vad ob ihre Zattünmung 
absolut oder toh etiraieen ffinrafSgnneMi oder EfaMnliiiiikiiiigeii 

abhängig ist. 

Den auf dieser Konferenz vertretenen Regierungen sei empfohlen, 
In bezug auf die Legalisierung von Dokumenten den Grundsatz an- 
mmehmen, daß ein Dokument als ausreichend legalisiert gilt, wenn 
es dm OoBotBon jenes Landes entspricht, in dem es he c T Of gehraoht 
oder ansgHotiilHi woide, mm es von dem ^ phwn a-'iaM i Mw « cägt 
Konsularvertreter derjenigen Regierung authentifiziert wurde, in 
deren Land das Dokument verwendet werden soll, und der bei dem 
Staate, in dem es ausgestellt ist^ akkreditiert ist." 

13. Ansprüche und diplomatische Intervention. 
Resolution vom i8. April: 

„Ausländer sind berechtigt., alle den Eingeborenen zustehenden 
Rechte zu genießen und es sollen ihnen alle Vorteile der erwähnten 
Rechte, im Wesentlichen, wie in der Focm oder dem Verfahren naoh, 
und die in Betiaoht kommenden geseton&fiigen Reohtamittel in ab- 
sohlt ^tit ffb Bff Wbüw iTO it ^jlMjii frio dsii Sngsbocensn. 

Ehi Staat hat gegenüber AwsHadetn keine anderen Verpflich- 
tongen und Verantwortungen als jene, welche durch Qeseta und' 
Vecfaasung zugunsten der Eingeborenen errichtet sind.'* 

14. Fiuss-Schiffahrt 
Resolution vom i8. April: 

,, Flüsse, die verschiedene Staaten trennen oder deren Gebiet be- 
spülen, sollen für die freie Schiffahrt der Handelsmarine oder der 
Krie^^hiffe der Uferstaaten offen sein. 

I)iM0 BAlining soll iradsr die Beditsspreclniiig nooh die 
SottVMEimtit iigBod einis üfecBtaates im Enag oder Fkiedn be- 
rfithieo.*' 



t)ie Schluss-Sitzungen. 

Nach mehr als sechsmonatiger Dauer beschloß die Kcmferenz 

am 19. April 1890 ihre Arbeiten. 

In der Sitzung vom i8. April begannen bereits die Ab- 
schiedsreden. Es wurden noch veischiedene Beschlüsse 
gefaßt« die sich jedoch nur auf Dankbezeagangen und auf die 
Herstellung von Erinnerungszeichen an das große internationale 
Zusammenwirken bezogen. . . 



Digitized by Google 



86 IL Kap. Die erste pftn-ainerikw. Xonierenz. (1889— 18dO). 



Der Vertreter von Brasilien schlug vor, daß an den 
Wänden jenes Saales ün Staatsdepartement, in dem die 
Sitzungen der Konferenz erOffaiet wurden, eine Bronze- 
t a f e 1 befestigt werde, die in vier Sprachen über der Liste der 
Vertreter folgende Inschrift enthalten solle: 

„Die Staaten von Nord-, Mittel- und Südamerika beschlossen, 
daran zu erinnern, daß in diesem Raum am 2. Oktober 1889 
unter dem Präsidium von James G. Blaine, Staats- 
sekretärs der Vereinigten Staaten, die Sitzungen der inter- 
nationalen amerikanuchen Konferenz er^foet wurden, die neben 
anderen zur Förderung der Union und der Wohlfahrt der Völker 
dieses Kontinentes bestinunten Maßnahmen diesen als Friedens- 
garantie den Grundsatz der obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit empfahl." 

Der Vertreter von Columbien, Martinez Silva, 
schlug die Erriditung einer Gedächtnisbibliothek in 
Washington vor, in der die gesamte Literatur, die sich auf 
Amerika bezieht, gesammelt werde. Die Bibhothek soll in 
Washington errichtet und an dem Tage der Vierjahrhimdert- 
feier der Entdeckung Amerikas eröl&iet werden. 

Diese Vorschläge wurden angenommen. £s folgten hierauf 
die Dankresolutionen der Konferenz an den Präsidenten, an 
die Vice-PrSsidenten, Beamten, Übersetzer und Stenographen 
wie der Delegierten der lateinisch-amerikanischen Staaten für 
die Regierung der Vereinigten Staaten. 

In der Sitzung vom 19. April beantragte der I>elegierte 
von Chile, Alphonso, daß die Konferenz „aus Dank- 
barkeit fOr die unendlichen Dienste, die der Entdecker Amerikas 
der Zivilisation der Menschheit geleistet habe, ihre Sympatibien 
mit den Kundgebungen ausdrücke, die anläßlich der Vierjahr- 
hundertfeier der Entdeckung unternommen werden.'* 

Auch diese Resolution wurde angenommen. 

Das letzte Wort hatte der Vertreter von Venezuela, 
Bolet Peraza, indem er sagte: 
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„Das letzte Wort dieser Konferenz soll der Ansdruck ihrer 
Dankbarkeit für die glänzende und brüderliche Gastfreundschaft 
sein, die dieses Volk den Mitghedem gewährt hat, und der Aus- 
druck eines Wunsches für das mimerwäbrende Gedeihen der 
Vereinigten Staaten.** 

Diesen Worten folgte lebhafter Beifall. Alsdann erhob sich 
der Präsident der Konferenz, James G. Blaine, zu folgender 
Abschiedsrede : 

,,Für einen Augenblick sei es mir gestattet, das Wort der 
endgültigen Vertagung noch zurückzuhalten, um Ihnen die tiefe 
Befriedigung auszudrücken, mit der die Regierung der Ver* 
einigten Staaten das Werk betrachtet, das von der internationalen 

amerikanischen Konferenz erfüllt worden ist. Die Wichtigkeit 
der Gegenstände, die Ihre Aufmerksamkeit in Anspruch nahmen, 
das umfassende Verständnis und die wachsame Vaterlandsliebe, 
die Sie in Ihre Erörterungen hineingelegt haben, müssen das 
Vertrauen herausfordern und die Bewunderung der Regierungen 
und Völker stchem, die sie vertreten, während der gröfiere 
Patriotismus, der die Brüderlichkeit der Nationen bildet, von 
Ihnen einen Antrieb empfing, wie er ihn vorher noch nie ge- 
sehen hat. 

Die Ausdehnung und der Wert dessen, was durch Ihre 
Konferenz würdig vollendet wurde, kann heute nicht bemessen 
werden. Wir stehen ihr noch zu nahe. DieZeitwirdden 
Wert Ihrer Arbeit erklären und erhöhen. Die 

Erfahrung wird unseren gegenwärtigen Glauben bestätigen und 
die endlichen Ergebnisse werden Ihre Rechtfertigung und Ihren 
Triumph bilden. 

Wenn in dieser Schlußstunde die Konferenz nur eine Tat 
zu fdem hätte, wir dürften kühn die Aufmerksamkeit der Welt 
auf die befreiende, vertrauende und feierliche Hingebung zweier 
großer Kontinente für den Frieden und für das Gedeihen, das 
den Frieden zur Gnmdlage hat, anrufen. Wir halten hoch diese 
neue Magna Charta, die den Krieg abschafft 
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und ihn dufcfa die Sduedsgerichtsbarkeit zwischen den Ameri- 
kanischen Nationen ersetzt, als die erste und große Fracht der 

internationalen amerikanischen Konferenz. Der edelste 
Amerikaner, der betagte Poet und Menschenfreund W h i 1 1 i e r , 
ist der erste, der seinen Gruß und seinen Segen übersendet, indem 
er erklärt: 

„Wenn die amerikaaisohe Konferenz im Gente des Friedens 

ein Scbiedagericht annimmt, welches den Krieg auf dieser Halbkugel 
so gut wie unmöglich macht, werden ihre Sitzungen, eines der wich- 
tigsten Ereignisse der Weltgeschichte bilden." 

B 1 a i n e überreichte dann noch eine Einladung des Präsi- 
denten zum Besuche der südlichen Teile der Vereinigten Staaten 
und dankte für das ihm durch die Ernennung zum Präsidenten 
erwiesene Vertrauen. Dann sagte er: „Indem ich den Segen 
des aOmäditigen Gottes auf das patriotische und brüderliche 
Werk herabrufe, das hier für das Wohl der Menschheit begonnen 
worden ist, erkläre ich jetzt die internationale amerikanische 
Konferenz „sine die" für vertagt." 



Wertung der Ergebnisse. 

Die Konferenz hat während ihrer mehr als sechsmonatigen 
Dauer siebzig Plenarsitzimgen abgehalten. Die eigentlichen 
Arbeiten lagen jedoch in den Kommissionen, über deren Tätig- 
keit die offiziellen Berichte leider nichts mitteilen. In £ u r o p a 
brachte man der Ankündigung dieser Konferenz und ihren 
Arbdten großes Interesse entgegen, ohne ihre Bedeutung richtig 
zu würdigen. AUgemein herrschte die Annahme vor, daß die 
Vereinigten Staaten die Oberherrschaft über den Kontinent an 
sich reißen wollten imd die Konfeienz den ersten Schritt dazu 
bUden sollte. In den lateinischen Staaten schien man diese 
Befürchtung nicht zu hegen. Erblickte man viehnehr darin 
was man in Europa allgemein tH)ersah — eine Erfüllung der 
schon auf den alten südamerikanischen Kongressen ausgedrückten 

^ AWmr«!, a. «. O. B. SaS. 
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Wünsche auf eine Zusammenarbeit mit der nordamerikanischen 
Union. In der Tat kann diese erste, wirklich den gesamten 
Kontinent umfassende Konferenz als eine Fortsetzung der 
^übereil lateinisch-amerikanischen Staatenkongresse angesehen 
werden, wofür schon der Umstand spricht, daß ihre Arbeiten 
wiederholt auf die Ergebnisse jener Versammlungen zurück- 
griffen. 

Das direkte Ergebnis von Washington ist sicher- 
lich nicht groß zu nennen. Die Konferenz hat nur einen einzigen 
Vertrag formuliert und dieser ist nicht ratifiziert worden. Alle 
übrigen Beschlüsse geben sich nur zaghaft als ,,Empfefahmgen" 
oder „Berichte**. Das tatsächlidie Ergebnis bildet die Gründung 
einer pan-amerikanischen Union für kommerzielle Informationen 
nüt einem Bureau, das das Organ dieser Union bildet und die 
Organisierung einer interkontinentalen Eisenbahnkommission. 
Schon deshalb wäre es verfehlt, die dort geleistete umfangreiche 
Arbeit als wertlos zu bezeichnen. Man darf ein solches Unternehmen 
übeihaupt nicht nur nach seinen direkten und unmittelbaren 
Folgen beurteilen. Sein Wert liegt in den mittelbaren Er- 
gebnissen, in den Keimen, die ausgesät, in den Anre- 
gungen, die gegeben und in den Vorbereitungen, die getrogen 
wurden. 

Schon das Zustandekommen der Konferenz war nach den 

jahrelangen vergeblichen Anstrengungen ein Erfolg. Und nicht 
geringer ist die Tatsache zu bewerten, daß eine friedliche und ehr- 
hche Zusammenarbeit von Vertretern so verschiedengearteter 
Staaten, zweier so grundverschiedener Rassen möglich war. War 
die Washingtoner Konferenz zwar nidht mehr die erste Friedens- 
konferenz, so war sie doch die erste Versammlung dieser Art, 
die in so großem Um&nge imd zwischen so versdiiedengearteten 
Teilnehmern stattfand. Sie bedeutete ein Unternehmen, das 
in Europa erst um ein Jahrzehnt später möghch wurde, und das 
bekanntlich in der alten Welt viel größere Widerstände fand und 
unter viel schwierigeiea Umstanden .zu wirken gezwungen war. 
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Bei der Bewertung der Ergebnisse darf man auch nicht 

außer Acht lassen, daß die Konferenz nicht zur Lösung eines 
bestimmten Problems einberufen worden war. Im Programm 
waren zwar einige Vorschläge gemacht worden, die jedoch nur 
die Richtung der Arbeiten andeuten sollten. Es stellten sich 
dabei aDe Schwierigkeiten des Anfanges ein. Das ganze Wesen 
solcher Konferenzen war noch zu neu, man war sich über den 
Umfang imd über die Methode noch zu wenig klar, imd wenn die 
Skepsis unter den Delegierten auch nicht in jenem Grade vor- 
herrschte wie zu Beginn der ersten Haager Konferenz, so trug 
doch die Ungewohnheit solcher diplomatischer Zusammenarbeit 
und vor allen Dingen der Mangel an geeigneter Vorarbeit in hohem 
Maße dazu bei, den Gang der Maschinerie zu erschweren. Es 
muß wohl auch in Betracht gezogen werden, daß das Verantwor- 
tungsgefühl der Delegierten gegenüber den vom Parteigeist stärker 
beeinflußten repubUkanischen Einrichtungen ihrer Länder imd den 
Schwächen jener Regierungen, die nicht die Stabilität der histo- 
risch gestützten Regierungen europäischer Staaten besitzen, 
eine gewisse Zaghaftigkeit bei den Beschlüssen rechtfertigte. 
Den Haupt wert schien man jedoch darauf zu legen, einen Anfang 
zu machen mit der kontinentalen Zusammenarbeit zur Förderung 
des materiellen Wohles der amerikanischen Staatenwelt. Diese 
Aufgabe ist wunderbar erfüllt worden. Das mag zwar den ein- 
zelnen Teilnehmern nach Schluß der Konferenz noch nicht klar 
gewesen sein, aber ihrem Uiheber und Präsidenten sind die Zu- 
kunftswerte jener Versammlung nicht entgangen. Aus seinen 
Schlußworten, die im Vorhergehenden abgedruckt sind, geht dies 
deuüich hervor. Auch sonst fehlte es an weitsichtigen PoUtikem 
nicht,^die das voraussahen, was wir heute von der Perspektive 
zweier Jahrzehnte aus als richtig bestätigen können. 

Auf dem Gebiete der Schiedsgerichtsbarkeit hat 
die Konferenz großes geleistet, trotzdem der Vertrag, den sie 
besclilossen, nur Entwurf büeb. Wir wissen heute, daß es späteren 
Konferenzen vorbehalten war, das damals erst Versuchte aus- 
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zubauen. Nicht in der endgültigen Annahme und Durchführung 
der obligatorischen Schiedsgericht3barkeit hätte die einzige Mög- 
lichkeit eines Ergebnisses gelegen. Eine so große UmMmdlung 
im staatlichen Verkehr, wie sie durch die obligatorische Scfaieds- 
gerichtsbarkdt beabsichtigt ist, maß verschiedene Etappen durch- 
machen, bis sie lebensfähig in Erscheinung treten kann. Man 
muß schon zufrieden sein, daß die Washingtoner Konferenz 
das Problem zum erstenmal eingehend in Erörterung zog. Die 
schiedsgerichtliche Praxis beschränkte sich bis dahin nur aul den 
Abschluß von Schiedsverträgen zwischen je zwei Staaten» abgesehen 
von den Schiedsklauseln, die dem Weltpostvertrage beigefügt 
sind. In Washington handelte es sich zum ersten Male darum, 
einen allgemein internationalen Schiedsvertrag größeren Umfanges 
herzustellen. Und da man bei der Unerfahrenheit in der Sache 
gleich die weitgehendsten Maßnahmen treffen wollte, (ein obliga- 
torisches Schiedsabkommen mit dem einzigen Vorbehalt der 
staatHdien Unabhängigkeit), so bot sich die Gelegenheit, sofort 
alle Schwierigkeiten des Problems kennen zu lernen. Das ist an 
sich schon ein großer Fortschritt gewesen. Bei der Erörterung 
dieses Planes mußte man sich eingehend mit den Grenzen und 
Fähigkeiten der Schiedsgenchtsbarkeit befeissen und damit wurde 
wertvolle Vorarbeit geleistet fOr alle späteren Versuche, zu einem 
Ausbau der internationalen Rechtsordnung zu gelangen. Die 
Frage der Vereinbarkeit eines solchen Vertrages mit dem Begriff 
der staatlichen Souveränität, die Vorbehalte der nationalen 
Ehre und Würde und der Lebensinteressen der Staaten traten 
zum erstenmale auf. Und die Vertreter dieser Einwände 
kamen zum erstenmal in Gegensatz mit den Vertretern des 
Gedankens einer weitgehenden internationalen Friedens- 
oi|;amsation. Seit den Erörterungen in Washington ist man 
von der Idee der alleingiltigen Sanktion durch die Gewalt 
auf den Begriff der viel mächtigeren moralischen Sanktion ge- 
kommen, deren Zwang sich entscheidender geltend zu machen 
vennagi 
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Überaus lehrreich war die Haltung Chiles bei diesen Er- 
örterungen, dessen Vertreter einem augenblicklichen politischen 
Bedürfnis ihres Landes zuliebe eine der Aügemeinheit so wert- 
volle Sache zu verwerfen berdt waren. Derartiger politischer 
Opportunismus ist auf den ^teien internationalen Konferenzen 
noch häufig zutage getreten; man muß mit ihm rechnen, braucht 
ihn aber niclit gar zu ernst zu nehmen. Alle diese feierlichen 
Erklärungen von Regierungsvertretem, mit denen sie sich 
g^ien einen Fortschritt auflehnen, gelten immer nur für den 
AugenbHck. Der Fortschritt kann dadurch vielleicht etwas ver- 
zögiert, aber niemals angehalten werden. Es ist nicht nötig, hier 
Beispiele aus der jüngsten internationalen Vergangenheit Euro- 
pas anzuführen. 

Wenn man die Arbeiten der Washingtoner Konferenz von 
diesem Gesichtspunkte aus ins Auge faßt, so wird man ihren 
Wert erkennen und einsehen, daß sie das Fundament für den 
spateren Ausbau des internationalen Recht^gedankens bildeten. 
Die Tragweite dieser Arbeit ist aber schon unmittelbar nadi deren 
Abschluß von einzelnen Märmem erkannt worden. 

So schrieb am 28. April 1890 Andrew Carnegie, der 
als einer der Vertreter der Vereinigten Staaten regen Anteil an 
den Arbeiten der Konferenz nahm, anRandal Cremer: ^) 
„Die Konferenz der amerikanischen Republiken tat mehr für die 
Schiedsgerichtsbarkeit als irgendeine Versammlung, die jemals 
zusanmiengetreten ist. Kein Gegenstand interes- 
sierte die Staaten so eingehend, und über 
keinen herrschte solcher Enthusiasmus. Ich 
sende Ihnen Dokumente, die Urnen zeigen werden, daß diese Kon- 
ferenz beschloß, alle Eragen durch die Schiedsgerich t sb a rkeit 
beizulegen und künftige Gebietseroberungen zu vermeiden. Giile 
allem enthielt sich der Abstinunung. Ich glaube, daß diese Kon- 
ferenz den gesamten Kontinent mit einem undurchdringhchen 
Friedensschild umgeben hat. Es würde eine sehr unbesonnene 

*> Howard Btshs, Sir Baadai OffMMT. Di Iii« and Woric iMdM'lSdS. 
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Nation sein, die die Kriegsfackel über diesen Kontinent zum 
Aufflammen bringen würde. Siebzehn Republiken haben beschlos- 
sen, daß über diesem Erdteil Frieden herrschen solle. Die Nation 
möchte ich sehen, die solchen Wunsch geringschätzen wQrde. 
Ich neige der Ansicht zu, daB dies nidit mehr geschehen wird 
wie dereinst 

Noch zuversichtlicher drückt sich Pradier-Fod6r6 
aiis der 1890 folgendes schrieb: 

„Die Amerikaner, die den Grundsatz der obligatorischen 

Schiedsgerichtsbarkeit verteidigt und das sogenannte Recht der 
Eroberung verurteilt haben, werden wahrscheinlich als Ideologen 
behandelt werden; diejenigen, die sich weigerten, sich ihren be- 
ruhigenden Wünschen und ihren Hoffnungen anzuschheBen, 
werden' als die positivsten und politischsten 
Geister gerühmt werden. Es wird mir nicht schwer, mich mit 
diesem Verdienst der chilenischen Regierung abzufinden, obwohl 
ich nicht die große Leichtfertigkeit zu bilUgen versuche, mit der 
sie in ihrer Denkschrift der Vertragstreue und der Kraft der mo- 
ralischen Verpflichtungen Rechnung trug. Aber gegenüber einer 
Lehre, die uns verkündet, daß es zur Verhütung des Krieges im 
allgemeinen genügt, sich auf den guten Willen der Regierungen 
zu verlassen, und wäre es die Regierung von Chile , die, wie 
ihre Vertreter versichern, ,,alle wünschenswerten Garantien 
bietet", — und einer machtvollen Kundgebung der Vertreter von 
15 amerikanischen Republiken, die in der neuen Welt einen Schrei 
des Friedens, des Vertrauens und der Liebe ausstoßen, kann ich 
— und sollte dieser Schrei noch lange in der Leere verhallen — 
nicht einen Augenblick zögern, weil die Erfahrung der Geschichte 
und des Lebens mich gelehrt haben, daß alle Utopien 
von gestern die Wahrheiten von morgen 
sein werden/* 

Iv^ Auch die beiden Resolutionen, die als Beil a'gen zum 

9 «. a. O. 
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Schiedsvertrag angenommen wurden, sind von groBer 
grundsätzlicher Bedeutung. 

Da ist in erster Linie der von allen amerikanischen Staaten 
ausgedrückte u n s c h" , auch mit den Staaten Euro« 
pas zu einem Abkommen zwecks friedlicher 
Beilegung von Streitigkeiten za gelangen. Ein 
ganzer Kontinent wendet sich an einen andern, an das alte Mutter- 
land Europa, und bietet ihm Rechtsfrieden an. Dieser Wunsch 
hat vor zwanzig Jahren noch versagt, er mag den Neunmalweisen 
jener Zeit gewiß als die größte aller Utopien erschienen sein, m&d 
dennoch ist er durch das Haager Protokoll vom 14. Juni 1907 
wenigstens teilweise cur Tat g^eworden. 

In zweiter Linie steht hier die Resolution auf Verwer- 
fung der Eroberung. Schon in der Stilisierung bildet 
diese Resolution einen Fortschritt. Während man in Europa 
auch heute noch von einem ,,Recht*' auf Eroberung glaubt sprechen 
zu können, ist in der Washingtoner Resolution nur mehr von 
einem ^»Grundsatz** der Eroberung die Rede, und man geht so 
weit, auch diesen Grundsatz nur in der Besdiränkung gelten* zu 
lassen, als bestünde er nur herrenlosen Gebieten gegenüber. Da 
der Begriff des «herrenlosen Gebietes" als für Amerika nicht be- 
stehend angenommen wird, will die Resolution die Eroberung 
vom Kontinent überhaupt ausgeschlossen wissen. Aber nicht nur 
die Eroberung wird durch die Resolution verboten», auch die fitei- 
willige oder scheinbare Abtretung von Gebieten, ohne vorher- 
gehende schiedsgerichtHche Entscheidung. Dadurch sollte ver- 
hindert werden, daß der als obUgatorisch gedachte Schiedsvertrag 
zwang$weise exekutiert werden könnte» wenn sich eine oder 
die andere Macht dem moralischen Zwange nicht fügen wollte. 

Diese Resolution hat einen Begriff in das Völkerrecht ein- 
geführt, der, weim er einst zur Übung wird, dem Kriege die ge- 
fälirlichsten Klauen abschneidet, ihm tatsächlich den Garaus 
macht; denn wenn es keine Eroberung, keine Repressahen durch 
Gebietsbesetzung mehr gibt, fallen ja die wirksamsten Motive 
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zur Kriegsführung fort. Was damals erst als Begriff geformt 
wurde, und als solcher auf dem Papier stehen blieb, hat in der 
Tat in den letzten Jahren einige Fortschritte zur Veiwirklichtmg 
gemacht. So unerhört es den europäischen Regierungen heute 
vielleicht kUngen würde, wenn man ihnen zumutete, auf die 
Eroberung zu verziditen, so ist es doch eine Tatsache, daß sie 
Abkommen, die auf jenem Grundsatz beruhen, bereits angenommen 
haben. Die Haager Konvention über die Schuldeneintreibung 
beschränkt das sogenannte Recht auf Eroberung und die Nord- 
und Ostseekonventionen aus dem Jahre Vj/yj mit ihren gegen* 
seitigen Gebietsgarantieen enthalten den gleichen Grundsatz. 
Im fihrigen haben die Tatsachen in Europa schon längst zu dnem 
Verzicht auf Eroberung geführt, die man vertraglich festzulegen 
hier sich noch immer scheuen würde. Es ist heute in Europa eine 
Eroberung einfach unmöglich geworden, weil die Erhaltung des 
Eroberten so unsägUche Lastoi mit sich bringen würde, daß sie 
jeden mSgHchen Vorteil außer Frage stellt. Jede Eroberung 
in Europa ist keine Stärkung sondern eine Schwächung für den 
Staat. Wenn die Erkenntnis der tatsächlich vorherrschenden 
Verhältnisse eirmial den Zeitgenossen deuthcher in Erscheinung 
treten werden, daim wird der in Washington geformte Versuch 
mit Leichtigkeit in die Praxis eingeführt werden können. 

Für Europa hegt noch eme andere Bedeutung in dieser Re- 
solution. Die amerikanischen Staate suchten ^ch mit ihr vor sich 
selber zu schützen. Sie suchten dies auf eine vernünftigere und 
billigere Art zu tun, als dies in Europa der Fall ist. Eine solche 
Schutzmaßnahme entbehrt der Gehässigkeit gegen die andern, 
da sich die Staaten dabei den Schutz gegenseitig gewährleisten 
und ihn gemeinsam garantieren. Es ist damit eine Sicherung 
der staatlichen Integrität gegeben, die nicht gleichtzeitig eine 
Bedrohung ist, wie das in Europa praktizierte Schutzmittel der 
Rüstungen, die nur solange wirksam sind, als sie den anderen 
bedrolüich erscheinen. Dadurch hört aber auch die Monroe- 
Lehre auf, eine feindselige Maßnahme gegen Europa zu sein. 
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wie man dies noch immer- glauben machen will. Sie schützt nur 
gegen europäische Erobeningsgelüste ohne gleichzeitig zu be- 
drohen. Der Umstand, daß sich die Amerikaner aber nicht nur 
gegien die Eröberongsgelüste Europas, sondern auch gegen die, 
die aus Amerika selbst kommen, zu schützen versuchen, nimmt 
jener Ldire den letzten Stachel angebUcher Feindsdigkeit gegen 
Europa. (Siehe darüber noch Kap. VI.) 

■ ■ Enthielten die Beratungen über die Schiedsgerichtsbarkeit 
große Zukunftsvverte, so waren diese jedoch auch in einer an- 
deren, sich bescheiden gebenden Empfehlung enthalten, deren 
Thigweite die Delegierten auf der Konferenz wie /die zeitgienässi- 
sehen Beurteiler ihrer Arbeiten noch nicht zu ermesse vermochten. 
Jene Resolution, die den auf der Konferenz vertretenen Ländern 
die unmittelbare Bildung einer Union zum Zwecke der 
•Nachrichtenvermittelung empfahl, bedeutete nicht 
nur das einzige positive Ergebnis, sie bildete auch das glorreicfaste 
und fruchtbarste Werk der Konlerenz. Sie formte die Achse des 
Pan-Amerikanismus. Eine ganz einfache handelspolitische Maß- 
nahme war geplant. Ähnlich jenen internationalen Unionen, die 
zur Mitteihmg von Zolltarifen, oder zum Dokumentenaustausch 
und ähnlichen handelstechnischen Materien heute schon in großer 
Zahl bestehen. Aber was ist aus dieser Empfehlung mittlerweile 
geworden ! Sie war die erste, die von den geäußerten Wünschen zur 
Tat wurde. Sie blieb nicht auf dem Papier, sondern wurde gleich 
nach Schluß der Konferenz* verwirklicht. Und an ihr zeigte sich die 
Lebenskraft, die in diesen Konferenzen liegt. Die einzige Em- 
pfehlung der ersten pan-amerikanischen Konferenz war es, die auch 
ausgeführt wurde, und sofort trieb mit ihr der gesamte Einigkeits- 
und Organisationsgedanke der pan-amerikanischen Idee in die 
Höhe. Der bescheidene Nacfarichtenverein der amerikanischen 
Republiken hat sich im Laufe von zwei Jahrzehnten so entwickelt, 
daß er sich zur Zentrale eines Staatenverbandes ausgestaltet hat, 
die heute bereits deutüch als der Krystallisationskeim der oiga- 
nisierten Welt von der anderen Seite der Weltkugel zu erkennen 
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ist. An anderer Stelle werden wir darüber mehr zu berichten 
haben. Hier nur die Andeutung. 

Es erübrigt sich, auf alle anderen Anregungen und Empfeh- 
lungen näher einzugehen. Ihre symptomatische Bedeutung ist 

hier ausreichend hervorgehoben worden, ihre materielle ist neben- 
sächlich. Erwähnt sei nur, daß die Vereinigung von Schieds- 
gerichtsbarkeit und Verkehrspolitik (Siehe Seite 24, 27 u. f.), jenes 
Merkmal der pan-amerikanischen Bewegung, hier deutlich zum 
Ausdrucke kam und daß die Keimkraft der pan-amerikanisdieiiL 
Idee nicht allein in der eben erwähnten Empfehlung zur Gründung 
der Nachrichten- Union lag, sondern in allen anderen Empfehlungen 
enthalten ist, so daß es nur eine Frage der Opportunität, der Gunst 
der Verhältnisse sein wird, auch alle die anderen Keime zur £nt- 
faltung zu bringen. 



H. Fried, Paii*Ainerik«. 
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III. KAPITEL 



Die zweite pan-amerikanische l^onferenz 

(1901—1902). 

Zwischen der ersten und der zweiten K^nf^i'^nz. 

Unmittelbar nach SchlnB der Konferenz — am 28. April 1890 
— wurde zu Washington auf Grund des dort angenommenen 

Schiedsplaiics von neun Staaten ein Schiedsvertrag 
unterzeiclinet. Die Unterzeichner waren: Die Vereinigten 
Staaten, Haiti, Guatemala, Salvador, Hon- 
duras, Nicaragua, Ecuador, Bolivien und 
Brasilien. Als Termin für die Ratifikation wurde der erste 
Mai 1891 festgesetzt. Bis zu diesem Zeitpunkte hatte jedoch 
kein Staat die Ratifikation vorgenommen. — Am 22. Oktober 
1891 machten die Vereinigten Staaten den neun Staaten, die den 
Vertrag unterschrieben hatten, den Vorschlag, die Ratifikations- 
frist 2U verlängern. Mehrere von ihnen erwiderten zustimmend. 
Tn seiner Botschaft vom 9. Dezember 1891 ^) trat Präsident 
Harrison dafür ein, daß die Vereinigten Staaten „um 
sich ihre einflußreiche Initiative zu bewahren, den Vertrag 
annähmen." Schon am 3. September 1890 bei Übersendung 
des Vertrages an den Senat hatte der Präsident erklärt, daß 
die Ratifikation „eines der glücklichsten und hoffnungsreichsten 
Ereignisse der Geschichte der westlichen Halbkugel bilden 
würde." 

0 Moore, a. a. 0., Vol. VII, 8. 71. 
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Dennoch haben weder die Vereinigten Staaten noch die 
andern Unteneicfaner den Vertrag ratifiziert. 

Am 14. Februar 1890 nahm der Senat der Vereinigten 
Staaten, am 3. April desselben Jahres das Repräsentantenhaus, 
eine gleichlautende Resolution an, in der der Präsident auf- 
gefordert wurde, ,,von Zeit zu Zeit, sobald sich geeignete 
Gelegenheiten dazu bieten, mit irgendwelchen Regierungen, 
mit denen die Vereinigten Staaten diplomatische Beziehungen 
unterhalten, Verhandlungen zu dem Zweck anzuknüpfen, daß 
irgendwelche Streitfälle oder Meinungsverschiedenheiten zwischen 
beiden Regierungen, die auf diplomatischem Wege nicht bei- 
zulegen seien, der Schiedsgerichtsbarkeit überwiesen und dadurch 
friedlich beigelegt werden." 

Auf Grund dieser Resolution, wie infolge des von der Washing- 
toner Konferenz geäußerten „Wunsches*' bezüglich der schieds- 
gerichtüchen Beilegung zwischen europäischen und amerika* 
nischen Staaten, teilte der Präsident der Vereinigten Staaten 
am 29. Oktober 1890 den verschiedenen europaischen Staaten 
den Washingtoner Schiedsplan mit und forderte sie zum Beitritt 
auf. Nur Frankreich, Dänemark und die Schweiz 
beantworteten das Rimdschreiben sympathisch, die anderen 
Staaten übergingen die Anregung mit Stillschweigen. In verschie- 
denen eiuopäischen Parlamenten gab diese Mitteilung jedoch 
Anlafi zu interessanten Debatten über die Schiedsgeriditsbarkeit. 
So forderte in der italienischen Kammer Rugghero Bonghi, 
von Crispi unterstützt, ;im 12. Juli 1890 die Regierung auf, 
der amerikanischen Anregung Folge zu geben. Im dänischen 
Folkething tat dies Fredrik B a j e r. Im Jahre '1893 brachten 
Senator Urechia in Rumänien, Rahusen, Mees und 
Tydemann in den niederländischen Generalstaaten, Th. 
B a r t h im deutschen Reichstag die amerikanische Anregung zur 
Sprache. Am 16. Juni 1893 gelang es Randal Cremer im 

') Moore, a. a. O., t. VII, 8. 74. 
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en^l^ttdieu Unterhause eine Resoluüon zur einstimmigen Annahme 
za bringe» die — von Gladstone befürwortet — die eng^ 
lisdie Regiernng anffoiderte, der amerikanischen Anregung Folge 
m geben. Das Ergebnis dieser Resolution war die am ii. Januar 

1897 erfolgte Unterzeichnung eines anglo-amerikanischen Schieds- 
vertrages (des Olney-Pauncefote- Vertrages), der jedoch im ameri- 
kanischen Senat mit nur drei Stimmen Mehrheit verworfen wurde.*) 

Unmittelbar nach Abscfahiß der Konferenz wurde seitens des 
Staatssekretars der Vereinigten Staaten das Bureau der 

amerikanischen Republiken organisiert. Am 26. 
August 1890 wurde der erste Direktor ernannt. Auch die In- 
terkontinentale Eisenbahnkommission trat 
zusammen und nahm die ihr zugewiesenen Arbeiten auf. 

Die Schiedsgerichtsbewegungmachteinzwischen 

in der lateinisch-amerikanischen Welt weitere Fortschritte. Im 
Jahre 1892 fanden aus Anlaß der Vierjahrhundertfeier der Ent- 
deckung Amerikas in Madrid auf Anregung der dort bestehenden 
Gesellschaft «spanisch-amerikanische Union**- 
mehrere spanisdi-amerikamsche Fadikongresse statt, darunter auch, 
ein unter dem Protektorat der spanischen Regierung stehender 
Juristen-Kongreß, der von Delegierten aus allen lateinisch-ameri- 
kanischen Staaten besucht war, und der sich besonders ausführlich 
mit dem Problem der Schiedsgerichtsbarkeit befaßte. Verschiedene 
amerikanische Republiken nahmen um diese Zeit die Sdiiedsge- 
riditsbarkeit in ihre Verfassung auf, so Bra8ilienama4. Fe- 
bruar 1891 (Art. 34), Venezuelaamsi. Juni 1893 (Art. 141),. 
die aus einer Union von Nicaragua, Honduras und Salvador 
vorübergehend gebildet gewesene Größere Republik 
von Centrai-Amerika am 20. Juni 1894 (Art. IV 2.) 

Die erste Konferenz hatte dnen Wiederzusammen- 
tritt nicht voifaeigesehen. Das Bedflrfiiis nach einer Fortsetzung: 

J) Howard ETans, a. a. O., S. 185. 

^ Ecuador tat die« aehon ua 81. Min 1878 (Art. 116), San Doming«^ 
OB 80. Mai 1888 (Art. 97). 
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der Arbeiten war aber in verschiedenen Kreisen, die eine Ausge^ 
staltnng der in Washington begonnenen Arbeiten erhofften, vor- 
hemdiend. Von den Vereinigten Staaten, wo 1S93 die der Kon- 
ferenzidee nicht sehr zugeneigten Demokraten ans Ruder kamen, 

war eine Wiedereinberufung nicht zu erwarten. *) So übernahm 
die Regierung von Mexiko im Sommer 1896 die Initiative. 
Der Kongreß wurde für den 10. August einberufen. Aber am 
Eröffnungstage hatten sich nur die Vertreter von sieben Regie- 
rungen eingefunden; einschließlicli der Vertreter von Mexiko 
nur die von Ecuador und den fünf mittelamerikanischen Staaten. 
Der Vertreter der Vereinigten Staaten in Mtxiko war von seiner 
Regierung am 12. August telegraphisch beauftragt worden, dem 
Kongreß beizuwohnen. W^en des offensichtHch zu erwartenden 
Fiaskos der Versammlung unterließ er es. Man hatte die Absicht 
gehabt, in der Hauptsadie die Ziele und Aulgaben der Monroe- 
Lehre zu erdrtem. *) Unverrichteter Dmge kehrten die^Delegierten 
wieder nach Hause zurück. Vorher unterließen sie es doch nicht, 
sich in einer energischenjResolution gegen das „Recht der Erobe- 
rung" und zugunsten einer obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit auszusprechen» 

Im darauffolgenden Jahre und im Jahre 1898 wurden die 
ersten Versuche gemacht, zwischen amerikanischen und euro- 
päischen Staaten ständige Schiedsverträge zum Abschluß zu 
bringen. Jkr bereits erwähnte Vertrag zwischen England 
und den Vereinigten Staaten wurde unterzeichnet, 
er wurde aber ebensowenig ratifiziert wie der am 23. Juh i8g8 
zwischen Italien und Argentinien abgeschlossene Ver- 
trag, der unbeschränkt obügatorisch war. Nur ein am 18. Juni 1898 
zwischen Spanien und Peru abgeschlossener Schiedsvertrag 



i)Paul S. Uciasch, Die internationale Konferenz und das Buretv der 
«BMfilMnischea Republiken in «Zeitschrift für TAlkerrecht und Bundesataatsrecbt". 
BvMlaa. m. Bd. 5. H«lt. 8. 488. 

^ Blähet Reinsch, a. •. O., 8. 488. 
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trat in Kraft. Er bildete das erste rechtliche Bindeghed zwischen 
Europa und der neuen Welt. 

Im Jahre 1898 ereignete sich auch der Krieg zwischen den 
Vereinigten Staaten und Spanien und die Los- 
lösung der letzten spanischen Kolonien in Amerika vom Mutter- 
lande. Die Vermutung, daß dieser Krieg bei den lateinischen 
Staaten Amerikas einen Gegensatz gegen die Vereinigten Staaten 
zeitigen werden, erfüllte sich nicht. 1) £s ergab sich eher eine der 
pan-amerikaniscfaen Idee günstige Folge, indem die Vereinigten 
Staaten durch Erwerbung von Porto-Rtco und durch ihr Schutz- 
verhältnis zu Cuba in ein gewisses Interessenverhältnis zur spa- 
nisch-amerikanischen Welt traten. Columbien machte in 
diesem Jahre sogar den Versuch» eine II. pan-amerikanische 
Konferenz einzuberufen. 

Es kam das bedeutungsvolle Jahr 1899, das die erste Haa- 
ger Konferenz brachte. Von amerikanischen Regierungen 
hatten nur die Union imd Mexiko Einladungen erhalten. Zum 
erstenmal traten amerikanische Staaten mit den Vertretern der 
alten Welt zu einer Konferenz zusammen; zum erstenmal rollte 
sich das Problem der FriedenssiGfaenmg vor*den alten europäischen 
Mächten auf. IMe Probleme der Schiedsgerichtsbarkeit und ein^ 
ständigen Schiedshofes wurden eingehend erörtert. Die fort- 
schrittlichen Ideen« die die Vertreter der amerikanischen Union 
mitbrachten, trugen viel dazu bei, dieses Werk zu fördern. In 
Anbetracht der großen Schwierigkeiten, die sich den ersten Ver- 
suchen zur Herstelltmg einer friedlichen Weltorganisation ent- 
gegenstellten, waren die materiellen Ergebnisse dodi sehr bedeu- 
tende. Die Rückwirkung auf Amerika konnte nicht ausbleiben, 
zumal sich die Überzeugung geltend machte, daß die amerikani- 
schen Staaten, von dem Ballast der Tradition befreit, rascher und 
entschiedener dem im Haag au^esteUten Ziele zustreben konnten, 
wenn sie zu diesem Zwecke ihre Kräfte vereinen würden. 



>> ReiBBob, a. a. O., 8. 489. 
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Im selben Jahre trat Chile, das sich bis dahin abseits 
gehalten hatte, dem Washingtoner Burean bei, so daß die dieser 

Einrichtung zugrunde liegende Union von da ab sämtliche Staaten 
Amerikas umfaßte. Die Kündigungsfrist für die erste zehnjährige 
Periode des Bureaus war am 14. Juli 1899 abgelaufen. Da kein 
Staat von seinem Kündigung^rechte Gebrauch machte, war der 
Bestand der Union und des Bureaus für weitere sehn Jahre 
gesichert. 

Am 5. Dezember 1899 führte Mac Kinleyin seiner 
Jahresbotschaft die zahlreichen Fragen an, die die erste pan- 
amerikanische Konferenz, ohne sie endgültig zu erledigen, in 
Betracht gezogen hatte, wie die zahlreichen anderen Fragen, die 
sich mittlerweile entwickelt und an Bedeutung zugenommen 
hatten. Er bemerkte, daß es förderhch erscheine, ,,daß die ver- 
schiedenen Republiken, die die internationale Union der amerika- 
nischen Republiken bilden, eingeladen werden sollten, in nächster 
Zeit eine weitere Konferenz in der Hauptstadt einer der andern 
Lander, nicht in der der Vereinigten Staaten, die sich dieser 
Ehre bereits erfreut habe, abzuhalten.*' Em Rundschreiben, 
das diese Stelle enthielt, wurde vom Staatsdepartement mit dem 
Ausdruck der Hoffnung zur Versendung gebracht, daß die Anre- 
gung des Präsidenten die Zustimmung der anderen amerikanischen 
Regierungen eifaalten möge. 1) 

Die mexikanische Regierung nahm die von den Vereinigten 

Staaten kommende Anregung auf und erließ am 15. August 1900 
die Einladung zur II. pan-amerikanischen 
Konferenz. Sie war von Ignacio Mariscal, Staats- 
Sekretär und Minister des Auswärtigen von Mexiko, unter- 
zeichnet. 

Zu Eingang (.rwälmte das Dokument ein zwischen den ame- 
rikanischen Vertretern in Washington und dem Vertreter der 
Washingtoner Regierung erfolgtes Ubereinkommen zur Wahl 

>) Uoor«, a. t. O., V«L Tl., B. SOS. 



Digitized by Google 



104 m. Kftp. DlA iwflifee pw-amerikaii. Koolansiis. (1901—1908). 

Mexikos. Es besog sich zur Begrändung der Wichtigkeit der 
neuen Konferenz auf die aus Anlaß der ersten Konferenz gemachten 

Ausführungen. Das Programm dieser ersten Konferenz und deren 
Resolutionen waren im Wortlaut beigefügt. Daran anknüpfend 
wurde daigelegt, daß nicht alle Materien der letzten Konferenz 
in der kommenden zur Erörterung gelangen Iconnen, daß jedoch 
die zur Erörterung gelangenden, wenn sie emstlidi in Angriff 
genommen werden würden» manch neuen Fortschritt in der 
Richtung der Harmonie zwischen den Nationen der Neuen Welt 
zu zeitigen imstande wären. 

Wörtüch heißt es alsdann weiter: 

„Obgleich ein erschreckender Pessimismus alle Bemühungen 
zur Verwirklichung der Rechtsvorherrschaft unter den Menschen 
für zwecklos erklärt und der Macht über dem Recht den Vorzug 

gibt, muß im Auge behalten werden, daß die fortwährende Be- 
kundung gesunder Theorien und ihre offizielle Sanktion seitens 
der Regierungen durch Abkommen und Erklärungen, die in ge- 
meinsamer Übereinstimmung zustandegekommen sind, und die 
sie, ungeachtet des Mangels von Zwangsmitteln zu ihrer Beach- 
tung, moralisch binden, eine mächtige öffentliche Meinung er- 
zeugen werden, zur Ausrottung der am tiefsten eingewurzelten 
Gefahren, wie dies der Fall gewesen ist mit der Sklaverei und an- 
deren Verirrungen, die im Namen der Vernunft und der Philo- 
sophie abzuschaffen schließlich dringend nötig wurde. Und in 
Wahrhdt gibt es, um zu dieser gemeinsamen Verständigung, 
zur Sanktion dieser Abmachungen oder wenigstens zur Vor- 
bereitung ihrer Sanktion zu gelangen, keinen bessern Weg als eine 
offene Erörterung auf diesen Konferenzen oder Kongressen, bei 
denen jeder Vertreter gleichberechtigt ist und alle ihre Meinungen 
verteidigen, ihren Teil an Wissen und Empfinden zu Gunsten der 
allgemeinen Wohlfahrt vorbringen können.** 

Es wurde femer hervorgehoben, dafi nicht der Ansprach 
besteht, eine Welt für sich zu bilden, da nicht vergessen wird, 
daß die Zivilisation von Europa nach Amerika kam „und daß 
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die gröfiten Intereaaen der MenacUieit gleich sind**. Dennoch 
gäbe es gewisse Sonderinteressen, die för die Bewohner Amerikas 

von großer Wichtigkeit seien. Doch habe die Konferenz nicht die 
Absicht, andere zu verletzen oder mit deren Rechten in Kon- 
flikt zu geraten. Hieran schloß sich die Aufforderung, zum 22. .Ok- 
tober 1901 Del^^ierte nach Mexiko su senden, wo diesen der 
herzlichste Empfang in Aussicht gesteUt wurde. 

Der Einladung wurde das Protokoll einer Sitzung des Exe- 
kutivcomit^s der Internationalen Union der amerikanischen 
Republiken vom 23. Mai 1900 angefügt, worin das für die II. Kon- 
ferenz ins Auge gefaßte Programm vorgeschlagen wurde. 
Bei dieser Gelegenheit hob das Comit4 die große Bedeutung der 
ersten Konferenz hervor und vor allem die Wichtigkeit, die das von 
ihr geschaffene Bureau als Organ einer Unicm der amerikanisdien 
Republiken erhalten hat/) Es wurde alsdann vorgeschlagen, 
daß die Konferenz aus den in Betracht kommenden Fragen die 
nachfolgenden als die wichtigsten auswählen solle: 

I. Die von der vorbergehendea Konferenz studierten Punkte, 
die die neue Konferenz wiedw in Betxaoht su sieben beeohliefiem wird. 

II. Schiedsgerichtsbarkeit. 

m. Internationaler Schiedshof für Reklamationen. 

IV. ICttel zum Schutz der Industrie, Landwirtschaft und des 
Handels. Entwiokelung der Verbindungen zwischen den Ländern 
der Union. Consulaneglements für H&£ea und Zolianetalten. 
StotIrtikMi. 

y. BeoKgBnintion des fatomeliotMiton Duww i i der «nMii* 
keiiilobsn RepobUktn. 

Bis Dezember 1900 waren zehn Zustimmungen eingelangt; 
die übrigen acht folgten im Laufe des Jahres 1901. Diesmal hatte 
auch San Domingo zugestimmt. Hawai war mittlerweile dem 
Territorimn der Vereinigten Staaten einverleibt worden. 

Noch ehe es zum Zusammentritt der «weiten Konlerenz 
kam, fand ein Ereignis statt, das für die Entwickelung der friedens- 
fechtUcfaen Ideen im lateinischen Amerika von großer Bedeutung 

■■wlMB oSteMMTHtaintae ud PecSwrtib Meslke. ISOaTZT^*'*" ^ 
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war. Im November igoowurdein M a d r i d ein von der ,,8paiiisch- 
amerikanischen Union" oiganisierter sozialer und wirt- 
schaftlicher Kongreß eröffnet, an dem fünfzehn la- 
teinisch-amerikanische Staaten vertreten waren. Der Kongreß, 
der als eine Fortsetzmig des im Jahre 1892 in Madrid abgehaltenen 
spanisch-amerikanischen Juristenkongresses anzusehen ist, stand 
unter dem Patronat der spanischen Regierung. Er hatte den offen 
zugegebenen Zweck, die Wiederversöhnung Spaniens mit seinen 
früheren Kolonien zn bewirken. Die Schiedsgerichtsbarkeit 
nahm in dem Programm einen hervorragenden Platz ein und 
fast einstimmig (ein Staat stimmte dagegen) sprach sich der 
KongreB in emer am 18. November angenommenen Resolution 
für die ständige und obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit aus, 
die durch ein spanisch-amerikanisches Tribunal oder in Erman- 
gelung dessen durch ein für jeden Streitfall besonders zu er- 
richtendes Tribunal auszuüben wäre. Damit die Regierungen 
dafür gewonnen werden, empfahl der Kongreß ,,eine kräftige 
und hartnäckige Aktion, um der Grundidee des Friedens, die die 
Schiedsgerichtsbarkeit zur Voraussetzung hat, eine große Macht 
zu geben und die Beziehungen der sponisch-amerikaniscfaen 
Völker und des spanischen Volkes inniger zu gestalten." *) 

Vor Zusammentritt der zweiten Konferenz fand auch nqch im 
Jahre 1901 der II. lateinisch-amerikanische wissenschaft- 
liche Kongreß zu Montevideo statt, (der I. hatte 
1898 in Buenos-Ayres getagt), auf dem die Schiedsgerichtsbarkeit 
eine große Rolle spielte. 

Zusammenh'ift und Konstituierung. 

Elfeinhalb Jahre nach dem Schluß der ersten Konferenz 
zu Washington — am 22. Oktober 1901 — traten die Vertreter 

i>8i«h«{ D» Lapradell« «t Politis, La ConMnoM 4« 1« Falz, in 

»Revuu g«n. d. Droh Int. pobL« 1909. Heft 4. 8. 998. Dan T«zt dar Ratohitloa 
b«i narby InCarnatknal Tribnnala. Loodoa 1904. 8. Ti«. 



Digitized by Google 



Zosuniaentritt und Konstttaienuig. 



107 



sämtKcher amerikanischer Staaten zur zweiten pan-araerika- 
nischen Konferenz in der Stadt Mexiko zusammen. Unter 
ihnen befanden sich wieder die ersten Namen der amerikanischen 
Diplomatie. Für die einzelnen Länder waren nachstehend ver- 
zeichnete Vertreter erschienen: Argentinien, Dr. Antonio 
Bermefo tmd Martin Garda M^on; Bolivien, Fernando 
E. Guachalla; Brasilien, Jose Hygino Duarte Pereiva ; 
Columbien, Carlos Martinez Silva und General Rafael 
Reyes; Costa-Rica, Joacquin Bemardo Calvo ; Chile, 
Alberto Biest Gana, Emilio Bello Codeddo, Joacquin Walker 
Martinez und Augusto Matte; San Domingo, Louis Felipe 
Carbo und Quintin Cutierrez; Ecuador, Louis Felipe Garbo 
und Cristobal Vela; Salvador, Francisco A. Reyes und Bal- 
tasar Estupinian ; Vereinigte Staaten von Ameri- 
k a . Henry G. Davis, William I. Buchanan, Charles M. Pepper, 
Volney W. Foster, John Barrett und als Handelsattachö Dr. 
W. P. W. Wilson. (Der Direktor des Bureaus der amerikanischen 
Republiken in Washington fungierte ebenfalls als Vertreter der 
Vereinigten Staaten) ; Guatemala, Dr. Antonio Lazo Ariago 
und Coronel Francisco Orla; Haiti, Dr. I. N. Leger; Hon- 
duras, ]os€ Leonard und Fausto Davilo; Mexiko, Genaro 
Raigosa, Joacquin D. Casasus, Josd Lopez-PortiUo y Royas, 
Emilio Pardo jr., Pablo Macedo, Alfredo Chavero, Francisco 
L. de la Barra, Manuel Sanchez Marmol und Rosendo Pineda: 
Nicaragua, D. Louis F. Corea, I' a r a g u a y , D. Cecilio 
Baez; Peru, Dr. D. Isaac Alzamoras, Dr. D. Alberto Elmore 
und D. Alvarez Calderon; Uruguay, Dr. D. Juan Cuestas; 
Venezuela, Dr. D. Jos6 Gil Fortoul und D. M, M. Galavis. — 
Das standige Präsidium der Konferenz wurde dem Ftihrer 
der mexikanischen Vertretung, Genaro Raigosa, über« 
tragen, nachdem der Fülirer der Vertretung der Vereinigten Staa- 
ten, Henry G. D a v i s , die einstimmig auf ihn entfallene 
Wahl abgelehnt hatte. Zu Ehrenpräsidenten wurden der mexi- 
Jcanische Minister des Äußern, Ignacio Mariscai, und der 
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Staatssekretär der Vereinigten Staaten, John H a y , erwählt. 
Das Generalsekretariat fiel dem mexikanischen Senator, J o - 
acquin D. Casasus,zu. 

Ignacio Mariscal hielt die B^gnißungsrede. Er 
begann mit folgenden Worten: 

ist mdir ab elf Jahn her, aeitdeiii die intematiaiiale amm* 

fc— Konferenz, die dazu beetinunt war, freundliche Verständi 
gung und brüderliche Eintracht zwischen den Nationen dieser Erd- 
hälfte zu fördern, zum erstenmal in der Geschichte, in der Stadt 
Washington zusammentrat. Ein Zeitraum, ausreichend, um nach- 
rodepken über die ao wdeh fahmToOem Ziele ffihreodea Mittel irt 
j f Ud wM verfloewn, und EreignieM^ die in der gMiaenWelt iiioh n- 
^ trugen, wie die in Europa gemachten Anstrengungen (ein e tieiti 

zwiaohen den Staaten des alten Kontinentes und einigen unserer 
Republiken, andererseits zvriachcn den spanisch sprechenden Völkern 
allein) zu ähnlichen Zielen zu gelangen, mögen uns als Richtung 
und Beispiel zur FSrderang eines so delikaten üntemehmenw dienen.** 

Der mexikanische Staatsmann wies auf die eben stattgehabte 
Haager Konferenz, auf den spanisch-amerikanischen Kongreß in 
Madrid hin, deren Arbeiten, so theoretisch sie für den ersten Augen- 
blick erschienen sein mochten, keine vefgeblicfaen Bemühungep zur 
Verwirklichung des Erstrebten waren. ,J>ie Tendenz der 
Zeit strebt der Unterwerfung der Gewalt 
über das Recht zu, — dies wird schon gekenn- 
zeichnet dadurch, daß in Europa der Herrscher der mächtigsten 
Landmacht und in Amerika die bevöUcertste und mächtigste 
Nation die Initiative eigriffen haben.** 

In bewegten Worten suchte Mariscal das ,,p an -ame- 
rikanische Empfinden" der Delegierten zu erwecken 
imd ihnen nahezulegen, daß sie bei der Beratung solch wichtiger 
Materien, wie sie die bevoistefaende Konferenz zu erledigen haben 
wird, sich nicht als Angehörige einer Rasse, nicht als Sfit^eder 
starker oder schwacher Staaten, nicht als Süd-, Mittel- oder Nord- 
Amerikaner fühlen mögen, sondern nur als „Amerikaner 
im weitesten Wortsinn e." 

Namens der Del^erten erwiderte Isaac Alzamoras, 
der Führer der peruanischen Vertretung, die Begrüßungsrede, 



Digitizoü by C3t.)0^lc 



Zasammeniritt und Konstitaienmg. 10» 

wobei er hervorhob, daß die Versammlung des gesamten ameri- 
kanischen Kontinentes zur ruhigen Beratung über die höchsten 
gemeinsamen Interessen nicht ergebnislos sein kann. Die Haager 
Konferenz imd der Madrider Kongreß erbringen den entsdieidenden 
Beweis, daß auch diese Konferenz praktische Ergebnisse für die 
Wohlfahrt iüler Völker des Kontinents zeitigen werde. 

In der Sitzung vom 4. November nahm die Konferenz nach 
längeren Erörterungen endgültig eine 28 Artikel umfassende 
Geschäftsordnung an. BezügUch der Verhandlungs- 
Sprache wie der Übersetzung der Reden galten die Reichen Ab- 
machungen wie in Washington. Die Öffentlichkeit war 
in beschränkter Weise zugelassen worden, insofern als einer Anzahl 
Pressevertretern der Zutritt gestattet war. 

Durch Art. II der Geschäftsordnung wurden die Comit6s> 
— neunzehn an der Zahl — bestimmt. Diesen wurden die zu 
behandelnden Materien in nachstehender Ordnung zugewiesen: 

L C. für Schiedsgerichtsbarkeit und Schieds» 
h o f ; II. C. für Verbindungen auf dem Wasser- 
wege; III. C. für Handel - und Gegenseitigkeits- 
verträge; IV. C. für ein pan-amerikanische& 
Tribunal für Reklamationen; V. C. für die pan- 
amerikanische Eisenbahn; VI. C. für Reorga- 
nisation des Bureaus der amerikanischea 
Republiken; VII. C. für Internationales Pri~ 
vatrecht; VIII. C. für Ausweisung und für Be- 
kämpfung des An ar chismus; IX. C. für die pan» 
amerikanische Bank und Münzenaustausch; 
X. C. für ein pan-amerikanisches Sanitäts* 
reglement; XL C. ffir Patente, Musterschutz^ 
Maaße und Gewichte; XII. C. für Ausübung der 
gelehrten Berufe und für die literarischen 
Beziehungen; XIII. C. für Hilfsquellen und. 
Statistiken; XIV. für einen interoceanischen 
Kanal;XV.C.fQrLandwirtschaf t und Industrie; 
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XVI. C. für die Geschäftsordnung und Prüfung 
der Beglaubigungsschreiben; XVII. C. für künf- 
tige pan-amerikanische Konferenzen; XVIII. 
C. für allgeme.ine Wohlfahrt; XIX. das Redak- 
tions-Comit^. 

Später wurden noch einige besondere Comit^s eingesetzt, 
so das Comit6 zum Studium der Forschungen 
des General Reyes, das Comit6 für die Abhaltung 
eines geographischen Kongresses in Rio de 
Janeiro, ein Comit6 zum Besuch des erkrankten (nachher 
verstorbenen) brasilianischen Vertreters, usw. 

Dem Comit6 für allgemeine Wohlfahrt, das auf der ersten 
Konferenz eine so große Rolle spielte, waren auf der zweiten 
Konferenz nur untergeordnete Fragen zugewiesen, da die Schieds- 
gerichtsbarkeit im allgemeinen und das Problem eines Schiedshofes 
für Reklamationen besonderen Comit^s überwiesen wurden. 



Beratungen und Ergebnisse. 

A. Die Schied^clitebarkeit 

Bildete die Schiedsgerichtsbarkeit den Brenn- 
punkt der Beratungen auf der ersten Konferenz, so stand sie 
nicht minder im Vordergrund auf der zweiten. • Dies war schon 
«»deshalb der Fall, weil ihr die politischen Vorgänge in Südamerika 

eine aktuelle Bedeutung verliehen. Chile und Peru be- 
fanden sich seit langem im Konflikt über die Zugehörigkeit zweier 
Provinzen. Durch den Frieden vom 20. Oktober 1883 mußte 
Peru die Provinzen Tacua und Arrica auf zehn Jahre 
unter diilenische Verwaltung stellen, nach deren Ablauf sich 
die Bevölkerung durch Volksabstimmung für ihre Zugehörigkeit 
zu einem der beiden Länder entscheiden sollte. Das Land, zu dessen 
Gunsten die Entscheidung ausfiel, sollte dem andern 10 Millionen 
Dollars ausbezalilen. Unter dem Vorwand, dai3 Peru nicht in der 
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Lage wäre, diesen Betrag aufzubringen, falls die Entscheidung 
tXL seinen Gunsten ausfiele, weigerte sich Chile, die Abstimmung 
vorzunehmen und lehnte auch das Verlangen Perus auf schied- 
gerichtliche Entscheidung ab. AhnHche Streitigkeiten hatte 

Brasilien mit Bolivien und Frankreich (in 
Guayana). Es bestand die Möglichkeit, daß auf der Konferenz 
ein moralischer Druck auf Chile ausgeübt werden könnte, um 
die zwischen diesem Lande und Peru hängenden Streitigkeiten 
'der Schiedsgerichtsbarkeit zuzuführen. Chile übernahm des- 
halb wiederum die Führung der Opposition gegen die obligatorische 
Schiedsgerichtsbarkeit, und seine Vertreter drohten sogar, daß sie 
die Konferenz verlassen würden, wenn die Frage des Obligato- 
riums überhaupt zur Erörterung gestellt werden'sollte. Die Ver- 
treter derjenigen Länder, die der Schiedsgerichtsbarkeit die weiteste 
Ausdehnung zu geben bereit waren, verharrten ebenso fest auf 
ihrem Standpunkt. Einen Augenblick schien es, als sollte die 
Konferenz überhaupt scheitern. Den besonnenen Elementen 
gelang es jedoch, die Oberhand zu bekommen und durch Kom- 
proraißvorschläge . die verschiedenen, hartnäckig entgegenge- 
setzten Anschauungen zum mindesten zu beruhigen und dadurch 
die Konferenz selbst zu retten. 

Da diese Frage eiüe der schwierigsten war, überwies man 
sie einer Kommission, die sich aus je einem Mitgliede aller Ver- 
tretungen zusammensetzte. Sie bestand aus i8 Mitgliedern, da 
Ecuador und San Domingo durch einen gemeinschaftlichen Ab- 
gesandten vertreten waren. Alle auf die Schiedsgerichtsbarkeit 
bezugnehmenden Mitteilungen wurden diesem Comit^ über- 
wiesen. Aber schon nach der ersten Sitzung dieses Comit^ stellte 
es sich heraus, daß es zu groß war, daß die Beratungen darin 
emer Beratung im Plenum gleichkämen. Man entschloß sich daher 
auf Anregung des Vertreters der Vereinigten Staaten, ein Sub- 
comit^ zu wählen, das aus sieben MitgUedem bestand, in dem alle 
Anschauungen über das Schiedsproblem vertreten waren. Das 
große Comit^ hielt zwei Sitzungen ab, das Subcomit^ sechs. Zu 
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einem von allen Mitgliedern gebilligten Abkommen konnte man 
jedoch nicht gelangen. Man war sich über die grundsätzliche 
Anerkennung der Schiedsgerichtsbarkeit einig, doch gingen die 
Ansichten über den Umiang der Schiedsgerichtsbarkeit nach 
drei Rkhttmgen atiseinander. 

1. ObligBbaiBoha Soliieda«ariahtBlMABit für alfe MdmelMi^ 

und künftigen Fragen und SMitalfaiBg detjcntgOD, die von der 

Sohiedßgerichtsbarkcit ausgenommen werden sollten. 

2. Obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit nur für künftige Fragen 
and Feststellang deijeni^en, die von der Schiedsgerichtabarkeit aus- 
genomnun wcdn eoMtcp. 

8. IliknltKlive Sohiediesriditebeduit» wie aie dueh die Heeder 
KonfeDtian ■qgenoaiiiMii inude. 

Ein denkwürdiger Kampf entbrannte über den Umfang der 

Schiedsgerichtsbarkeit. Die ausführlichen Protokolle geben 
davon Kenntnis. Die dabei gehaltenen Reden, die überreichten 
Denkschriften und Entwürfe bilden wertvolle Dokumente für 
den Stand des Völkerrechts am Ende des 19. Jahrhmiderts und 
für den großen Vorsprang in der Auffassung des zwischenstaatlichen 
Rechts seitens der Staaten der westlichen Halbkugel gegenüber 
den Staaten der alten Welt. Besonderen Wert erhalten alle diese 
in den Konferenzakten festgehaltenen Dokumente durch den 
Umstand, daß die Vertreter bei der Erörterung des brennenden 
Problems auf einer jahrzehntelangen Geschichte der Schieds- 
gerichtsbarkeit aufbauen und ihre jeweiligen Forderungen auf 
Grund zahlreicher PräzedenzfiUle aufstellen konnten. Es ist für 
Europäer überraschend und beschämend zugleich, aus diesen 
historischen Darlegungen zu ersehen, welch große Rolle die 
Schiedsgerichtsbarkeit im Leben der transatlantischen Staaten 
damals bereits spielte. 

Eine auch nur annähernde Wiedergabe der Reden, der darin 
vorgebrachten Argumente, der herangezogenen Beispiele und der 
aufgestellten Forderungen ist im Rahmen dieser Darstellung 
gänzlich ausgeschlossen. Es muß in dieser Beziehung auf das 
Studium der offiziellen Protokolle verwiesen werden. Ganz be- 

<| Moore, «. a. O. m. 8. M. 
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sonders miiD aber zur nälieren Charakteristik des auf der Kon- 
ferenz entbrannten Kampfes der fortschrittliche Geist hervor- 
gehoben werden, der diesen Kampf in einem ganz anderen Lichte 
erscheinen läßt. Während auf der ersten Haager Konferenz 
einige europäische Staaten sidi der Schiedsgerichtsbarkeit 
überhaupt widersetzten, und der dort entbrannte Kampf sich 
um das Sein oder Nichtsein dieser Einrichtung drehte, liandeltc 
es sich in Mexiko nur um die Bestinunung der Grenzen, die der 
Schiedsgerichtsbarkeit gezogen werden sollten, die einige Staaten 
möglichst weit rücken wollten, während -andere, aus momentanen 
politischen Gründen oder aus Zaghaftigkeit über die Tragweite 
einer solchen Festlegung, die Freiheit der Entschließung gewahrt 
wissen wollten. 

Am 6. November unterbreitete die mexikanische 
Vertretung der Konferenz einen vollständiger. \' e ; 1. 1 a g s- 
entwurf in 66 Artikeln, der die Vermittelung, internationale 
Untersuchungskommissionen, einen in Quito, der Hauptstadt 
Ecuadors, zu errichtenden ständigen Schied^of und Bestim- 
mungen über die Anwendbarkeit der Schiedsgerichtsbarkeit 
wie über das Schiedsverfahren vorschlug. 

Die Schiedsgerichtsbarkeit wird darin als ein Grundsatz des 
amerikanischen Völkerrechts erklärt (Art. 15) und soll obliga- 
torisch zur Anwendung kommen in Streitfällen, deren Beilegung 
auf diplomatischem Wege nicht gelungen ist, sofern sie nach der 
aussclilicßliclicn Ansicht der interessierten Nationen weder die 
Unabhängigkeit noch die nationale Ehre der Streitteile berühren. 
Sie soll auch auf schwebende Fragen Anwendung finden, wenn 
diese bei Abschluß der Konvention nicht ausdrücklich vorbehalten 
wurden. (Art. 16). Eine Anzahl Fälle wurden angeführt, bei denen 
der Einwand der verletzten Unabhängigkeit oder nationalen 
Ehre nicht gemacht werden soll. (Art. 17). In den Artikeln 
19 — 24 werden Bestimmungen zur Sanktion der Schiedsurteile 
getroffen, die solchen Staaten gegenüber in Kraft treten sollen, 
die die Erfüllung des Urteiles verweigern. Darunter befindet 

A. H. FtM, PaiHAincvik«. 8 
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sich auch die Verpflichtung der Vertragsstaaten, alle mit dem sich 
weigernden Staat abgeschlossenen Verträge binnen sechs Monaten 
zu kOndigen. 

In der Sitznng vom 27. November überreichte die Vertretong 
von Argentinien ihren denkwürdigen Bericht 1), in dem 
sie zu allen Problemen des Pan-Amerikanismus Stellung nahm 
und dabei (in Kap. XI und XII) der Schiedsgerichtsbarkeit 
ansführlich gedachte. 

Die Vertreter Axgientiniens erklärten im Namen ihrer Re- 
gienmg, daß diese oder oline Verträge entschlossen ist, den 
internationalen StreitigkeHen mittels der Schiedsgerichtsbarkeit 
ein Ende zu machen.** 

Der Bericht sucht alsdann auf Grund der seitens der amerika- 
nisdien Staaten bisher geübten Praxis die Annahme eines allge- 
meinen obligatorischen Schiedsvertrages m rechtfertigen. Auf 
neun Kongressen — seit dem PanamakongreB im Jahre 1826 — 
haben die amerikanischen Staaten ihre Anhängerschaft an das 
Prinzip der Schiedsgerichtsbarkeit erklärt, fünf Staaten — Ecua- 
dor, San Domingo, Brasilien, Venezuela und die Größere Republik 
von Centrai-Amerika — haben die SchiedsgeriMihtsbarkeit in ihre 
Verfassungen angenommen. Alle auf dieser Konferenz vertretenen 
Staaten haben sich durch weitgehendste Schiedsverträge mit 
andern amerikanischen Staaten gebunden. Was die Vereinig- 
ten Staaten mit Mexiko (Art. 21 des Vertrags von 
Guadeloupe-Hidalgo), Mexiko mit Ecuador (Vertrag 
zu Washington vom. zo. Juli 1888), was Brasilien mit 
Bolivien (Vertrag von Rio de Janeiro vom 31. Juli 1896), was 
fünfmal in 44 Jahren Argentinien und Chile und zahl- 
leidie andere amerikanische Staaten gegenseitig getan haben, 
warum sollte dies nicht in ausgedehnterer Weise von allen ame- 
rikanischen Staaten gemacht werden. Der Bericht weist darauf 
hin, daß seitens zahlrekher amerikanischer Staaten bindende 
Abkommen mit enropäiscfaen Staaten bestehen. „Nun, meine 

*) AotM y Doemnentot, a. a. O. S. 147— 197. 
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Herreu Delegierten'", heißt es anschließend an diese Feststellungen, 
„diese von den amerikanischen Staaten mit den Staaten Europas 
getroffenen Abkommen können von den Ländern der neuen Welt 
nicht übergangen werden; wenn schon nicht in Rücksicht auf 
die so oft wiederholte Gleichheit des Ursprungs, der Rasse und des 
gemeinsamen Ruhmes, so doch zumindest in Rücksicht auf die 
nicht weniger oft wiederholte in keinem Handelsvertrag fehlende 
Formel von der »»meistbegünstigten Nation". Die früheien 
Handlungen jeder hier vertretenen Nation, die diplomatische 
Überlieferung seien hier zu respektieren. 

Die erste pan-amerikanische Konferenz suchte den Frieden 
durch einen umfassenden Schiedsvertrag zu sichern. Dies war 
ihre Hauptarbeit, denn olme Frieden wären die Debatten über 
Eisenbahnen, Seeverbindungen, Banken usw. verlorene Zeit. 
Ohne Frieden keine Produktion und kein Handel. Die Aufgaben 
der zweiten pan-amerikanischen Konferenz seien daher gegeben. 

Über die Schiedsgerichtsbarkeit an sich ist überhaupt keine 
Erörterung nötig. Wenn sie jedoch ein wirksames und reelles Mittel 
zur Friedenssicherung geworden ist, ist es nötig, sie nicht mit 
Veisdiweigungen oder Beschränkungen zu umhüllen, was das 
Ergebnis der Ausnahmen sein mu6, durch die die Abmachung ver- 
hindert oder zerstört werden würde. Jede Ausnahme von 
der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit 
ist ein dem Kriege geöffnetes Tor. Und wenn es 
zutrifft, daß der menschliche Fortschritt stufenweise vor sich 
gehen muB, so daß der erreichte Fortschritt den zu erstrebenden 
vorbereitet, so ist es nicht weniger zutreffend, daß nichts einen 
Rückschritt von den Lehren, die das amerikanische Völkerrecht 
in feierlicher und endgültiger Form geweiht hat, zu rechtfertigen 
vermag." Es folgt ein Hinweis darauf, daß an einem nicht zu 
fernen Tage alle schiedsgerichthche Jurisdiktion im positiven 
Weltrecht durch &om einzigen Satz ausgedrückt werden wird, — 
ähnlich jenem, der in dem zwischen Argentinien und Italien am 
23;'^ Juli 1898 abgeschlossenen Schiedsvertrag alle Streitigkeiten 
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„welcher Art sie auch sein mögen und aus welchen Ursachen 

sie auch entstanden sein mögen" der schiedsgerichtlichen Lösung 
unterwirft. 

Bezüglich der Beschränkungen der Schiedsgerichtsbarkeit 
gibt der Bericht zu, daß diese soweit sie vorläufig noch nötig sind, 
am besten nach der Washingtoner Formel angenommen werden, 

die die richtige Mitte hält, indem sie diejenigen Fragen ausnimmt, 
die die Unabhängigkeit eines Landes bedrohen. Das Haagcr 
Abkommen von 1899 könne für die p.merikanischen Staaten 
nicht maßgebend sein. Erstens weil die poUtischen und konmier- 
ziellen Beziehungen zwischen den europaischen Staaten von denen 
der amerikanischen Staaten weit verschieden sind und dann, 
weil die obUgatorische Schiedsgerichtsbarkeit im Haag „infolge 
der Forderung des Dr. Zorn, dessen Land diircli die Zuge- 
ständnisse des ständigen Schiedshofes glaubte genug getan zu 
haben, g^gen den Willen der dort vertretenen Nationen aus- 
geben vmrde.** 

Nach einer Anführung von Jollen, in denen die Regierung von 
Argenthiien die Schiedsgeriditsbarkeit angerufen hat, erklarte 

die argentinische Vertretung, daß die Regierung Argentiniens, ob 
nun die Schiedsgerichtsbarkeit durch die Konferenz angenommen 
werde oder nicht, in ihrer Pohtik des Friedens, der Gerechtigkeit 
und Brüderlichkeit dadurch nicht erschüttert werden würde. 

Von anderen Delegationen wurde ein der argentinischen 
Erklärung ähnhcher Standpunkt eingenommen, der bei den, 
Mitte Januar, aus Anlaß der weiter unten näher behandelten 
Kompromiß Vorschläge, stattgefundenen Beratungen ausführUch 
und eindringlich vertreten wurde. 

So sagte am 17. Januar der Delegierte Boliviens, Gu- 
alcha, „ich wünsdie, daß wir es laut verkünden können, 
daß der Grundsatz der Schiedsgerichtsbarkeit auf der zweiten 
internationalen Konferenz keine Niederlage erlitten habe, und 
daß ihre weiße Flagge über den Höhen der Gebirge, über den Wellen 
der Meere und der Ströme, über .dem ganzen Kontinent, unter 



Digitized by Google 



Bdratongeii und ErgebnlMe. 



in 



dem klaren und walkenloseii Himmel der Harmonie, des wechsel- 
seitigen Friedens mid der Brüderlichkeit aller amerikanischen 
Länder flatteie.*' 

Die Delegation von Peru überreichte am 21. Januar einen 
umfangreichen Bericht zu Gunsten der obligatorischen Schieds- 
gerichtsbarkeit, der ebenfalls einen weitausgreifenden geschieht* 
liehen X}berblick über den Grundsatz der Schiedsgerichtsbarkeit 
in Amerika enthält. Der Unterschied der Verhältnisse in Amerika 
und in Europa wurde dabei wiederholt hervorgehoben. ..Die 
Ausdelmung der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit", heißt 
es darin, „muß in Amerika größer sein als in Europa. Aus all- 
bekannten Gründen bestehen auf unserem Kontinent die Schwie- 
rigkeiten nicht, die die Geschichte in der alten Welt angehäuft 
hat. Es gibt hier kein System des internationalen Mächtegleich- 
gewichtes, noch haben unsere Nationalitäten genügend Zeit gehabt, 
starke, gegenseitig unvereinbare Forderungen oder Ambitionen 
zu entwickeln. Die pKDlitische Geschichte Europas, mit ihrer 
Kette von Vorherrschafts- und Kolonialkriegen, ihrer wechsel- 
seitigen Zerstückelung, die durch die große Dichtigkeit der Be- 
völkerung und durch andere Ursachen erzeugt worden, hat tief 
eingewurzelte Interessen begründet, die für eine lange Zukunft 
mit dem ganzen Leben der Staaten als innig verquickt angesehen 
weiden müssen. Nichts derartiges trifft für Amerika zu. Unsere 
amerikanischen Republiken umfassen mit 120 Millionen Ein- 
wohnern ein Gebiet, das dreimal größer ist als Gesamteuropa. 
Wir leben tatsächlich — allgemehi gesprochen — in einer Wüste 
und unsere natürlich beschränkten fiskaüsdien Einkünfte ver- 
leiten uns nicht zu Vorherrschaftskämplen, die immer das Er- 
gebnis einer großen Entwickelung der Bevölkerung und des 
öffentlichen Wohlstandes sind *' 

«,In Amerika", heißt es an einer andern Stelle jenes Berichtes. 
,4iaben wir genau gesprochen, keine Verträge poilitisdien Charak- 
ters und es würde schwer fallen, ein Beispiel anzuführen. Alle 
tmsere Verträge beziehen sich auf Grenzstreitigkeiten, auf Schiff- 
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fahrtsfra|;en, Gebietsbesetzimgen, Konsular- oder diplomatische 
Privil^en, im allgememen also auf Fragen juristischer Natur. 
In allen diesen Fällen würde die obligatorische Schieds- 
gerichtsbarkeit als eine Garantie, als eine gescherte Vorbeugung, 
gegen die Erregung der Volksletdensdiaften und der Schwächen 
der Regierungen dienen." 

„Ein Schiedsvertrag fortschrittlicher Art sollte nicht die 
Fälle aufzählen, in welchen die Schiedsgerichtsbarkeit obligato- 
risch angeruien werden soll, weil in solcher Weise alle nicht auf* 
gezahlten Fälle von der SchiedsverpfUchtung ausgeschlossen 
bleiben würden. Die Schiedsgerichtsbarkeit würde demnach 
die Ausnahme und nicht die Regel bilden. Gerade im Gegenteil 
sollten die Fälle, die von der Schiedsgerichtsbarkeit auszuschÜeßen 
waren, einzeln angeführt werden. Aus diesem Grunde wäre es, 
wenn es sich um Abscfaließung eines obligatorischen Schiedsver- 
trages handelt, der in Rücksicht auf die Unabhängigkeit oder die 
nationale Ehre beschränkt ist, das Richtige, die Konflikte einzeln 
anzuführen, in denen der eine oder der andere Grund enthalten 
sein könnte. Man würde so die Ausnahmefälle beschränken, 
was den Vorteil böte, die obhgatorische Schiedsgerichtsbarkeit 
in einen Grundsatz umzuwandeln, dessen Gesamtheit lediglich 
durch jene Falle beschränkt ist, bei denen die Mehrheit der Länder 
es für notwendig hält, sich absolute Freiheit der Entschliefiung 
imd des Handelns vorzubehalten." 

„Aus den angeführten Argtunenten möge gefolgert werden, 
daß die traditionelle Politik Perus, wahrend aller Epochen seines 
unabhängigen Bestandes und mit allen Ländern, ohne Rücksicht 
auf ihre jeweilige Macht, zugunsten der obligatorischen Schieds- 
gerichtsbarkeit geführt worden ist, und zwar so weitgehend in der 
Form, als die andern vertragschließenden Länder zuzugeben 
bereit waren; daß diese Pohtik sich in Übereinstimmung befindet 
mit den wirklichen und dauernden Interessen der Republiken 
Amerikas, daß, wenn in dieser Klasse von Verträgen Einschrän- 
kungen zu machen sind, diese einzeln anzuführen wären, damit 
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die Verpflichtung zur Anrufung der Schiedsgerichtsbarkeit als 

allgemeine Regel in Kraft lassend, und daß auf jeden Fall Streitig- 
keiten über Grenzen und über die Giltigkeit und Auslegung 
internationaler Verträge durch dieses friedliche Mittel entschieden 
werden sollten/* 

Die Fnhnmg gegen die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit 
übmiahm, wie erwähnt, wieder die Vertretung von Chile» 
die am 14. Januar eine umfangreiche Denkschrift überreichte» 
in der sie, ähnlich wie in Washington, ihren ablehnenden Stand- 
punkt klarlegte. 

Darnach stellte sie wiederum die Vermittelung und die guten 
Dienste in den Vordergrund, die Anwendung der Scfaiedagerichts- 
barkeit nur dann als zulässig anerkennend, wenn diese jedes 
Zwanges entbehre. Sie glaubte, daß die Konferenz in dieser Be- 
ziehung nicht weiter gehen dürfe, als die Haager Konferenz, deren 
Abmachungen ,,die sicherste und fortgeschrittenste Maßnahme" 
bedeuten, ,,die das Völkerrecht kennt**, und machte demgemafi 
den förmlichen Vorschlag, daß die zweite internationale amerika- 
nische Konferenz beschließen solle, sich dem im Haag getroffenen 
Abkommen anzuschließen, und daß die Regierungen der Ver- 
einigten Staaten und von Mexiko ersucht werden mögen, diesen 
Anschluß zu vermitteln. ») 

Die Haager Korferenz von 1899 hat, wie bekannt, nach schwe- 
ren Kämpfen den Artikel 10 des russischen Schiedsentwurfes» 
der fOr eine gewisse Art von Streitfällen die obligatorische Schieds- 
gerichtsbarkeit vorsah, fallen gelassen. Obwohl die meisten der 
im Haag vertretenen Regierungen zur Annahme des russischen 
Vorschlages einverstanden gewesen wären, verblieb es aus Oppor- 
tunitätsgründen bei der wahlfreien Anrufung der Schiedsge- 
gerichtsbarkeit ohne jede obligatorische Einschränkung. Zu den 
Staaten, die sich nur schwer entschlossen, auf diese Bescfarän- 

1) Actos y Documentofl, a. a. O. S. 478. Die Anregung Chiles Ist im Plenum erst 
verlesen worden, naohem die Vereinigten Staaten den gleichen Vorschlag gemacht hatten. 
Dar AmdUnw an dia Hmagtr EonraitiaBeii vird dahtr mnf dm tob dan TwUwIwii dar 
ITaloB gaBMWhtaiii TofMbtag anraakgaMlurt. 
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kung einzugehen, gehört auch die nordamerikanische Union. 

Auf der Konferenz in Mexiko war ihre Haltung jedoch eine völlig 
veränderte. Sie befand sich auf Seite jener wenigen Vertretungen, 
die für eine wahlfreie Schiedsgerichtsbarkeit eintraten. Damit 
handelten die Vertreter der Union genau nach den ihnen mitge- 
gebenen Instruktionen, die folgendermalSen lauteten: *) ,,Bei 
der Erörterung Über (die Schiedsgerichtsbarkeit) und bei der 
Herstellung irgendwelcher Abkommen, die in bezug darauf 
vorgeschlagen werden sollten, wird sich die Vertretung durch 
allgemeine Grundsätze leiten lassen: i. Alle Schiedsgerichtsbar- 
keit soll freiwillig sein. 2. Die Wahl der Richter soll dem freien 
Übereinkommen überlassen bleiben. 3. Die Qrtlichkeit, in der ein 
Schiedstribunal verhandeln soll, — sofern ein solches überhaupt 
errichtet wird, — soll in einem allgemeinen Abkommen nicht 
endgiltig festgelegt werden." 

Diese veränderte Stellungnahme der Union gegenüber ihrer 
Haltung auf der i. Haager Konferenz, auf der I. pan-ameri- 
kanisdien Konferenz und schließlich auf der einige Jahre später 
zusammen getretenen II. Haager Konferenz ist nur aus dem 
Bestreben zu erklären, unter der Ungunst der Verhältnisse, die 
die Beratungen über die Schiedsgerichtsbarkeit auf der II. pan- 
amerikanischen Konferenz beeinflußten, das unter diesen Um- 
ständen Mögliche zu erreichen und vor allen Dingen ein Scheitln 
der Konferenz zu verhindern. 

So kam es denn nach langen lebhaften Beratungen zu einer 
Verständigung. Man kam übercin, daß alle Vertretungen 
ein Anschluß- Protokoll an die Haager Konventioneo unter- 
zeichnen, und daß die Anhänger der obligatorischen Schiedsgerichts- 
barkeit unter sich einen Vertrag abschließen sollten, der 
alle schwebenden oder entstehenden Streitfragen, sofern sie nicht 
die Unabhängigkeit noch die nationale Ehre berühren, vor den 
ständigen Schiedshof in Haag weist. 

Alle auf der Konferenz vertretenen Staaten, mit Ausnahme 
■) Qmesada, a. O. 8. 45 
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Brasiliens, dessen Vertreter anfangs Dezember gestorben 
war, und Venezuelas, das seinen Vertreter zurückgezogen 
hatte, unterzeichneten am 15. Januar 1902 folgendes Anschluß- 
ProtokoU: 

.9 „Die Vertretungen auf der internationalen Konferenz der amori- 
kanischcn Staaten sind, in dem Glauben, daÜ die öffentliche Meinung 
in den von ihnen vertretenen Republiken in der Richtung einer leb- 
haften Begunetigung der weiteatea Anwendung der Onmdaätse der 
Sohiedsgeriobtalmikeit «tSodig sonimmt, und m der M^^ming, daß 
die in gleicher Weise von den Grundsätzen und Verantwortliohk^ten 
einer demokratischen Rcgiening kontrollierten und durch stets zu- 
nehmende gegenseitige Intoiessen eng miteinander verbundenen 
amerikanischen Republiken, den Frieden des Kontinentes aufrecht 
eriialten werden, und daß ständiger Friede swisohen ihnen der Vor- 
läufer ihrer nationalen Entwickelung, des Wohlstandes und der 
Handelsgrößc ihrer Völker sein wird, 
über Folgendes übereingekommen ; 

Entwurf. 

Art. 1. Die auf der internationalen Konferenz der amerikaniüchen 
Staaten in Meodko ▼erwnigtwi ameiikaniBohen BepubUken, die die 
drei am 29. Juli 1899 in Haag nnteneiohneten Konventionen nioht 
mitunterzeiohnet haben, erkennen die darin enthaltenen OrondsKtM 
als Teil des amerikanischen Völkerrechtes an. 

Art. 2. In bezug auf die Konventionen offenen Charakters, 
wird der Anschluß daran der Regierung der Niederlande auf diplo- 
matiBohem Wege seitens der betreffenden Regierungen nadi erfolgter 
Batffikatic» mitgeteilt weiden. 

Art. 3. Der umfassende allgemeine Vorteil, der offensichtlich 
gesichert werden würde, durch Überweisung der der Schiedsgerichts- 
barkeit unterworfenen T.ösunfjen vor ein Tribunfil von 9.n hohem 
Charakter als es der Haager Schied.-^iiüf ist, und dadurch daß auch 
die amerikanischen Nationen, die jetzt nioht Signataimlohte der 
ic^^ yBnt i ffnftn sipid, die diese m^tuendo lB i «rio )^iaB«g geschaffen 
hatten, kraft eines angenommenen und anerkannten Rechtes dann 
angeschlossen werden können nnd ferner in der Erwägung des von 
der Ilepionmg der Vereinigten Staaten und von Mexiko gemachten 
Angebotes, überträgt die Konferenz hiermit den 
beiden Regierungen die Autorisfttion, mit den 
anderen Signatarmiohten derEonTontion für die 
friedliehe Beilegung internationaler Streitig- 
keiten zu unterhandeln, zum Zwecke dos An- 
schlusses jener amerikanischen Nationen, die 
dies wünschen und noch nicht Unterzeichner der 
«rwfthnten Konvention sind. 

Art 4. Damit man rar weitgehendsten und am wenigrten 
besohzinkten Anwendung des Chwndsatses gereohter Sehiedagerichts- 
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barkeit in befriedigoader und raschester Weise gelangen könne undc 
damit die fortgeschrittenste und gegenseitig vorteUhafteete Form 
vollatändig ermittelt werde, in der der erwähnte Grundsatz in einer 
Ewisohen den amorikanischen Regierungen zu unterzeichnenden 
Konvention snagedifiokt so wefden vennag» wird der Präsi- 
dent Ton Mexiko hiermit eaf de« ehrerbietigste, 
ersneht, durah sorgfUtige Nachfoischnngen die Ansiehteib 
der verschiedenen auf dieser Konferenz ver- 
tretenen Regierungen, in bezug auf die fortgeaclirittenste- 
Form, in der ein allgemeiner Schiedsvertrag entworfen werden könnte,, 
der die Billigung und die endliche IMafiketion tUer Linder erhalten 
wGide, ni ennittefai; ferner neeh AbeoUiifi dieser ünteceoofaung- 
einen Entwurf für solch eine allgemeine Kon* 
vention, die alle Wünsche aller Republiken ver- 
einigen soll, vorzubereiten, und wenn möglich eine 
Reihe von Protokollen behufs Ausführung de» 
Entwurfes bu arrangieren. Wemi dies Jedoch undnroh- 
fflhrbar eneheinen sollte, dann mfige er die darftber geführte Koire- 
spoodena mit eiwetn Bericht der niehsten Konfenns vorlegen.** 

Am 17. Januar 1902 \rarde dann von den Vertretimgen von. 
Argentinien, Bolivien, San Domingo, Salva- 
dor, Guatemala, Mexiko, Paraguay, Peru, 
Uruguay und Venezuela, ein obligatorischer 
Schiedsvertrag der Konferenz vorgelegt, dem in bezug^ 
auf den Umfang der Schiedsgeriditsbarkeit der Entwurf Mexikos 
als Modell gedient hat. 

Dieser Vertrag hatte folgenden Wortlaut: 

Art. 1. Die hohen vertragsohließraden Parteien verpflichten 
sioh» alle iwisohen ihnen bestehenden oder sieh 
ergebenden Streitfälle, die die Diplomatie nicht bei» 

legen konnte, vorau sgesetzt, daß nach dem ausschließlichen 
Urteil einer der interessierten Nationen die erwähnten Streitfälle 
weder die Unabhängigkeit noch die nationale 
Ehre berüiiren, der Bcliiedsrichterlichen Entscheidung zu unterbreiten. 

Art. 2. Bei Btreitigkeiten in bemg auf dipicmiatisohe FrivSe^en,. 
Oamam, SohiffihrtsndktB and anf die Giltigkeit» Avdegnng und. 
Durchführung von Vertragen soll der Einwand der ver- 
letzten Unabhängigkeit nnd nationalen Bhr» 
nicht gemacht werden. 

Art. 3. Kraft der im Artikel 26 der Konvention für die fried- 
Ublie BeüegaDg intematkmaler Stoeitfille vom 29. JnU 1809 ean-- 
gnAomten Befhgiiü homwew die hohen vertragBohUeBenden Fu- 
teien' fiberein, alle im vorliegenden Vertrag angeführten Streitig- 
kniteil, sofern die Parteien nioht die Erriohtnng efans Soodertribunals. 
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voKBeheD, dem dunih die enriUinte Komrentaon gesohsffwen Btiiidign. 
Sohiedahof cor Enteohflidiuig m unterbreiten. 

TeXla die hoben ▼artragsohließenden Paiteien sioli der Ju»- 

diction des Haager ständigen Schiedshofes unterwerfen, nehmen 
sie die Vorschriften erwähnter Konvention sowohl in bezug auf die 
Organiaation des Tribunals als auch hinsichtlich des Verfahrens an. 

Axb, 4 und 6 beetiaunia die (hgpaiBatkm von Sondertribnnalen. 

Art 6 bis 19 ngfAa die Guten Dienste, die Vermittdang und 
die UntersuchungskommiBsionen fast genau nach dem Wortlant^ 
der Art. 2 — 11 der Haager Konvention zur friedlichen Beücgang 
internationaler Streitigkeiten vom 29. Juli 1899. 

Art. 20. Der vorliegende Vertrag annuUiert keinen, der vorher 
Bobon xwisohen zwei oder mehreren der vertragBchließenden Par- 
teien bestanden haben mag» ■ofem dieee der obligatorlnhen Sohieds* 
gerichtsbarkeit grofieie Ausdehnung geben. Bbenaoirenig annulliert- 
er die Schiedsbestimmungen bezüglich bestimmter bereits an» 
hängender Fragen noch das darauf bezughabende Verfahren. 

Art. 21. Dieser Vertrag soll ohne besondere Ratifikation in 
Kraft treten, sobald wenigstens drei der unterzeichnenden Staaten 
der Regierung von Mexiko ihre Zustimmung ausgedrückt haben, 
die den anderen Regierungen zn übermitteln ist. 

Art. 22. Die Nationen, die den vcnUegenden Vertrag nicht unter- 
■eichnea, können sich ihm jederzeit anschließen. Wenn eine der 
Signatarmächte den Wunsch haben sollte, sich von dessen Bestim- 
mungen zu befreien, soll sie den Vertrag kündigen. Eine solche 
Kündigung wird nur in bezug auf die kündigende Nation und nur 
ein Jahr nach der erfolgten Belmmtgabe von Wirkung sein. 

Sollte die Irandigende Nation bei Ablauf des Jahres irgend- 
ipdehe Sehiedsveriiandlnngen in der Sohwebe haben, so soll die- 
Kündigung in benig anf den noeli'mdit entwdiiedBiMi BUI keinetiei 
Wirirang haben. 

Am 29. Januar 1902 wurde dieser Vertrag von denjenigen 
Staaten, die ihn der Konferenz vorgelegt hatten, — mit Aus- 
nahme von Venezuela — unterzeichnet. 

Die Konferenz machte aber noch einen weiteren und wichtigen 
Schritt auf dem Gebiete der Schiedsgerichtsbarkeit. Der dritte- 
Punkt des Programms hatte die Beratung über einen ständi- 
gen Schiedshof vorgesehen, der Reklamationen 
über Entschädigungen und sonstige Geldansprüche, die Bürger 
eines Landes gegen die Regierung eines anderen Landes erheben, 
schiedsgerichtlich erledigen solle. Am 6. November 1901 hatte die 
R^lierung von Guatemala der Konferenz einen Entwurf über die 
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Errichtung eines solchen Hofes unterbreitet, der in einer beson- 
deren Kommission eingehend erörtert wurde. Die Schaffung 
eines ständigen Tribunals stieß aber auf Schwierigkeiten, so daß 
man sich einigte, einen Vertrag herzustellen, der alle Strei- 
tigkeiten aus Reklamationen über Ent- 
schädigungen oder Verluste von Bürgern eines an- 
deren Staates der schiedsgerichtlichen Beilegung des Haager 
Schiedshofes unterwarf, sofern man sich über ein Sondertribunal 
nicht einigen konnte. Der Vertragsentwuri wurde mit Ausnahme 
von Brasilien und Venezuela von allen auf der Konferenz 
vertretenen Staaten am 30. Januar 1902 unterzeichnet, i 

Er lautet in seinen Hauptpunken folgendermaßen: '■ 

„Die Präsidenten von ■ 

eiiul übereingA<Miuiieii» 6i]i«ii#Vertfag »bsaaobliafien, vm. Galdfocde- 
mngen für Wntwohadignngeo, die nioht auf diptomatisohem Wege 

beigelegt wurden, untet folgenden Beetimmxuigea der Bohiedflgwidki* 

liehen Entscheidung zu unterbreiten: 

Art. 1. Die hohen vertragschließenden rarlcien kommen übor- 
ein, der Schiedagerichtäbarkcit Ansprüche aua Schäden oder Ver- 
buten zn tmterbrelten, die von ihrai Bürgern erhoben werden sdlten, 
auf diplomatiaeliem Wege niobt frenadaehaftlich geregelt treideii 
kSnnen und von «luareichender Bedeutung sind» um die Koeten der 
Sehiedssprechung zu geAvährlcistcn. 

Art. II. Kraft der durch Artikel 2Ü der Haagcr Konvention 
für die friedliche Beilegunig internationaler Streitigkeiten anerkannten 
Befugnis, kommen die hohen iwriateydhKefleBdeii Parteien nbereiii, 
dem dmoh die erwähnte Konvention errichtetm st&ndigen Sohiedahof 
alle StreitfiUle zur Entscheidung zu unterbreiten, sofern nicht beide 
Parteien es vorziehen sollten, daß auf Grund des Artikels 21 der an- 
gpizogcnon Konvention eine besondere Jurisdiction organisiert werde. 

Wird ein Fall dem ständigen Haagcr Hof unterbreitet, so nehmen 
die hohen vertragschließenden Parteien die Vorschriften der er- 
wihnten Konvention an, eofexn doh diese auf die Oxgamsation des 
Sohiedstribunab beziehen, wie in besag auf das an befolgende Ver- 
fahlen und die Vecpflichtong rar EtfüUnng des Urteils. 

Art. in bestimmt, dafi dieser Vertrag nur für die Unterzeichner 
der Haager Konvention von 1899 und für jene Staat-en, die das An- 
Bchlußprotokoll der II. pan •ftmerikwiniffAhftn Konferenz latifiziexen» 
obligatorisch sein solL 

Art IV hestimmt das Veihattea bei Einsetzung eines Sonder- 
tdbtmab ffir den IUI, daß dar Haager Sohiedahof nioht in Anspmoh 
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Art. V. Disaer Vortrag soll fBr die StMten, die Dm mtifiiiflnn, 

von dem Zeitpunkte ab, wo die Signatnrrcgierungen die Ratifikation 
ToDzogen haben, bindend sein und 5 Jaliro in Kraft bleiben. Die 
Ratifikation des Vertrages soll der Regierung von Mexiko über- 
mittelt werden, die die anderen Regierungen von den erhaltenen 
Ratifikationen in KemitniB setsen aolL 



B. Verkehrspolitik. 

Weit ausgreifend und umfangreich waren die Arbeiten der 
zweiten pan-amenkanischen Konferenz auf dem Gebiete der 
allgemeinen Verkehrspolitik. 

Die Ergebnisse der Beratungen seien im Folgenden zu- 
sammengezogen : 

I. Internationaler Handelsverkehr. 

Den handelspolitischen Fragen wurde größte Aufmerksamkeit 
zugewendet. Das Comit6 für Handel- und Gegenseitigkeitsverträge 
erstattete am 20. Dezember 1901 einen eingehenden Bericht, 
in dem es zunächst daran erinnerte, daß der Handel zu allen 
Zeiten der Förderer des Fortschrittes und der Kultur gewesen ist. 
Es erübrige sich daher, die Anempfehlung reger Handelsbezie- 
hungen zwischen den amerikanischen Repubhken, da von deren 
Vorteil jeder Vertreter überzeugt sei. Nur darum handele es sich, 
Mittel und Wege anzugeben, die in der Praxis durchzuführen 
seien. 

Von einer Zollvereinigung war schon auf der ersten Konferenz 
abgesehen worden und die zweite Konferenz legte ihr Haupt- 
streben darauf, die vorhandenen Ungleichheiten und Schwierig- 
keiten, die die Handelspolitik der einzelnen Staaten mit sich bringt, 
nach Möglichkeit auszug^icfaen und durch allgemeine Regeln 
zu erleichtem. So beschränkte sich das Görnitz darauf, „im Ein- 
klang mit dem Geist des Zeitalters ein System von Han« 
delsverträgen auf Gegenseitigkeit zu empfehlen, 
als eine günstige Grundlage für die Förderung des Zusammen- 
gehörigkeitsgefühles der amerikanischen Republiken.*' 
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Zur Ausarbeitung eines handelspolitischen S3^tems ist es 

daher auch in Mexiko nicht gekommen. Die Konferenz beschränkte 
^ich nur darauf, in bezug auf einzehie Gebiete des Handels und 
Verkehis Anregungen za geben. So beschloß sie, daß sich inner- 
halb eines Jahres^in New -York ein Zollkongrefi ver- 
sammeln solle, der sidi mit der Vereinheitlichung, Rogulienmg 
und Vereinfachimg des Zollverfahrens zu befassen habe. Der 
Zollkongreß solle auch die Organisation einer ständigen 
Zollkommission ins Auge fassen, die, aus Fachleuten 
bestehend, in erster Linie mit der Ausführung der Beschlüsse 
jenes Kongresses betraut werden soll. 

Es handelte sich dabei nicht um die Regulierung der Zoll- 
tarife der einzelnen Staaten, sondern nur um die Funktion des Zoll- 
wesens. Die Konferenz von Mexiko befürwortete nach dieser 
Richtung hin verschiedene Maßnahmen; so, einheitliche Bestim- 
mungen über das Ein- und Auslaufen und die Verzollung von 
Schiffen und die Vereinfachung von Ladung»- und Waienver- 
seichnissen, Über Annahme eines einfachen und einheitlichen 
Systems betreffs Wertangabe von Postpacketen, über Erleichterung 
des Transitverkehrs von Gütern, Vereinfachung der Regeln für 
die Ladung von Kauffarteischiffen und über Erleichterung des 
Einlaufens, der Abfahrt, des Verladens und Ausladens von 
Schiffen. 1) 

2. Die interkontinentale Eisenbahn. 

Das Comit^ der Konferenz, das die Materie der pan-amerika- 
nischen Eisenbahn beriet, berichtete über die Tätigkeit der inter- 
kontinentalen Eisenbahnkommission, die auf Veranlassung des 
Washingtoner Kongresses sofort nach dessen Schluß eing^tzt 
wurde und ihre Tätigkeit begonnen hatte. Das Comit^ stellte 
fest, daß zum Ausbau der pan-amerikanischen Bahn, die alle Haupt- 
städte der südlichen und mittelamorikanischen Staaten mit dem 
Eisenbahnnetz des Nordens in Verbindung bringen sollte, noch 
5456 Meilen bei einem Kostenaufwand von 174^90.271 Dollars, 

9 Relaseh, a. a. O. 8 44S. 
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d. i. ungefähr 32.000 Dollars für die Meile, erforderlich sein würden. 
Von dem Gesichtspunkte ausgehend, daß Eisenbahnen die natür- 
lichen Hilfsquellen eisdiließen, Handel und Wohlstand und das 
allgememe Gedeihen der von ihnen durchquerten Länder f&rdem» 

empfahl es den Ausbau der pan-amerikanischen Bahn. Die Kon- 
ferenz ratifizierte alsdann die Washingtoner Resolution und 
beschloß die Ernennung eines Comit^s, das binnen 
eines Jahres eine Versammlung der Vertreter aller amerikanischen 
Republiken einberufen solle zu dem Zwecke, eine Konvention 
für die Herstellung, den Ausbau und die materielle Sicherung 
der pan-amerikanischen Bahn zum Abschluß zu bringen. 

3. Die internationale amerikanische Bank. 

Bezüglich der Errichtung einer internationalen amerikanischen 
Bank wurde in einer Resolution zum Ausdruck gebracht, daß 
„eine große Bankeinrichtung in einem großen 
Handelszentrum des Kontinents mit Zweignieder- 
lassungen in den wichtigsten Städten der amerikanischen Repu- 
bliken die Handelsbezkhungen zwischen ihnen fördern würde.** 
Der Wunsch nach gesetzgeberischen Maßnahmen, die eine solche 
Einrichtung erleichtem sollten, wurde lunzugefügt. 

4. Natürliche Hilfsquellen und statistische 

Angaben. 

Zu den handelspolitischen Beschlüssen der Konferenz gehört 
auch eine Resolution, in der die amerikanischen Regierungen 
aufgefordert wurden, dem Bureau der amerikanischen Republiken 
statistische Angaben über ihre natürlichen 
Hilfsquellen, ihre Bevölkerung, ihre In- 
dustrie und ihren Handel zu übersenden, sowie 
über sonstige Materien, die der wirtschaftUchen Entwicklung 
forderlich sein küonen. Das Btueau soll die einlangenden An- 
gaben sammeln, einordnen und dann veröffentlichen. Dabei 
sei als einheitliches Maß das metrische und als Wertmesser die 
<5oldwährung der Vereinigten Staaten anzunehmen. In dieser 
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Resolution wurde den verschiedenen Republiken auch empfohlen, 
von Zeit zu Zeit den ständigen, schon errichteten oder noch 
zu errichtenden Ausstellungen Proben ihrer Natur- 
und Industrieprodukte mit den notwendigen Angaben zu über- 
senden. 

5. Sonstige handelspolitische Beschlüsse 

Die Konferenz beschloß femer, den Regienmgen zu empfeh- 
len, die im Handelsmuseum zu Philadelphia ausgestellten Samm- 
lungen der amerikanischen Lande s'produkte 

zu vervollkommnen und zu erneuern, und wiederholte den bereits 
auf der ersten Konferenz geäußerten Wunsch nach Herstellung 
eines Handelswörterbuches in vier Sprachen. Sie 
befürwortete in einer Resolution die £inrichtung einer aus Dele- 
gierten von allen amerikanischen Republiken zusammengesetzten 
fachtechnischen Kommission aus Sachverstän- 
digen über die Produktion, den Vertrieb 
und den Konsum des Kaffees. Die Kommission 
sollte im Laufe eines Jahres in New- York zusammentreten und 
die Ursachen der Krisis, von der die Kaffeeindustrie betroffen 
wurde, erörtern imd Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung voischlagien. 

6. Sanitätswesen. 

Auf dem Gebiete des Sanitätswesens ging man daran, orga- 
nisatorische Maßnahmen zu einer internationalen 
Regelung des Gesundheitswesens auf dem ganzen 
Kontinent anzubahnen. In einer Resolution wurden Regeln 
für die Quarantäne empfohlen, deren Abhaltung auf die unbedingt 
notwendigste Zeit zu beschränken sei. Die Regierungen wurden 
darin aufgefordert, zur Sicherung modemer Sanitätseinrichtungen 
alles aufzubieten, damit das Quarantänewesen allmählich ganz 
aufgegeben werden könne. Die Orgajiisation eines Melde- 
dienstes über das Vorhandensein der haupt- 
sächlichsten Epidemien wurde dringend empfohlen. 
Femer wurde der Zusammentritt einer internationalen 
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Sanitätskonferenz beschlossen, die ein Jahr nach der 

Konferenz von Mexiko in Washington abzuhalten sei, und deren 
Aufgabe die Abschließung einer allgemeinen Sanitätskonvention 
und die Einsetzung eines internationalen Sanitätsamtes sein 
sollte. 

7. Internationales Privat- und öffentliches 

Recht. 

Auf diesem Gebiete kam es zumeist zur Ausarbeitung von 
Vertragsentwürfen. Die Konferenz unterzeichnete einen Ver-^ 
tragsentwurf über die Auslieferung undzum 
Schutz gegen den Anarchismus und eine Kon- 
vention für die Herstellung eines Gesetz- 
buches des internationalen Privat- und öf- 
fentlichen Rechts, womit eine Kommission von fünf 
amerikanischen und zwei europäischen Rechtsgelehrten von 
anerkanntem Rufe mit der Bestimmung betraut werden sollte, 
ihre Arbeit bis zur nächsten pan-amerikanischen Konferenz zu 
vollenden. Der Entwurf sei in Druck zu legen und den amerika- 
nischen Regierungen zur Prüfung vorzulegen. Nach Berück- 
sichtigung der Wünsche der verschiedenen Regierungen soll der 
neue Entwurf einer späteren amerikanischen Konferenz vorgelegt 
werden und auf Grund von Verträgen zur Einführung gelangen. 
Eine Konvention von sieben Artikeln bestimmte die freie 
Ausübung der gelehrten Berufe und Anerkennung 
der Diplome der Bürger aus den Vertragsstaaten. In einem Ver- 
tragsentwurf wurde der Schutz von Patenten, Mu- 
stern, Industriezeichnungen und Handels- 
marken festgelegt und in einem anderen Entwurf der Schutz 
des literarischen und künstlerischen Eigen- 
tums ausgesprochen. In einer sehr wichtigen Konvention 
wurden die Rechte der Ausländer definiert. Darin 
wurde zum Ausdruck gebracht, daß den Ausländem alle bürger- 
hchen Rechte zustehen» wie sie den Bürgern des eigenen Staates 
durch die Veritenng gewährleistet sind. Die Staaten übemehmen 
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für die Ausländer keine anderen Verpflichtungen oder Verant- 
wortungen, als ihnen durch ihre Verfassung zugunsten ihrer eigenen 
Bürger auferlegt wurden. Insbesondere wurde die Verantwortung 
für Schaden abgelehnt, die den Fremden durch revolutionäre 
Handlungen oder höhere Gewalt zugefügt würden, außer für den 
Fall, wenn die eingesetzten Behörden ihre Pflicht nicht erfüllen 
würden. Die Ersatzansprüche der Ausländer sollen nicht auf 
diplomatischem Wege sondern vor den Gerichten des Staates 
geltend gemacht werden. Nur bei offenkundiger Justizverweigierung 
oder Verletzung der Grundsätze des Völkerrechtes soll diploma- 
tische Intervention zulässig sein. 

8. Internationale archäologische Kommis- 

sion. 

Die Konferenz empfahl die Bildung einer „internatio- 
nalen archäologischen Kommission", die inner- 
halb zweier Jahre in Washington zusammentreten solle. Sie soll 
aus je einem Vertreter aUer Republiken bestehen und künftig 
alljährUch einmal tagen. Ihre Au%abe sollte die Erforschung, 
Blosslegung und Erhaltung der Ruinen an den hauptsächlichsten 
vorgeschichtlichen Stätten sein. An den betreffenden Orten soll 
sie Museen zur Aufbewahrung interessanter Funde herstellen und 
dahinstreben, in einer von der Mehrheit der Republiken festzu- 
stellenden Stadt ein internationales amerikani- 
sches Muse tim, das das Zentrum der amerikanischen Alter- 
tumsforschung werden soll, zu errichten. Das internationale 
Bureau der amerikanischen Republiken soll beauftragt werden, 
das Rechnungswesen der Kommission zu führen. 

9. Austausch offizieller Veröffentlichungen. 

Durch eine Konvention verpflichteten sich die Staaten zum 
Austausch ihrer offiziellen wissenschaft- 
lichen» literarischen und industriellen Ver- 
öffentlichungen. Jeder Staat soll den anderen je fünf 
Exemplare von den von ihm herausgegebenen parlamentarischen. 
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administrativen und statistischen Dokumenten zusenden, feiner 
von allen von den Regieningen herausgegebenen oder unterstützten 
Werken, Landkarten, Plänen usw. 

10. Geographischer Kongrefi in Rio de Ja- 

neiro. 

In einer Konvention, die nur die Vertretungen von Argen- 
tinien, Bolivien, Columbien, Ecuador, Pa- 
raguay und Uruguay unterzeichneten, kamen diese über- 
ein, den Zusammentritt eines geographischen Kon- 
gresses im Laufe eines Jahres in Rio de Janeiro zu 
veranlassen. Der Kongreß soll die llittel erwägen» um ein System 
der Fhiß-Schiffahrt durch das Innere von Südamerika auszu- 
bauen. Die Unterzeichnung dieser Konvention war das direkte 
Ergebnis eines Vortrags, den der Delegierte von Columbien, 
General Rafael Reyes, über seine mit seinen beiden 
Brüdern unternommenen Forschungsreisen gehalten hat. General 
Reyes wies nach, daß es unter geringen Kosten möglich wäre, 
die drei großen Fhißgebiete von Südamerika, des Orinoco, des 
Amazonenstroms und des La Plata, zu einem großen Straßennetz 
für die Schiffahrt zu vereinigen. Der Kongreß von Rio de Ja- 
neiro soU die Mittel zur Verwirklichung dieses großen Projektes 
studieren. 

11. Reorganisation des internationalen Bu- 
reaus der amerikanischen Republiken. 

Die Konferenz erkannte den Wert und die große Wichtigkeit 
an« die das in Washington errichtete internationale Bureau der 
amerikanischen Republiken fOr alle Staaten Amerikas besitzt. 
Während der Tagung waren f&r das Bureau zwei große SSle 

eingerichtet, in denen sich auch ein Teil der Bibliothek des Bureaus 
befand. Der Direktor des Bureaus, Williams C. Fox, 
wohnte den Verhandlungen bei und nahm auf dem Podium einen 
Sitz ein 



L yi. .- jd by Google 



132 m. Kap. Die swtite pasMUDedkiii. Konlecwis. (1901— 190S}. 

4 

Die Konferenz nahm einen Entwurf für die Neuorganisierung 
und die Ausdehnung der bestehenden Organisation an, der die 
Wirksamkeit des Bureaus noch bedeutend zu erhöhen berufen 
war. Eines der Hauptziele bestand darin« die Verwaltung des 
Bureaus mehr international zu gestalten. 

Die neu angenommenen Satzungen bestimmen: daß das 
Bureau unter der Leitung des Verwaltungsrates stehen 
solle, der sich aus dem Staatssekretär der Vereinigten Staaten 
als Vorsitzenden und den in Washington beglaubigten diploma- 
tischen Vertretern aller am Bureau beteiligten Regienmgen zu- 
sammensetzen soll. Dieser Verwaltungsrat soU sich in der Regel 
einmal im Monat versammeln, ausgenommen im Juni, Juli und 
August und soll auf Aufforderung des Vorsitzenden oder zweier 
Mitglieder zu Sonderversammlungen zusammentreten. Zur Be- 
setzimg der Stellungen in dem Bureau vrurde das Verdienstsystem 
angenommen und demgemäß bestimmt, daß alle Bewerber sich 
einer Prufong zu unterziehen haben, um ihre Eignung für die 
von ihnen erstrebte Stellung darzutun. Alle Emennungen sind 
durch den Verwaltungsrat vorzunehmen und durch dessen Vor- 
sitzenden zu unterzeichnen. Der Verwaltungsrat soll mit Unter- 
stützung des Bureaudirektors einen Voranschlag für die Aus- 
gaben des Bureaus im nächstfolgaiden Jahre vorbereiten und dieser 
Voranschlag ist einer jeden Regierung mit der Angabe des von ihr, 
auf Grund der bestehenden Aufstellung der Ausgabenraten, zu 
zahlenden Betrages zu übermitteln. Jede Regierung soll den 
Betrag ihres Anteils dem Staatssekretär der Vereinigten Staaten 
sechs Monate im Voraus übersenden. Der Verwaltungsrat sqU 
gelegentlich ein oder zwei seiner Mitglieder zur Prüfung der Redi- 
nungen des Bureaus entsenden. 

Dem Bureau wird das Recht verliehen, durch die di- 
plomatischen Vertretungen der einzelnen Regie- 
rungen in Washington mit den Vollziehungsdepartements jener 
Regierungen zu korrespondieren; es ist beauftragt, alle 
Informatioiien, die es besitzt, oder erhalten kann, einem jeden 
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Staate auf Verlangen zu liefern. Jede amerikanische Republik 
stimmt zu» die Sammlung von Infonnatioiieii seitens des Bureaus 
durch prompte Übersendung zweier Exemplare aller offiziellen 

Veröffentlichungen zur Aufbewahrung in der Bureaubibliothek zu 
erleichtem und diese Informationen, sobald dies von dem Bureau- 
direktor verlangt wird, zu ergänzen. Es wurde Vorsorge getroffen 
für die Fortsetzung der Veröffentlichung des mo- 
natlichen Bulletins des Bureaus in englischer, spa- 
nischer, pK>rtugiesischer und französischer Sprache und für die 
VeröffentHchung von Karten wie anderer Mitteilungen. Alle 
Veröffentlichungen des Bureaus haben ohne Inserate zu erscheinen, 
sobald die betreffenden Inserateverträge abgelaufen sind. Die 
Veröffentlichungen des Bureaus sind als öffentliche Dokumente 
zu behandeln und von aUen Postanstalten der Republiken frei 
zu befördern. Der IHrektor des Bureaus soll allen Sitzungen 
des Verwaltnngsrates und dessen Comites und ebenso den Sitzun- 
gen der internationalen amerikanischen Konferenzen beiwohnen, 
um nötigenfalls Informationen geben zu können. Das Bureau 
übernimmt die Verwahrung der Archive der 
internationalen amerikanischen Konferen- 
zen. Es wird ganz besonders betraut mit der Erfüllung der 
ihm durch die Konferenz auferlegten Aufgaben. 

Die dem Bureau und seinem Verwaltungsrat durch die Kon- 
ferenz besonders übertragenen Aufgaben sind: 
Die Ausführung der Vorkehrungen der Resolution bezüglich der 
Sammlung, Zusammenstellung und Verbreitung möglichst ver- 
ständiger statistisdier Angaben imd Informationen in bezug auf 
die natürhchen Hilfskräfte der verschiedenen Republiken; die 
Feststellung des Zeitpunktes für den in New- York stattfindenden 
Zollkongreß und für die nach New - York einzuberufende Kaffee- 
kommission, beziehungsweiae die Durchführung aller dabei m 
fassenden Beschlüsse, femer die Redmungsfühmng für die inter* 
nationale amerikanische archäologische Konunission. 

Außer diesen von der Konferenz vorgeschriebenen besonderen 
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Aii^ben empfahl das Görnitz für die Reorganisation des Bu- 
reaus in seinem dem Reorganisationsentwarf beigegebenen Be- 
rieht, daß der Venvaltungsrat im ausgedehntesten Maße Infor- 
mationen über die Handelsgesetzgebung, über die Banken der 
amerikanischen Republiken, deren Grundkapital imd Depositen, 
über die Patentgesetzgebung der verschiedenen Länder, über die 
Veränderungen in den erwähnten Gesetzen, über erteilte Patente 
und über Gerichtsentscheidungen in Patentstreitigkeiten sammeln, 
zusammenstellen und ordnen soll; daß er ferner die Ex- und Im- 
portberichte der verschiedenen Repubhken, die Nachrichten über 
Ankunft und Abfahrt von Schiffen aus den amerikanischen Häfen 
nebst ihrer Tonnenzahl, über die Länge der Eisenbahn-, Straßen- 
bahn-, Telegraphen- und Telephonlinien mit vollständigen An- 
gaben über die neu beabsichtigten oder im Bau befindlichen 
Linien, wie Informationen über neue Unternehmungen privaten 
Charakters, soweit sie zu erhalten sind, Informationen über neue 
öffentUche Unternehmungen aller Art, über die vollständigste 
Lebensstatistik der Republiken wie ihrer wichtigsten Städte 
und alle anderen Informationen, die der Direktor mit Zu- 
stimmung des Verwaltungsrats beschließt, monatlich ergänzen 
soU. Das Bureau soll femer unter der Oberaufsicht des Ver- 
waltungsrates und als eine besondere Abteilung des Bureaus 
eine lateinisch-amerikanische Bibliothek, die 
die Bezeichnung „Columbus-Bibliothek" führen wird, errichten. 

12. Künftige internationale amerikanische 

Konferenzen. 

Die erste Konferenz zu Washington wurde „sine die" vertagt. 
Mittlerweile hatte sich die Erkenntnis von der Nützlichkeit dieser 

Zusammenkünfte so sehr geltend gemacht, daß man sich entschloß, 
vor Auseinandergehen die Abhaltung einer dritten Konferenz zu 
beschließen und ihren Zusammentritt annähernd festzustellen. 
Der Zwischenraum, der zwischen der ersten und zweiten Kon- 
lerenz lag, wurde allgemein als zu groß und als dem Werke nicht 
idrderlidi erachtet. 
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Der Bericht des Comites, das sich mit dem Zusammen- 
tritt der künftigen amerikanischen Konferenzen zu befassen 

hatte» ließ der Bedeutung des Konferenswerkes volle Gerechtigkeit 

« 

widerfeihren. Zu Eingang des Berichtes heifit es: 

„Die Nützhchkeit der periodischen Abhaltung internationaler 
amerikanischer Konferenzen ist von den Republiken dieser Halb- 
kugel anerkannt worden. Viele Vorteile sind aus diesen Ver- 
sammlungen entsprungen, insofern als der Austausch der Ideen 
wie die nähere Bekanntschaft zwischen den in den Konferenzen 
vertretenen Ländern dazu beitrug, durch die sich ergebenden 
Verträge und Konventionen engere Beziehungen zwischen diesen 
Republiken zu befestigen. Der bei diesen Vereinigungen bewirkte 
Fortschritt liegt in der Verwirklichung wechselseitig gehegter 
Ideale und der Vereinheitlichung der Gesetisgebungen, in welchen 
diese Staaten ihre Wünsche auf gegenseitige Wohlfahrt vereinigen. 
Dieses Werk muß naturgemäß sich stufenweise entwickeln. Und 
deshalb können Empfehlimgen der einen Konferenz durch die 
folgende entwickelt werden oder, wenn solche Empfehlungen 
bei ihrer Anwendung auf Schwierigkeiten gestoßen sein sollten, 
könnten diese bei einer nächsten Konferenz in einer durch die 
Erfahrung angedeuteten und sich dabei als geeignet erweisende 
Methode beseitigt werden." 

Die von dem Görnitz beantragte Resolution wurde nachher 

in folgender Form angenommen: 

„Die zweite iatenuttioiMle Mnorikunische Konfefenz besdbließt: 
daß die dritte intemaliainale Mnerikaafaelie "Kjonkmaz inner» 
halb fünf Jahren an dem Orte stattfinden soll, den der 
Staatssekretär der Vereinigten Staaten von Amerika und die in 
Washington beglaubigten Vertreter der amerikanischen Republiken 
SU diesem Zwecke bezeichnen wenlm und in Übereinstünmung mit 
dem, was auf der Venanunlong der erwifanten Vertreter in bezog 
anf das Plogramm und aadet« notwendige Sinzelheiten beechkMMD 
wird, wozu sie duoh die TOiliegende Beiohitioii anedrOoUioh m- 
torisiert werden. 

Wenn infolge irgendwelcher Umstände e« nicht möglich sein 
sollte, daß sich die dritte Konferenz binnen fünf Jahren versammle, 
sollen der Staattisekretär der Vereinigten Staaten von Amerika und 
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' die in Waaiiingtaa beglaubigten diplomatiBolieii Vorfcrater dnen aa- 
deran Zaitpankt für den Zosanunentritt der Konfanns beseiolinen.*' 

Außerdem wurde beschlossen, jeder Regierung zu empfehlen, 
der nächsten Konferenz einen vollständigen Bericht über die 
seitens der betreffenden Regierung, in Erfüllung der von der 
ersten und zweiten Konferenz angenommene Empfehlungen, 
getroffenen Maßnahmen zu erstatten. 

13. Verschiedene Beschlüsse. 

Es wurden noch verschiedene Resolutionen minder 
wichtigen Inhalts gefaßt. Darunter eine Empfehlung, daß die 
Regierungen der amerikanischen Republiken der Betrag von 

210.000 Francs für die vollständige Ausgabe des ,,Wörter- 
buchs für den Bau und die Regeln der spa- 
nischen Sprache" subskribieren sollen; eine Begrüßung 
der neuen Republik von Cuba, eine Zustimmungs- 
erklärung für den von den Vereinigten Staaten unternommenen 
Bau eines interoceanischen Kanals, eine Begrüßung 
der pan -amerikanischen Ausstellung zu B u f f a 1 o . einen Dank 
an General Reyes für seine Forschungen, Beglück- 
wünschung an Saptos-Dumontffir seine Luftschiffunter- 
nehmungen, eine Achtungsbezeugung an den argentinischen 
Rechtsgelehrten C a 1 v o und schließlich Dankresolutio- 
nen an den Präsidenten und an die übrigen Beamten der Kon- 
ferenz sowie an den Präsidenten der Republik von Mexiko und 
an^sein Kabinett usw. usw. 



Die ScUuss-Silziuv. 

; Am 31. Januar 1902 fand die Schlußsitzung der Konferenz 
statt. Nachdem man schon in den vorhergehenden Sitzungen 
mit den Dankeskundgebungen für die mexikanische Regierung 
und für die verschiedenen an der Konferenz und ihren Erfolgen 
beteiligten Faktoren begonnen hatte, wurde zu Beginn der letzten 
Sitzung noch auf Antrag des Delegierten von Peru, A 1 v a r e z 
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C a 1 d ^ r o n , eine Dankesresoliition für die hei- 
mische und fremde Presse angenommen, „die als 
Dolmetsch zwischen den Gefühlen der Konferenz und den Re- 
gienmgen Ammkas wie der ganzen Welt gewirkt hat." 

]>er mexikanische Minister des Auswärtigen Ignazio 
Mariscal, hielt alsdann die Schlußrede, die eine gute 
Übersicht über die Ergebnisse der zweiten Konferenz und deren 
Bedeutung enthält. £r sagte: 

„Meine Herren Delegierten! 
Nachdem Sie die emstesten Schwierigkeiten überwältigt, nach- 
dem Sie die schrecklichsten Prophezeiungen der Pessimisten oder 
geheimen Feinde Lügen gestraft haben, haben Sie erfolgreich das 
Ziel Ihrer Arbeiten erreloht, und htbm Sie M Ihzen ErßrtemingBo 
und bei aUen Ihren Handhmgen, ungeachtet der gegensfttssliohen 
Annohten und Bestrebungen über die vorgelegten Materien, j^ie 
ansETczcichnete Höflichkeit an den Tag gelegt, die von den erwählten 
Vertretern der Regierungen Amerikas erwartet wurde. Ohne die 
verschiedenen inter^sen Ihrer jeweiligen Nation zu opfern, gelang 
e* Urnen, die Punkte herauszufinden. Ins zu denen ein Abkommoa 
mogHoh war, w&hrted andere Punkte von Ihnen ohne nberm&ßige 
Schärfe berührt wmdtn. Sobald doh den^ges auf der Oberfläoh» 
Ilirer Debatten zeigte, wurde 68 auf der Stelle verbessert oder in der 
rücksichtsvollsten Weise beseitigt. Empfangen Sie nach dieser 
Richtung die herzlichsten Glückwünsche der mexikanischen Re- 
gievong. 

Sie haben abermehr ak dies getan. Aus nooh bedentungBydleren 
Grfinden YerdleiMn Sie die Glückwünsche nicht nur der mexikamschen 
Regierung, sondernallerFreundedesFortaohrittes 
und der Gerechtigkeit. Sie haben das große 
Prinzip der Schiedsgerichtsbarkeit, der fried- 
lich und vernünftigen Lösung internationaler 
Streitigkeiten gefördert, um den barbarischen 
Appell an d.ie Gewalt, der, im Mittelalter 
durch die Bezeichnung „Gottesurteil" als ein 
Mittel zur Beilegung persönlicher Streitig- 
keiten geheiligt, jetzt bei den fortge- 
schrittensten Nationen als unmoralisch und 
widersinnig Terabsehent» aber nnglüoklioher- 
weise nooh heute als Mittel snr Entsohei- 
dnng nationaler Gegensfttse erachtet wird, 
immer mehr unmöglich zu machen. Eine der 
schlimmsten Wirkungen dieser Verirrung ist es, daß sogar fried- 
liebende und gerechte Nationen sich in der imvermeidlichen Not- 
wendif^ceit befinden, für einen bewafbetea Konflikt sadh bereit lu 
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halten kraft üues unbestrittenen Badhtes» der Gewalt daroh Gewalt 
an widetatehen und rie mrOfliamweiien. 

Gegen derart große Gefahren können moderne Menschenfreunde 
/unt<T welchen ich mit Ehrerbietung den Kaiser von Rußland an- 
führen muß) kein anderes Mittel als die obliga- 
torische Schiedsgerichtsbarkeit finden, und sie 
fordern ihre Annahme, mindeateiia für gewisBe FUle, bia zu jener Zeit, 
bis sie ab ideale BeOegong für aUe Streitigkeitea angenommeo 
werden kann. Dennoch gibt es eine a«mM edler Menschen, die 
dieaea faszinierende Ideal ohne Verzug zu verwirklichen und die 
nnbeechränkte Verpflichtung der Nationen, sich der Schiedsgerichts- 
barkeit zu unterwerfen, zu verkünden wünschen, während ein anderer 
Teil vielleioht in Übertreibung der dabei sn 
erwartenden Sohwierigkeiten die lU^^lohkeit irgend 
eines bindenden Abkommens in eineir M> verwickelten Frage be- 
streitet. Diese beiden Anschauungen waren von Anfanp an in der 
Konferenz vertreten, während es an anderen Gruppen nicht fehlte, 
iie in gleich ehrenhafter Absicht einen Mittelweg vor- 
/whlugen. 

Bs ist nmm mhl bekannt, daß die Mit|^iwdtir dar mezikaoiaohMi 
rertietong in der Absieht» swisofasii d i e se n beiden Eztiemen die 

richtige Mitte zu suchen, ihren TSiehrten Kolkigen einen mit großer 
Sorgfalt ausgearbeiteten Entwurf unterbreiteten. Ihr Ziel war kein 
anderes, als die durch den Zusamraenprall entgegengesetzter 
Neigungen vielleioht etwas erregten Geister zu versöhnen. SchließUch 
kamen zehn Vertretungen zu einem Abkommen und unterBeiohneten 
einen obUgatorisohen Schis da v e rttag mit Aumahmen, die jenen 
^idien, die in dem im Jahra 1890 vemngiflokten Waaidngfcomer 
Verteag figurierten, — ein Schicksal, das wie wir hotten, dem vor- 
liegenden Abkommen nicht zuteil werden wild. 

Dennoch ist es nicht der Haupttriumph, den die Schieds- 
gerichtsbarkeit errungen hat. Dieser ist unzweifelhaft in dem ein- 
stimmigen Abkommen zu sehen, das alle Vertretungen, trotz ihrer 
ansidieinend grandlegenden Abweidunig in bemg anf die Anwendung 
dieses großen Prinzips einstimmig dahin nntemiohnet haben, aUe 
Streitigkeiten, die zwisohen den amerikanisehen Regierungen be- 
züglich der Reklamationen von Privaten auf Schadlos- 
haltung erstehen sollten, dem ständigen Haager Schiedshof zur 
Beilegung zu unterbreiten. Da derartige Ansprüche wenigstens in 
Amerika und in FlUen, wo mächtige Natimen darin venriokelt find, 
fmi^ die hiofigrte Qndla intsniationaler Gegensitse bilden, kann 
die Wichtigkeit dieaer Errungenschaft nioht 
bezweifelt werden. Wenn das in Frage stehende Abkomm«! 
dereinst in Kraft tritt, werden alle diese Klagen und Forderungen, 
die nur su häufig die Geister der Staatsmänner entflammen und die 
intenatkmslen Benehme triiben, in dnsr von Mkt und Billig- 
keit diktierten Weise friedlkih beigeiegfc weiden« 
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Sie smd eiiistimmig übereingekommen, die von der Haagcr 
Friedenskonferenz yerkündeten Grundsätze an- 
XMtkiniMn nnd haben ddi vorbcnitot» Perteien der 
abgceohloooopen Konventionen wo. werden; um Ihre ZulasBung m 
dchem, haben Sie die Begierongen der Vereinigten Staaten und von 
Mexiko, die zu den Vertragamächten gehören, zur Führung jener 
Verhandlungen bevollmächtigt, die jene Zulassung erfordern. Durch 
diese Mittel weiden sioh alle unsere amerikanischen Schwester- 
natiooeo neben anderen Vorteilen du Recht aiehem, an den hervor- 
mgHidMi, in der Haaptetadt der Niedeodande eniohtetm Qenehtdiof 
<rich wenden zu können, wenn Sie den Wunsch haben sollten, daß er 
Ihre Streitigkeiten beilegen möge. In dieser Hinsicht befolgten Sie 
iine kluge Anregung der Washingtoner Regierung. •) 

In bezug auf die Ausweifiung und den Schutz 
gegen den Anarohismus, auf den Austausch 
offiBiallerwiaaenBohaftliohernndliterariaoher 
Veröf f entliehnngen, auf die Anafibnng der ge* 
lehrten Berufe, auf Patente und Musterschutz, 
auf literarisches und künstle riaches l^r- 
heberrecht haben Sie verschiedene Verträge und Konventionen 
geeohlossen, die die neuest«! und besten Qrondsätze enthalten. Sie 
haben «eiee Bmpiehlnngnn for die Ektiohtang einer pan-ameri« 
kaniachen Bank und der Sehaffong einer arohftolo* 
giiohen Kommission erlassen. Sie haben Resohitionen 
angenommen für die Abhaltung einer Zollkonferenz, zum 
Studium von Maßnahmen zur Erleichterung der Handels- 
verbindungen unserer verschiedenen Bepubliken, für den 
Bau einer Eisenbahn, die unter Verwendung bestehender 
Linien den Kontinent von Nord nach Süd dnrohqneien soll, für 
die Beobaohtung internationaler maritimer 
SanitfttsmaOnahmen und für den Austausch von 
Statistiken und Proben von Naturprodukten 
und Fabrikaten. 

Sie haben bezüglich der Rechte der Ausländer wichtige 
Grundsätze verkündet; ebenso hinsichtlioh der Herstellung 
• inai Tollatftndigen Oesetsbnohes ffir das 
dffantliohe und private internationale Beoht, 
daa aaoh seiner Sanktionierung den amerikanischen Kontinent seiner 
Lange und Breite nach beherrschen wird. Sie haben die Organi- 
sation einer Kommission vorgesehen, die ein solches 
Gesetzbuch ausarbeiten und den interessierten Regierungen 
aar Atm^w* unterbreiten aolL Dies ist ein wichtiger Sohritt nach 
der Riobtong; gewi ss e Lehren, die bisher mehr oder weniger beachtet, 
mehr oder weniger bestritten wntdiBt in Vorschriften eines positiven 
Rechtes umiuwandeln. Und es war ktug, daß dieser Schritt unter» 



*^ SIske ebsB AasMckaac auf S. 118. 



L lyui^ed by Google 



140 III. Kap. Die «weite pan-amerikan. Konferenz. (1901—1902). 



nommen worden ist, denn er wird die Giondaitee feetwtsen, die die 
Benebiuigen noserar vencliiedeneii NatkMieo Teceinheitiielmi weidea. 

SdhliefiUoh babea Sie das nfitdidie Bureau der ameri- 

kaniaohen Republiken neu organisiert und einflii Zwiacheii« 
räum von 5 Jahren für die Abhaltung der nächsten 
Konferenz festgesetzt, sofern nicht im Hinblick auf obwaltende 
Umstände am Ende dieser Periode die in Washington residierenden 
diplomatiaoheii Vwteeter unserer Republiken in anderer Weise be- 
•dhUeSm sollten. 

Die pan-ameiikanisohe Konferenz, meine Henen, hat anUflliiTh 
ihrer zweiten VetnnunlnDg, tatsächlich praktische Ergebnisse ge- 
zeitigt, die um so mehr gepriesen und bewundert werden können, 
als sie von Personen nicht erwartet wurden, die die Arbeit dieser 
Versammlung von weitem beobachteten. Jenen Personen schienen 
die Hindernisse, die ihrem unmittelbarea Erfolg im Wege standen, 
unüberwindlich. Wir aber, die wir den Dingen näher standen, 
zweifelten niemals daran, daß Sie diese Hindernisse überwinden 
werden, da wir volles Vertrauen in die hohen Eigenschaften eines 
jeden der erwählten Söhne Amerikas hatten. 

'Es ist mögUch, daß die erreichten Resultate nicht den Hoffnungen 
entsprechen, zu denen ein enthusiastischer Pau-Ameri- 
kanismus einsdne vaa Ihnen verleitete. Aber sie sind genug 
und mehr als genug, um jeden von Ihnen zu hindern, unbefriedigt 
hinwegzugehen. Wenn einige unter ihnen sein sollten, die einen höheren 
Triumph gewünscht hatten, sie werden Trost aus der Tatsache 
ziehen, daß sie hart gearbeitet haben, um ihn zu erreichen und sich 
sagen, daß große und schwierige Dinge zu unternehmen, tapfer ihrer 
Verwirktiehung ranutnben, ja sogar sie emsiUdi gewünscht zu 
haben, an sich schon gerechte Ansprüche auf Lob büdeo. In magnis 
Toluisse Bat est. 

Die Geschichte, meine Herren, wird den Absichten eines jeden, 
der in dieser denkwürdigen Konferenz versammelten \'ertreter 
Gerechtigkeit zuteil werden lassen. Sie wird auch die richtige Wertung 
der Politik der ve i sohieden e n Regierungen festsetzen, die Sie mit 
ihrer Vertretung betrauten und der Instmktioneii, von denen Ihre 
Haltung geleitet war. Die Beriehte, die veri^entlicht wurden und 
die weiter veröffentlicht werden, werden der Geechichte das not- 
wendige Material zur Fällung ihres unwiderruflichen Urteils liefern. 
Bis dahin ist es unsere Pflicht, das unabhängige Wollen einer jeden 
B^erung zu achten \md anzuerkennen, daß ihre Entscheidungen 
inspiriert wofdsn sind von den gEoflen nfttionaleii Intorooeon, denn 
Hfiter tM sind und fiber die die Nstunm und mir dien allein die 
Biehter sind. 

Wir wollen uns auch selbst zu der Tatsache beglückwünschen, 
daß diese Konferenz trotz ihrer außerordentlich delikaten Aufgabe 
zu keinem Konflikt im wahren Wortainn Veranlassung 
gegeben hat. Wenn zuweilen die Debatten erhitzt waren, wenn 
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wuwohmal drohende Wolkm den Horaont vefdnnkelten, so wnxden 

sie bald doroh den mSohtigen Binfluß der Vernunft, der Sie alle 
Ehrerbietung erwiesen haben, verscheucht, und Ihre Arbeiten sind 
jetzt in Klarheit und Frieden zu Ende gelangt. In reichen Gemüts- 
attsdrücken haben Sie noch Akte der Gerechtigkeit vollzogen, in 
IVicm TOB Bhmbeseugungen, wie sie Penonen von fragloeem Ver» 
dieoste sotdl geworden eind, oder sfldamcritanfaohen Helden, dfo 
der Liebe für die Wissenschaft und für ihr Land ihre Rnhe g eopfer t 
haben, und von denen einer jetzt in unserer Mitte weilt. ^) 

So wollen wir denn mit dem «ngüwnhwp Dichter sagen: ^Ende 
gut, alles gut." 

Mit Ausdrücken der Befriedigung darüber, daß Mexiko die 
Konferenz beherbergen konnte, und mit der Bitte, daß die Ver- 
treter, nach Hause zurückgekehrt, von dem Geiste des Friedens, 

der Brüderlichkeit und Gerechtigkeit, den sie wahrgenonunen 
haben, erzälilen mögen, schloß die denkwürdige Rede und mit ihr 
die nicht minder denkwürdige zweite pan-amerikanische Kon- 
ferenz. 

Sie hatte vom 22. Oktober 1901 bis zum 31. Januar 1902, 
also etwas mehr als ein Vierteljahr gewährt. Gerade nur 

halbsoiange als die zu Washington. Im ganzen wurden ein- 
undvierzig Plenarsitzungen abgehalten. Davon waren zwei als 
geheime Sitzungen bezeichnet. Dennoch war die Konferenz 
reicher an Ergebnissen als ihre Vorgängerin. Es ist dies an sich 
ein Zeichen des Fortschritts. Die Zunahme des Vertrauens er- 
leichterte die Anpassung der verschiedenen Elemente. Dies er- 
möglichte eine größere Ordnung und — „Ordnung lehrt euch 
Zeit gewinnen." 

Sehr reichhaltig ist das materielle Ergebnis der Beratimgen 
gewesen. Man beschränkte sich nicht mehr auf Empfehlungai» 
sondern gelangte zu einer Anzahl von Vertragsentwürfen. Im 
ganzen zeitigte die Konferenz 6 Konventioiien, 4 Verträge, z Pro- 
tokoll, 8 Resolutionen und 3 Empfehlungen. 

Das Protokoll über den Anschluß der la- 
teinisch-amerikanischen Staaten an dieHaa- 
ger Konventionen vom 29. JuU 1899 fährte zu der er- 
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strebten Vermittluiig seitens der Regieningen der Vereinigten 
Staaten und von Mexiko bei den Haager Vertragsstaaten. Diese 

bestand in der Hauptsaclie darin, daß die beiden amerikanischen 
Regierungen für die Einladung sämtlicher amerikanischer Staaten 
zur zweiten Haager Konferenz eintraten. In dem zu Haag abge- 
schlossenen Protokoll der zur zweiten Haager Konferenz ver- 
sammelten Vertreter der Haager Vertragsstaaten von 1899, das 
kurz vor der Erdf&iung der zweiten Konferenz am 14. Juni 1907 
zur Unterzeichnung gelangte, wurden die Konventionen von 1899 
für die an der zweiten Konferenz teilnehmenden Staaten, die an 
der ersten nicht teilgenommen hatten, für ,,offen" erklärt. Darauf- 
hin erklärten am nächsten Tage in einem anderen Protokoll vier- 
zehn lateinisch-amerikanische Staaten (bis zum 3. Juli 1907 
drei weitere) ihren Anschluß an die Konventionen der ersten 
Haager Konferenz, so daß alsbald mit Ausnahme von Honduras 
sämthche Staaten Amerikas den Anschluß vollzogen hatten. 

Der Vertrag für obligatorische Schieds- 
gerichtsbarkeit ist bis 1906 von sieben Staaten (Salvador, 
Guatemala, Honduras, Uruguay, Mexiko, Peru und San Domingo) 
ratifiziert worden. 

Der Schiedsvertrag für Reklamationen 
und Entschädigungsansprüche war bis 1906 von 
acht Staaten (Vereinigte Staaten, Mexiko, Nicaragoa, Guatemala, 
Salvador, Honduras, Peru und Bolivien) ratifiziert. 

Der Vertrag für Auslieferung und znm 
Schutz gegen Anarchismus wurde nur von Guate- 
mala, Salvador, Honduras und Costarica ratifiziert, der über 
die Ausübung der gelehrten Berufe von den 
fünf Republiken Zentral-Amerikas, Bolivien und Peru, die übrigen 
Verträge nur von den zentralamerikanischen Regierongeii, einer 
von Bolivien, zwei von Mexiko. 1) 

Am 16. Januar 1903 trat in New- York der von der Konferenz 
beschlossene Zollkongreß zusammen. £x-Mayor G r a c e 

^ B«iasoh, O. 8. 44S. 
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präsidierte. Sechzehn amerikanische Staaten waren vertreten. 

Der Kongreß beschloß eine Anzahl Regehi für die Vereinfachung 
und Beschleunigung des Zollverfahrens, die er den Staaten zur 
Einführung empfahl. Er verlangte die Einsetzung einer Kom- 
mission zum eingehenderen Studium der Angelegenheit. Dazu 
ist es jedoch nicht gekommen. 

Der Sanitätskongreß, dessen Zusammentreten die 
Konferenz ebenfalls empfahl, tagte in Washington vom 2. bis 
5, I>ezember 1902 und dann vom 9. bis 14. Oktober 1905. Auf 
Beschluß des ersten Kongresses wurde in Washington ein pan- 
amerikanisches Sanitätsamt errichtet. Auf der 
Konferenz von 1905 kam es zu einer Konvention, die im 
wesentlichen mit der Pariser Sanitätskonvention von 1903 über- 
einstimmt. Bis September 1907 war diese Konvention, die eine 
pan-amerikanische Sanitäts-Union ins Leben 
rief, von dreizehn Staaten ratifiziert. 

Im Jahre 1903 fand zu New- York der von der Konferenz zu 
Mexiko beschlossene Kaffee-Kongreß zum Studium der 
Krisis in der Kaffeeindustrie statt. 

Zu den positiven Ergebnissen der zweiten Konferenz ist aber 
ganz besonders noch die Erweiterung der Aufgaben wie die Neu- 
organisation des Bureaus der amerikanischen Republiken zuzu- 
rechnen. 



Wertung der Arbeiten. 

Man wird unbestritten zugeben müssen, daß sich die positiven 
Ergebnisse dieser Konferenz schon ganz anders darstellen als die 
der elf Jahre vorher stattgehabten. Ist man doch zu tatsächlichen 
Abkommen gelangt, die auch in Kraft traten. Und wenn die Zahl 

der verwirklichten Bestrebungen im Verhältnis zu den gewollten 
noch immer gering ist, wenn es auch nur ein kleiner Kreis von 
Staaten war» der die von ihren Vertretern unterzeichneten Ab- 
kommen auch zur Ratifikation brachte, so wird man sich doch der 
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giofien Bedeutung der Tatsache nicht verschließen kdnnen» daß 

h i e r i n t e r n a t i o n a 1 e s Wollen zu internatio- 
naler Wirklichkeit geworden ist. Man wird die hohe 
Bedeutung dieses Vorganges erst recht zu würdigen wissen, wenn 
man sich der großen Keimkraft internationaler Ansätze bewußt 
ist. Es scheint ein soziales Gesetz zu sein» daß internationale 
Organisationen in demselben Maße, wie sie sich schwer zum 
Leben erwecken lassen, leicht und üppig sich entfalten, sobald 
der Lebensprozeß in ihnen erst begonnen hat. Die kurze Geschichte 
des internationalen Erwachens erhärtet dieses Gesetz. Immerhin 
muß als bemerkenswert hervorgehoben werden, daß sich unter den 
in Mexiko getroffenen Abmachungen bereits, solche befinden, 
die die Billigung aller amerikanischen Staaten gefunden haben, 
wie das Protokoll über den Anschluß an die Haager Konven- 
tionen und das Abkommen auf Reorganisation des Washingtoner 
Bureaus. 

Der Fortschritt, den die Konferenz von Mexiko bedeutet, 
und die Wertung ihrer Ergebnisse können nicht besser zum Aus- 
druck gebracht werden, als in dem Bericht, den die Vertretung 
der Vereinigten Staaten ihrer Regierung unterbreitet hat. ') 
Darin wird gesagt: ,,Es ist die Meinung der Vertreter der Ver- 
einigten Staaten, daß die Ergebnisse der zweiten internationalen 
amerikanischen Konferenz von großem und dauern- 
dem Vorteile für die an ihren Beratungen beteiligt ge- 
wesenen Nationen sein werden. Nicht ein Tadel für die erste 
internationale amerikanische Konferenz soll es sein, wenn man sagt, 
daß das Werk der zweiten mehr praktischen Wert haben wird 
für die interessierten Regierungen als das der eisten. Dies trifft 
zum Teil deshalb zu, weil die gegenwärtige Konferenz durch das 
Beispiel ihrer Vorgängerin in der Lage war, ihre Methoden zu ver- 
bessern, hauptsächlich aber aus dem Grunde, daß sie, als ein 
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Ergebnis der ersten Versammliing der amerikanisdien Staaten, 
den Mechanismus des internationalen Bureaus der amerikanischen 
Republiken zur unmittelbaren Durchführung ihrer Beschlüsse 
zur Verfügung hatte. 

Es kann nicht bezweifelt werden, daß die Verbesse- 
rung der Beziehungen der amerikanischen 
Republiken ein Ergebnis dieser Konferenz ist. Die vertraute 
tägliche Vereinigung der leitenden Persönlichkeiten aller ame- 
rikanischen Staaten durch nahezu vier Monate förderte an sich 
dieses Ergebnis. Die Vertreter lernten, daß sie, während die 
bestehenden internationalen Beziehungen Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den Vertretern einiger Länder unvermeidlich 
machen, alle dennoch vielfache gemeinsame Interessen besaßen. 
Als Ergebnis davon zeigte die Duldung für die Meinungen anderer 
bei den Vertretern einen bemerkenswerten Grad, und die Sitzungen 
der Konferenz waren in hervorragender Weise frei voa' scharfen 
Erörterungen und Bemerkung^ über die Absichten der Vertre- 
tungen oder ihrtr Regierungen. 

Der Anschluß aller amerikanischen Republiken an die Haager 
Konventionen und die Hervorbringung eines Vertragsentwurfes 
für die schiedsrichterliche Erledigung von Entschädigungsansprü- 
dienwird als der bemerkenswerteste Fortschritt 
inderRichtungder friedlichen Beilegung in- 
ternationaler Streitigkeiten zwischen den 
Nationen der westlichen Halbkugel zu gel- 
ten haben. Und die Aktion der Konferenz auf dem Gebiete 
des Handels und Verkehrs war darnach angetan, das Gedeihen 
eines jeden Landes zu fördern und es mit allen anderen 'ameri- 
kanischen Republiken in engere Handelsbeziehungen zu bringen.** 

Joaquim D. Casasus. der Generalsekretär der Konferenz, 
Vertreter Mexikos, nachmals mexikanischer Gesandter in Washing- 
ton, äußerte sich später ^) in ebenso zustimmender Weise. Er 

9 SMm: Snpplements to the ADBoals o( the Ameriean Aeademy of Seienee 
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sagte: ».Wenn alle in der Konferenz vertretenen Nationen nach 

deren Abhaltung die angenommenen Konventionen und Verträge 
ihren gesetzgebenden Körperschaften zum Studium und zur 
Ratifikation überreicht hätten, und wenn diese von allen Re- 
gierungen sanktioniert worden wären, dann wäre das Werk der 
Konferenz von Mexiko von solcher Wichtigkeit gewesen, da6 es 
wohl als das größte und ergebnisreichste aUer Konferenzen, die 
im Laufe der Geschichte jemals zusammengetreten sind, hätte 
gefeiert werden können. Aber wenn dem selbst nicht so ist, die 
bereits erreichten praktischen Ergebnisse 
sind solcher Art, daß die Konferenz niemals 
wird vergessen werden können, und ihre 
Ergebnisse beweisen, daß sie mehr als ir- 
gend eine andere für die kommerzielle För- 
derung von Amerika und für den Fortschritt 
einer edlen Idee, der Weltpazif ikation, bei- 
getragen hat." 

Der amerikanische Völkerrechtsjurist Päul R e i n s c h , 
später einer der Delegierten der Vereinigten Staaten auf der 
dritten Konferenz, erklärt unumwunden: ,,Es ist unzweifelliaft, 
daß die zweite Konferenz einen Fortschritt in der Entwicklung 
der amerikanischen zwischenstaatlichen Beziehungen bedeutet; 
zum zweitenmal war es möglich geworden, trotz bedeutender 
Meinungsverschiedenheiten doch eine Grundlage für gemeinsames 
Vorgehen in verschiedenen bedeutenden Angelegenheiten zu 
besprechen und anzunehmen." Er weist darauf hin, daß die 
Ergebnisse schon aus dem Grunde l>emerkenswert sind, als die 
Vorarbeiten auch auf dieser Konferenz nicht sehr bedeutend 
waren, und es vielfach an fachlichen und technischen Vorstudien 
fehlte. Dies ist richtig. Die Kommissionen standen zumeist noch 
einem Rohmaterial gegenüber, das sie in der kurzen, ihnen zur 
Verfügung stehenden Zeit erst noch zu formen hatten. Dieser 
Mangel an Vorarbeit darf aber nicht Wunder nehmen, da nach 
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der ersten Konferenz nur sehr wenige Personen an eine Fort- 
setzung der begonnenen Arbeit gedacht haben. Immerhin hatte 
die zweite Konferenz mehr Grundlagen als die erste, da ihr schon 
die Leistungen des Bureaus der amerikanisdien Republiken 
zur Verfügung standen. Auch die Kommission für die interkon- 
tinentale Kisenbahn war nicht müßig gewesen. Überdies bildeten 
die Empfehlungen der ersten Konferenz, wenn sie auch nicht 
international ausgeführt wurden, für die Handlungen einzelner 
Regierungen eine Richtschnur, und einige Vertretungen konnten 
auf der zweiten ^Konferenz ausführUdie Berichte über die von 
ihren Regierungen getroffenen Maßnahmen erstatten. Die völker- 
rechtliche Literatur und eine Anzahl wissenschaftlicher Kon- 
gresse, die in der Zwischenzeit stattgefunden hatten, Ueferten 
ebenfalls Materialien für die pan-amerikanischen Probleme, so daß 
die einzelnen Kommissionen der zweiten Konferenz doch schon 
einige Vorarbeiten vorfanden. 

Auf dem (jcbiete der Schiedsgerichtsbarkeit 
ist man in Mexiko weiter gekommen, als man nach dem Ergebnis 
von Washington und beim Zusammentritt in Mexiko hätte ver- 
muten können, und jene Männer, die wie Pradier-Fod6r4 
und Andrew Carnegie die Zukunftswerte der damaligen 
Ergebnisse erkannt hatten, haben Recht behalten. Die „Utopie" 
von Washington ist in Mexiko bereits zu einem guten Teil Wirk- 
lichkeit geworden. Es muß zugegeben werden, daß der Einfluß 
der inzwischen stattgehabten eisten Haager Konferenz hier 
befruchtend auf Amerika eingewirkt hat. Jeden&üls war es 
ein genialer Ausweg, die heftigen Gegensätzlichkeiten in bezug 
auf die Schiedsgerichtsbarkeit durch die Verschiebung der Frage 
auf das Haager Geleise auszugleichen. Durch die Annahme des 
Protokolls ist gleichzeitig der von der ersten pan-amerikanischen 
Konferenz geäußerte „Wunsch" nadi schiedsgerichtlichen Ver- 
einbarungen mit europätscben Staaten in denkbar größtem Urn- 
inge erfüllt worden. Dieses Protokoll vollzog gewissermaBen 
eine legitime völkerrechtliche Ehe zwischen 
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der latemisch-amerikaiiiscfaen Staatengrappe und den euro- 
päischen Staaten. Das Verhältnis zwischen diesen beiden 
Gruppen, das sich bi^er nur durch Furcht auf der einen 

Seite und überhebende Stellungnahme auf der andern auszeichnete, 
ist durch jenes Protokoll zu einer auf den Grundsätzen von Recht 
und Gegenseitigkeit beruhenden Ordnung erhoben worden. Ohne 
Verständigung der amerikanischen Staaten untereinander wäre 
dieser Schritt aber sicherHch nicht möglich gewesen, so dafi man 
hier die Einwirkung der pan-amerikanischen Konferenzen auf die 
Weltorganisation deutlich erkennen kann. 

Der Konferenz von Mexiko war es sogar vorbehalten, noch 
einen wichtigen Schritt weiter zu tun, als es der ersten Haager 
Konferenz mögUch war. Hur ist es gehingen, das Obligatorium, 
wenn auch in beschränktem Umfange in einen allgemeinen Schieds- 
vertrag einzufügen. Durch die Annahme des Vertrages Über 
schiedsgerichtliche Erledigung von Streitfällen, die aus den Ent- 
schädigungsansprüchen Privater hervorgehen, hat sie zwar den 
Krieg nicht aus der Welt geschafft, aber eines der gefährlichsten 
Dogmen, die die Entwicklung der Schiedsgerichtsbarkeit hemmen, 
das Dogma der Unvereinbarkeit der staathchen Souveränität 
mit obligatorischen Schiedsbestimmungen, durchbrochen. Der 
Konferenz von Mexiko war es mit der Annahme dieses Vertrages 
vorbehalten, weni^^tens den ersten Absatz des berühmten Ar- 
tikel lo aus dem russischen Entwürfe für die erste Haager Kon- 
ferenz, der auf dieser nicht zur Annahme gelangen konnte, in die 
völkerrechtliche Praxis einzuführen. Auf der zweiten Haager 
Konferenz hat am 22. Juni 1907 der mexikanische Delegierte 
de la Barra mit Recht auf diese Tatsache hingewiesen. Es 
ist auch nicht uninteressant hervorzuheben, daß in der Annahme 
der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit für Streitigkeiten aus 
jenen Entschädignngsanqyrüchen, über die die kleinen amerika- 
nischen Staaten nur zu häufig mit europäischen Staaten in Kon- 
flikt gerieten, und sich in der Regel ihrer Macht beugen mußten, 
die ersten Ansätze der Drago-Doktrin zu 
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finden sind. Diese Ansätze treten übrigens auch recht deutlich 
in dem Vertragsentwurf über die Regelung der Rechte der Aus- 
länder hervor. 

Der allgemeine obligatorische Schieds- 
vertrag hat, da er schUeBlich nur von wenigen Staaten rati- 
fiziert wurde, weniger praktische Bedeutung. Aber aus Gründen 

der internationalen Technik ist er von großem Interesse. Die 
Konferenz von Mexiko scheute sich nicht, denjenigen Staaten, 
die eine allgemeine obligatorische Bindung für die Schiedsgerichts- 
barkeit wünschten, die Möglichkeit zu einem Sonderabkommen 
zu gewähren, wozu sich die zweite Haager Konfeienz bekanntlich 
nicht aufraffen konnte. Damals wollte ein Antrag Martens 
der „erdrückenden Mehrheit" von 35 Staaten, die die beschränkte 
obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit annehmen wollte, die Mög- 
lichkeit geben, im Rahmen der Konferenz zu einem Sonderab- 
kommen zu gelangen. Der deutsche Delegierte, Freiherr 
von Marschall, mahnte jedoch, das Prinzip der Einstim- 
migkeit nicht zu berühren, um die künftigen Konferenzen nicht 
in Gefahr zu bringen. In Amerika hatte man fünf Jahre vorher 
keine Gefahr in einem solchen Sonderakbonimen erbückt und 
sogar eine glückliche Lösung darin gefunden, durch verschieden 
weitgehende Sctuedsgerichtsabkonmien jeder Anschauung zum 
Rechte zu verhelfen. 

Die Fortschritte auf dem Gebiete der Schiedsgerichtsbarkeit 
v/^en nicht mögUch gewesen, wenn nicht die Versuche zu einem 
Ausbau der Verkehrspolitik zu gelangen, so große 
Perspektiven eröffiiet hätten, daß das gegenseitige Vertrauen 
dadurch gehoben und die Erkenntnis der organisatorischen Zu- 
sammenarbeit so unoidlich gestärkt worden wäre. Erst dadurch 
wurde die Grundlage zum Ausbau der Rechtseinrichtungen ge- 
schaffen. Einer der Vertreter der Vereinigten Staaten auf der 
Konferenz zu Mexiko und Präsident der interkontinentalen 

0 Stehe Rede de* mexikanischen GMandte nJoaoquim^D.Casasuain »Supplemente 
to fh* Aamiate of Um Ametteii ämOimj of poUtlaal MteoM«. Mti 1906. 8. 19. 



^ .d by Google 



150 m. Kap. Die zweite pan-aawiikaii. Konfereaa. (1901—1902). 

Eisenbahnkommission, Charles M. Pepper, gab in einem 
interessanten Vortrag, den er am 2. Juni 1904 auf der Lake- 
Mohonk-Konferenz hielt, ^) sogar eine anschauliche Darstellung 
über den Einfluß der geplanten pan-ameri- 
kanischen Eisenbahn auf die Schiedsge- 
richtsbarkeit und den Frieden zwischen den 
amerikanischen Republiken. Er führte darin 
aus, wie sehr die Hebung des materiellen Wohlstandes durch die 
Eisenbahn die süd- und zentralamerikanischen Staaten veranlaßt, 
den Krieg zu vermeiden. Je größer", so sagte er, ,,das Interesse 
irgend eines zentral- oder südamerikanischen I^des an Eisoi- 
bahnen ist, umso größer ist auch die Neigung 
des Landes, seine Streitigkeiten auf fried- 
lichem Wege zu schlichten. Es bietet sich 
weniger Versuchung zu Angriffen und mehr 
Aneiferung zur Schiedsgerichtsbarkeit." 
»Die Vereinigten Staaten besitzen durch die Förderung des inter- 
kontinentalen Eisenbahnsystems ein Mittel, so schließt die Rede 
Peppers, die süd- und zentralamerikanischen Staaten zur Her- 
stellung innerer und äußerer Ordnung zu veranlassen. Sie sa- 
gen ihnen, daß sie die von ihnen verlanifte 
Eisenbahn nicht bekommen werden» wenn 
sie ihre Streitigkeiten nicht auf schieds- 
rechtlichem Wege beilegen werden." 

Die verkehrspoUtisdien Anregungen, die die zweite 
Konferenz gegeben hat, sind abgesehen davon, ob ihnen Ver- 
wirklichung zuteil geworden ist oder nidit, als reiches und schätz- 
bares Material für den Ausbau der pan-amerikanischen Orga- 
nisation zu betrachten. Daß dieses Material nicht verloren geht, 
und seine lebendige Kraft behält, dafür wird schon die in dem 
Washingtoner Bureau erfolgte Zentralisation der 
amerikanischen Staaten Sorge tragen. Dieses Organ 
wurde auf der zweiten Konferenz wieder gestärkt, verschiedene 

1) AdTocat of Pmm, Bogton, 1904. 8. 129. 
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Aufgaben sind ihm zugewiesen worden, unter denen die wichtigste 
wohl jene war, die die Kontinuität der pan-ameri- 
kanischen Konferenzen sicherte. 

Man darf aber auch nicht übeisehen, welch imgehenie Bedeu- 
tung es hat, eine Gruppe von i8 Staaten, die einen ganzen Kon- 
tinent umfassen, darüber beraten zu sehen, wie sie ihr Neben- 
einanderleben am besten zu einem Miteinanderleben umformen 
könnten, wie sie bestrebt sind, die eigenen Sonderinteressen 
mit den allgemeinen Interessen in Einklang zu bringen, und wie 
es ihnen dabei immer klarer wird, dafi die Sonderinteressen eines 
jeden Staates durch die Förderung der Gesamtinteressen am besten 
gewahrt werden. Bei der Erörterung dieser verkehrspolitischen 
Probleme handelt es sich nicht nur irni die technische Erledigung 
der einzelnen Fragen, sondern um den Grundsatz, der dabei ziun 
Ausdruck kommt, um den Grundsatz der überstaatlichen Ge- 
meinschaft, — es kann nicht oft genug wiedeiholt werden — um 
die internationale Organisation. 

Die zweite Konferenz ist nicht mehr ,,sine die" vertagt worden. 
Mit der Aussicht, in fünf Jahren wieder zusammenzutreten, und 
daher mit der Pflicht beladen, die begonnene Arbeit nicht unter- 
brechen zu dürfen, sondern bis zur nächsten Vereinigung weiter 
ausbauen zu müssen, tremiten sich die Vertreter der amerika- 
nischen Staatenwelt. 
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IV. KAPITEL. 

©ie dritte pan-amerikanische I^onferenz. 

(1906). 

Zwischen der zweiten und der dritten Konferenz. 

Die grofie moralische Bedeutung der pan-amerikaniachen Kon- 
ferenz von Mexiko machte sich in Amerika in einem weiteren 
Aufschwung der Schiedsgerichtsbarkeit geltend. Wenn auch die 
auf der zweiten Konferenz unterzeichneten Schiedsverträge 
nicht alle in Kraft traten» wenn skh namentlich nicht 
alle Staaten herbeiliefien, sie zu ratifizieren, so bildeten diese 
Verträge dennoch die Vorbilder fOr später abgeschlossene Einzel- 
verträge, und die bei den Erörterungen auf der Konferenz ge- 
machten Erfahrungen erleichterten den Abschluß solcher Ab- 
kommen. Noch während der Tagung der zweiten Konferenz und 
unmittelbar nach ihrem Schluß kam es zwischen zahlreichen 
lateinisch-amerikanischen Staaten und dem 
spanischen Mutt et lande zum AbscUuB standiger 
Schiedsverträge, die einesteils als ein Ergebnis des spanisch-ame- 
rikanischen Kongresses von 1901 (Siehe oben) anzusehen sind, 
andemteils als eine nach der Konferenz von Mexiko eingetretene 
Notwendigkeit, dem anwachsenden Pan-Amerikanismus mit angel- 
sächsischer Führung eine Stärkung des Päm-Latinismus geg^- 
überzustellen, ohne daB dadurch ein Antagonismus zwischen den 
beiden Bewegungen beabsichtigt war. Spanien schloß in 
kurzen Zwischenräumen folgende Verträge ab: 

II. Januar 1902 mit Mexiko. (Rat. 13. April 1902). 

28. Januar 1902 mit Argentinien. (Nicht rat. er- 
setzt durch einen neuen Vertrag vom 7. Sept. 1903. 
Ratifikation nicht festzustellen.) 
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28. Januar 1902 mit San Domingo. (Rat. 21. Ja- 
nuar 1903.) 

88. Januar 1902 mit San Salvador. (Rat. 28. Sep- 
tember Z902.) 

28. Januar 1902 mit Uruguay. (Rat. 20. Nov. 1902.) 
17. Februar 1902 mit Bolivien. (Rat. 10. Oktober 1903.) 
17. Februar mit Columbien. (Rat. 24. Jan. 1903.) 

28. Februar 1902 mit Guatemala. (Rat. 8. Okt. 1902.) 

Später schloß Spanien noch Schiedsverträge mit N i • 
c a r a g u a (4. Oktober 1904; rat. 19. März 1908) und mit Hon- 
duras (13. Kai 1905; rat. 16. Juli 1906). 

Die lateinisch-amerikanischen Staaten schlössen während 

und nach der Konferenz von Mexiko unter sich zahlreiche Schieds- 
verträge oder sie ratifizierten früher bereits abgeschlossene. . 

Folgende Abkommen wurden unterzeichnet, beziehungs- 
weise ratifiziert: 

Zwischen: Datumd. Ab- Datumd. Ra- 

schlusses: tifikation: 

Brasilien und 

Chile 18. Mai 1899. 7. März 1906. 

Argentinien und 

Uruguay 8. Jimi 1899. 

Zusatzprotokoll 21. Dezember 1901 15. Januar 1902. 

Argentinien und 
Paraguay 6. Nobemver 1899 

Zusatzprotokoll 25. Januar 1902. 5. Juni 1902. 

Bolivien u. Peru 21. November 1901. 29, Dezember 1903. 

Nicaragua, Sal- 
vador, Hondu- 
ras, Costa- 
Rica 20. Januar 1902. 

Argentinien und 
Bolivien 3. Februar 1902. 27. Januar 1903. 
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Diese Verträge besitzen verschiedene besondere Merkmale. 
Die zwischen den spanisch-amerikanischen Staaten und dem 
Mutterlande abgeschlossenen sehen als Schiedsinstanz ein spa- 
nisch-ainerikaiiisches Staatsoberhaupt oder ein spaniscfa-amerika- 
niflches Tribunal und nur für den Notfall das Haager Schiedst 
gericht vor. Die Verträge Argentiniens mit den amerikanischen 
Staaten räumen der obhgatorischen Schiedsgerichtsbarkeit einen 
sehr breiten Raum ein, und im Vertrag Argentiniens mit 
Bolivien ist das Obligatorium sogar ganz unbeschränkt. 
Von Interesse ist der zentral - amerikanische 
Schiedsvertrag» an dem nur Guatemala nicht beteiligt 
ist, der mit weitgehender obligatorischer Kraft auch die Er- 
richtung eines ständigen Schiedshofes in San 
J o s 6 vorsieht. (Siehe im nächsten Kapitel.) Den bedeutendsten 
. Vertrag schlössen jedoch am 28. liCai Z902 Chile und Argen- 
tinien, der durch Zusatzakte vom 24. Juni 1902 und vom 
2. Januar 1903 ergänzt wurde. Es ist dies ein allgemeiner Schieds- 
vertrag, in dem die Mächte gleichzeitig ein Abkommen auf Ver- 
minderung ihrer Seerüstungen trafen. 

Es wurden ferner noch folgende Schiedsverträge abgeschlossen: 
Italien und Peru am 18. April 1905, rat. 11. Nov. 1905; 
Argentinien und Brasilien am 7. Sept. 1905, rat. 
28. Sept. — 2. Oktober 1908; Columbien und P e r u 12. Sept. 
1905, rat. 6. Juh 1906. Die Vereinigten Staaten 
schlössen am 22. Nov. 1904 mit Deutschland, am 6. Jan. 
1905 mit Österreich-Ungarn, femer mit England und 
zahlreichen anderen Staaten standige Schiedsverträge ab, die 
jedoch im Senat wieder auf Widerstand stiefien und nicht ratifiziert 
wurden. Sie sind auch weniger auf Konto der Konferenz von 
Mexiko zu stellen, als dem Einfluß der I. Haager Konferenz 
zuzuschreiben. 

Dieser Einfluß machte sich besonders in Europa geltend. 
Am 14. Oktober 1903 wurde der erste ständige Schiedsvertrag 
zwischen europäischen Staaten unterzeichnet Frankreich 
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und England waren es, die den Anfang machten. Seitdem 
wurden allein zwischen europäischen Staaten über 50 ständige 
Sduedsverträge mit mehr oder weniger ausgedehntem Obligäto- 
limn abgeschlossen, so daß Europa, das bis dahin nur in seltenen 
"PSBm die Schiedsgerichtsbarkeit in Anspruch nahm, und dessen 
Regierungen, namentüch bei den Großmächten, den Abschluß von 
bindenden Schiedsverträgen mit der Souveränität des Staates 
für unvereinbar hielten, von einem Netz solcher Verträge über- 
zogen wurde, das de facto das durch den Widerstand Deutschlands 
auf der ersten Haager Konferenz abgelehnte Obligatorium im 
Rahmen des Art. 10 des russischen Entwurfes wiederherstellte. 
Einzelne dieser Verträge, namentlich die von Dänemark gesclilosse- 
nen, gingen weit über diesen Rahmen hinaus und stellten ein Obii- 
gatorium ohne Vorbehalte auf. 

Im Jahre 1902 trat auch der im HaagerrichteteSchieds- 
h o f in y%ksamkeit und bezeichnender Weise in einem Streitfall 
zwisdien zwei amerikanischen Staaten. Es handelte sich um 
einen mehrere Jahrzehnte zurückliegenden Streitfall zwischen 
den Vereinigten Staaten und Mexiko über gewisse Kirchenfonds 
in Kalifornien, der durch den Vertrag zu Washington am 22. Hai 
1902 dem Haager Scfaieddiof unterbreitet und durch dessen 
Entsdiddung vom 14. Oktober 1902 beigelegt wurde. Damit 
wurde die Maschinerie im Haag in Gang gesetzt. Ein zweiter, 
selir emster Streitfall, bei dem bereits die Kanonen gesprochen 
hatten, kam infolge eines am 7. Mai 1903 zu Washington abge- 
schlossenen Vertrages vor das Haager Forum. Es handelte sich 
um den Konflikt zwischen Deutschland, En^and und Italien 
auf der einen, gegen Venezuela auf der anderen Sdte um Be- 
vorzugung bei Befriedigung der Ansprüche der betreffenden 
europäischen Staaten aus den venezolanischen Zolleinnahmen 
gegenüber den anderen Gläubigerstaaten. Am 22. Februar 1904 
wurde das Urteil zu Gunsten der prozessierenden europäischen 
Staaten gefiUt. Die Entsdieidimg ist vielfach ungerechtfertigter 
Weise angegriffen worden. Daß die .drei eurojHdschen Mächte 
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deshalb Recht eriiielteii, -weil sie vorher Waffengewalt angewendet 

hatten, entspricht nicht den Tatsachen, und wnrde von Seite der 
Schiedsrichter selbst auf das energischste bestritten. Immerhiu 
ist es Tatsache, daß der Streit an sich wie das Urteil den weiteren 
Anstoß zur Entwicklung jener Lehre gegeben haben, die als 
,,I>ragodoktnn** die nächste pan-amerikanische und die zweite 
Haager Konferenz eingehend zu beschäftigen hatte. 

Der Haager Schiedshof trat später noch in anderen Streit- 
fällen, bei denen amerikanische Staaten jedoch nicht beteiügt 
waren, in Wirksamkeit. Aber auch außerhalb des Haager Schieds- 
hofes entwickelte sich in der Zeit zwischen den beiden amerika- 
nischen Konferenzen eine umfangreiche sdiiedsgerichtliche Praxis, 
die zumeist kleine Streitfragen betraf. Von den gefällten Ent- 
scheidungen ist die, die am 20. Oktober 1903 den langjährigen 
Streit zwischen den Vereinigten Staaten und Großbritannien 
über die Alaskagrenze durch eine zu London gefällte Schieds- 
gerichtsentscheidung beendigte, schon deshalb die bedeutendste, 
weil die Entscheidung in Canada große Unzufriedenheit hervor- 
rief, schheßhch aber douioch in vollem Umfange anerkannt 
wurde. 

In der Zwischenzeit hatte ein großer Krieg die gesamte 
Welt in Aufregung versetzt. Erst am 31. Mai 190a wurde der Friede 
zu Pratoria unterzeichnet, aber sdion am 8. Februar 1904 brach 
der Krieg zwischen Rußland und Japan aus. Während dieses 

Krieges kam es Ende Oktober 1904 zu einem bedenkhchen 
Zwischenfall bei der Doggerbank, der eine Kriegsgefahr 
zwischen Rußland und England in bedenkliche Nähe brachte. 
Zur Beilegung des Konfliktes leistete eine von der Haaginr Kon- 
ferenz (1899) geschaffene Einrichtung, die der internationalen 
Untersuchungskoxnmission, hervorragende Dienste. Durch eine 
solche in Paris zusammengetretene internationale Kommission 
wurde der ernste Streit am 25. Februar 1905 friedlich beigelegt. 

I) Siehe darüber die Aeuaeerung eine« der Soliiedaricliter In »Die Friedens- 
Wttl««1904. &4S. 
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Am 28. August desselben Jahres wurde auf Intervention des 
Ptaffldenten Roosevelt der russisdi-japaiusche Krieg durch den 
Ftieden »1 Portsmoath beendigt. 

Trotz des im Osten Asiens wütenden Krieges war mit den 
Vorbereitungen för eine zweite Haager Konferenz 
begonnen worden. Die im Herbste 1904 in St. Louis tagende 
interparlamentarische Konferenz faßte eine Resolution, worin 
sie den Präsidenten Roosevelt ersuchte, den Zusammentritt 
einer zweiten Haager Konferenz anzureg^. Bei einem am 29. Sept. 
stattgehabten Empfang der Mitglieder der Konferenz im Weißen 
Hause wurde dem Präsidenten jene Resolution feierlich überreicht. 
Dieser erklärte, dem Wunsche willfahren zu wollen. Noch am 
21. Oktober erließ Staatssekretär Hay eine Note, worin er bei 
den Haager Vertragsstaaten den Zusammentritt einer neuen 
Konferenz anregte und dabei gleichzeitig die Einladung aller 
lateinisch-amerikanischen Staaten vorschlug. Die Anregung 
wurde günstig aufgenommen. Nach dem Frieden zu Portsmouth 
übernahm die russische Regierung die weitere Initiative und 
trat am 16. März 1906 (a. St.) mit positiven Vorschlägen an die 
R^erungen heran. Uisprönglich war der Zusammentritt der 
II. Haager Konferenz für den Juli 1906 in Aussicht genommen. 
Die amerikanischen Regierungen verlangten jedoch in Rück- 
sicht auf die um dieselbe Zeit zusammentretende III. pan-ameri- 
kanische Konferenz Vertagung, worauf der Zusammentritt auf 
den Juni 1907 festgesetzt wurde. 

Das Jahr 1906 sah noch zwei große internationale Versamm- 
lungen. Die Algeciras-Konferenz, die vom 16. Ja- 
nuar bis zum 7. April tagte und die mit der Erweiterung der 
Genfer Konvention betraute neue Genfer Konferenz, 
die am 6. Jiüi zur Unterzeichnung des Sclilußaktes kam. 

Bereits am i. November 1905 hatte der Staatssekretär der 
Vereinigten Staaten, Elihu Root,die Aufmerksamkeit des 
Verwaltungsrates des internationalen Bureaus der amerika- 
nischen Republiken auf diie Ratsamkeit der Vorbereitung einer 
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dritten K6nferenz gelenkt. Zar Aufstellung eines Programms 

wurde ein aus dem Staatssekretär der Vereinigten Staaten als 
Präsidenten, den Botschaftern von Brasilien und Mexiko und den 
Gesandten von Chile, Costa-Rica, Cuba und Argentinien zusammen- 
gesetztes Görnitz erwalüt, das sich an die veischiedenen Regie- 
rungen behufs Bekanntgabe ihrer Ansichten über die Zusanmien- 
stellung des Programms wandte. Am 23. März 1906 waren sämt- 
liclie Antworten eingegangen. Der Verwaltungsrat einigte sich 
hierauf, Rio de Janeiro als den Sitz der III. Kon- 
ferenz zu erwählen, und diese für den 23. JuU 1906 einzuberufen. 

Gleichzeitig hatte der Verwaltungsrat das vollständige Pro- 
gramm der Konferenz aufgestellt und die Geschäftsordnung 
beschlossen, so daß die III. Konferenz unter ganz anderen Vor- 
bedingungen als die beiden ersten, die ihr Programm und ihre 
Geschäftsordnung erst nach langen, zeitraubenden Beratungen 
feststellten, zusammentreten konnte. Es war infolge dieser Vor- 
arbeiten, die den Wert der in Washington eingerichteten Staaten- 
Zentrale in das beste Licht stellten, möglich, die Dauer der Kon- 
ferenz schon im Voraus aui sechs Wochen anzuberaumen. 

Das vorher festgestellte 

Programm 

der dritten internationalen amerikanischen 

Konferenz 
hatte folgenden Wortlaut: 

I. Internationales Bureau der amerika- 
nischen Republiken. 

a) Reorganisation des internationalen Bureaas der amerika- 
nischen Republiken auf einer ständigeren Grundlage. 

b) Erweiterung und Verbesserung der Zwecke und Wirk- 
samkeit der Einrichtung. 

II. Schiedsgerichtsbarkeit. 

Eine Resolution, die die Zustimmung der ameiikaaiscfaen 
Staaten zu dem Grundsatz der Schiedsgerichtsbarkeit für die 
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zwischen ihnen entstehenden Streitigkeiten bekundet, und die 
Hoffnung der an der Konferenz teilnehmenden Repubhken zum 
Ausdruck bringt, daß die nach dem Haag einberufene Konferenz 
za einem allgemeinen Schiedsabkommen führen werde, das von 
jedem Lande gebilligt und ausgeführt werden kann. 

III. Geldreklamationen. 

Eine Resolution, die den verschiedenen Repubüken die Aus- 
dehnung des auf der Konferenz zu Mexiko zwischen den ver- 
schiedenen Republiken abgeschlossenen «»Schiedsvertrages für 
Geldreklamationen" auf eine weitere Periode von fünf Jahren 

empfiehlt. 

IV. Öffentliche Schulden. 

Eine Resolution, in der empfohlen wird, daß die zweite 
Haager Konferenz ersucht werde, zu erwägen, ob und eventuell 

in welchem Lnifaiige die Anwendung der Gewalt bei der Ein- 
treibung öffentHcher Schulden zulässig sei. 

V. Kodifikation des öffentlichen und pri- 
vaten internationalen Rechts. 

Eine Konvention, die die Schaffung eines Comites von Ju- 
risten vorsieht, das, zwecks Erwägung auf der nächsten Kon- 
ferenz, den Entwurf eines Gesetzbuches des internationalen 
und privaten öffentlichen Rechts vorbereiten soll und die die 
Bestimmungen für die Kosten eines solchen Unternehmens trifft. 
Dem erwähnten Görnitz von Juristen soll besonders die Beachtung 
der auf dem Kongreß von Montevideo im Jahre 1889 angenomme- 
nen Verträge über das Bürgerliche Recht", das ,, Handelsrecht", 
das „Strafrecht'' und das „Prozeßverfahren" empfohlen werden. 

VI. Naturalisation. 

Empfehlung des Abschlusses einer Konvention, die den 
Grundsatz vertritt, daß ein in einem der Vertragsstaaten natu- 
ralisierter Bürger, der sich in seinem ursprünglichen Heunatlande 
wieder niederläßt, ohne Absicht, in das Land zurückzukehren, 
in dem er naturalisiert ist, als auf die Naturalisation Verzicht 
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leistend angesehen werde, und daß die Absicht der Nichtrftek- 

kehr angenommen werden soll, wenn die naturalisierte Person 
über zwei Jahre in dem ursprünglichen Heimatlande ansässig ist. 

Vn. Entwickelung des Handelsverkehrs 
zwischen den amerikanischen Republiken. 

Annahme von Resolutionen, die die Konferenz geeignet 
halten wird in bezug auf: 

a) die schnellste Verbindung zwischen den verschiedenen 
Nationen, 

b) den Abschluß von Handelsverträgen, 

c) die großtmö^chste Verbreitung von statistischen und 

Handelsinformationen, 

d) auf Maßnahmen, die der Entwicklung und Ausdehnung 
des Handelsverkehrs zwischen den die Konferenz bildenden 
Republiken dienen. 

Vin. Zoll- und Konsular- Gesetze. 
Vereinfachung und Anpassung der Zoll- und Konsulargesetze 
in bezug auf £infuhr und Zollzahlung der Handelsschiffe. 

IX. Patente und Handelsmarken. 

Heranziehung der in bezug auf diesen Gegenstand in Monte- 
video und Mexiko geschlossenen Verträge, in Verbindung mit 

a) Empfehlungen bezügUch einer Vereinheitlichung der 
Patentgesetze und des Verfahrens, 

b) der Sdiaffung eines internationalen Bureaus für die Eintra- 
gung von Handelsmarken. 

b) der Schaffung eines internationalen Bureaus für die Ein- 
jtragung von Handelsmarken. 

X. Sanitätspolizei und Quarantäne. 

Erwägung der in Washington ad referendum unterzeich- 
neten und einer in Rio de Janeiro abgeschlossenen Konvention 
und solcher Zusatzempfehlungen über Angelegenheiten der öffent- 
lichen Hygiene, die die Republiken am wirksamsten in die Lage 
zu setzen imstande sind, sich gegenseitig bei der Veifaütung von 
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Epidemien und bei der Vermindenmg der Sterblichkeit bei an- 
steckenden Krankheiten zu unterstützen. 

XI. Pan-amer ikanische Eisenbahn. 

Beratung des der Konferenz zn unterbreitenden Berichtes 

des ständigen Comites der pan-amerikanischen Eisenbahn und 
darauf bezugnehmende Empfehlung an die verschiedenen Ke- 
publiken mit erneuter Betonung des Interesses aller Staaten an 
dem Erfolg dieses Projektes. 

XII. Urheberschutz. 

Erwägung der Verträge von Montevideo und Mexiko in bezug 
auf das Urheberrecht und auf die bezügliche Gesetzgebung in 
den amerikanischen Republiken. 

XIII. Ausübung der gelehrten Berufe. 
Maßnahmen, die notwendig erscheinen, um jene IdeenTzu 

verwirkUchen, die in jenen Verträgen enthalten sind, die in bezug 
auf diesen Geg^tand auf der zweiten pan-anerikaniscfaen Kon- 
ferenz abgeschlossen wurden. 

XIV. Künftige Konferenzen. 

Die unter dem Datum des 26. April 1906 zu Washington 

ausgefertigte , .Geschäftsordnung" bestimmt in 28 Ar- 
tikeln die formalen Grundsätze der Konferenzverhandlungen. 
Darin wurde die Zahl der Sitzungen auf 30 bestimmt. Die Schluß- 
Sitzung sollte stattfinden, sobald das Programm erschöpft ist — 
spätestens jedoch am i. September. 



Zusammentritt und Konstituierung. 

Am 23. Juh 1906 trat die dritte pan-amerikanische Konferenz 
in der Hauptstadt Brasiliens, in dem glänzend am Meere gelegenen 
Rio de Janeiro zusammen. Die brasilianische Regierung hatte 
alles aufboten» um der Veranstaltung einen glfinzenden Anstrich 
zu geben und so deren Bedeutung auch äußerlich zu bekunden. 

A. H. Fried, Pan-Amerika. 11 
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Sie ließ für die Sitzuagen einen eigenen Palast errichten, der 
prächtig an der Bai von Rio gelegen ist. Es war keine pro- 
visorische Unterkunft, sondern ein ans echtem Material, ans 
Granit und Marmor errichteter Prachtbau nach den Plänen des 
brasilianischen Palastes auf der Ausstellung zu St. Louis. F6r 
alle nur erdenklichen Bequemlichkeiten war vorgesorgt. Post-, 
Telegraph- und Telephondienst waren eingerichtet, und der 
gesamte Dienst stand den Delegierten zum offiziellen wie zum 
persönlichen Gebrauch kostenlos zur Verfügung. Ein großes Heer 
von Beamten, Übersetzern, Stenograi^ien, BureaugehiUen war 
aufgestellt, um die Arbdt der Delegierten zu erleichtem. 

Folgende neunzehn Staaten waren vertreten : Vereinigte 
Staaten, Argentinien, Bolivien, Brasilien, 
Chile, Columbien, Costa-Rica, Cuba, San 
Domingo, Ecuador, Guatemala, Honduras, 
Mexiko, Nicaragua, Panama, Paraguay, Pe- 
ru, Salvador und Uruguay. Nur Haiti und Ve- 
nezuela hielten sich fem. 

Die einzelnen Vertretimgen waren stärker als auf den früheren 
Konferenzen. Für die verschiedenen Länder waren nachstehend 
verzeichnete Persönlichkeiten abgesandt worden: ^) 

Ecuador: Emilio Ar^valo, Ohnedo Al£aro; Paraguay 
Manuel Gondra, Arseno Lopez Decoud, Gualberto Cardus y 
Huerta; Bolivien: Alberto Guti6rrez, Carlos V. Romero; 
Columbien: Rafael Uribe-Üribe, Guillemo Valencia ; Hon- 
duras: Fausto Dävila; Panama: Jos^ I>omingo de Obal- 
dia; Cuba: Ra&el Montoro, Gonzalo de Quesada, Jos6 Antonio 
Gonzalez Lanuza; San Domingo: E. C. Joubert; Peru: 
Eugenio Larrabure y Onanue, Antonio Mird Quesada, Mariana 
Comejo; Salvador: Manuel Delgado, Francisco A. Reyes; 
Costa-Rica: Ascension Esquivel; Mexiko: Francisco 
Ledn de la Barra, Ricardo Garda Granados, Ricardo Molina- 

H In d«r ia der Sitsunc •warn S4. Jidt 4udh dM Lm iMMimmtaii Bel hu l blf» 

der Staaten. Siebe: ThI rd In t e r n a tion al Aa«vleaB Coaf lÜllut«*. 
ßMolakiona. Dooumoats. Rio d« Janeiro. 1907. 
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Hübbe ; Guatemala: Antonio Batres Jäuregul ; Uruguay: 
Louis Melian Lafineur, Antonio Maria Rodriguez, Martin Martines» 
Gonzak) Ramires; Argentinien: Jos6 A. Terry, Joaquim 
V. Goozdlez, Dr. E^ifanio Portda, Eduarde Bidan; Nicara- 
gua: Luis F. Cor^; Brasilien: Joaquim Aureofio Nabuoo 
de Aunijo, Joaquim Francisco de Assis Brasil, Gastao da Cunha, 
Alfredo de Moraes Gomes Ferreira, Jao Pandia Calogeras, Amaro 
Casakanti. Joaquim Xavier da SÜvetra» Jos6 P. da Gra^ Aranha, 
Antimio da Fontoura Xavier; Vereinigte Staaten: 
William I. Buchanan, L. S. Rowe» A. J. Montague, Tulio Larringa, 
Paul S. Reinsch, Van Leer Polk; Chile: Anselme H^via Ri- 
quelmo, Joaquin Walker Martinez, Luis Antonio Vergara, Adolfo 
Guerrero. Als Direktor des internationalen Bureaus der amerika- 
nisdien Republiken woihnte W. C. Fox den Verhandlungen bei. 

Die Erdffixung fand am Abend in feierlicher Weise statt. 
Alle Zugänge waren durch Tnippenspaliere flankiert; die öffent- 
lichen Gebäude und die Avenuen der Hauptstadt waren festlich 
beleuchtet. Der brasilianische Minister des Äußern, Baron 
de Rio-Branco, hielt die Eröflnungsansprache. 
Er überbrachte die Grüße der brasiKaniscfaen Regierung und des 
Volkes und dankte iür die Ehre» daß Rio de Janeiro zam Sits der 
Konferenz auserwählt wurde. 

,, Unsere Hoffnungen", so fuhr aer Minister fort, „gehen dahin, 
daß aus dieser Konferenz, durch praktische Maßnahmen best&tigt, 
die j^fioUlohe Veriieifiaog aioh ergebe, daB di» Zeiten müurar inter» 
nrtiicinilw Brfiderikhkeit oidit melir fem Mfan. Die engemeiiie 
Riohtoiig dee Denkois nedi VenShnung entgegengeaetster oder 
scheinbar gegensätzlicher InteraBseHt und das Bestreben dieses Denkens 
in den Dienst des Ideals eines allgemeinen Fortschrittes zu stellen, 
ist bereite eine Bürgschaft dafür. Diese Verheißung bekundet sich 
iohoD in dem Eifer, mit dem die Fotderang innigerer politisoher 
Bfleiehusgen wie die Vetmeidmig von Kmnflikten, die Regelung 
frwindHnhefttiohw LSeoQgeii kitennatiooiBkr GflgmitaB und die zur 
Erleichterung, Vereinfachong und St&rkung der gegenseitigen Be- 
ziehungen zwisohra den Völkern diwende übemostimmniig der 
Handelsgesezte erstrebt werden. 

In früheren Zeiten reiBammelten sich die sogenannten Friedens- 
Kongresse, um die Folgen Ton Kriegen zu regeln, und die Sieger 

11» 
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diktierlai dam Jkdegltm im Nmumi «iner kunffeigMi IVemidHbalt» 
die auf dm der sliilarteii Maolit Bohnldigai Bespekt berahttf Hunb 

Willen. Die heutigen Kongreese iraidai fast immer in Friedenszeiten 
einberufen, ohne jeglichen Zwang, mit klarer Vorhersicht, um die 
friedliche Betätigung der Nationen zu regeln; und bei ihnen wird 
das Recht des Schwachen ebenso voll anerkannt wie da& des Starken. 
Sie geben dem "VWumohlt, d«i in umewn Tagen glüokÜelMtwdie 
immer mehr geachtet wird, was als ein groSer FortHohritt in dar Ge- 
schichte der Ziviliaatloin za betrachten ist, Gestalt und Ansehen. 
Sie haben ihren Ursprung in der tTbereinstimmung der öffentlichen 
Meinung, die hervorgerufen wird durch die größere Verbreitung 
geistiger Kultur, durch die zunehmende Wichtigkeit der wirtsohaft- 
Uoben Intereaam und dnroh die eifrige Propaganda für die Gefühle 
der Mwnuhlinhkfflt imd Eintmeht. An Stelle der qnlkodan mid 
grausamen Verhandtangai, bei denoi eine Peitei nm Geteohtigkeit 
oder Großmut bittet, und die andere das Gesetz ihres eigenen Willens 
auferlegt, haben wir jetzt ruhige und freundschaftliche Erörterungen, 
bei denen jode Partei ihre Anschauung über praktische Fragen von 
allgemeinem Intereaae Torbringt. Hier bedeuten Konzemionen £ro- 
obanmgen der Venranft, fronndaohaftliohen Anagkieh and Var- 
stindipnig; die sich aoa dem wenbaeiieitigep Intereaae ergeben, ffier 
hört man nur freundschaftUdie Worte» dw besaiebneod eind fBr die 
aufrichtige Höflichkeit, wie sie im Verkehr zwischen Gleichen geübt 
wird. Bei diesm diplomatischen Zusammentreffen, bei denen es 
weder Sieger noch Besiegte gibt, wird daher die nationale Würde 
nur nksht vemiindart^ aondem geetfaktb 

Diese Betrachtungen sind den hervomgenden Mitgliedern dieew 
KonlennB aielieriioh TertMnt; aie npardan von aUan, die wir hier v«r- 
aemmalt aind, atffladnraigBnd sogogeben, aber aie aoOen ela eine aus- 
drückliche Erklinmg des wiiküdien und aufrichtigen Zwet^aa, dam 
soliebe wir liiar mwunmengekommen aind, nicht nnterlaaaen werden. 

Der Gedanke, daß eine Mrasohengruppe nur als Gegenaati in 
einer anderen geschaffen sei, ist noch eines jener beklagenswerten 
Überbleibsel jener Vergangenheit, in der der Pessimismus die einzige 
Lehre der Geschichte bildete. Der Zusammentritt dieser 
Konferenz mag Tielleieht den Ter dneht erregen, 
daß wir im Begriffe aind, eine internationale 
Liga zn bilden gegen Interessen, die hier nicht 
vertreten sind. Bs ist deshalb nötig, förmlich 
und entschieden zu erklären, daß von uns all© 
Interessen respektiert werden sollen, daß bei 
Erörterung der der Konferens nnterbreiteten 
poHtiaohen nnd kommersiellen Materien, es 
nieht unsere Absieht ist, gegen irgend jemand 
.in wirken und daBnnsere einzige Aufgabe darin 
besteht, eine engere Verbindung zwischen den 
amerikanischen Nationen herzustellen, ihra 
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Wohlfahrt nnd rmaoheii Fortschritt zu fördern. 
Die ErfQUimg dieeee Strebeoe kann meh für Eofopa und die fibijge 
Wdt nur von Vorteffl flein. 

Als noch junge NatiooMi dOrfen wir nie yergeeeen, was wir Jenen 
schulden, die uns das Kapital geHaierl hahen, mitfcds dMMn wir in den 

Wettbewerb eintraten. Die zum großen T«l noch unbevölkerte 
und unerforschte Unermeßlichkeit unserer Gebiete und die Gewiß- 
heit, daß wir weit« Hilfsquellen für eine zehn oder zwanzigfach größere 
Bevölkerung besitzen, sollte es uns ratsam erscheinen lassen, unsere 
fteondliohen Beriehnngen mehr and mehr m stärken, und die 
Handelsinteressea so entwidkaln enchen, die ans mit joier aMr» 
schöpflichen Welt von Menschen und verschwenderischen QaeHe 
fruchtbarer EnergiPn. die Europa ist, verbindet. Wir kommen von 
Europa, Europa ist unser Lehrer gewesen, von dort erhalten wir 
fwtwährende Unterstützung und Anregung, das Licht der Wissen- 
■ohaft, die Erzeugnisse der Industrie und die nutabrinfendstea Lehren 
des Fortsohrittea. Was wir im Änstansoh ffir diese moralisobe and 
materielle Gabe Europa durch unser WachRtum und Gedeihen geben 
können, wird sicherlich ein bedeutenderes Feld für seine lummecueUe 
vmd industrielle Betätigung bilden. 

Meine Herren! Vor einigen Tagen hatten wir den peinlichen 
Eindruck, daß die Arbeit dieser Konferenz beginnen sollte, während 
drei Schwesterrepubliken sich im Kriege befänden.') Heute gereicht 
es mir rar grofien Qenngtuung, Ihnen ra ve rkfl nden, dafi dank der 
Gatcn XMenete dee Fkieidenten dir Yeninigten Staaten von Ameiiiak 
nnd des Präsidenten von Mexiko, wie dank dem PMriotismus nnd 
dem amerikanischen Empfinden der drei Regierung^ und ihrer 
Völker, die das l^rteil der Waffen angerufen hatten, jetzt auf der 
ganzen Ausdehnvmg unseres Kontinentes vollkommener Friede herrscht. 

Nnnmehr erkläre ich die dritte inter- 
nationale amerikanische Konferena fflr er* 
öffnet.** 

Die Erwiderung dieser Ansprache übertrugen die Vertretungen 
dem Bevollmächtigten von Costa-Rica, Ascension £s> 
qu^ivel» der der brasUianischen Regiemng den Dank der 
Versammlung zmn Ausdruck brachte und namentlich den Aus- 
führung des brafritianlyJiim lfmisters des Aufieren in bezug auf 
Europa zustimmte. Er würdigte mit Befriedigung die Ergebnisse 
der beiden früheren Konferenzen und gab der Hoffnung für das 
Gelingen der beginnenden Arbeit Ausdruck. 

>) Es handelte sieb um einen Konflilct zwischen O u a t enela^^iHSsadarae ttld 
San SalTSdor. Sishe darftbsr im nicbstfolgsaden Kapitel. 



Digitized by Google 



166 IV. Kap. Die dritte pan-unerikan. Konferens. (1906). 

Hierauf schritt die Konferenz zu ihrer Konstituierung. In 
der ersten Sitzung wurde nur der Präsident gewählt. Die übrigen 
Wahlen erfoügten in den späteren Sitzmigien. 

Die Wahl znin Ptäsidienten fiel mit Stinuneneinheit (abge- 
sehen von der Stunme Brasiliens) anf Dr. Joaqnim Aure- 
olio Nabuco de Aurujo, brasilianischen Botschafter 
in Washington. Zu Ehrenpräsidenten wurden erwählt der Staats- 
sekretär der Vereinigten Staaten, Elihu Root, und der 
bcasilianische Minister des Auswärtigen, Baron de Rio- 
B r a n c o, Das Generalsekretariat wurde Dr. Joaquim 
Francisco de Assis Brasil übertragen. 

Die Wahl für die Comit^s erfolgte in den Sitzungen vom 
24. und 26. Juli. Die Zahl dei Görnitz — im ganzen elf — und ihre 
Au^ben waren vodier durch die Geschäftsordnung bestimmt 
worden. Die zu behandelnden Materien wurden ihnen in nach- 
stehender Reihenfolge hingewiesen: L C. f. das internatio- 
nale Bureau der amerikanischen Repu* 
büken und für die künftigen Konferenzen. — 
II. C. f. allgemeine Schiedsgerichtsbarkeit 
und Schiedsgerichtsbarkeit für Geldforde- 
rnngen. — III. C. f. Einsiehung öffentlicher 
Schulden durch Anwendung von Gewalt. — 
IV. C. f. Kodifikation des öffentlichen und 
privaten internationalen Rechts und für Na- 
turalisation. — V. C. f. die Entwickelung der 
Handelsbeziehungen zwischen den ameri- 
kanischen Republiken, für Zoll- und Kon- 
sulargesetzgebung und fOr die pan-amerika- 
n i s c h e Bahn. — VI. C. f. Patente und Handels- 
marken, Urheberrecht und die Ausübung der 
gelehrten Berufe. — VII. C. f. die Sanitätspolizei 
und Quarantäne. — VIII. C. f. die Geschäftsord- 
nung und Beglaubigungen. — IX. C.f. Veröffent- 
lichungen. — X. C. f. allgemeine Wohlfahrt. — 
XI. C. f. Redaktion und Drucklegung. — 
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Bevor die Konfeienz ihre Arbeiten begann, vollzog sich noch 
ein Ereignis, von hoher politischer Bedeutung. E 1 i h u R o o t , 
der Staatssekretär der Vereinigten Staaten, einer der Ehren- 
präsidenten der Konferenz, hatte sich nach Rio de Janeiro begeben, 
tun dem Kongrefi beiamwohnen. In einer Festsitzung, die ihm 
SU Ehren am Abend des 31. Juli stattfand, wurde er feierlich 
eingeführt und vom Präsidenten des Kongresses begräßt. Root 
erwiderte in längerer Rede. Die beiden Ansprachen sind von hohem 
programmatischen Wert, da sie die Beziehungen zwischen dem 
amerikanischen Norden und dem amerikanischen Süden klar 
darlegen und die Grundlagen des Pan-Amerikanismus in doku- 
mentarischer Weise verkünden. Die Begrüßung des Führers der 
auswärtigen Politik der nordamerikankchen Union in der Haupt- 
stadt des größten Staates des Südens, angesichts der Vertreter 
der gesamten amerikanischen Welt, war ein geschichtlicher Akt. 
„Der dem Staatssekretär gewidmete Empfang" heifit es in dem 
Bericht der nordamerikaniscfaen Delegierten') ,48t eines der 
bedeutendsten politisdien Ereignisse in unseren Beziehungen 
mit Mittel- tmd Südamerika. Es offenbarte die Gefühle der Ge- 
meinschaft und Sympathie, die zwischen den amerikanischen 
Republiken bestehen. Wir glauben, daß der Besuch 
des Staatssekretärs in Südamerika in höhe- 
rem Maße unsere Besiehungen mit Süd- nnd 
Mittel- Amerika gefördert hat, als irgend 
etwas, das vorher in unserer diplomatischen 
Geschichte stattgefunden ha t." 

Präsident N a b u c o hob in seiner Ansprache zunächst die 
Verdienste Elihu Roots um das Zustandekommen der dritten 

pan-ainenkanischen Konferenz hervor und berührte hierauf die 
Beziehungen des P a n - A m e r i k a n i s m u s zuEu- 
ropa. „J>ie periodischen Versammlungen dieser ausschUefilich 
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aus amerikanischen Nationen zusammengesetzten Körperschaft 
deuten offenkundig an, daß Amerika ein von Europa getrenntes 
politisches System bildet, eine Konstellation mit eigener Bahn. 
Aber bei dem Streben nach einer gemeinsamen Kultur und bei 
den Versuchen aus dem Raum, den wir auf dem Erdball einnehmen, 
eine große neutrale Friedenszone zu machen, 
arbeiten wir zum Vorteil der ganzen Welt. Auf diese Weise bieten 
wir der Bevölkerung, dem Wohlstande, und dem Genius Europas 
ein weiteres und sichereres Betätigungsfeld auf imserer Halbkugel, 
als wenn wir einen zerrissenen Kontinent bildeten oder zu den 
kriegfOhrenden Lagern gehörten, in die die alte Welt sich jeweils 
teOt." Nabuco Merte alsdann noch die groBe Bedeutung der Reise 
des nordamerikanischen Staatsmannes nach dem Süden, durch 
die der Glanz der Konferenz von Rio de Janeiro erhöht werde. 
£r schloß mit folgenden Worten: „Sie schicken sich an, noch 
unbefahrene politische Meere zu erforschen« Länder, die dem 
Genius Huer Staatsmänner noch nicht entschleiert sind, zu denen 
sie jedoch hingezogen werden, wie wir alle durch eine unwider- 
stehliche kontinentale Gravitation zueinander hingezogen wurden. 
Wir $in4 sicher, daß Sie am Ende Ihres lemgen Aufenthaltes 
fühlen werden, daß die amerikanischen Republiken in ihren Idealen 
und in ihren Herzen bereits dne große politische Einheit in der 
Welt bilden." 

Elihu Root dankte für die ihm erwiesenen Ehren und 
wies zunächst auf die Gemeinsamkeit der amerikanischen Repu- 
bliken bei der Entwickelung der demokratischen Regierungsform 
hin. £r betonte die nach dieser Richtung im lateinischen Amerika 
vollbrachten Fortschritte und stellte fest, daß die Zeiten der 
Kämpfe mit den Eingeborenen, die Rassenkonflikte, die Bürger- 
kriege, vorüber sind. Starke und stabile Regierungen sind empor- 
gekommen. Geordnete Verhältnisse sind überall eingetreten. Die 
Herrschaft des Gesetzes ist an die Stelle der Herrschaft des Men- 
sdien getreten. Das Eigentum ist geschützt, die Früchte des 
Unternehmungsgeistes sind gesichert, die individuelle Freiheit 
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wird geachtet. Der Fortschritt ist nicht überall der gleiche ge- 
wesen; aber überall ist er vorhanden. Die Bewegung nach der 
richtigen Richtung ist allgemein; die Zukunft ist von Hoffnung 
erleuchtet." 

„Aber nicht durch nationale IsoHerung", so fuhr Staats- 
sekretär R 0 o t fort „haben wir diese Ergebnisse erreicht, oder 
kann dieser Fortschritt fortgesetzt werden. Keine Nation 
kann für sich allein leben. Einer jeden Nation 
Gföfie ist ein Teü der Entwickehmg des Mensdiengeschledites. 
Es kann wohl Führer, es kann Zurückbleibende geben, aber keine 
Nation kann lange dem allgemeinen Fortschritt der Menschheit 
sehr weit voraus sein, und keine Nation kann, wenn sie nicht 
zum Untergange verurteilt ist, lange sehr weit zurückbleiben; 
Es verhält sich mit den Nationen wie mit den Individuen. Verkehr, 
Vergesellschaftung, Ausgleich des Egoismus durch den Einfloß 
des Urteils der Anderen, Erweiterung der Anschauungen durch 
gleiche Erfahrungen und gleiche Gedanken, Annahme des mora- 
lischen Maßstabs einer Gemeinschaft, deren gute Meinung den 
Regeln eines richtigen Verhaltens die Sanktion verleiht — das 
sind die Wachstomsbedingungen der Kultur. Ein Volk, dessen'^ 
Sinn den Ldiren des Weltfortschiittes nicht sugänglidi ist, dessen 
Seele von den Bestrelyungen und Errungenschaften der nach 
Freiheit und Gerechtigkeit ringenden Welt nicht mitgerissen 
wird, muß zurückbleiben bei dem ständigen und wohltätigen 
Vorwärtsschreiten der Kultur. 

In der ^Förderung dieses wechselseitigen Austausches und der 
gegenseitigen Hilfeleistung zwischen den amerikanischen Repu- 
bliken^ die die gleiche große Angabe zu vollbringen haben, die 
vüa dem gleichen Ziele angespornt werden, und die gleichen 
Grundsätze bekennen, liegt meiner Ansicht nach die Aufgabe der 
jetzt zusammengetretenen amerikanischen Konferenz. Ed gibt 
kein einziges unter aUen unsem Ländern, das den andern nicht 
nützen kann, nicht eines, das von den andern nicht Vorteile zu 
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erhalten vennag, nicht eines» das durch das Gedeihen, den Frieden 
und das Gl&dc aller nicht gewinnen kann. 

Nach Ihrem Programm ist keinerlei große, eindrucksvolle, 
einzige Sache von Ihnen zu vollbringen. Keine politischen Fragen 
sollen erörtert, keine Gegensätze beigelegt werden, kein Urteil 
über das Verhalten eines Staates ist zu lallen. Aber viele Gegen- 
stände sollen in Erwägung gezogen werden, die die Möglichkeit 
bieten, Hmdemisse des Verkehrs zu beseitigen. Probleme, die dem 
Wohle aller jene Fortschritte bieten, die seitens der einzelnen 
Nationen auf dem Gebiete des Wissens, der Erfahrung, der 
Unternehmungen, bei der Lösung schwieriger Regierungsfragen 
" und in sittlichen Dingen gemacht wurden; Probleme, die unsere 
gegenseitige Kenntnis zu vervollkommnen, das Hißtrauen und die 
IfiBverständnisse und die daraus sich ergebenden Vorurteile» 
jene üppigen Quellen aller Gegensätze, zu beseitigen imstande 
sind. 

Einige Gegenstände sind in dem Programm enthalten, die 
die amerikanischen Republiken zu Abkommen über Grundsätze 
bringen können, deren praktische Anwendung erst nach langen 
und geduldigen Anstrengungen der Zukunft vorbehalten sind. 

Einige Fortschritte können hier zumindest gemacht werden in bezug 
auf eine vollständige Herrschaft des Rechtes 
und des Friedens zwischen den Nationen 
anstelle der Herrschaft von Krieg und Ge- 
walt. 

Die Vereinigung so zahlreicher hervorragender Männer aus 
allen Repubhken, Führer der öffentlichen Meinung in ihrer Heimat, 
die Freundschaft, die sich zwischen ihnen entwickeln wird, die 
Gewohnheit an eine gemäßigte und freundliche Erörterung von 
Fragen von allgemeinem Interesse, die Gewißheit gemeinsamer 
Sympathien und Ziele, die Verscheuchimg von Mißverständnissen, 
das Bild, das allen amerikanischen Völkern geboten wird durch die 
friedhche und rücksichtsvolle Methode, mit der hier über inter- 
nationale Dinge beraten wird, dies allein wird, ganz unabhängig 
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von den Beschlüssen, die Sie fassen mögen, und von den Ab- 
machungen, die Sie treffen werden, einen hervorragenden Fort- 
schritt in der Richtung internationaler Verständigung bedeuten. 

Diese wohltätigen Ergebnisse sind es« die die Regierung 
und das Volk der Vereinigten Staaten aufs dringendste wQnsdien. 
Es verlangt uns nach keinen anderen Siegen, 
als nach jenen des Friedens, nach keinem 
anderen Gebiet als nach unserem eigenen, 
nach keiner anderen Souveränität außer 
der Souveränität über uns selbst. Wir sind 
der Meinung, daß die Unabhängigkeit und 
die gleichen Rechte des schwächsten Mit- 
gliedes der Nationenfamilie ebenso geachtet 
werden müssen, wie die des größten Reiches 
und wir erachten die Aufrechterhaltung 
dieser Achtung als den hauptsächlichsten 
Schutz des Schwachen gegen die Bedrückung 
des Starken. Wir beanspruchen nicht, noch 
wünschen wir. Rechte, Privilegien oder 
Machtbefugnisse, die wir nicht unumwunden 
einer jeden amerik? nischen Republik zu- 
gestehen würden. Wir wollen unseren Wohl- 
stand vermehren, unseren Handel ausdeh- 
nen; an Reichtum, Weisheit und Geist zu- 
nehmen; aber unsere Auffassung von dem 
richtigen Wege, der einzuschlagen ist, um 
dazu zu gelangen, besteht nicht darin, an- 
dere niederzureißen und durch ihren Ruin 
zu gewinnen, sordern allen Freunden zu 
gemeinsamem Gedeihen und zu gemeinsamem 
Wachstum zu verhelfen, damit wir alle zu- 
sammen größer und stärker werden. 

Innerhalb weniger Monate werden zum ersten Mal die aner- 
kannten Besitzer des gesamten amerikanischen Bodens mit den 
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Rechten gleich souveräner Staaten auf dem großen Weltkongreß 
im Haag vertreten sein können und, wie ich hoffe, auch vertreten 
sein. Dies wird die förmliche und endgültige Änerkennimg jener 
Erklärung sein, daß kein Teil des amerikanischen Kontinentes 
mehr als der Kokmisation unterworfen betraditet werden wird. 
Verpfliditen wir uns einander su helfen, in der voUen Durdhfuhnmg 
der Pflicht, die jene angenommene Erklärung in sich schheßt, 
so daß mit der Zeit die schwächste und unglücklichste Republik 
mit gleichem Schritt an der Seite der stärkeren und glücklicheren 
wird schreiten können. 

Helfen wir uns einander, um zu zeigen, daß fßr alle Rassen 
der Menschen, die Freiheit, für die wir gekämpft und gearbeitet 
haben, die Zwillingsschwester der Gerechtigkeit und des Friedens 
ist. Vereinigen wir uns dahin, um eine all-amerikanische öffent- 
liche Meinung zu schaffen, zu erhalten und wirksam zu machen, 
deren Macht die internationale Haltung beeinflussen, intematk>- 
nalem Unrecht vorbeugen, die Kriegsuisacfaen einschränken, 
und unser freies Land für immer schützen wird vor den Lasten 
solcher Rüstungen, wie sie hinter den Grenzen Europas angehäuft 
sind und die uns so einer vollkonunenen geordneten Freiheit immer 
näher bringen wird. Auf diese Weise werden uns allen Sicher- 
heit und Gedeihen, Produktion und Handel, Reichtum, Bildung, 
Künste und Glückseligkeit zuteil werden. 

Nicht in einer einzigen Konferenz, noch durch eine einfache 
Anstrengung kann sehr viel getan werden. Sie arbeiten mehr für 
die.Zukimft als für die Gegenwart. Aber wenn der rechte Antrieb 
gegeben ist, wenn die richtige Tendenz erriditet wird, so wird das 
Werk, das ne lüer inmitten all der Millionen der Bevölkerung dea 
amerikaniacfaen Kontinents beginnen, lang nach ihrer schliefi- 
lichen Vertagung, lang nach Ihrer eigenen Lebenszeit Früchte 
tragen mit unberechenbarem Vorteil für alle unsere gehebten 
Länder, die Gott frei, unabhängig und glücklich für alle Zeiten 
erhalten möge/' 

Den großen Eindruck, den diese Rede .des. nordamerika*. 
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nischen Staatsmannes hervorgerufen hat, bekunden die Reden 
des Vertreters von Peru, C o r n e j o , und des Vertreters von 
Mexiko, de la Barra,die sich unmittelbar daran schkwsen. 
Der ersteie gab dem Wunsch Ausdruck, daß eine dauernde Erinne- 
rung an diese feierliche Sitzung geschaffen werde, der Delegierte 
von Mexiko unterstützte diesen Wunsch unter allgemeiner Zu- 
stimmung der Konferenzvertreter. Hierauf verkündete der 
Ehrenpräsident der Konferenz, Baron de Rio-Branco, 
dafi der Präsident der Republik von Argentinien, in Erinnerung 
an den Besuch, den der Präsident Roosevelt dem Regierung^ 
gebäude Argentiniens auf der St. Louis-Ausstellung abgestattet 
hat und in Erinnerung an den Besuch des 
Staatssekretärs Elihu Root in Rio de Ja- 
neiro, dem Gebäude, in dem die dritte inter- 
nationale Konferenz tagt, die Bezeichnung 
•JAonroe-Palast'* verliehen habe. 



Beratungen und Ergebnisse. 

A. Die Schiedsgerichtsbarkelt 

Schon bei den Erörterungen über die Feststellung des Pro- 
gramms hatte es sich gezeigt, dafi in bezng auf die der Schieds- 
gerichtsbarkeit zu gebende Ausdehnung die auf den früheren 
Konferenzen zutage getretenen Meinungsverschiedenheiten nicht 
geringer geworden sind. Aus den seitens der verschiedenen Re- 
gierungen zur Programmaulstellung eingegangenen Antworten 
geht das deutlich hervor. 

Peru und Bolivien traten wie früher unentwegt für 
eine eingehende Erörterung des Schiedsproblems ein und wün- 
schten, daß ein Schiedsgerichtsabkommen ohne jede Einschränkung 
zur Annahme gelange. Auch Argentinien trat für die 
obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit em und gab der Hoffnung 
Ausdruck, daß die dritte Konferenz die Schiedsgerichtsbarkeit 
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zum obersten Gesetz des amerikanischen Völkerrechts 
machen wird. Chile vertrat hingen die Ansicht, daB die 
Sdiiedsirage durch swei Abkommen auf der Konferenz von 
Mexiko bereits eiledigt worden ist. Die Anhänger der obUgatori- 
sdien Schiedsgeriditsbarkeit sollen traditen, ihrem Vertrage 
neue Zustimmungen zu gewinnen, dazu sei es aber nicht nötig, 
aul der dritten Konferenz neue unhebsame Erörtenmgen hervor- 
zurufen. Diese Konferenz^ soll vielmehr Angelegenheiten von 
allgemeinerem Interesse, bei denen die Ansichten mehr überein- 
stimmen, ins Auge fassen. Ecuador sdiloß sidi der Ansidit 
Chiles an. Mexiko trat zwar dafür ein, daß die dritte Konferenz 
die Schiedsgerichtsbarkeit wieder als das beste Mittel für die 
Beilegung internationaler Streitigkeiten verkünde, wünschte aber 
nicht, daß ein neues obligatorisches Projekt zur Erörterung ge- 
stellt werde. Die Vereinigten Staaten traten für eine 
Resolution ein, die der Hoffnung Ausdruck geben solle, daß es 
der zweiten Haager Konferenz, an der auch alle amerikanischen 
Staaten teilnehmen werden, gelingen möge, zu einem allgemeinen 
Schiedsabkommen zu gelangen. Diese Ansicht brach durch. 
Die Schiedsgerichtsbarkeit, die auf den vorhergehenden pan- 
amerikanischen Konferenzen im VordiNgrund des Interesses und 
der Erörterungen stand, wurde diesmal als zweiter Punkt 
in das Programm gestellt und zwar in der Form, die die Verweisung 
der Angelegenheit auf die zweite Haager Konferenz vorsah. 

In dem Görnitz für Schiedsgerichtsbarkeit, 
in dem sämtlidie Konferenzstaaten durch je einen Delegierten 
vertreten waren, kamen die verschiedenen abweichende n An- 
schauungen wieder zum Vorschein. Peru und Bolivien forderten, 
daß die Konferenz eine Erklärung annehme, worin zum Ausdruck 
gebracht werde, daß die obügatorische Schiedsgerichtsbarkeit 
das Ziel bedeute, das erreicht werden müsse, wenn ein internatio- 
nales Schiedsabkommen irgendwelche Bedeutung haben sdL 
Andere Vertreter im Comit^ führten hingegen aus, daß eine sok^ 
Erklärung eüier Festlegung des auf der Weltkonferenz im Haag 
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zu treffenden Abkommens gleichkäme. Durch die Annahme der 
von der Mehrheit des Comit^ empfohlenen Resohition bezüglich 
des im Haag za voUbringeaden Weltvertrages über die Schieds- 
gerichtsbarkeit wurde die Ratifikation des grofien Scliiedsgnmd- 
Satzes seitens der amerikanischen Repnblfken eindracksvoUer 
zum Ausdruck gebracht werden, es ferner jeder Regierung frei- 
stehen, im Rahmen der bevorstehenden Weltkonferenz ihre 
Anschauung zum Ausdruck zu bringen. Dieser Auffassung wurde 
sdiHefilich von allen Mitgliedern des Comit^ beigetreten. Die 
Erörterungen im Görnitz sollen sehr bemerkenswert gewesen 
sein. ^) Eine VerdffentUdinng fand jedoch nicht statt. Im Plenum 
selbst nahm man, nach vorheriger Vereinbarung, von jeder Dis- 
kussion Abstand, so daß die nachfolgende Resolution in der 
Sitzung der Konferenz vom 7. August ohne jede Debatte und unter 
lebhaftem Beifall einstimmig zur Annahme gelangte. Es war dies 
eine von hohem diplomattschem Geschick und politischer Reife 
zeugende, glückliche Erledigung der schwierigen Angelegenheit. 

Der Bericht des Schi^ds-Comit^ hat folgenden Wortlaut: 

, J>as Görnitz für Schiedsgerichtsbarkeit empfing unter andern 
seiner Erwägung unterbreiteten Materien folgenden Programm- 
punkt zur Beratung: (Folgt der Wortlaut des zweiten Punktes 

des Programms wie oben.) 

Die friedliche Beilegung internationaler Streitigkeiten war 
in vorheigiehenden Konferenzen ausfuhrlich erörtert worden. 
Da dem so ist, sollte sich die Konlerenz von Rio de Janeiro darauf 
beschränken, den Grundsatz der Schiedsgerichtsbarkeit, der von 
allen amerikanischen Republiken ständig aufrechterhalten wurde, 
neu zu bekunden. Diese Schlußfolgerung wird femer verstärkt, 
wenn die Tatsadie in Rechnung gezogen wird, daß das brannende 
Problem auf der kommenden Haager Konferenz, zu der alle 
amerikanisdien Republiken eingeladen wurden, neuerlich Gegen- 
stand eingehender Studien sein wird. 

<) Qnttada a. a. O. 8. 99. 
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Der Gegenstand ist derart» daß er nicht ansschließlidi die 

Interessen einer bestimmten Gruppe souveräner Staaten berührt, 
weshalb es logisch und auch praktisch ist, daß die endgültige 
Erdrterung des Gegenstandes einer Versaimnlung von welt- 
timfassenderem Charakter vorbehalten bleiben sott mit dem 
^de, dabei zu einem Schiedsabkommen za gelangen« das infolge 
der die künftige Konferenz inspirierenden innfassenden Ver- 
ständigungstendenz, die Zustimxaung aller darin vertretenen 
Nationen verdienen würde. 

Diese Ansicht hat die Mitglieder des Görnitz für Schiedsge- 
richtsbarkeit beeinfhi6t und'hat dem der Koolereoz zur Sanktion 
empfohlenen Resolntionsentworf die Gestalt gegeben. 

Resolutions-Entwurf. 
,,Da die amerikanischen Repubhken den Grundsatz der 
Schiedsgerichtsbarkeit als ein Mittel zur Aufrechterhaltung 
des internationalen Friedens immer hochgehalten haben, 
nnd 

da sie zor nädisten Haager Konferenz eingeladen 
worden sind, beschheßt die in Rio de Janeiro versammelte 
dritte internationale Konferenz der amerikanischen Staaten, 
die Anhängerschaft an den Grundsätzen, der Schieds- 
gerichtsbarkeit neuerdings zu bekunden und damit ein 
so großes Vorhaben zur Ausführung gelangen k&me, 
den auf dieser Konferenz vertretenen Nationen zu em- 
pfehlen, daß ihren Vertretern zur zweiten im Haag ab- 
zuhaltenden Konferenz Instruktionen gegeben werden, 
tun auf dieser Versammlung von weltumfassendem Um- 
fang dsD. Abschluß eines allgemeinen Srh^^sablwF"*"^* 
zu sichern, das so wirksam und genau festgesetzt sein 
möge, daß es die Billigung der Kulturwelt erlangt und 
von jeder Nation angenommen und in Kraft gesetzt 
werden kann." — 
Der dritte Punkt des Konlerenzprognanms sah eine Ver- 
längerung des in Ifexiko abgeschkwseDea Vertrages für 
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die schiedsgerichtliche Beilegung von Re- 
klamationen auf weitere 5 Jahre vor. Bis zum Zusammen- 
tritt der Konferenz hatten nur acht Staaten den Vertrag rati- 
fiziert, ohwohl ihn in Mexiko die Vertreter von 17 Staaten unter- 
zeichnet hatten. Das Programm schlug auch vor, die übrigen 
Staaten zur endgültigen Annahme zu veranlassen. Die den Dele- 
gierten der Vereinigten Staaten, (deren Regierung den Vertrag 
— \vie oben erwähnt — ebenfalls ratifiziert hatte), gegebene 
Instruktion, regte an, zu untersuchen, ob das Unterbleiben der 
Ratifikation seitens einer Mehrheit der Staaten einem Einwände 
zuzuschreiben ist, dem abzuhelfen wäre, oder ob die ablehnende 
Haltung der Mehrheit auf grund^tzfidien Bedenken oder — auf 
Gleichgiltigkeit beruhe. Die Instruktion betont mit Recht, daB 
dieser Vertrag die einfachste und eingeschränkteste Form 
eines aUgemeinen Schiedsabkommens (bilde), imd daß, solange 
als drei Viertel der amerikanischen Staaten diesen Standpunkt 
für ein Abkommen noch nicht erreicht haben, die Erörterung eines 
Vorschlages för obUgatonsche Sduedsgerichtsbarkeit von weiterem 
l^fange zumindest als verfrflht erscheinen müsse.** 

Bei der Comit ^-Beratung über diesen Pimkt entwickelte 
sich eine umfangreiche Erörterung. ^) Eine starke Mehrheit 
wünschte eine Umänderung des Vertrages durch Hinzufügang 
eines Absatzes, d^ die Bestimmung enthält, dafi die Schieds- 
gerichtsbarkeit nur dann stattfinden solle, wenn die durch die 
Gerichte eines Vertragsstaates gewährleisteten Rechtsmittel er- 
schöpft worden seien. Die betreffenden Vertreter behaupteten, 
daß der I. Artikel des Vertrages von Mexiko die Auslegung zu- 
lasse, daß die innere Organisation eines Vertragsstaates ignoriert 
und an deren Stelle das Schiedsgericht gesetzt werde. Der De- 
legierte der Vereinigten Staaten, Mr. Buchanan, bestritt 
namens der Minderheit diesen Mangel, der, wäre er vorhanden, 
sicherlich von den 8 Staaten, die den Vertrag annahmen, entdeckt 

*) Ztir Zeit der Inatruktionserteilung hatten erat 5 Staaten ntifiiiert. 
*) Reports of the Delegatea of tbe United State* to tbe tliird Conferenee, a. a. 
^ O. 8. 11. 

A. B. Fried, Pan-Amerika. 12 
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worden wäre. Er forderte die Mehrheit auf, den Vertrag sotMdd 
als möglich zvi ratifizieren und einen aktuellen Fall abzuwarten, 
um die von ihr aufgeworfene Frage der Auslegung des Artikel I 
alsdann zur Entscheidung zu bringen. 

Die über diesen Punkt obwaltende MeiniingsveisGliiedenheit 
verzögerte das Zustandekommen eines der Mind»:iieit und der 
Mehrheit genehmen Berichtes. Schließlich kam dieser dodi 
zustande und die Unterzeichnung des Vertrages wurde vom 
Görnitz einstimmig empfohlen. 

Der Text des Berichtes hat folgenden Wortlaut: 

„Es war für das Gnnitd für Schiedsgerichtsbafkeit eine 
Freude, den zweiten Punkt d^ Programms zu beraten, betreffe 
dessen es über den Gedankenaustausch bezüglich der Ratsam- 
keit der Ratifikation und Ausdehnung des durch die Konferenz 
von Mexiko sanktionierten Schiedsvertrages für Geldreldama^ 
tionen zu berichten hatte. 

Diese Konvention ist von den Bevolbnäclitigten der auf der 
erwähnten Konferenz vertaten gewesenen Nationen unter- 
zeichnet, aber nur von den Vereinigten Staaten, Mexiko. Guate- 
mala« Salvador, Honduras, Peru und Boüvien ratifiziert worden. 

Eine derartig nur teilweise Ratifikation mag vielleicht an den 
steifen Ausdrücken liegen, in weldien der erste Artikel die Sdhieds- 
gericfatsbarkeit vorsieht, da er mdgiicherweise so ausgelegt werden 
kann, daß die inhärenten inneren Rechte und Prärogative eines 
Staates in allen Fällen durch ein Schiedstribxmal, dessen Rechts- 
sprechung nicht vermieden werden könnte, ersetzt werden sollte. 

Es ist klar, daß eine solche Auslegung nicht begründet ist. 
Wenn festgesetzt wird, daß alle Reklamationen über Verluste und 
Schäden, die gegen einen Staat durch die Bürger eines anderen 
vorgebracht werden, falls sie nicht auf diplomatischem Wege 
geordnet werden können, durch ein Schiedsgericht zu lösen sind, 
so ist es doch richtig, anzunehmen, daß es sich um Fälle handelt, 
bei denen eine diplomatische Intervention überhaupt gerecht- 
fertig e r sd i ien. 
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Die innere Souveränität eines Staates, eine Hauptbedingung 
seines Bestandes als unabhängige internationale Macht, besteht 
ausdrücklich in dem Recht, stets die Beilegung solclier Rechts- 
veigSnge, die sidi auf seinem Gebiete ereignen, nach seinen Ge- 
setzen zu regeln imd von seinen Gerichten entscheiden zu lassen, 
ausgenommen in soldien FäUen, wo diese aus bescmderen Grfinden 
(imd diesen widmet das Völkerrecht eingehende Beachtung) 
internationalen Charakter annehmen. 

Es besteht deshalb keine begründete Veranlassung, den von 
der Konferenz von Mexiko sanktionierten Schiedsvertrag für 
GeMreMamationen, ohne irgendwelche textUdie Änderung, nidit 
zu ratifizieren. 

Hingegen ist der dritte Artikel aus dem Grunde zu unter- 
drücken, als die darin enthaltenen Bedingungen erfüllt worden 
sind. Dafür ist das genaue Datum festzulegen, an dem der er- 
wähnte Vertrag zu Ende geht, damit er, zumal er vom Zeitpunkt 
der jeweiligen Ratifikation ab datiert und folglich nicht f6r 
jede der hohen vertragschließenden Parteien zu gleicher Zeit 
in Wirkung tritt, dennoch für alle am selben Datum ablaufen 
wird. 

Das Comit^ hofft, daß dfe in dem von ihm vorgescUageiien 

Vertragsentwurf vorgesehene Ratifikation und Ausdehnung von 
der Konferenz aus dem Grunde einstimmig sanktioniert werden 
wird, als er der Erweiterung des hohen Zieles zustrebt, die Ent- 
scheidung von Konflikten internationalen Charakters durch 
Rechtsmittel zu sichern, folglich soweit als mö^idi die Beilegung 
durc!h dfe Gewalt zu veanMeai. 

Resolutions -Entwurf. 

„Die hohen vertragschließenden Parteien kommen, 
von dem Wunsche beseelt, die Geltungsdauer des am 
30. Januar 1902 in Mexiko unterzeichneten Vertrages 
über Geld-Reklamationen auszudehnen und in der An- 
sicht, daß unter den gegenwärtigen Bedingungen, die 
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dem dritten Artikel de9 erwähnten Vertrages zugrunde- 
liegenden Gründe nicht mehr vorhanden sind, zn Fol- 
gendein ftberem: 

Einziger Artikel: Der in Mexiko am 30. Ja- 
nuar 1902 unterzeichnete Vertrag über Geld- Reklamatio- 
nen soll mit Ausnahme , des dritten Artikels, der hiennit 
abgeschafft wird, bis zum 31. Dezember 1913, sowohl 
für die Nationen, die ihn bereits ratifiziert haben, als auch 
für jene, die ihn später ratifizieren sollten, weiter üi Kraft 
bleiben." 

Diese Resolution wurde von der Konferenz in ihrer Sitzung 
) vom 13. August einstimmig angenommen. 

In das Gebiet der Schiedsgerichtsbarkeit ist auch jener 
Programmpunkt der Konferenz zu verweisen, der sich mit dem 

bekannten Problem der gewaltsamen Eintreibung 
öffentlicher Schulden befaßt. Handelt es sich doch 
dabei in erster Linie darum, gewisse internationale Angelegenheiten 
der gewaltsamen Regelung zu entziehen und sie einer rechtlichen 
Behandlung zugSngig zu machen. Das Problem ist nicht neuesten 
Datums. Der darin vertretene Grundsatz, daß Geldforderungen, 
die die Bürger eines Staates gegen einen anderen Staat geltend 
machen, nicht den Anlaß zu kriegerischen Interventionen geben 
dürfen, wurde schon vor mehr als hundert Jahren von dem Staats- 
mann der Vereinigten Staaten, Alexander Hamilton 
vertreten. ^) Im Laufe der Zeit wurde diese Ansicht von ver- 
schiedenen Staatsmännern vorgebracht, von anderen wieder 
bekämpft. Als völkerrechtliche Theorie wurde der Grundsatz 
von dem argentinischen Staatsrechtslehrer und Diplomaten 
Carlos Calvoin seinem „Drdt international thtoique et 
pratiqne*' (ZS70, | 127) aufgestellt. Aktuelle Bedeutung bekam 
sie jedoch erst durch die am 29. Dezember 1902 seitens des argen- 
tinischen Ministers des Äußern Dr. Luis Dragoan den argen- 

9 SM«; R«<v«a, OMdrickto ud BadMtiuic dar Dnfo-DokMa. Xaria« Rondieltttt. 
ISiOe. Ito. 11. 



^ .d by Google 



BMstangaa iiiid BfgelnilM«.« 



181 



tfainchftn Gesandten in Washington geriditete Note, worin dieser 
im Hinblick auf die duidi Deutschland, Eni^d und ItaHen 

wegen Nichteinlösung vertraglicher Schulden gegen Venezuela : 
ausgeübte Blockade protestierte. In dieser Note vertrat Drago ' 
den Standpunkt, daß die Souveränität des Staates diesem das 1 
Recht gebe, über den Betrag einer Schuld seine eigenen Gerichte 
entscheiden zu lassen. Im äußersten Falle habe sich .ehi Sdhieds- \ 
gericht damit zu befossen. Die Frist der Zahlung zu bestimmen, 
sei aber lediglich Sache des Schuldnerstaates. Daß dieses Recht \ 
nicht mißbraucht werde, dafür bürge das Interesse eines jeden \ 
Staates an der Aufrechterhaltung seines Kredits. Eine Eintreibung * 
durch Gewalt ist gleichbedeutend mit territorialer Okkupation. \ 
Dies widerspricht aber den voa aUen amerikanisdien Staaten 
angenommenen Grundsätzen der Monroelehre. In der Note 
wird die Anregung gemacht, daß die Vereinigten Staaten den 
Grundsatz der Nichteintreibung öffentlicher Schulden durch 
Gewalt anerkennen möchten. 

Nach jenem EingriH des aigentinischen Ministeis eifaielt 
das Problem seinen Namen. Es ist als „Drago-Doktrin** in die 
völkerrechtliche Lehre eingereiht worden. 

Ansätze der Drago-Doktrin finden wir schon in den ersten 
lateinisch-amerikanischen Kongressen, wo das Bestreben vor- 
herrschte, die Landesfremden der emheimischen Gerichtsbarkeit 
zu unterwerfen. Deutlicher trat dieses Bestreben in den auf der 
IL pan-amerikanischen Konferenz angenommenen Resolutionen 
über die Fremdengesetzgebnng und auch in der Abmachung über 
die obligatorische Unterwerfung von Geidansprüchen unter die 
Schiedsgerichtsbarkeit zum Vorschein. 

Seitens einiger südamerikanischer Staaten war beabsichtigt, 
die Drago-Doktrin zum Gegenstand der Beratung auf der 
dritten pan-amerikanischen Konlerenz zu machen. Es traten- 
demgegenüber Bedenken auf, eine solche Angelegenheit auf einer 
Kcmferenz zu erledigen, die vorwiegend von Schuldnerstaaten 
^ beschickt sei. Man wollte dies schön um so weniger tun, als in 
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/ Europa die Drago-Doktiin arg entstellt wurde. Dort wurde 
/ der Glaube verbreitet, daß sich die lateiniscfa-ainerikaniacberi 
; Staaten der Zahhmg ihrer Sdiulden überhaupt entziehen 

^ wollten. Eine Erörterung dieser Frage durch eine internationale 
Versammlung von Nationen der ganzen Welt erschien daher 
geeigneter. Die sich darbietenden Schwierigkeiten überwand 
man, indem man die Angelegenheit auf das Geleise der be- 
voistfihenden Haager Konferenz schob. 

Das Comit^, das sich mit diesem Problem zu befassen hatte, 
ging auch noch etwas weiter, als ursprünghch im Programm 
voigesehen war, indem es die Ansicht ausdrückte, daß nicht nur 
öffentliche Schulden, die ein Staat gegen die Angehöfigen eines 
anderen Staates eingeht, der gewaltsamen Eintreibung entzogen 
werden sollten, sondern überhaupt alle Streitfragen, die einen 
pekuniären Ursprung haben. 

Aus diesen Erwägungen heraus schlug das Comit^ der Kon- 
ferenz folgende Resolution vor: 

„Die in Rio de Janeiro versammelte dritte inter- 
nationale Konferenz der amerikanischen Staaten be- 
schließt 

den dasdbst vertretenen Regierungen zu empfehlen, 

zu erwägen, ob es ratsam sei, die zweite Haager Konferenz 
einzuladen, die Frage der gewaltsamen Eintreibung öffent- 
licher Schulden und die allgemeinen Mittel zur Vermin- 
derung von Konflikten zwischen den Nationen, die einen 
ausschließlich pekuniären Ursprung haben, in Betracht 
zu ziehen.'* 

Am 92. August kam der Comit^bericht vor das Plenum. 
Die argentinische Vertretung erstattete einen umfangreichen 
Bericht, in dem sie die Frage einer historischen und sachlichen 

Erläuterung imterzog. Hierauf win^de die vorgeschlagene Re- 
solution einstimmig angenommen. Damit ist aber nicht ausdrück- 
lich beschlossen worden, die Dragodoktrin vor die zweite Haager 
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Konferenz zu bringen, es w'urde vielmehr nur, wie Reinsch ^) im 
Einklang mit dem offiziellen Bericht der Delegierten der Ver- 
einigten Staaten hervorhebt, den einzefaien R^gierongen anheim- 
gestellt, die Frage vor die Haager Konleienz zu bringen oder nicht. 



R. Verkdinpollllk. 

Nach der glücklichen Erledigung der die Schiedsgerichts- 
barkeit betreüenden Fragen waren die gefährlichsten Klippen 
der Konferenz nmschifft und die Vertreter konnten sich in voDem 
Umfange mit den verkehr^litischen Froblemen befassen, bei 
denen weniger schwierige Gegensätze zu überwinden waren. Die 
Comit^s untersuchten in emster und umfangreicher Arbeit die 
ihnen unterbreiteten Probleme, die zumeist durch eingehende 
Berichte über die in Betracht zu ziehenden Verhältnisse doku- 
mentiert waren. Die Beratungen zeitigten viele weitere Fort- 
sdiritte. Die reidien Ergebnisse sind im Folgenden kuiz daige- 
stent: 

I. Das internationale Bureau der amerika- 
nischen Republiken. 
Die wichtigste Leistung der Konferenz auf verkehrspolitischem 
Gebiete lag in der Umgestaltung und £rweitenag des internatio- 
nalen Bureaus der amerikanischen Sepnbliken. Der Wert der 
von dem Bureau geleisteten Arbeit war von sämtlichen Vertretern 
anerkannt worden. Allgemein herrschte deshalb der Wille vor, 
die im Konferenzprogramm ausgedrückten Wünsche zu erfüllen. 
Das Bureau sollte auf eine ständigere und umfangreichere Grund- 
lage gebracht werden. Eingehend befeißte sich das Gwnit^ mit 
dieser Au%abe, und nach um&ngreichen Verhandhmgen unter- 
breitete dieses der Konferenz einen Reorganisationsplan, der von 
dieser einstimmig angenommen wurde. Der Plan erweitert das 
von der Konferenz zu Mexiko angenonunene Regulativ durch 
Hinzufägung einiger neuer Punkte, die die Wirkungssphäre des 
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Bureaus über den Rahmen der bisherigen rein kommerziellen 
Fimktioiien hinausführten. Diese neuen Au%aben waren folgende : 

1. Sammlung und Verteilung kommerzieller Informationen 
und Vorbereitung kommerzieQer Berichte für die Veröffent- 
lichung. 

2. Sammlung und Ordnung aller erreichbaren Daten in 
bezog auf Verträge und Konventionen zwischen amerikanischen 
Republiken und zwischen diesen und nichtamerikanischen Staaten 
fOr den Gebrauch späterer Konferenzen. . •x*^-^-''' 

3. Lieferung eines Berichtes über Erziehungsangelegenheiten 
für spätere Konferenzen. ' """''^ 

4. Vorbereitung von Berichten über Fragen, die die Kon- 
ferenz von Rio de Janeiro und spätere internationale amerika- 
nische Konferenzen durch Resolutionen bezeichnen sollten. 

5. Herbeiführung von Ratifikationen der Resolutionen und 
Konventionen, die durch Konferenzen zur Annahme gelangten, 
an denen die verschiedenen Repubhken teilnahmen. 

6. Durchführung jener Resolutionen der amerikanischen 
interpatkmalen Konforenzen, die dem Bureau zur Ausfuhrung 
übertragen wurden. 

7. Empfehlung von Gegenständen, die von der nächsten 
Konferenz in Betracht gezogen werden sollen und die zu diesem 
Zweck den daran teilnehmenden Regierungen mindestens sechs 
Monate vor Zusammentritt der Konferenz mitzuteilen sind. 

8. Übermittlung emes vollständigen Berichtes über die von 
dem Bureau seit dem Zusammentritt der jeweilig letzten Konferenz 
geleisteten Arbeit \md Sonderberidite über solche Gegenstände, 
die dem Bureau zur Berichterstattung überwiesen worden sind. 

9. Verwahrung des Archivs der abgehaltenen intemationalea 
amerikanischen Konferenzen und über die seitens der verschiedenen 
Republiken auf Empfehlungen der Konferenz geleisteten Aktionen. 

Aus der von der ersten Konferenz begründeten Zentral- 
stelle für die Sammlung und Veröffentlichung von Handels- 
informationen ist durch diese Umgestaltung ein ständiges Comit^ 



Digitized by Google 

r " 



Bif fttoagMi VBd KrftlMiiM«. 



der wternationalen amerikanischen Konlerenzen geworden. Dai 
Bufeav wurde dadurch in der Tat su einer ZeutralfteUe einer 
vftfki^ l iTiPoT it iifthftn Staatenunion« Den Mangel einer senfisenden 
Vorbereitung, der sidi bei den drei eraten Konferenzen heraus* 

gest<illt hat, wurdi; durch die«; Umwandhing d;iucmd abgeholfen. 
Denn das Bureau hat nunmehr die Aufgabe übernommen, das 
vollständige Material für alle in das Programm künftiger Konfe- 
renzen aufzunehmenden Gegenstände zu sammeln und ausge- 
arbeitete Berichte den daran teilnehmenden Regierungen zu 
unterbreiten. 

Eine der wichtigsten Aufgaben, die dem Hureau anvertraut 
wurde, und von deren Ausführung man die besten Erfolge 
erwartete, ist die ihm Übertragene Fürsorge für die Herbeiführung 
der Ratifikationen der von den verschiedenen Konferenzen zur 
Annahme empfohlenen Resolutionen und Verträge. Der Mangel 
einer Körperschaft, die das Werk der Konferenzen fortzuführen 
und zu organisieren habe, wenn die Vertreter auseinanderge- 
gangen sind, hatte bislang die Entwickelung der pan-ameiika« 
niscfaen Zusammenarbeit gehemmt. Die Befugnis des ständigen 
Comit^, diese Artieit weiterzuführen, sollte dieier Kontinuität 
und gföBere Wirksamkeit verleihen. Zu diesem Zwecke wurde 
durch eine besondere Resolution beschlossen, in jedem 
Staate, ein ständiges Comit6 zu errichten, 
das mit der Fortführung alier pan-amerika- 
nischen Arbeiten zu betrauen ist. Diese Co- 
mit^ haben das Bureau der wn ff iksniKh ffl Republiken bei der 
Fortführung des Konferenzwerkes zu unterstützen. 

Mine neue Erweiterung des Hureaus liegt in der Sch?ffung 
einer besonderen Abteilung, die sich ausschUeßlich mit Han- 
dels- und Zollangelegenheiten wie mit der Auf- 
steUung von Statistiken zu befaüen hat. Das von dieser Ab- 
teilnag gesammelte Material soll späteren Konferenzen als Grund- 
lage für die Vereinladiung des Handelsverkrius zwischen den 
verschiedenen KepubUken dienen. Von großer Bedeutung sind 
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die dem Bureau auferlegten Aufgaben in bezug auf Erziehungs- 
angelegenheiten. Sie zielen darauf hin, den Austausch 
von Schülern und Ldirem zwiacfaen den verscfaiedenen ameiika- 
nisdien Staaten ansneifem und za leg^. 

Auf Anregung der Veiemigten Staaten wurde femer be- 
schlossen, die verschiedenen Regierungen zu veranlassen, ein- 
gehende Studien über die in den verschiedenen Staaten in Kraft 
befindlichen Münzsysteme, ihre Geschichte und die in den 
letzten zwanzig Jahren stattgehabten Kursschwankungen vor- 
zunehmen und den Einfluß zu veranschaulichen, den diese 
Schwankungen auf den Handel und die industrielle Entwicklung 
der verschiedenen Länder ausgeübt hat. Das Ergebnis dieser 
Studien sei dem Bureau zu übermitteln, damit dieses ein Resimi6 
derselben vorbereite, und den Regierungen sechs Monate vor der 
nächsten Konferenz unterbreite. Diese Arbeit soll die Grundlage 
für ein auf einer künftigen Konferenz abzuschliefiendes Abkommen 
über das IR^Ommgs- und Münzwesen in den amerikaiiischen 
Staaten bilden. 

Bei der Neuorganisation des Bureaus wurde eine Unterschei- 
dung gemacht zwischen den Grundlagen dieser Einrichtung und 
ihrem Statut. Letzteres wurde getrennt abgefaßt. Es unter- 
schddet sich wenig von den friSheren Statuten, nur die Schafiong 

eines die Oberaufsicht führenden Comit^s,das 
berufen ist, in den Zwischenräumen zwischen den einzelnen 
Sitzungen des Verwaltungsrates die Kontrolle über das Bureau 
auszuüben, ist als bemerkenswerte Neuerung besonders anzu- 
führen. 

Um dem Bureau und der cohunbischen Bibliothek eine 

würdige Heimstätte zu gewähren, wurde der Beschluß gefaßt, 
in Washington ein monumentales Gebäude zu er- 
richten. Die einzelnen Staaten haben sich verpflichtet, nach 
Maßgabe ihres Beitragsverhältnisses für die Bureaukosten» die 
Summe von aoouooo DoDaxB für den. Bau zu. entrichten. Diese 
Summe wurde fOr den Ankauf, des Bauplatzes verwendet. Die 
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Kosten des Gebäudes hat Andrew Carnegieim Dezember 
X906 durch eine Stiftung von 750 000 Dollars gesichert. 

a. Kodifikation des öffentlichen und pri- 
vaten internationalen Rechts. 

Die auf der Konferenz von Mexiko empfohlene Einsetzung 
einer Kommission von fünf Juristen zur Vorbereitung eines Ent- 
wurfes für einen Kodex des öffentlichen und privaten internatio- 
nalen Rechts ist nicht erfolgt. Dennoch herrschte auf der Kon- 
feienz zu Rio die Ansicht vor» daß in Hinsicht auf eine bestimmte 
Formulierung des internationalen Rechts, soweit es gegenwärtig 
zwischen den amerikanischen Staaten im Gebrauch ist, ein erster 
Schritt unternommen werden könnte. Man war sich aber darüber 
klar, daß ein solches Werk mehr Aussicht habe, die Billigung 
aller Regierungen zu erhalten, wenn es von einer Kommission 
ausgearbeitet werde, in der alle Staaten vertreten sind. Eine in 
diesem Sinne von dem Görnitz vorgeschlagene Konvention wurde 
von der Konferenz angenommen. Die darin vorgesehene Kom- 
mission wurde angewiesen, ihre Aufmerksamkeit zunächst jenen 
Regeln und Grundsätzen des internationalen Rechtes zuzuwenden, 
die bereits in Verträgen oder Konventionen zwischen zwei oder 
mehreren amerikanischen Republiken angenommen wurden. Die 
Kommissioa sollte daher keinen tunfassenden Kodex ausarbeiten, 
sondern nur die bereits angenommenen Grundsätze des inter- 
nationalen Rechts formuheren. Die vierte Konferenz soll den 
Bericht dieser Kommission einer Prüfung untergehen und die 
gezettigten Ergebnisse in einem oder in mehreren Verträgen 
festlegen. In dem Abkommen ist voigesehen, daß der erste Zu- 
sammentritt der KommiaBion im Jahre 1907 in Rio de Janeiro 
erfolgen solle, 

3. Internationaler Handelsverkehr. 

Die Mehrheit desComitds, das sich mit derEntwickehing des 
Handelsverkehrs zu befassen hatte, nahm Abstand von der Em- 

1) Umw a«U«d« tat an ae. Aptffl ISIO m&aUk «rtUM «QidMi. 
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pfehlung allgemeiner handelspolitischer Maßnahmen, die die Be- 
wegnngsfreihieit der emzelnen R^erun^^ beschränken kännten. 
Es wurden daher nur drei Punkte des Programms in Erwägung 
gezogen. 

Ein von der Vertretung von Chile gemachter Vorschlag hatte 
den Zweck, den Dienst der Handelsmarine zwi- 
schen amerikanischen Staaten auszugestalten. Es 
sollten den Schi^ahrtsgesellschaften, die sich einem allgemeine 
Schiffahrtsplane anzuschließen bereit wären, gewisse Erleich- 
terungen gewährt werden. Doch scheiterte dieser Vorschlag 
daran, daß nicht alle Staaten in der Lage waren, die geplanten 
Erleichterungen einem einheitlichen Schema zu unterwerfen. 
Zu einer endgültigen Erledigung der Frage konnte es daher nicht 
kommen. Die Konferenz begnügte sich deshalb, eine von dem 
Comit^ vorgeschlagene Resolution anzunehmen, die das inter- 
nationale Bureau mit einem eingehenden Studium der Frage 
beauftragte, damit es auf Grund der zu erreichenden Ergebnisse 
weitere Vorschläge für eine Ausdehnung und Organisation des 
interamerikanischen Schiffahrtsverkehrs machen könne. In 
zweiter Linie faßte die Konunission eine Vereinbarung ins Auge, 
die den Zweck haben sollte, die Entwickelung des 
Naturreichtums der verschiedenen amerikanischen Staaten 
zu erleichtem. Das internationale Bureau wurde beauftragt, 
Informationen über die Naturreichtthner, über die b e absichtigten 
öffentlichen Arbeiten und über die gesetzmäßigen Bedingungen, 
unter welchen es md^idi ist, von den amerikamschen Regierungen 
Land-, Minen- tmd Forstkonzessionen zu erhalten, zu sammeln 
und zu ordnen und regelmäßig in den Bulletins des Bureaus zu 
veröffentUchen. Der nächsten internationalen Konferenz sollte 
das Ergebnis vorzulegen sein. Der Beschluß wurde von der Ab- 
sicht eingegeben, das Kapital- und EinwandererbedürfiiiB der 
versdiiedenen Staaten durch einen geordneten Andcnnftadieiist 
besser zu befriedigen. 

Es wurde femer der Zusammentritt einer neuen Kaffee- 
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konferenz, wie eine solche 1903 in New- York stattfand, 

empfohlen. Als Sitz der Konferenz wurde Sao Paolo in Aus- 
sicht genommen. Hingegen wurde die Einberufung eines zweiten 
Zollkongresses und die Schaffung einer ZoUkonunission mit dem 
Hinwds abgelehnt, daß das internationale Bureau in seiner neuen 
Ausgestaltmig olmeiun in der Lage wäre» die Aulgaben einer 
solichen Konferenz oder Kommission, die hauptsächlich in der 
Beschaffung von authentischem Material lägen, vollkommen 
ausreichend zu erfüllen. 

4. Naturalisation. 

i;ie Konferenz nahm auf Vorschlag ihres Comit^s den Ent- 
wurf einer Konventioii an, in der bestimmt wird, daß die Staats- 
angehörigen eines der Vertragsländer, die in einem anderen Vcir- 
tragstaate naturalisiert sind, jedoch wieder ihren Aufenthalt in 
ihrem ursprünglichen Heimatlande nehmen, ohne Absicht, in das 
Land zurückzukehren, in dem sie die Naturalisation erwarben, 
die Staatsbürgerschaft in dem zweiten Staate verlieren und sie 
im Staate ihrer ursprünglichen Heimat wieder erwerben. Die 
Absicht, nicht wieder in das Adoptiwaterland zurückzukehren, 
soH angenommen werden, wenn der betreffende Bürger mehr 
als zwei Jahre in seiner ursprünglichen Heimat Aufenthalt ge- 
nommen hat. 

5. Urheber rech t »Patente und- Markenschutz. 

Die auf der Konferenz zu Mexiko empfohlene Konvention 
zum Schutz des geistigen und industriellen Eigentmns ist mit 
einigen Abänderungen in Rio von neuem bestätigt worden. Zu 
den Neuerungen gehört die Errichtung zweier inter- 
nationaler Bureaux, die in Havanna und Ri.o 
de Janeiro ihren Sitz haben sollen zum Zwecke der Regi- 
strierung von Patenten, Markenschutz und Urheberrechten. 
Beide Bureaux haben eine einheitliche Organisation und die bei 
einem jeden erfolgte Eintragung soll monatlich dem andern 
übennittelt werden. 
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6. Sanitätswesen. 

Die auf diesem Gebiete von den beiden vorhergehenden 
Konferenzen geleisteten Arbeiten und die von den einzelnen 
Staaten in bezug auf Quarantäne und Sanitätspflege untemonune- 
nen Maßnahmen veranlaßten das Comit^, die allgemeine Annahme 
und Ausführung des in Rio de Janeiro abgeschlossenen und am 
14. Oktober 1905 in Washington unterzeichneten Sanitäts- 
vertrages zu empfehlen. Als neue Maßnahme empfahl das 
Görnitz gewisse Regeln zur Sanierung der Städte und besonders 
der Häfen. Die Beteiligung an einer im Dezember 1906 in Mexiko 
stattfindenden internationalen Sanitätskonfe- 
renz wurde als dringend wünschenswert hingestellt. Die Schaffung 
einer in Südamerika zu errichtenden Zentrale für die 
Sammlung von Erfahrungen im Sanitäts- 
wesen wurde als einer der wichtigsten Punkte der bevorstehenden 
Konferenz aufgestellt. Diese amerikanische Sanitätszentiale 
wurde später in Montevideo errichtet. Ihre Aufgabe soll es 
sein, dem in Washington bereits bestehenden internationalen 
Sanitätsamt das notwendige Material zu hefern. Für die in Mexiko 
geplante Konferenz wurde auch die Herstellung von Beziehungen 
des Washingtoner Sanitätsamtes mit dem internationalen Sani- 
tätsbureau in Paris empföhlen. Es wurde femer beschlossen^ in 
jedem amerikanischen Staate eine Sanitätskommission zu er- 
richten, die im Verein mit den amerikanischen Zentralen zu 
wirken habe. 

7. Pan-amerikanische Bahn. 

Die in Mexiko geschaffene ständige Kommissioa für die 
interkontinentale Bahn unterbrdtete der Konferenz einen um- 
fangreichen Beridit über die in der Zwisdienzeit geleisteten Arbeit, 

aus dem ersichtlich ist, daß die Angliederung der verschiedenen 
Eisenbahnsysteme an die interkontinentale Linie dauernde Fort- 
schritte machte. Die Konferenz nahm auf Vorschlag ihres Co- 
mit^ verschiedene Empfehlungen an, die geeignet sind, den Aus- 
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bau der Bahn zu erleichtem tind zu beschleunigen und bestätigte 
neuerdings die In Ifexiko gewählte Kommission. 

8. Ausübung der liberalen Berufe. 

Der in bezug auf diese Materie in Mexiko angenommene Ver- 
trag wurde in Rio neuerdings ohne Änderung angenommen und den 
Regierungen zur Annahme und Ratifikation empfohlen. 

9. Die künftige Konferenz. 

Die Bestimmung von Ort und Zeit der nächsten Konferenz 
war Gegenstand einer lebhaften Erörterung, da eine große Anzahl 
der Vertreter die nächste Konlerenz festlegen wollte, während 

andere Vertreter eine derartige Festlegung nicht für ratsam 
hielten. Man kam schließhch dahin, dem in Mexiko eingetretenen 
Präzedenzfall zu folgen und die Entscheidung über Ort und Zeit 
eines neuen Zusammentritts dem Verwaltungsrat des internatio- 
nalen Bureaus zu überlassen. Die Gründe, die einen Teü der 
Vertreter veranlaßten, gegen die Festlegung der Konferenz zu 
stimmen, wurden damit erklärt, daß es untmilich sei, Zeit und Ort 
im Voraus festzusetzen, da Umstände eintreten könnten, die die 
Bezeichnung eines anderen Ortes als wünschenswerter erscheinen 
lassen kfinnt^. Der Verwaltungsrat des Washingtoner Bureaus 
wurde bestimmt, für die nächste Konferenz» die im Laufe der 
nächsten fünf Jahre stattfinden sollte, den Ort des Zusammen- 
tritts zu bezeichnen und diesen wie das Datum ein Jahr vor dem 
beabsichtigten Zusammentritt der Konferenz den interessierten 
Regierungen vorzuschlagen. In der Resolution wurde zum Aus- 
druck gebracht, daß die Wahl von Buenos-Ayres die 
aUgemeine Sympathie der Vertretungen fand. 

10. Verschiedene Beschlüsse. 

Neben den allgemeinen Dankesresolutionen für die Regierung 
und das Volk von Brasilien wurde gleich zu Beginn der Kon- 
ferenz eine Resolution gefaßt, die den Präsidenten der Vereinigten 
Staaten und von Mexiko den Dank für die friedliche 
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Beilegung der zwischen den Republiken, von 
Guatemala, Salvador und Honduras ent- 
standenen Verwicklung kundgab. Das während der 
Konferenz stattgefundene Erdbeben in Chile gab ebenfalls Anlaß 
zu einer Resolution, die der Regierung von Chile das Beileid 
der in Rio de Janeiro versammelte Vertreter der Schvrester- 
repubüken zum Ausdruck brachte. An dem Tage, an dem die 
Nachricht von der verderblichen Katastrophe eintraf, wurde die 
Fahne auf dem Monroe-Palast auf Beschluß der Konferenz auf 
Halbmast gehißt und das Ergebnis einer unter den Vertretern 
privat eingeleiteten Sammlung dem chilennischen Minister des 
Innern übermittelt. 



Die Schluss-SifzQngen. 

Li der Sitzung vom 26. August beantragte der Führer der 
nordamerikanischen Vertretung, Wm, I. Buchanan, eine 
Resolution, worin der Regierung Brasiliens und dem braälianiscfaen 
Volke wie anderen um die Konferenz verdienten Körperschaften 
der Dank der Konferenz zum Ausdruck gebracht 
wurde. Hierauf erhob sich der Präsident, JoaquimNabuco, 
zu seiner Schlußrede, in der er die in Rio de Janeiro geleistete Ar- 
beit ein^ Würdigung unterzog. „Ihre Versammlung wird nicht 
unfruchtbar gewesen sein**, führte er aus. „Der politisdie Beob- 
achter, der die Ereignisse in demselben Lichte sieht, wie sie die 
Zukunft beleuchten wird, wird erkennen, welch große Pflanz- 
stätte der Ideen und Einrichtungen Sie geschaffen haben, aber 
vor allem wird er darin die Kundgebung eines neuen Geistes 
erkennen, von dessen Entwicklung die reale Nützlichkeit dieser 
Kongresse und die von diesen für die amerikanische Solidarität 
geleistete Arbeit abhängig ist. Der allgemeine Eindruck, den wir 
alle mit uns nehmen werden, ist der der Harmonie, der Einstimmig- 
keit der Empfindungen, die stets unter uns geherrscht hat. Einige 
Befürchtungen, die sich vor unserer Versammlung geltend machten. 
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waren gleich zu Beginn wie durch einen Zauber beseitigt, so 
daß wir sie als einfache Mißverständnisse erkannten. Unsere 
Erörterungen drehten sich über den Weg 
oder über die Mittel zur Erreichung des 
ersehnten Zieles und nicht um das Ziel 
selbst. Andere Erörterungen bezogen sich bloß auf Form- 
fragen. Deshalb kann behauptet werden, daß der Geist dieser 
dritten Konferenz in bezug auf die Entwicklung vielversprechend 
ist, da, soweit es sich um die Rolle handelt, die diese in der Ver- 
einigung und im Fortschritt unseres Kontinentes zu spielen be- 
rufen sind, keinerlei Spuren des Mißtrauens oder der Skepsis 
sich gezeigt haben. Diese Rolle ist heute unbezweifelt. Die Ein- 
richtung ist in ihrer dritten Phase in bemerkenswerter Weise 
gewachsen. Ihre raison d'ctre ist fortab feststehend für alle Na- 
tionen unseres Kontinents; keine wird künftig mehr von ihr 
verlangen, als sie geben kann und jede Nation wird ihr mit dem 
gleichen Wohlwollen gegenüberstehen. Ich beglückwünsche 
Sie, meine Herren, daß Sie die ersten waren, die den richtigen 
Weg dieser periodischen Vereinigungen festgelegt haben, der darin 
besteht, daß nur dem Ausdruck verheben wird, dem das gesamte 
Amerika zugestimmt hat. Sie haben dadurch mit einem Male 
alle Ursachen beseitigt, die diese Einrichtung blosstellen kdnnten. 
Mägen die Konferenzen unter dem Beifall von ganz Amerika 
sich weiter entwickeln; sie werden keine sich immer erneuernden 
Zentren des Neides und der Zwietracht, sondern der Mittel- 
punkt der Zusammenarbeit und der Ein- 
tracht werde n." Hierauf gab der Präsident eine detaillierte 
Darstellung der Ergebnisse der dritten Konlerenz. Bei der Er- 
wähnung des feierlichen Empfanges, der dem Staatssekretär 
Root zuteil wurde, und der dem Konferenzgebäude verliehenen 
Bezeichnung als Monroe-Palast, sagte er, daß dies zeigen solle, 
,,daß nirgends und nie wieder eine Hoffnung auf einen 
politischen Antagonismus zwischen Lateinisoh-Amerika und der 
amerikanischen Union bestehen werde, und daß die allgemeinen 
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Bestrebungen des Kontinentes dahingehen, eines Tages 
eine einzige Amphyktionie zu bilden, in 
der das Völkerrecht über alle gemeinsamen 
Interessen der amerikanischen Zivilisation 
herrschen werde. Wenn dadurch auch das Vorhandensein 
eines amerikanischen politischen Systems bekundet wurde, so 
zeigte die Konferenz doch durch die Überweisung zweier wichtiger 
Fragen an die Haager Konferenz, daß Amerika kein Völker- 
recht anerkenne, an dem es nicht teilnehme, noch daß es eine von 
der Weltkultur getrennte Gemeinschaft zu bilden suche." Zum 
Schlüsse suchte der Präsident die Ungeduld derjenigen zu beru- 
higen, die mehr von dem Konferenzwerke verlangen, als es geben 
könne. „Es ist notwendig," so sagte er, ,, dem Baum, der Jahr- 
hunderte zu leben bestimmt ist, Zeit zum 
Wachsen zu geben; noch sollte man Schatten 
von ihm verlangen, bevor seine Wurzeln 
sich fest im Boden verankert haben. Gegen- 
wärtig ist er noch von jedem Einzelnen von uns abhängig, die 
Zeit wird kommen, wo alle von ihm abhängen werden." 

Die Rede wurde namens der Vertretungen durch den Be- 
vollmächtigten von Columbien, Uribe>Uribe, erwidert, 
der seine Antwort mit folgenden Worten b^ann: „Ich gestehe 
offen, dafi ich zu denjenigen gehörte, die dem Zusammentritt 
dieser Versammlung mit Mißtrauen entgegensahen; aber jetzt 
gebe ich eben so offen zu, daß ich veranlaßt worden bin, meine 
Ansicht zu ändern." Er legte ebenfalls kurz das Erreichte dar, 
und begründete den Umstand, daß das Ergebnis kein größeres 
sein konnte, damit, dafi hier kein wissenschaftlidier Kongreß 
getagt habe, der berufen war, Forschungen anzustellen und Grund- 
sätze zu definieren, sondern eine Versammlung von Diplomaten, 
die nicht für sich, sondern für ihre Regierungen sprachen. Es 
ist besser, daß man langsam vorgehe, als daß man zu weitgehende 
Werke schaffe, die nachher wieder demoliert werden mtaen. 
„Indem wir für Recht und Brüderlichkeit schafften, hat uns ein 
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edler . Gedanke geleitet, und nur ein Streben hat uns bewegt : 
Die Zukunft Amerikas vorzubereiten. Wir 
haben das getan, was in unserer Macht lag, jenen Teil des Ideals 
verwirldicht, der im gegenwärtigen Augenblick zu verwirklichen 
mdgUph war. Andere werden kommen nach uns, die ihrersdts 
wieder jenen Teil des Ideals verwirklichen werden, der im Augen- 
blicke ihres Schaffens möglich sein wird." Einen Rückblick auf 
die Geschichte der amerikanischen Kongresse werfend, kam der 
columbische Vertreter natürhch auf den Helden seines Vaterlandes 
zu sprechen. „Das Instrument der amerikanischen Kongresse", 
sagte er, „das von dem Genie des Befreiers Bolivar zuerst 
erfetßt wurde, und das zu seiner Zeit kaum embryonisch erschien, 
verläßt unsere Hände unter besseren Veihältni^en. Die Konturen 
dieses Werkes sind mit größerer Genauigkeit ausgeführt und die 
Anwendungen, die dem Werke fremd sind, wurden ausgeschieden. 
DaS; Leben und die Zukunft der Konferenzen bleiben gesidiert, 
undi von heute ab werden sie einen Teil der Einrichtungen Ame- 
rikas bflden/* In drei Perioden teile sich, nach des Redners Aus- 
führungen, die Geschichte der südamerikanische Staaten. Die 
erste war die heroische Periode, die die Staaten ihrer Befreiung 
gewidmet hatten, die zweite die Periode der Anarchie, wo die 
Völker sich mit ihrer inneren Organisation befaßten, isoliert lebten 
und in unzähligen Streitigkeiten sidi sdbst verloren. Die dritte 
Periode ist die der Ernsthaftigkeit. Sie hat kaum begonnen, 
aber sie zeigt, wie die Staaten, nachdem ihre brennenden innem 
Angelegenheiten erledigt waren, sich begannen umzusehen, ihre 
Augen jenseits des eigenen Horizontes wandten und dank der 
g^ücküdien Initiative der Vereinigten Staaten sofort das Werk 
der amerikanischen Kongresse wieder in Angriff nahmen. Sdiließ- 
lich wandte sich der Redner in bemerkenswerter Weise dem 
Verhältnis der p a n - a m e r i k a n i s c h e n Kon- 
gresse gegenüber Europa zu. „Wenn wir die Rechte 
Amerikas betonten", so führte er aus, „so gesdiah dies ohne 
Beemtracfatigung der Rechte tigend eines anderen Kontinentes. 
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Gerade im Gegenteil trifft es zu, daß einige 
der angenommenen Grundsätze geeignet 
sind, die Beziehungen zwischen Amerika 
und Europa zu erleichtern, sie sicherer zu gestalten 
und geeigiieter zu machen, das Anwachsen des Austausches von 
Wdibtand, Ideen und Menschen zu beeinflussen. Wir sind nicht 
zusaraütnengekommen, Unterschiede oder Absonderungen zu er- 
richten, noch irgend einen allgemeinen Verteidigungs- oder An- 
gnffebund zu bilden. Da wir uns von jenseits des Meeres nicht 
von Feinden bedroht fühlen, haben wir nicht unter dem Druck 
von Drohungen beraten, und haben wir keine Ursache, uns für 
Widerstand vorzuberdten. Ebenso haben wir keinen Grund 
zum Angriff. Das Band, das uns eint, ist das der Liebe und nicht 

das der Furcht Wenn wir einige Ungewißheit über das 

Wesen der Beziehungen zwischen Europa und Amerika fühlen 
sollten, so sollten wir es in einem der wunderbarsten Plumomene 
des Planeten angedeutet erkennen: im Golfstrom. Dieser über- 
schreitet, wenn er den Golf von Mexiko verläßt, und die Küste 
der Vereinigten Staaten bis nach Neufundland bespült, den Ocean 
und bringt Europa die Wärme der Aequatorialgebiete. Indem 
er sich dann nach Süden wendet, und die Küsten der alten Welt 
verläßt, wendet er sich wieder und zwar auf dem selben Wege, 
den die Schiffe des Cohimbus genommen haben, der neuen Welt 
zu, und sobald er Brasilien erreicht, strebt ein Teil des Stromes 
nach Norden und schüeßt den Kreis, ein anderer steigt zu den 
südUchen Gebieten hinunter, durchschreitet die Meerengen und 
bespült die Küsten des Pazific. Auf diesem Wege gehen unsere 
Produkte nach Europa, auf diesem Wege belohnt uns Europa 
mit seinen Fabrikaten und seinen Ideen, und so wandeln wir immer 
längs des sich ewig erneuernden Kreises gegenseitigen und nutz- 
bringenden Austausches/' 

Am 27. August abends fand die feierliche Schluß- 
Sitzung statt. Baron de Rio-Branco, der Ehren- 
präsident der Konferenz, brasOiaiusdier Ifinister des Auswar- 
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tigen, hielt die Schlußrede. Er drückte in höflichen Worten seine 
Bewunderung für die große Leistung aus, die in so kurzer Zeit 
voUbracfat wurde. Es wäre sein Wunsch» daß die von einem 
Kongreßmitgliede anläßlich eines festlichen Empfanges getane 

Äußerung, daß die Vertreter als bessere Amerikaner 
von Rio fortgehen, als sie gekommen sind, die allgemeine Stim- 
mung wiedergebe. Gonzalo Ramirez, der Vertreter von 
Uruguay, erwiderte namens der übrigen Bevollmächtigten 
die Schlußrede des Ministers. 

Um 10 Uhr abends am 27. August 1906 komite der Prä- 
sident Joaquim Nabuco, die Worte sprechen: „Unsere 
Arbeit ist getan, ich schließe die Seß^ion." 



Wertung der Arbeiten. 

Die Konferenz hat also in der Tat nur 36 Tage gedauert. 
Es wurden nur 15 Plenarsitzungen abgehalten. Dank der Vor- 
arbeiten, die das Bureau der amerikanischen Republiken in 
Washington geleistet hatte, war es möglich, die große Arbeits- 
leistung trotz mannigfacher harter Gegensätze, die sich geltend 
machten, in so kurzer Zeit zu Ende zu fOhren. 

Das materielle Ergebnis der Konferenz ist niedergelegt in 
14 Resolutionen, 4 Konventionen und 3 Motionen, abgesehen 
von den Dankesresolutionen an die brasilianische Regierung 
und an die Funktionäre. 

Nicht mehr elfeinhalb Jahre lagen zwischen der dritten 
und zweiten Konferenz, wie zwischen der in Mexiko und in 
Washington abgehaltenen. Kaum viereinhalb Jahre waren ins 
Land gegangen, seitdem die Vertreter Pan- Amerikas sich in 
Mexiko getrennt hatten. Wenn etwas deutUch den Erfolg der 
. pan-amerikanischen Idee zu veranschaulidien vermag, so ist 
es die Verkürzung der Zwischenräume zwischen den einzelnen 
Tagungen. Die dritte Konferenz unterschied sich von ihren Vor- 
gängerinnen auch dadurch, daß die Arbeit in ein festeres System 
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gebracht wurde, daß durch eingehendere Vorarbeit, durch Auf- 
stettung eines festen Ptogramms, und wenigstens teilweise Klärung 
über jene Materien, über die die weitgehendsten Meinungsdiffe- 
renzen vorherrschten, die Hauptschwierigkeiten vorher beseitigt 
wurden. Die Erfahrungen aus den früheren Konferenzen und der 
auf allen Seiten vorherrschende gute Wille förderten den Einfluß 
politischer Klugheit, die das Stieben nach Ergebnissen inner- 
halb des Rahmens des nach den vorherrschenden Umständen 
Erreichbaren hielt. Das Stürmer- und Drängertum war über- 
wunden. Man erging sich nicht mehr in weitreichenden Plänen, 
denen die praktische Durchführung versagt sein mußte, be- 
gnügte sich vielmehr, solche Forderungen aufzustellen, über die 
eine Einigung möglich war. Man war eben zu der Einsicht ge- 
langt, daß ein Werk der internationalen Zusammenarbeit auf dem 
sicheren Boden des gegenseitigen Vertrauens ruhen müsse, daß 
die Grundbedingung eines solchen Vertrauens die Achtung vor 
dem Rechte aller sei, und daß infolge dessen vorerst der Grundsatz 
vollständiger Gleichheit der Parteien auf das genaueste durch- 
zuftären ist. Nicht Mehrheitsbeschlüsse vermögen solche^ Ver- 
trauen zu stärken, sondern nur vollkommene Übereinstimmung 
aller, auch der schwächsten, über die zu treffenden Maßnahmen. 
Die größeren Staaten, obenan die nordamerikanische Union, 
deren Vormachtstellung am leichtesten das Vertrauen hätte 
erschüttern können, übten weise Zurückhaltung.^) Es ist dadurch 
auch gehingen, das Mißtrauen, das noch hie und da obwalten 
möchte, gänzlich zu beseitigen. Damit wurde eines der schönsten 
und eines der bedeutendsten Ergebnisse von Rio erreicht. Das 
Fundament des Pan-Amerikanismus wurde auf diese Weise 
gefestigt. 

In hervorragendem Maße trug dazu die Anwesenheit jenes 
ausgezeichneten Staatsmannes der Nordamerikaner, des Staats- 
sekretäis Elihu Roo t , bei, der, wie noch kein Minister des 

•~r^ '■ 
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Auswärtigen in der Geschichte, die Ideen des modemen'Pazifismus 
in die praktische Pohtik einzuführen verstand. Es war an sich 
eine Neuheit, daß sich ein Staatssekretär der Vereinigten Staaten 
in offizieller Eigenschaft ins Ausland begab. Sein Erscheinen galt 
daher auch als ein bedeutsames Ereignis. 

Der feierliche Empfang, der ihm in der oben geschilderten 
Festsitzung zuteil wurde, zeugt für die Bedeutung, die die bra- 
sihanische Regierung und die Konferenz dem Erscheinen dieses 
Mannes beilegten. In den bei dieser Gelegenheit gehaltenen Reden 
kam diese Bedeutung zum vollen Ausdruck. Elihu Root beschränk- 
te sich aber nicht auf den Besuch Brasiliens und auf seine An- 
wesenheit bei der dritten Konferenz, er bereiste last 
alle anderen südamerikanischen Staaten. 
Der Zweck, der ihn leitete, war derselbe, der das Verhalten der 
nordamerikanischen Vertreter in ihrer Haltung beeinflußte, den 
letzten Rest des Mifitrauens, der zwischen den lateinischen Staaten 
und der nordamerikanischen Union noch bestehen mochte, zu 
zerstören und das gegenseitige Vertrauen von Süd und Nord 
zu stärken, um die pan-amerikanische Zusammenarbeit umso 
fruchtbarer zu gestalten. Was Root in seiner Ansprache in Rio 
betont hatte, daß die Vereinigten Staaten keine anderen Siege 
erstreben als die des Friedens und kein anderes Gebiet ersehnen 
als ihr eigenes, daß sie die Unabhängigkeit und Rechte auch 
des kleinsten und schwächsten Mitgheds der Nationenfamilie 
zu achten bereit sind, wiederholte er in allen Städten des Südens, 
die er besuchte, bei den ihm überall zuteilgewordenen feierlichen 
Emp^ngen. In einer dieser Reden sagte er: ,J)ie Hauptau^be 
eines Gesandten ist es, dem Volke, zu dem er gesandt ist, das 
Volk, von dem er kommt, verständlich zu machen." Und Root 
bemuhte sich treulich, die Absichten der Vereinigten Staaten, 
den Südamerikanem klarzulegen. Er setzte jenen auseinander, 
daß ihre unermeßlichen Naturreichtümer nur durch die Herr- 
schaft des Gesetzes, der Ordnung und Gerechtigkeit zur vollen 
Ausbeute gelangen können. Dafi Verkehr und Industrie Kapitals- 
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znfluß erfordern, and daß die Vereinigten Staaten diesen nicht 
nur wünschen, sondern aufrichtig bemüht sind, den südamerika- 
nischen Repubhken finanziell und materiell beizustehen. 

Die Reden Roots machten überall den tiefsten Eindruck. 
„Sie erweckten in der Seele Amerikas'*, so äuBerte sich anf der 
Konferenz der Vertreter Perus, Dr. C o r n e j o , „alle Er- 
innerungen, alle Träume, alle Hoffnungen". Und der Bürger- 
meister von Lima rief dem Staatssekretär der großen Republik 
in seiner Begrüßungsrede zu: ,,Sie sind ein Gesandter des 
Friedens, ein Bote des Wohlwollens und der Herold jener Lehren, 
die Amerikas Selbständigkeit stüzten und den Glauben an unsere 
kfinftige Wohlfahrt starken.«* 

Am besten kommt der Eindruck, den Elihu R o o t bei den 
Südamerikanem hervorgerufen hat, in einer Rede zum Ausdruck, 
die dir bohvianische Gesandte in Washington, Don Ignacio 
Calderon, anläBlich der XV. Lake Mohonk-Konlerenz über 
die Verdienste Roots um den Frieden gehalten hat. *) ,,Ich schulde 
es dieser Versammlung, mit tiefer und aufrichtiger Bewunderung 
an den wohltuenden Einfluß zu erinnern, der in einem Geiste des 
Friedens und allgemeiner Eintracht durch Mr. Root in die inter- 
nationalen Beziehungen dieser Republik gebracht wurde, indem 
er sie dadurch in die erste Linie der modernen Völker als Fahnen- 
trägerin des Rechtes stellte. Die einfache Nennung seiner Taten, 
ohne irgendwelchen detaillierten Kommentar, genügt, um eine 
Idee von der Hochherzigkeit und Größe der Anschauungen bei- 
zubringen, mit denen er jenen für die denkende Mehrheit der 
amerikanischen Bevölkerung charakteristischen Geist dßc Ge- 
rechtigkeit so ehrKdi verdolmetsdit hat. Auf seiner geschicht- 
lichen Reise nach Südamerika drückte der hervorragende 
frühere Staatssekretär der Vereinigten Staaten, jetziger Senator 
von New York, die wahren Gefühle einer großen Nation 

') Q u o 9 a d a , a. a. O., S. 120. 
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aus, als er ein vollständiges Programm der pan-amerika- 
nischen Eintracht in denkwürdigen Worten darlegte." Hier 
folgt die wörtliche Anführung der oben angeführten Stelle aus 
der Rede Roots bei seinem Empfang in Rio de Janeiro. »«Die 
absotate Übeizeugmig", so fuhr der bolivianische Gesandte fort, 
„mit denen diese schönen Grundsätze von Mr. R o o t verkündigt 
wurden, genügten, um Mißtrauen zu verscheu- 
chen, Vorurteile zu zerstören, eine Atmos- 
phäre der Harmonie und Annäherung zu 

schaffen Die spanisdi amerikanischen Republiken 

vernahmen mit Inbrunst die in jenen Freundschaftsworten ent- 
haltenen Erklärungen, die so voll edler und glänzender Ideale 
sind und deren Widerschein eine Aevd der Gerechtigkeit und 
pan-amerikanisclien Brüderlichkeit eröffnet." *) 

^Nachdem die Gefahr der Bevormundung» der Aufoctroyierung 
von Maßnahmen in so geschickter Weise beseitigt wurde, war das 
Konferenzwerk bedeutend erleichtert, war für die Arbeiten eine 
glatte Bahn gegeben. Man wußte, daß man umwälzende Neue- 
rungen' nicht zustandebringen könne und beschränkte sich darauf, 
Erreichtes durch kluge Reformen auszubauen und Neues be- 
scheiden^ anzuregen, mit^ dessen Vervollkommnung wartend, 
bis sich die Vorteile in augenscheinlicher Weise geltend gemacht 
,hab^ werden. 

Die~ größten Hindemisse waren schon durch die Vorbespre- 
chimgen im Verwaltungsrat des Washingtoner Bureaus beseitigt 

*) über die Reise Elihu Roots nach Südamerika äusserte sich Präsident 
Rooserelt in folgender Welse : pDi9se ilurer Natur und ilirer Bedeatuog nach einzig- 
artig« Rdse wind« l«diflieli MUSb uaUmmmm, «dl vir BSrgtr d Uw o BtpoMik 
«■«iMiuifin, da» vnier« IntanmuB mit dnaea dar VSllrar diaa«« BmÜMOts Inaigar 
▼•rbiinden sind als mit den Interessen anderer Nationen. Ich hege die Überzeugung, 
dai8 die Qesoliichte dereinst sagen wird, dassn obgleioli wir grosse Staatasekretire gehabt 
iMbaa, kaiiiMr im Ubenm Maiae war als VOIm Boot, «addaaser, obwoldarlaBvMlIaiig 
aaiiMS wieiitigott Amtes rM Mr daa WaU seines Yalevlandas «nd der Menschheit 

galaiatet hat, sein bedeutendstes Work doch jenes Tom Erfolg gekrSnte war: Die immer 
engere Annäherung aller Republiken der neuen Welt durch deren Vereinigung in dem 
Streben, oüt ToUer Kraft tOr tiiiawm gaaieinaamen Fortaehrltt nd daa ■owlaalio md 
matarialla Wohlballiidain aüor BowolUMr dar waeffidm Ralbkiigal n ariiellon.* ptabo 
Btilletln of the iatonatleiial Buraaa oC tka aaierioaa BoptOtlioa. Ibi 1S08. 8. ZIX 
und XXXV.) 
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worden. Alle anderen Materien, die Hindernisse boten, wurden in 
die Kommissionen verwiesen. Noch mehr als auf den vorher- 
gehenden Konferenzen waren die Kommissionssitzungen das Feld 
der eigentlicheiL Arbeit, aber auch das Feld der Kämpfe und 
Auseinandersetzungien. Nichts gelangte ms Pleniun, über das 
man sich nicht vorher in den Kommissionen unter Einstimmigkeit 
klar geworden wäre. So kam es, daß die Plenarsitzungen, die 
unter beschränkter Öffentlichkeit stattfanden, keine Redetour- 
niere mehr bildeten, daß weder die Majoritäten noch die Minder- 
heiten dort ihre Ansichten vortrugen, sie vielmehr nur eine 
formale Abwickelung der Geschäfte bedeuteten, wobei die Ein- 
stimmigkeit der Versammlung festgestellt wurde. 

Die größten Gegensätze bestanden auf dem das politische 
Gebiet berührenden Programmpunkten über die Schieds- 
gerichtsbarkeit und über die eng damit verknüpften 
Forderungen bezüglich der Eintreibung von Geld- 
forderungen durch Gewalt. Hier bot die bevor- 
stehende Konferenz im Haag und der Umstand, daß dort die 
lateinisch-amerikanischen Staaten zum ersten Mal als vollbe- 
rechtigte Mitglieder der .Völkerrechtsgemeinschaft aufzutreten 
berufen waren, eine willkommene Veranlassung, die Meinung»- 
versduedenheiten auszuschalten und die betreffenden Fragen vor 
das höhere Forum der Weltkonferenz zu verweisen. Leicht war e% 
dann, darüber eine lünstimmigkeit zu erzielen. Doch ist auch auf 
diesem schwierigen Gebiete der erste größere Erfolg des Pan- 
Amerikanismus erzielt worden: Die Verlängerung des Vertrages 
für schiedsgerichtliche Erledigung von Reklamationen aus Gdd- 
ansprüchen. Dieser Vertrag, den eine verhältnismäßig große 
Anzahl von Staaten, unter diesen die nordamerikaniscfae Union, 
ratifiziert hatte, wurde auf weitere sechs Jahre verlängert. 
Damit ist zum ersten Mal ein auf den pan-amerikanischen Kon- 
ferenzen geschaffenes Schiedsinstrument von der amerikanischen 
Staatengemeinschaft approbiert und angenommen worden. Dieser 
Vertrag bildet aber auch den ersten von einer l^elheit von sou- 
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veranen Staaten angenommenen Schiedsvertrag mit obligatorischen 
Bestimmtingen. Die EinfBhmng einer allgemeinen obligatorischen 
SchiedsverpfHchtimg in das praktische Vdlkerrecfat ist damit 
voUz<^en worden. Wenn dieser Vertrag zwar schon in Mexiko 
zi3Stande kam, so hat er seine tatsächliche Weihe erst durch die 
in Rio angenommene Resolution, die ilm bestätigte und zeitlich 
ausdehnte, erhalten. 

Auf dem Gebiete der Verkehrspolitik ist nichts Umivälzendes 
geleistet worden. Das hindert jedodi nicht, den in dieser Be- 
ziehung zutagegeförderten Beschlüssen und Anregungen hohe 
' Bedeutung beizulegen. Man unterschätze nicht, was auf diesem 
Gebiete zustande kommt, und wenn es auch durchaus nichts in 
die Augen ^ringendes ist. Wenn nach Jahrhunderten der inter- 
nationalen Anarchie» nach Jahrzehnten erbitterten Kampfes 
endlich der Wille zur Zusammenarbeit der Staaten erwacht bt, 
bezeichnet diese Tatsache nicht allein eine Umwälzung, sondern 
jede Zollbreite die der Harmonie gewonnen, der internationalen 
Anarchie abgerungen wird, bedeutet eine Tat. Prof. R e i n s c h 
hat Recht, wenn er darauf hinweist, daß die internationale Ver- 
waltung noch im Kindesalter steht, und die gegenwartig voriian- 
denen Keime von grofier Widitigkeit sind „als Zeichen der Rich- 
tung, welche eine spätere Entwicklung nehmen wird."*) 

Wenn man allein die Ausgestaltung ins Auge faßt, die die 
Konferenz von Rio dem internationalen Bureau 
der amerikanischen Republiken zuteil werden 
ließ, so wird man ihr eine hohe Bedeutung nicht absprecfacin 
k^hinen. Schon wdl es skh nidit mehr um ein schüchternes -Ex- 
periment, sondern um die Ausgestaltung einer bereits erprobten 
Einrichtung handelt, ist das größte Gewicht auf jene Beschlüsse 
zu legen. Was ist mit dieser Neuordnung des Bureaus anderes 
voUbracfat worden, als eme Festigung des Pan-Amerikanismus 
durch Schaffung einer ständigen Zentrale, die ohne Unterbrechung 
in der Richtung jener Ideenwelt zu denken haben wird, für die sie 

») «: a. O:, B.464. • 
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zu wirken und die sie zu vervollkommnen bestimmt ist. Der Pan- 
Amerikaniamus hatte seine ständige Vertretung erhalten. Die 
Konferenzen sind nicht mehr sein einziges, nidit mehr sein haupt- 
sächliches Organ. Eine Herzkammer ist da. die das Blut bis in 

die entferntesten Teile des pan-amerikanischen Körpers treibt. 
Ein Hirn ist da, das die Bewegungen und Taten dieses Körpers 
regulieren wird. Nicht in langen Zwischenräumen von Jahren, 
sondern täglich, stündlich. Über diesen Organismus kdnnen alle 
rückwärtstreibenden Ifächte nicht mehr hinaus. Sie werden 
durch ihn lahm gelegt. Die Kräfte der Gemeinsamkeit haben sich 
in diesem Bureau organisiert. Das taten sie wohl schon vor zwanzig 
Jahren. Aber damals war der Organismus schwach; ein Embryo 
noch. Durch die «Konferenz von Rio vmrde er entwickelt. Dann 
hegt das grofie Verdienst dieser Konferenz. 

Früher war das Bureau ein Fremdkörper, der noch keinen 
Zusammenhang hatte mit den einzelnen amerikanischen Staaten 
noch mit den einzelnen Konferenzen. Für die Konferenzen ist er 
jetzt Mittelpunkt geworden und mit den einzelnen Staaten ist 
er jetzt dauernd durch die auf Beschluß der Rio-Konferenz bei 
allen Regierungen errichteten pan-amerikanischen Fachcomit^s 
verbunden, denen die Aufgabe obliegt, den Zusammenhang der 
einzelnen Regierungen mit Pan- Amerika zu pflegen und auf- 
rechtzuerhalten. Wer hierin den werdenden Körper noch nicht 
erkennt, dem fehlt das geistige Auge für solche Erscheinungen. 

Die Konferenz ist aber noch weiter g^angen, als ihre Zen- 
trale auszugestalten und zu stärken. Sie hat um sie herum noch 
eine Anzahl Organe geschaffen, die das Hauptorgan von anderer 
Seite her zu unterstützen berufen sind. Die Zentralen, die sie 
für besondere Zwecke in Montevideo ,in Habana und 
in Rio errichtet hat, die Kommisiionen, die sie geschaffen, 
und denen sie bestimmte Arbeit vorschrieb, wie der Kommtssion 
für Ausarbeitung eines teilvreis»en Kodexes für internationales 
Recht, die Kongresse, die sie angeregt hat, wie den neuen Sanitäts- 
kongreß, den neuen Kaffeekongreß, dies alles sind Organe, die 
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berufen erscheinen, den werdenden Körper zu entwickeln, Pan- 
Amerika zum Leben zu bringen. 

Das Bestreben nach Ausbau der Verkehrsmittel zu Wasser 
und zu Laiide maß zu einer Vervollkommnung und Vennehrung 
des Verkehrs führen. Die Arbeiten zur Vermehrung und Ver- 
einheitlichung der sanitären Maßnahmen, der Ausbau des inter- 
nationalen Privatrechts, die Versuche zur Festlegung des inter- 
nationalen Rechts überhaupt, die Maßnahmen zur Au&tellung 
von Statistiken und Übersichten aller Art, die Anregungen in 
bezug auf die Organisation des Erziehungswesens, und schließlich 
die Versuche, zu einer Vereinfachung und Regelung der Handels- 
institutionen zu gelangen, sind Unternehmungen j)rüduktiver 
Art, die schon im Anfangsstadium, schon als Wille Gutes wirken, 
und die alle den Keim für spätere Entwicklungsmöglichkeiten 
in sich tragen. 

Nicht gering einzuschätzen ist das auf der dritten Konferenz 
ganz besonders hervorgetretene Streben, ein Verhältnis zwischen 
den pan-amerikanischen Bestrebungen zu Europa zu gewinnen. 
Auf den früheren Konferenzen ist dies nie so deutlich zutage 
getreten. Ohne Zweifel ist diese Erscheinung darauf zurück- 
zuführen, daß die II. Haager Konferenz, auf der Pan-Amerika 
zum ersten Male vertreten sein sollte, unmittelbar bevorstand. 
Große Ereignisse werfen eben nicht nur ihre Schatten, sondern 
auch ihre Lichteffekte voraus. Das Friedenswerk von 1907 wirkte 
bereits ein Jahr vorher, indem es den amerikanischen Staaten 
Veranlassung gab, die europäischen Vorurteile gegen den Zu- 
sammenschluß der amerikanischen Staaten zu zerstreuen und 
klarzulegen, daß der Kampf um das erhöhte Wohlbefinden der 
Amerikaner auch einen Vorteil für Europa bildet. 

Ziehen wir noch einmal die Bedeutung dieser dritten Kon- 
ferenz zusanunen, so können wir Folgendes feststellen: Sie zeigt 
eine Entwicklung der politischen Reife der pan-amerikanischen 
Bewegung. Die Technik des internationalen Zusammenarbeitens 
ist vervollkommnet worden. Sie hat erwiesen, daß die Grund^tze 
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der Gemeiiischaftsaibeit der Nationen andere sein müssen ab bei 
den im Rahmen der internationalen Anarchie zeitweilig vor- 
genommenen gemeinsamen Handlungen. Sie hat das Vertrauen 
gefestigt, die Anerkennung des gleichen Rechtes aller zum Grund- 
satz erhoben und hat wieder einmal gezeigt, daß man den Fort- 
schritt nidit dnrdi kühne S|>ränge, sondern durdi ftnynsw»«*«» 
Entwicklung errdcht, die zunächst durch freiwilliges Zusammen- 
gehen einzelner Teile des Ganzen gefördert wird. Sie hat diurch 
die Ausgestaltung der Zentrale und durch die Schaffung neuer 
Nebenzentralen dargetan, daß es ein lebensfähiger und lebens- 
kräftiger Olganismus ist, der sich hier bildet. Durch Vernunft 
geführte Ordnung und Besonnenheit haben hier die richtigen 
Wege zum Ziele der internationalen Ordnung gewiesen. 
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V. KAPITEL. 

^ Nach der dritten Konferenz. 

(1907—1910). 

Pan-Amerika im ^aag. 

Standen schon die Beratungen der III. Konfeienz in Rio 
unter dem EinfluB der bevorstehenden Weltkonferenz im Haag» 
so t^tt diese auch in dem Zeitraum, der zwischen der dritten 

und vierten pan-amerikanischen Konferenz liegt, als das für den 
Pan-Amerikanismus wichtigste Ereignis in den Vordergrund. 

Am 15. Juni 1907 wurde im Haager Rittersaal die zweite 
Fr iedenskonf er enz eröfhiet. Es war die erste Konferenz 
von mondialem Umlange. — ^Herandvierag Staaten waren 
vertreten, darunter (abgesehen von Costa-Rica) sämtliche Re- 
publiken Amerikas. — Am Morgen vor Eröffnung der Konferenz 
hatten diese — soweit sie an der ersten Haager Versammlung 
nicht teilgenommen hatten — ihren Anschluß an die Haager 
Abkommen von 1899 unterzeichnet. Die Restdution von Mexiko 
war. damit erfüllt. 

Die Vertreter des lateinischen Amerika, die — wenn man 
von der Beteiligung Mexikos im Jahre 1899 absieht — zum ersten 
Male zur Zusammenarbeit mit den europäischen Staaten berufen 
waren, erweckten im Haag das größte Interesse. Sie enttäuschten 
futditbar; jedoch im vorteilhaften Smne. Denn die Anschauungen, 
die man sich über die Vertreter der lateinisch-amerikanischen 
Staaten gebildet hatte, entsprachen vollkommen jener Anschauung, 
die in Europa üblich ist, wenn es sich um Völker handelt, die 
man nicht näher kennt und von deren Wesen man keine Ahnung 
hat. Das Urteil fallt in solchen Fällen immer zum Nachteil der 
betreffenden Völker aus. Anpassungen, wie sie die Witzblätter 
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verbreiten, bestimmen dann die Denkart auch der gebildeten 

Menschen. Kein Wunder also, daß man auch die Südamerikaner 
vielfach nur als Rastaquou^res ansah, wie man sie aus „Le Rire" 
und „Vie Parisienne" imd aus den französischen Boulevard- 
stücken kannte. Ich .erinnere mich eines Feuilletons eines her- 
vorragenden deutschen Journalisten, das zu Beginn der Kon- 
ferenz in einer gelesenen Berliner Zeitung erschien tmd das die 
Südamerikaner vom Haag gewissermaßen als Hochstapler und 
Nichtstuer hinstellte. Wie groß war daher das Erstaunen, als man 
bald nach Beginn der Verhandlungen einsah, daß man sich getäuscht 
habe, daß man hochintelligente, mit europäischer Bildung durch- 
tränkte, ernste Staatsmänner vor sich sah, die genau wußten, 
was sie wollten, und denen man nur das Eine verübeln konnte, 
daß sie sich zu Förderern der fortschrittlichen Anschauungen auf 
der Konferenz machten. William T. Stead rief damals 
aus: „Im Haag wurde Südamerika zum zweiten Male entdeckt.*' 
In der Tat hat der amerikanische Einfluß, der des Nordens 
wie der des Südens, das Gewicht des Fortschritts auf der II. Kon- 
ferenz verstärkt. „Die Konferenz", sagte Baron d * E s t o u r - 
n e 1 1 e s in einem Interview ,,hat offen und offiziell die Über- 
einstimmung der Völker kundgetan, die die allgemeine Orga- 
nisation einer internationalen Justiz verfolgen. Diese Kimd- 
gebung von mehr als drei Viertel der Staaten des Erdballs ist 
der wunderbaren Einstinunigkeit der Republiken der neuen 
Welt zu verdanken. Das freie Amerika des Nordens und des Südens 
ist es, das dem liberalen Europa die Hand gereicht imd uns ge- 
rettet hat. Was besonders das südliche Amerika anbelangt, 
hat es glänzend sein Debüt in der offiziellen Gesellschaft der Staaten 
bestanden und hat sich unserer. Unwissenheit 
als eine mächtige moralische und intellek- 
tuelle Stütze enthüllt. Mit dankbarer Anerkennung 
haben wir die stets dehkate aber wirksame, beredte und oft ent- 
scheidende Intervention seinet Vertretungen begrüßt. Dank 

0 Oovftor d« ta ConÜNiMt «• U Pils. SO. Okt. 1807. 
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Amerika hat eine Mehrheit von 34 Staaten den im Jahre 1899 
verworfenen Grundsatz der obligatorischen Schiedsgerichtsbar- 
keit als ein Recht der Völker verkündet.'* 

Die Leistungen der Amerikaner im Haag werden daher 
auch nicht vergessen werden. Was Männer wie Choate» 
Scott und Buchanan, Saenz Pena, Drago, 
Barbosa, Triana, Gonzalo de Quesada, Este- 
va, de la Barra, Gil Fortoul, um nur einige zu 
nennen, dort für die Fortbildung des Völkerrechts und die Festi- 
gung des Friedens getan haben, wird in der Geschichte der Welt- 
organisation einen ehrenvollen Platz erhalten. Diese Vertreter 
der neuen Welt haben denen der alten gezeigt, daß sie ihnen an 
politischer Klugheit und wissenschaftlicher Bildung nicht nach- 
stehen; sie haben aber auch gezeigt, daß sie ihnen in bezug auf 
fortschrittliche Gesinnung weit überlegen sind. 

Die Vertreter der amerikanischen Staaten haben es ver- 
schmäht, auf der Weltkonferenz bescheidene Zurückhaltung zu 
üben. Sie machten mit Recht Anspruch darauf, nicht als Bevoll- 
mächtigte von Staaten zweiter Klasse gehalten zu werden. Des- 
halb beteiligten sie sich an allen Debatten, auch dort, wo sie nicht 
direkt interessiert waren und machten ausgiebigen Gebrauch 
von der Redefreiheit, wobei sich besonders der Vertreter Bra- 
siliens, Barbosa, hervortat. Hingegen unterliefien es die 
Vertreter der lateinischen Staaten, Initiativen zu ergreifen. Von 
einigen Ausnahmen abgesehen, gewährten sie den Vertretern 
der Union dabei den Vortritt. 

In zwei Punkten war die II. Haager Konferenz direkt eine 
Fortsetzung der pan-amer ikanischen Kon- 
ferenzen, insofern als sie Postulate dieser Konferenzen zu 
erfüllen sich bemühte. Es waren dies die Probleme eines allge- 
meinen obhgatorischen Schiedsvertrages und eines Abkonmiens 
Über die Eintreibung von Vertragsschulden durch Gewalt, deren 
Lösung die Konferenz von Rio de Janeiro von der Haager Kon- 
ferenz erhoffte. 

iu H. Med, Pui-AiMtlk«. 14 
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In der Kominiasioii, die sich mit der obligatorischen 
Schiedssprechung, bezw. mit der Umgestaltmig des 

Art. i6 der Haager Konvention zur friedlichen Beilegung inter- 
nationaler Streitigkeiten vom 29. Juli 1899 zu befassen hatte, 
lagen verschiedene mehr oder v^eniger weitgehende Anträge 
amerikanischer Staaten vor. Ein sehr weitgehender Vorschlag 
San BomingoSfderdie Schiedsgerichtsbarkeit ohne jede 
Einschränkung und ein Vorschlag Brasiliens, der wieder zuviel 
Beschränkungen forderte, wurden von der Kommission rasch 
abgetan. Ein Vorschlag Portugals, der mit anderen Vorschlägen, 
darunter auch einem der Vereinigten Staaten, vereinigt wurde, 
bildete den Untergrund der weiteren Beratungen. Ein besonderer 
Prüfungsausschuß hatte ^ch damit zu befassen. So wenig weit- 
gehend auch die obHgatorische Bindung in jenen Vorschlägen 
war, das Prüfungscomite konnte sich wie bekannt zu einer ein- 
stimmigen Annahme nicht aufraffen. In der Vollsitzung der 
Kommission, an die das Ergebnis des Prüfungsausschusses zu- 
rückgelangt war, traten die Vertreter Argentiniens (Drago) und 
der Vereinigten Staaten (Choate) entschieden für die Annahme 
des obligatorischen Vertrages ein. Es gelang ihnen jedoch nicht, 
die für die Annahme notwendige Einstimmigkeit zu erzielen. 
Bei der Abstimmung wurde der allgemeine obligatorische Schieds- 
vertrag mit 32 gegen 9 Stimmen bei 3 Enthaltungen angenommen. 
Pan-Amerika war dabei einheitlich für 'den 
Vertrag eingetreten. Er wurde jedoch trotz des leb- 
haften Protestes des Vertreters der Union, der darin eine Ver- 
gewaltigung der Mehrheit durch eine Minderheit erbückte, nicht 
vor das Plenum gebracht. Der Wunsch der Konferenz von Rio, 
blieb trotz der erzielten Obereinstimmung der Vertreter aller 
amerikanischer Republiken unerfüllt. Die Hoffnung» die 
man auf die Weltkonferenz gesetzt hatte, erwies sich als 
trügerisch. Das Schwergewicht der von Deutschland geführten 
Opposition verhinderte den ersehnten Fortschritt. 

Einen besseren Erfolg hatte das andere pan-amerikanische 
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Postulat, die erwünschte Regelung über die Anwendung 
der Gewalt bei Eintreibang öffentlicher 
Schulden. Die Konferenz von Rio hatte — wie oben er^ 
wähnt — nicht direkt die Verweisung dieses Problems vor die 
Haager Konferenz beschlossen, sondern den einzelnen amerika- 
nischen Staaten anheimgestellt, dies zu tun. Die Vereinigten 
Staaten ergriffen nun im Haag die Initiative. Sie hinterlegten 
am 2. JuU einen Vorschlag, der swar von dem südamerikanischen 
Grundsatz etwas abwich, diesen aber doch in seinem Haupt- 
punkte vertrat. Die sogenannte Drago-Doktrin forderte wie be- 
kannt ein allgemeines Verbot der Gewaltanwendung bei Kon- 
flikten, die sich aus Geldangelegenheiten ergeben. Wahrscheirüich 
wurde im amerikanischen Antrage der europäischen Psyche 
Rechnung getragen, wenn darin zunächst nur von einer Be- 
schränkung der Gewaltanwendung die Rede war und auch 
nicht für alle aus Geldforderungen sich ergebenden Konflikte, 
sondern nur für solche, die aus einem öffentlichen Vertragsver- 
hältnis herrühren. 

Der von General Porter unterfertigte Vorschlag ging 
dahin, daß Gewaltmaßnahmen zwecks Eintreibung vertraglicher 
Sdiulden gegenüber einem Staate, seitens des anderen Staates, 
dessen Angehöriger der Gläubiger ist, nur dann gestattet sein 
sollen, wenn nach vergeblichem Versuch einer diplomatischen 
Beilegung der schuldnerische Staat die Unterwerfung der Frage 
unter ein Schiedsgericht verwdgert, beziehungsweise eine dahin- 
gehende Aufforderung unbeantwortet läßt, oder wenn der schuld- 
nerische Staat dem Schiedsurteile keine Folge gibt. 

Wie man sieht, soH die Gewaltanwendung durdi diesen 
Vorschlag unter Umständen sogar als legitim bezeichnet werden. 
Dagegen opponierte in erster Linie der Vertreter Argentiniens, 
der mittelbare Urheber des Problems, Dr. D r a g o. Er macht 
dem nordamerikantscfaen Vorschlag den Vorwurf, daß durch Sm 
die Anwendung von Zwangsmittehi einen gewissen Rechstitel 
erhalte. „Es dürfe abernichtanerkannt werden, 
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daß der Krieg jemals ein Rechtstitel sein 
k ö n n e." Dr. Drago, der seine Anschauung in einer großen, von 
staatsmannischftin Geiste geführten, Rede auseinandersetzte, 
machte eimge Vorbehalte, denen auch andere amerikanische 
Staaten beistimmten. Ohne sein Eintreten für den Entwurf 
wäre dieser aber sicherlich von den anderen lateinischen Staaten 
nicht angenommen worden. Auf die interessanten Debatten 
einzugehen, ist hier nicht der Ort. Es sei nur festgestellt, daß die 
südamerikanischen Staaten dabei ausführlich und allgemein 
ihren Standpunkt geltend machten, handelte es sich doch um eine 
von ihnen angeregte und sie in erster Linie interessierende Ange- 
legenheit. ,,Es darf aber gleich betont werden", sagt O. N i p- 
pold „daß diese Diskussion sich zum Teil auf einer ganz 
hervorragenden Höhe bewegte und daß einige wirklich rhetorische 
Meisterstücke diesem Gegenstand gewidmet waren". Das Co- 
mit6 erledigte die Angelegenheit nach kürzer Beratung. Im 
Plenum wurde dann der Entwurf mit 39 Stimmen bei 5 Enthal- 
tungen angenommen. Von amerikanischen Staaten enthielt sich 
nur Venezuela der Abstimmung. Hingegen machten acht süd- 
amerikanische Staaten Vorbehalte, die jedoch den Tenor der 
Vereinbarung nicht erschüttern. 

Durch dieses Abkommen wurden folgende völkerrechtliche 
Bestimmungen festgelegt: 

Bei der Eintreibung von Vertragssohulden, die bei der Regierung 
eines Landes von der Regierung eines anderen Landes für deren 
Angehörige eingefordert werden, verpflichten sich die Vertragsmächte, 
nioht Kor WaKengefwalt zu sobmten, 

1. mnn dier Sohuldnentaat eia Anerbieten aohSedBgBriditliohBr 

Erledigung ablehnt oder unbeantwortet läßt, 

2. wenn er im Falle der Annahme dm AbaoUud des Schieds- 
verträge» vereitelt, 

3. wenn er nach dem Schiedsverfahren dem Schiedsspruch nioht 
impWcnintiit» 
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Die Sduednpfednmg ist den Beetimmaiigeii dee Haager Ab- 
kommens mr Imdlklien Ezledigiiag intematmuder StraiMUle unter- 
woffen* 

Die hohe firiedensrechtUcfae Bedeutung dieses Abkommens 
ist nicht zu verkennen. Wenn es auch die Gewaltanwendung 

unter bestimmten Voraussetzungen ausdrücklich zulässig erklärt, 
so bildet es im Grunde doch einen obligatorischen Schiedsvertrag 
für gewisse Streitigkeiten, Die Zulässigkeit der Gewaltanwendung 
ist darin nichts anderes ab das Zwangsmittel zur Schiedsge- 
richtsbarkeit. 

I>nrdi die Annahme dieses Abkommens ist ein in der Haupt- 
sache pan-amerikanisches Problem seiner Lösung zugeführt worden, 
ist ein Ergebnis pan-amerikanischer Vorarbeit erzielt worden, 
das durch die Zustimmung der Staaten Europas und Asiens die 
universelle Anerkennung und Garantie eriiielt. Es war dies, wie 
ein hervorragender amerikanischer Jurist^) mit Recht erklärt, 
der erste und formelle Einzug der Monroe- 
Lehre in das öffentliche RechtEuropas und 
Amerikas. 

Die Resolution von Rio de Janeiro hatte damit ihre Er- 
füllung erhalten. 

In dem Kampfe um die Erriditung eines wirklich 

ständigen Schiedshofes neben dem nur der Be- 
zeichnung nach ständigen Schiedshof im Haag waren die ame- 
rikanischen Staaten in hervorragendem Maße beteiligt. Der 
Vorschlag ist (neben einem von Rußland unterbreiteten) von der 
Vertretung der Vereinigten Staaten ausgegangen. Er kam trotz 
der an den Tag gelegten groBen Sympathien der europäischen 
Großmächte nicht zustande, weil eine Einigung über die Funk- 
tionsdauer der Richter, die für die Großmächte 12 Jahre, für die 
anderen Staaten 8 — 2 Jahre hätte betragen sollen, nicht er- 
zieh wurde. Die lateinisch-amerikanisdien Staaten sahen darin 
eme Durchbrechung des (kundsatzes von der Gkkfahdt der 

>> James Browtt Bttolt» Work of tbe SMoad Hafue PeMe Confareaoe in 
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Staaten und ließen das Schiedshofprojekt zum Torso weiden. 
Die Führung der Opposition übernahm mit viel Geschick und 
Beredtsamkeit der Vertreter Brasiliens, Dr. B a r b o s a , der 
sowohl Gegner des Planes eines zweiten Schiedshofes war, wie 
Gegner der nngleicheii Art der Funktionsdaner der Richter, die 
die verschiedenen Staaten stellen sdlten. In seiner denkwürdigen 
in der I. Kommission gehaltenen Rede vom 9. Oktober 1907 
führte er aus, daß man den Rang der Staaten 
nicht nach ihren militärischen Verhält- 
nissen ordnen dürfe. «»Betrachten Sie nur'*» so 
sagte Barbosa, ,,die Folgen einer solchen Anschaunngp die 
von ntm ab noch furchtbarer sein müßten als früher. Vor 
imgefähr drei Jahren noch entdeckte Europa an seinem 
politischen Horizont nur die Vereinigten Staaten als eine Art 
europäische Abglanz und als die einzige nicht zu umgehende 
Vertretung des Westens. Asien und das lateinische Amerika 
waren fast nur geograiihische Bezeichnungen. Eines schonen 
Tages bemerkte man unter allgemeinem Staunen eine er- 
schreckende Erscheinung im Orient. Es war die unerwartete 
Geburt einer Großmacht. Durch das Tor des Krieges, 
das es mit seinem Schwerte erzwang, war Japan in das euro- 
päische Konzert eingetreten. Uns Staaten des lateinischen 
Amerikas, nns hat man eingeladen, durch das Tor des 
Friedens in dieses Konzert einzutreten. Wir haben die 
Schwelle dieses Tores auf dieser Konferenz überschritten, und 
Sie haben Gelegenheit gehabt, uns als Arbeiter des Friedens 
und des Rechts kennen zu lernen. Wenn wir uns nun enttäuscht 
finden, und man uns mit der Er&hrung von sich stößt, daß die 
internationale GrOfie nur nach der Stärke der Waffen gemessen 
wird, dann würde durch Dir Hinzutun das Ergebnis der II. Friedens- 
konferenz eine Umkehrung der politischen Strömung der Welt 
im kriegerischen Sinne sein, indem sie uns dazu treiben, in großen 
Armeen und in großen Marinen die Anerkennung unserer Stellung 
zu suchen, die wir durch unsere VoUcazalil, durch unsere InteDi- 
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genz und durch unsem Reichtum vergeblich zur Geltung zu 
bringen versucht haben." 

Diese Worte seien hier deshalb besonders hervoigehoben, 
weil sie die Situation der lateinischen Amerikaner auf der zweiten 
Konferenz hell beleuchten und deutlich zeigen, wie man diese 
aufetrebenden Staaten dort zu beurteilen geneigt war, und wie 
sie mit der Sprache modernen Geistes ihre Stellung geltend zu 
machen verstanden haben. 

Der Kommission blieb nichts anderes übrig, als den in seinen 
Details ausgearbeiteten Entwurf eines wirklich ständigen Schieds- 
hofes den Mächten zur Annahme und seine Errichtung für den 
Zeitpunkt zu empfehlen, sobald es ihnen gelungen sein wird, 
dne Übereinstimmung bezüglich der Richterwahl zu treffen. 

Bei der Abstimmung im Plenum wurde dieser „Wunsch** 
mit 36 Stimmen bei 6 Enthaltungoii angenommen. Von ame- 
rikaniscfaen Staaten hatte sich nur Uruguay der Stimme 
enthalten. 

Auf dem Gebiete der Schiedsgerichtsbarkeit war ein weiterer 
wichtiger Fortschritt südamerikanischer Initiative zu danken. 
Der auf der ersten Konferenz angenommene Artikel 27 des 
Abkommens zur friedliche Beilegung internationaler Streitig- 
keiten sah vor, daß die Vertragsmächte die Pflidit übernehmen, 
zwei im Streite befindUchen Parteien die Anrufmig des Schieds- 
hofes zu empfehlen. Ein Vorschlag des Vertreters von Peru, C a n - 
d a m 0 , regte an, daß es femer auch jeder einzelnen im Streite 
befindhchen Partei gestattet sein solle, dem Schiedsbureau im 
Haag ihre Bereitwilligkeit zur schiedsgerichtlichen Lösung des 
Streites mitzuteilen. Der peravianische Antrag, der auch von dem 
Vertreter Chiles auls wärmste unterstützt wurde, gelangte zur 
Annahme und wurde dem Haager Abkommen einverleibt. 

Bei den Beratungen über den internationalen 
Prisengerichtshof, bei dem die Beteiligung der Staaten 
an den Richterstellai ebenfeUs nadi verschiedenen Abstufungen 
gedacht war, protestierten die amerikanischen Staaten in der 
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Mehrzahl gegen die Durchbrechung des Grundsatzes von der 
Staatengleichheit. Der Vertreter Brasiliens, Dr. B a r b o s a , 
der auch hier die Fülirung übernahm, lehnte bei der Abstimmung 
im Plenum den Entwurf sogar ab. Die ungleiche Funktionsdauer 
der Richter wurde dennoch beibehalten. Das Abkommen ge- 
langte im Plenum mit 37 Stimmen bei einer ablehnenden Stimme 
(Brasilien) und 6 Enthaltungen zur Annahme. Zu dem die 
Richterwahl betreffenden Artikel haben fast alle lateinisch-ame- 
rikanischen Staaten Vorbehalte gemacht. 

Es erübrigt sich, die Stellung der amerikanischen Staaten- 
welt zu den anderen Beratungspunkten der II. Haager Kon- 
ferenz darzulegen. Das Problem der Rüstungsbeschränkung 
wie die zahlreichen das Kriegsrecht betreffenden Punkte hatten 
für die Amerikaner — abgesehen von den Nordamerikanem — 
keinerlei aktuelle Bedeutung. Die Vertreter der lateinisch-ame- 
rikanischen Staaten beteiligten sich wohl an den Debatten, traten 
dabei aber nidit in den Vordergrund. Es zeigte sich hier sogar 
manchmal ein Gegensatz zwischen Süd und Nord. Bei der Be- 
ratung des nordamerikanischen Antrages auf Beseitigung des 
Kaperrechtes in der IV. Kommission hielt der kolumbische Ver- 
treter Tri an a eine Rede, die nicht nur deshalb interessant 
ist, weil sie einen sokfaenGegensatz bekundet, sondern auch durch 
die Stellungnahme zu den Versudien der Humanisierung und 
Reglementierung des Krieges. 

„Es ist offensichthch", betonte der südamerikanische Staats- 
mann, „daß für Länder, wie das unsrige, die keine Handels- 
marine und fast keine Kriegsmarine besitzen, die aber in der 
Stunde des Krieges, die letztere zu vermehren vermögen, mit 
der Zustimmung zur Beseitigung des Kaperrechts von feind- 
lichem Privateigentum zur See, alles zu verHeren und nichts 
zu gewinnen ist. Es ist klar, daß eine Macht, die eine Kri^smarine 
besitzt, und eine Handelsmarine, die in allen Ozeanen mit ab- 
soluter M^ksamkeit zu sichern, ihr unmögUch ist, sich geneigter 
fühlen wird, uns mit Krieg zu überziehen, wenn sie weiß, daß 
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wir uns durch die Annahme des Vorschlages von Mr. C h o a t e , 
die Hände gebunden haben, und daß wir nur solche Repressalien 
ausüben könnten, die sehr kostspielig wären. 

Es ist demnach die Ausübung jener Praids, die der Antrag 
Choate abzuschaffen versucht, ein Element unserer 
Verteidigung. Herr Choate sagte uns zwar, daß dies ein 
Erbe der alten Piraterie sei; das ist richtig, wie es richtig ist, daß 
der Krieg nur ein organisierter Mord ist. Wir behalten uns aber 
dieses Recht auch nur für den Augenblick vor, wo das normale 
Leben aufgehört hat. Wir können uns einfach nicht die Hände 
gerade in jenem Augenblick binden, wo die Gerechtigkeit ver- 
schwinden muß, um von der Gewalt ersetzt zu werden, wo die 
Barmhensigkeit die Augen verschleiert und die rohe Kraft die 
oberste Herrschaft ausübt.** 

In der letzten Sitzung der II. Haager Kon- 
ferenz erhielten, nachdem der Präsident bereits die Schluß- 
rede gehalten hatte und die üblichen Dankesbezeugungen erledigt 
waren, noch zwei Südamerikaner das Wort. Dieser Umstand 
ist allein bezeichnend für die Stellung, die sich die lateinischen 
Amerikaner während der viermonatigen Beratungen errungen 
hatten. Bezeichnend ist auch der Inhalt dieser Reden für den 
Geist, der die Vertreter des politisch neu entdeckten Kontinentes 
im Haag geleitet hat. ,,Wir haben einen Fortschritt erreicht", 
sagte der Vertreter Argentiniens, der jetzt eben zum Prä- 
sidenten dieser Republik erwählte Saenz Pena, „aber wir 
sind noch fern vom Ziel. Warum? Weil die Scfaiedsgeridits- 
barkeit die Rechtsform der Zukunft ist, die in der Gegenwart 
noch ihre endgültige juristische Formel sucht. Wir sollten uns 
nicht den Vorwurf machen, die Zeit und die grundlegende Ent- 
wicklung der Ideen nicht überholt zu haben Solange 

man nicht den Ideen auf den Grund gegangen sein wird« um das 
neue licht eines vernünftigen und wissenschafüicfaen Grund- 
satzes aufkommen zu lassen, werden wir die Knegsgebräuche 
menschlicher machen können, aber wir werden damit 
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keineswegs das Gesetz der Menschlichkeit 
verkünden. Wir brauchen eine internationale Situation 
der Welt im emen ungeschändeten Frieden." 

Der Vertreter Cahunbiens, Tri an a, drtkkte besonders 
seine Befriedigung über die Stellung aus, die man den Vertretern 
des lateinischen Amerikas eingeräumt hatte. „Wir Vertreter 
des lateinischen Amerikas werden unseren Völkern sagen köimen", 
so führte er aus, „daß wir unseren Platz innütten der großen 
und alten Mächte der Erde eingenommen haben, daß wir dabei 
unsere Pflicht erfüllt haben, und dafi man von nun ab auf uns als 
auf nützliche Elemente zugunsten all der Bemühungen des Fort- 
schrittes wird rechnen können. Man bewies eine große politische 
Klugheit, indem man uns gestattete, in dieser Versammlung 
eine Stimme zu haben. Es gibt unter den Nationen wie unter den 
Individuen solche, die sich inmitten des Au&tiegs befinden, 
andere wieder, die eben kaum begomien haben. Die Möglich- 
keiten der Zukunft wiegen aber den Ruhm der Vergangenheit 
und die bereits erreichte Macht auf. Die Kleinen von heute können 
die Großen von morgen sein. Wir können mit vollem Recht 
den Platz unter den Nationen einnehmen, wenn es sich darum 
handelt, die Mißbrauche z^ beseitigen, die die Mensclien bedrüdcen, 
tmd darum, ihnen eine glückliche Zukunft zu bereiten. Denn 
wir können allen Enterbten des Schicksals, allen Schiffbrüchigen 
des Lebens, einen Platz an der Sonne, ein freies Heim auf der 
unendlichen Ausdehnung eines Kontinentes bieten, wo die gütige 
Vorsehung mit verschwenderischer Hand alle ihre Gaben und 
alle Wohltaten ausgestreut hat. Allen Menden des Weltraumes 
sind unsere Ebenen offen, unser Gebiet ist allen Strömungen des 
Lebens, allen Wanderungen der Menschen geöffnet. Bevor die 
erste Hälfte dieses Jahrhunderts abläuft, ist das lateinische 
Amerika berufen, eine Konstellation großer und mächtiger 
Staaten zu bilden. Indem wir diesen Tatsachen Rechnung 
trugen, haben wir unsere liistoirische Rolle auf dieser Konferenz 
begriffen. Wir sind &o Depositare der Zukunft, die WSditer 
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der politischen Unabhängigkeit und der Freiheit von Millionen 
Menschen, die kommen werden, unsere Gebiete zu bevölkern/* 
Dieser Art waren die letzten Worte, die die im Haag ver> 
sammelten Vertreter aller Regienmgoi der Welt vor üunem 
Scheiden noch zu hdren bekamen. Latemisdi-Amerika hat sich 
ihnen noch eindringhch in Erinnerung gebracht, hat seinen Willen 
zum poHtischen Leben, seinen Eintritt in die Weltorganisation 
als organisatorische mid friedensbhngende Kraft mit Elan be- 
kündet. 



Die Organisation Zentral-Amerikas. 

Ein weiteres für die Entwicklung des Pan-Amerikanismus 
hochbedeutendes Ereignis, das sich in seiner neuesten wichtigen 
Phase zeitlich unmittelbar an die Haager Versammlung an- 
schließt, bildet ein unter ganz besonderen Umständen einge- 
tretener Organisationsvorgang bei den durch Bürgerkämpfen 
arg erschütterten Republiken Zentral- Amerikas. 

Die Organisationsbestrebungen jener fünf Republiken, die 
das zwischen dem karibischen Meer und dem stillen Ozean 
gelegene Gebiet Zentral-Amerikas einnehmen, laufen mit der 
pan-ameiikanischen Bewegung parallel; in ihren Kämpfen wie 
in ihren wiederholten Versuchen, zu einem organischen Zusammen- 
leben zu kommen, bilden diese fünf Staaten ein verkleinertes 
Abbild des Pan-Amerikanismus. Die Entwicklung dieser eigen- 
tümlichen Staatengruppe zeigt aber auch in anderer Weise den 
wohltuenden Einfluß der fortschreitenden pan-amerikanischen 
Idee, die versöhnend und organisierend auch auf die Teile des 
großen Ganzen einwirkt. 

Eine wechselreiche Geschichte haben diese unglücklichen 
in einem fast ewigen Krieg befindüchen Staaten durchzumachen 
gehabt, seitdem sie sich im Jahre 1822 von der spanischen Herr- 
schaft befreiten. Im Jahre 1824 waren sie in einer zentral-ame- 
rikanischen Republik vereint. Vom Jahre 1838 bis 1847 fiel ein 
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Staat nach dem andern «ab und machte sich selbständig. Kaum 

aber war die Union zerfallen, begannen die Versuche zu ihrer 
Erneuerung. Vorübergehend waren drei von den fünf Staaten 
zu einer ,,2^ntral-amerikanischen Republik" vereinigt. In den 
Jahren 1862 und 1876 wurden Versuche zu einer neuen Union ge« 
macht, die jedoch scheiterten. Am 20. Januar 1887 gelang es dem 
General Barillas, Präsidenten von Guatemala, einen zentral- 
amerikanischen Kongreß zu versammeln, der einen engeren 
Zusammenschluß versuchte und der dazu führte, daß am 15. Ok- 
tober 1889 ein Vertrag abgeschlossen wurde, der einen allmählichen 
Übergang der fünf Einzelstaaten in eine »»Republik von Zentral- 
Amerika" vorsah. Wie immer machte aber wieder ein Krieg, 
der zwischen zwei Vertragsteilnehmem ausbrach, der Absicht 
ein vorzeitiges Ende. Am 20. Juni 1895 wurde zu Amapala von 
Honduras, Nicaragua und Salvador eine Union 
abgeschlossen zur Gründung der zentral-amerikanischen Re- 
publik. Ein Landtag wurde eingesetzt, die Beamten wurden 
ernannt und am 27. August 1898 wurde von der General-Ver- 
sammlung der vereinigten Republiken eine Konstitution ange- 
nommen. Wieder brach in einem der beteiligten Staaten eine 
Revolution aus und alles stürzte zusammen. 

Am 20. Januar 1902 schlössen Costa-Rica, Hondu- 
ras, Nicaragua und Salvador zu Corinto einen 
Friedens- und obligatorischen Schiedsvertrag, der einen stän- 
digen Schiedshof vorsah. Es wurde der Wunsch ausgedrückt, 
daß dieser Vertrag zu einer Union aller Republiken führen möge 
und daß Guatemala eingeladen werden solle, sich dem 
Vertrage anzuschliefien. 

Im Mai 1906 brach in Guatemala eine Revolte gegen 
die Regierung des Präsidenten Cabrera aus. San Salvador 
soll die Rebellen unterstützt haben, und Honduras mischte 
sich in den Streit mit ein. Die Gefahr war groß, daß alle fünf 
Staaten zu einem Kriege kommen würden. Die dritte pan-ame- 
rikanische Konleienz war für den 23. JuH nach Rio de Janeiro 
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einberufen, und es bestand die Furcht* daß die kriegerischen 
Untemehmungen der drei Kleinstaaten das Friedenswerk zu be- 
drohen geeignet waren. Da boten Präsident Roosevelt 
und der Präsident von Mexiko, Porfiras Diaz, vereint 
ihre guten Dienste an, die am i6. Juli 1906 von den Kriegfüh- 
renden angenommen wurden. An Bord des nordamerikanischen 
Kriegsschiffes „Marblehead" kam es infolge dieser Einmischung 
am 20. Juli 1906 zu einem Friedensschlüsse, indem sich die drei 
kriegführenden Republiken unter anderem verpflichteten, künf- 
tige Streitigkeiten der Schiedsgerichtsbarkeit der Präsidenten 
der Vereinigten Staaten und von Mexiko zu unterwerfen. Ein 
Friedens-, Freundschafts- und Handelsvertrag sollte innerhalb 
zweier Monate abgeschlossen werden. Die am Kriege nicht be- 
teiligt gewesenen Staaten Costa-Rica und Nicaragua 
gaben diesem Vertrage ihre moralische Zustimmung. 

In Verfolg des Friedensschlusses an Bord der ,,Marblehead** 
fand zwischen dem 15. — 25. September 1906 in San Jose 
unter dem Vorsitz des Ministers des Auswärtigen von Costa- 
Rica, Luis Anderson, eine Konferenz der zentral-amerika- 
nischen Staaten statt, von' der sich nur Nicaragua fernhielt. 
Am 25. September kam es zwischen den vier beteiligten Staaten 
zu einem umfangreichen Abkommen, worin diese zunächst sich 
verpfUchteten, bei zwischen ihnen entstehenden Schwierigkeiten 
die Präsidenten der Vereinigten Staaten und von Mexiko anzu- 
rufen und diesen die schwebenden Fragen zur schiedsgerichtlichen 
Beilegung zu unterbreiten. Der Wunsch nach Wiedererrichtung 
einer zentral-amerikanischen Union kam deutlich zum Aus- 
druck. Die Vertragsstaaten verpflichteten sich ,,iliren moralischen, 
intellektuellen und industriellen Fortschritt zu stärken, um so 
ihre Interessen auszugleichen, wie es sich für Schwesterstaaten 
gehdrt". Abkommen über die Behandlung der Staatsangdiörigen 
der Vertragsstaaten wie Angehörige des eigenen Landes, über 
die Bevorzugung der Handelsschiffe der Vertragschließenden, 
und über die Auslieferung wurden getroffen und auI3erdem ver- 
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einbart, daß der Aufenthalt politischer Flüchtlinge an den Grenzen 
jener Länder, deren Frieden sie zu stören suchen, von jedem 
Vertragsstaate verhindert werden soll. 

Schließlich kam iiian überein, in Guatemala spätestens bis 
ztim 15. September 1907 ein Bureau der zentral-amerikanischen 
Republiken zu errichten, das die Beziehungen der vier an dem 
Vertrage beteiligten Staaten inniger gestalten sollte. In Costa- 
Rica sollte die Errichtung eines zentral-amerikanischen päda- 
gogischen Institutes die Vereinheitlichung des firziehungswesens 
aller vier Republiken fördern. 

Kaum war dieses hoffnungsvolle Abkommen imterzeicfanet« 
machten es neue Unruhen zunichte. Aber das allgemeine amerika- 
nische Interesse an der Aufrechterhaltung des kontinentalen 
Friedens war doch schon zu groß, als daß man die unseligen 
Staatengebilde ihrem Verhängnis überlassen hätte. Wieder 
griffen die Präsidenten der Vereinigten Staaten und von Meadko 
mit einer freundschaftlichen Vermittelung ein, die bezeichnender 
Weise von den beunruhigten Staaten gern und sofort angenommen 
wurde. In einem im Staatendepartement der Vereinigten Staaten 
zu Washington unterzeichneten Protokoll vom 17. September 1907 
verpflichteten sich die Vertreter aller fünf Staaten Zentral-Ame- 
fikas (Nicaragua war dem Protokoll beigetreten) zur Abhaltung 
einer zentral-amerikani sehen Friedenskon- 
ferenz, die in den Monaten November und Dezember in Gegen- 
wart der Vertreter der Vereinigten Staaten und von Mexiko 
in Washington statthaben soDte. 

Artikel I des Protokolls stellte lest, daß die Präsidenten 
Diaz und Roosevelt allefünf Republiken zu jener Friedens- 
konferenz einladen werden, um ,,die Gnmdlage eines dauernden 
Friedens zwischen ihnen zu errichten". 

Am 12. November 1907 trat die zentral-amerika- 
nische Friedenskonferenz in Washington zu- 
sammen. Die Räumlichkeiten des intematicmalftn Bureaus der 
amerikanischen Republiken waren für die Beratungen zur Ver- 
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fögmig gestellt worden. In den beidoi ersten Sitzungen wurde 
die Geschäftsordnung festgestellt, und die Vorbereitungen für 
die Organisation getroffen. Der in Washington beglaubigte Ge- 
sandte von Mexiko und der Staatssekretär E 1 i h u R o o t , 
wohnten der Eröffinung bei. Der große Friedensdiplomat hatte 
wieder einmal Gelegenheit, ein Friedenswerk, an dessen Zustande- 
kommen er den Hauptantefl hatte, zu inaugurieren. Die von ihm 
bd dieser Gelegenheit gehaltene Rede hatte folgenden Wortlaut : 

„Als Chef der auswärtigen Politik desjenigen Landes, in dem 
Sie vereinigt sind, obliegt es mir, diese Versammlung zu eröffnen, 
und ihr bis zur endgültigen Organisation zu piiaidieraii. GMeh su 
An£cmg will ioh Dmen tarn Aoadrook bringen, wie sehr die Begienuig 
der Vereinigten Staaten die hohe Ehre zu würdigen weiß, die Sie ihr 
durch die Wahl von Washington als Stätte Ihrer Arbeit zugunsten 
der Herrschaft von Frieden, Ordnung und Brüderlichkeit zwischen 
den Völkern Zentral-Amerikas erwiesen haben. Es ist im höchsten 
MaBe befriedigBud für die Venii^gtai Stuten, wenn Sie empfinden 
sollteD, daß Sie hier eine gfinetige Atmosphbe finden werden für 
die Entwiokelung der Friedens- und Einigkeits-Ideen, für den Fort- 
schritt und die gegenseitige Hilfsbereitschaft an Stelle von Krieg 
und Revolution und der Hemmung der Grundsätze von Freiheit 
und Gerechtigkeit. 

Soweit als ein aufrichtiger und freundschaftlicher Wunsch für 
tan Eifdg Ihrer Arbeiten eine günstige Atmosphäre zu liefern ver- 
nag, werden Sie ihn riobecUoh hier finden. Die Bewohner der Ver- 
amgten Staaten ^anben ehrlich an jene Grundsätze, die Sie der 
FShrong der internationalen Angelegenheiten in Zentral-Amerika 
anzupassen suchen. Sie wünschen aufrichtig den Triumph der Freiheit 
und Ordnung überall in der Welt. Besonders wünschen sie aber, 
daß sich alle unsere Schwesterrepubliken der westlichen Halbkugel 
•Der jener Segnungen er&eoen, die der Befolgung jener GnmdriUse 
znteilwinL Und wir f^nben tener, dafi es vom eipnrtiMta 
punkte aus in unseren eigenen Interessen gelten sein wird, wenn 
ich die Staaten Zentral-Amerikas guten Gedeihens und Forteohritto 

erfreuen werden. 

Die Völker der Vereinigten Staaten von Mexiko und der Ver- 
einigten Staaten von Amerika erfreuen sich jetzt großer Vorteile 
< wm dem gegenseitigen Henddeanetanaeh und dem frenndeohaft- 

Ikdien VeilDafar swindim den beiden IJhidein. Gedeihoa, zunehmender 
> Wohlstand, Erfolg der UntemehmuQgen, lauter Ei^bnisae einer 

klugen Anwendung des Wohlstandes werden den Völkern beider 
Länder durch den freundschaftlichen Verkehr zuteil, der für das 
V<^ des einen Landes das Gedeihen des andern nutzbar macht. 
Wir in den VeninigtMk Staalen wlien hödhst i^fiokfieh, wenn die 
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aeptaral-amerikaniichen Staaten mit gröfierar Gesohwindigkeit die 
Pfade des Wohlesgebens und des FortsohrittB emporklimmeii 

wfirden, damit wir durch Handel und freundschaftlichen Verkehr 
an Ihren Erfolgen Anteil haben und Ihnen durch unser « gw m Ge- 
deihen helfen könnten. 

Veranlaßt durch die zahlreichen Mißerfolge, die die Völker von 
Zentral-Amerika bei der Errichtung dauernder Abkommen bisher 
gehabt haben, kann man nioht umhin, apguerkfnnwn, dafi die rou 
ihnen nntemomniMM Aufgabe nicht looht ist. Oft ist der VeiBuoh 
gemafoht woiden, und doch sohienen die Abkommen, die ausgearbeitet, 
unterzeichnet und ratifiziert wurden, ins Wasser geschrieben zu 
sein. Dennoch kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
wir zu mindest an die Schwelle glücklicherer Zeiten für Zentral- 
Amerika gekommen sind. Ich setze großes Vertrauen in die Hoffnung, 
daß in dem laageaLeul dsrZeit» dnndi die hintewmandftr folgeodflii . 
miQg^Qektea Vstmefae, dnxeh die EnielMmg des Volkes, dnidi die 
ermutigenden Beispiele, die Sie jetzt mehr denn früher umgeben, 
schließlich doch ein Erfolg erreicht werden wird. Ehirch die Ver- 
bindung all dieser Umstände stehen Sie jetzt an einem Wendepunkt 
in Ihrer Geschichte, wo es für Sie mögUch ist, einen Fortsohritt zu 
verwirkUohen, der von Daner sein wird. 

Es würde sich schlecht schicken, wollte ich versuchen, Ihnen 
vorznaohlagen oder Anregimgen sn geben, wriohe 'Schritte Sie 
unternehmen aoUten, doch möchte ich bemerken, dafi, de GSe «i Ab- 
kommen gelangen verden, die, wie ich überzeugt bin, aus der Über- 
einstimmung Ihrer friedlichen Bestrebungen im strengsten Recht- 
sinne hervorgehen werden, das Wichtigste für Sie sein wird, auch 
einige praktische Methoden zu ersinnen, die die Durchführung 
jener Abkommen zu sichern imstande sein «enkn. Die ladi^he 
BrUlning eUgemeinor Granda&tee» die btofie Veninbenuig über 
die Biehtong der Politik und des Verhaltens sind von geringem Wert, 
wenn nioht praktische und endgültige MaB- 
nahmen vorgesehen werden, bei denen die Ver- 
antwortung für das Mißglücken der Verein- 
bernng auf eine bestimmte Person fällt, und 
dasSffentlioheBmpfindenTon Zentral» Amerika 
in die Lage gese-tst wird, die Verletzung des 
Abkommens zu verhindern. Die Eridinmg, daß «n 
Mensch im Besitze seiner Freiheit ist, würde uns in unserem Lande 
wenig nützen, wenn nicht das Habeas-(Jorpus- Reskript es einem 
besonderen Kichter zur Pflicht machte, im Falle einer Anrufung 
die Unaohe der Inhaftiemng sn mitenucben und dem Gsfangenoa 
die IVeibeit wieder tu geben, wenn dieser unTSohtmSBig zurückgehalten 
/' wird. Die Vorschrift, daß ein Ifienaoh asinss Eigentums ohne redit- 
mäßiges Verfahren nicht beraubt werden soll, würde nur geringen 
Wert haben, wenn es nicht eine praktische Vorschrift gäbe, die es 
einem besonderen Beamten zur I^hoht macht, jeden Versuch zu ver- 
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hiiftdBRiy d ti-P jornand 4 ii f Eigsntmii iijgml "jTw^ itfinwnlif gi Kimo 
veohtmaOiges Verfahren fortnehmen konnte. 

Praktische, bestimmte Methoden sind zu finden, durch die Sie 
es zu jemandes Pflicht machen, darauf zu sehen, daß die großen 
Grundsätze, die Sie erklaren, auch nicht verletzt werden, durch die 
jeder Versuch, sie zu verletzen» der Verantwortlichkeit eines schul» 
digen lodividanmi snftllt» Dieser Art müssen meiner Ansieht naeh 
die Probleme sein, denen Sie sieh ganz besonden and aofs enut- 
liohste zuwenden sollten. 

Ich habe Vertrauen zu Ihrem Erfolg, weil ich Vertrauen zu der 
Aufrichtigkeit Ihrer Absicht habe, und weil ich glaube, daß sich Ihr 
Volk zu jenem Funkte entwickelt hat, wo es bereit ist, solche Er- 
gebniwe, irro Sie sie «uarbeitea werden, zn empfangen und nntsbar 
m msehen Warum sollten Sie aooh nioht In Frieden und Harmonie 
leben? Sie sind in der Tat ein Volk, Ihre Bürgerrechte sind gegen- 
seitig austaxischbar, Ihre Rasse, Religion, Ihre Sitten, Gesetze, Fa- 
miliengeschlechter, BhitvcrwandUschaft, Ihre gesellschaftlichen Be- 
ziehungen, Sympathien, Bestrebungen und Ihre Hoünungen für 
die Zaknnft sind die ^eiehfln. 

Es kann nur der Ehrgeiz einzelner Personen sein, die mehr für 
ihre selbBtsüchtigen Zwecke besorgt sind, als für das WoiU üiree 
Landes, was das Volk von Zentral- Amerika verhindern Tennsg, in 
Friede und Einigkeit zusammen zu leben. 

£s ist meine aufrichtigste Hoffnung, es ist die Hoffoong der 
aitierikanisohtfin Begierong und des Volkee der YmtaSgjbm Stenten, 
dftfi ans djawr KionftMH!"*» ipiifcsane ""^ pntkt if fi l ift Mailimh"'* ft i 
bfirroigslien mSgen, die das Volk von Zfflitral-Amerika in dio Lage 
setzen werden, nebeneinander mit den fortgeschrittensten Nationen 
der modernen Zivilisation in gleichem Schritt zu marschieren, und 
seine großen Geschicke in jener Brüderlichkeit zu erfüllen, zu der 
ihm eine herrliehe Natur das Reoht gibt, so daß dadnvoli von diaaem 
Ti^ ffif^ der SohSnheit und dffi nnberaolienbaten B Hftli t' i »™* für ^tmna^ 
der Brfiderstreit femgehalten werden wird, der bidaiig in dar 
Entwiflikelung Ihrer Zivilisation gehemmt hat.'* 

Hierauf ergriff der Vertreter des anderen Veimittlungßstaates» 
der Gesandte Mexikos, Don Enrique C. Creel, das 
Wort. Einige Stellen aus seiner Rede, die vne die Worte Elihu 

Roots von hoher Erkenntnis des Wertes und von einer tiefen 
XJberzeugung der Wirksamkeit des Fiedens- Willens zeugen, seien 
hier wiedergegeben: 

„Weder die Vereinigten Staaten noek Mexiko drängt es nach 

einer Grcbietsausdehnung, noch ist es unsere Absicht, uns in Ihre 
Angelegenheiten zu mischen, noch verlangt es uns nach etwas anderem, 
als unsere Länder friedlich, stark und gedeihend zu sehen. Mexiko 
und die Vereinigten Staaten hegen die Überzeugung, dafl diea das 

A. H. Fried, Fan-Amerika. IS * 
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doroh Qu» Eneigie, Ihre Vateriandaliebe und Ihrea guten Wüten 
eiTCirahto Eigelxiib eeiii ^riid» lu, dem 8ie luuiih ehriiehea BetitoiigMi 

und nach einem gesicherten auf ewiger Gerechtigkeit hasierendeii 
Frieden für die fünf aaoteai»ainfiriliriuiii>nlim Bepobliken gelaogaa 
werden. 

Immer ist der Friede das höchste Gut der Menschheit gewesen. 
Aber wenn die BevöliLerung und der Wohlstand eich venn^en, das 
XBvwiL der Kulbiii sieh eASkt, die GrandriMm dm GeceobtiglEeii 
und die Aehtong vor dem Bigentnm sieh feetigeo, wenn das Menschen' 
leben eine höhere Wertung erhält, dann wird die Ruhe höher ge- 
schätzt in der Welt und ihr Gesetz beherrscht als eine höchste Not- 
wendigkeit, als die größte aller Segnungen, die Hauptquelle der 
VaterlandäUebe und die unerschütteirliohe Grundlage der nationalen 
Antonomie. 

Die Weit schreitet vorwärts. Die Tefaoliifldenen Bekundungen 
des Forteehritts entieoktea sieh fibrndUun, die Kultur wird oniTenell 
und fimdert» daß Jedes Volk in der Welt Anteil nehme an ihren Vor- 
teilen. Findet die Kultur keine Schranken, so richtet sie alle ihre 
Energien, ihre lebenspendenden Elemente des Wohlstandes nach 
jener Stelle. Sobald jedoch Krieg, Unruhen und Ausrottung den 
Weg versperren und sich der großen Gewalt der Zivilisation wider- 
setaen, dann werden die VeriUUtniaae sowohl im Inneni wie nach 
aoBen gefithrHeh und m etgeben afoli daxans dw Bflftlnieliritt und 

internationale Schwierigkeiten Die gegenwärtige Tendens 

der Kulturländer strebt deutlich dem Frieden zu, wie es hervorgeht, 
aus dem Haager Tribunal, aus den zahlreichen i^Yiedens- und 
Schiedsgerichtekongresäen und Konferenzen, die seitens der fort- 
geaoluiüenen VOikar organiäert wnrden» «na der WxtdBrung, die Ton 
der Presse aller Lander ohne Büoksioht aof politisobe Parteistellnng 
und religiösen Glauben au^estellt wird, aus den Lehren, die aof 
Schulen und Universitäten verbreitet werden. Friede ist der 
Sehnsuohtsschrei der Menschheit geworden. Es 
kann keinen größeren Irrtum, keine schwärzere Verblendung geben, 
als daa Widetatceben gegen diese Tendenzen. Kon Opfar kum gtoB 
genng sein, wenn ee daigebraoht wird zur Erreiehung eines wohl- 
faegrundeien, nnenohutterliohen und festen SUedena 

Wenn ich mich hei der Benrteflnng Uirsr Angelegenheiten n&Att 
ine» beruhen alle Ihre Zwistigkeiten auf Streitfragen, die leicht bei- 
' gelegt werden können und vor allen Dingen durch friedliche Mittel 

I beigelegt werden können. Grenzstreitigkeiten, Entschädigungs- 

forderungen von Bürgern, Gebietsübersohreitungen und viele andere 
VocflUle» din swiaolnk anemandergramndan Lindam kram vec^ 
lifiteA werden kSnnan, aind' kkAA und friedlioh ndttela aololwr all- 
gemeiner Regeln zu ordnen, die Sie auf dieser Konferenz aufstellen 
dürften. Und Bürgerkriege wie auswärtige Kämpfe werden nur dann 
" entstehen, wenn sie unvermeidlich sind, und nur insofern, als sich 

Kriege in der Kulturwelt jetzt noch ereignen, keineswegs aber so 
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häufig, als sie nooh unter den wildai Elemeaten nnknlt i v i er te r Undtr 
statthaben. 

Um diese Bedingungen m emiohen, ist ee'^notwendig, keine 
tHwriegealnitan zu suchen, keine Vodiemohaft übereinander, keine 
Vergeltung von Unrecht zu fordern, noch die Herrschaft über das 
Temperament zu verlieren. Hier handelt es sich nicht um «in Schlacht- 
feld, nooh um eine strategisohe Stellung. Die Aufgabe dieser Kon- 
fBMns ist edkr und mhtHMnmj sie liegt dsxin, gutgläubig die Ifitlel 
snr Beohtsfibong zn Boohen. Ihm klare IntelUganz und Ihr PatriotiB- 
mns werden sie sicherlich finden, und wenn sie gefunden sind, müssen 
sie in einem wirklich langwährenden Vertrag niedergelegt werden. 
Das ist es, was die Welt von der hohen Vertretung Ihrer verschiedenen 
Regierungen erwartet, das ist es, was Mexiko und die Vereinigten 
Staaten enractettt neil sie diwwti Vertvag eis eine «MwUmi ufr 
«laienhafter und fester Absioliten, als ein Pfand der Friedensliebe 
und als einen Beweis von Brfideiriiolikeit, (Sympathie und Gerechtig- 
keit gegenüber den voa. Ihnen vertretenen Ländern in gutem Glauben 

besiegelt werden Möge dieser Vertrag von Washington die 

erhabenen Ideale der lateinischen Basse in sich schließen, der wir 
angehlinn, und möge seine Form elMnso feet nnd staik sein, als das 
mit ans in diesem gemeinsamen Werke der Onbrang, der Koltor 
und des FortschxitteB identifizierten amwikanische Volk. Höge der 
Vertrag ebenso immerwährend sein als der unwandelbare gnte Glaube 
und die Friedensliebe der beiden Republiken, Ihrer Freunde, ist. 
die Sie eingeladen haben, dieses mmaohenfreundUohe Werk in An- 
griff SQ nehmen. 

Namens der Koiiierenz antwortete Don Luis Ander- 
son, Minister des Auswärtigen von Costa-Rica. Auch 
aus dieser Rede sei im Nachfolgenden einigesTwiedergegeben: 

«»Die feierliche Eröffnung der zentral -amerikanischen Friedens- 
konlnens dnnsh den ehrenwerten Herrn Staatasekrettr der Ver- 
einigten Staaten, bei ireloher CMegenheit irir awdi den beredten, 

weisen und herzlichen Worten seiner Exzellenz des Gesandten der 

Vereinigten Staaten von Mexiko gelauscht haben, ist nicht nur ein 
Sjnnbol amerikanischer Brüderschaft, sie wird auch in der Geschichte 
unseres Volkes den Augenblick der Trennung zwischen der Ver- 
gugenheit nnd der Znknntt beeeiduun. 

Auf der einen Seite werden Krieg md Streit in die Vergengenlieit 
Twiitnkfin, wihrend anf der anderen Seite Friede^ Fottsohritt nnd 
Bldie in der Zukunft gesichert werden. Es ist der Beginn einer neuen 
Ära, in der der Geist des swansigsten Jahrhnnderts sieh dringend 

Geltung verschafft. 

Die Kultur kann nicht zugeben, daß sich innerhalb der Nationen- 
famüie eine befindet, die nicht ihre ganzen Kräfte und den unge- 
heuren Beiohtam, mit dem die Natur sie aosgeetattet hat» för den 

IS« 
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allgememai Vortefl brntcfigt» da alle Nationen fOr den Vedmif des 
memohliobeo Fortaohrittes Tevemt haftbar sind. 

Zentral -Amerika, das so wunderbar zwischen zwei Kontinenten 
gelegen ist. das an beiden Ozeanen eine ausgedehnte Küstenlinie, 
einen außerordentlich reichen, für alle Arten von Produkten go- 
eignelen Boden beutKt mit Bergen bedeckt ist, die Gold und Silber 
tragen, daa einen solchen Reiohtnm« daB man Rauben kfinnte, die Natur 
war Btdz auf die Versohwmdung, mit der sie über dieees Land alle 
ihre Güter ausstreute, Zentral- Amerika hat die Pfliohf^ der Kultur 
durch universellen Austausch alle die Vorteile, die seine ausgezeichnete 
Lage von ihm erheischt, widerzuerstatten. Ich muß jedoch mit Be- 
dauern zugeben, daß wir im Kückütande sind mit der Ableistung 
dieser FfUoht^ infolge jenes mmflltnn Stireites, in den einige unserar 
Bepabliken ihre Kräfte vergeadet haben und der mm entfremdet 
hat von jenen Idealen unserer Vorfahren, die diese beseeileii als sie, 
ohne Rücksicht auf die darzubringenden Opfer, unserem Lande die 

Freiheit gaben Die Namen Roosevelt und Diaz werden von 

den bescheidenen Bürgern jener Länder, von den Bürgern, deren 
BSnde vtm tobmem Arbeit gehärtet sind xmä die die tropische Sonn» 
gBeeichnet hat» stets mit DaakbeAeit im Gedaebtois bdxalten «erdeii. 
Sie sind es ja, die durch einen stabilen Frieden am meisten gewinnen 
werden, denn es sind die Feldbebauer, die gezwungen werden, den 
Pflug mit dem Schwerte zu vertauschen, und die wohl in den Krieg 
gehen, aber den Krieg nicht heben. Unsere Völker sind nicht kriegs- 
liebend und die einzige Bolle, die sie in den verschiedMien Kriegen 
ge^dt habfln, die von mneier UnaWiHngj^fst bis heute den «iitnl> 
ameiikBiiisohett Boden mit Blut dungtoOt war die des Sterbens nach 
HeMenart — brav und bescheiden — für eine Sache, die sie niemals 
▼erstanden haben. Denn die zentral-amerikanischen Kriege waren 
niemals Kriege zwischen den Völkern, sie waren immer nur Kriege 
swiaohen den Regierungen 

Lafit uns danach stceben, aus unserer Aehtnng rot der Freiheit 
des BidiTidBume aowolil wie vor der JitiBieü der Staaten eine lebend» 
Wirklichkeit zu machen. Laßt uns in jedem imserer zentral-ameri> 
kanischen Länder eine Volksregierung für das Volk zur Geltung- 
bringen und dieses schützen, dann wird der Frieden gesichert und 
der Weg zu vmserem Glück und zu unserer Vollkommenheit frei- 
gel^t weiden. Ich glaube die Empfindnngen und die patiiotisoliea 
Gefühle aller umtnl-amerikaniachen Vertreter cn ▼erdolmeteohen» 
warn ioli sage, daß wir den Glauben haben, daB wir dsa Ziel erreicheik 
werden, und daß unsere Dankbarkeit für jene, die uns bei diesem 
edlen Werke geholfen haben, aufrichtig und ewig sein wird ** 

Die Konferenz wählte alsHann Don Luis Anderson 
SU ihmn Präsidenten. In 14 Sitzungen, die zwischen dem 14. No- 
vember und ao. Dezember abgehalten worden, worden acht 
Abkommen getroffen und onterzeidmet. i. Em allgemeiner 
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Friedens- und Freundschaftsvertrag; 2. Ein Zusatzabkommen 
zu dem allgemeinen Vertrag; 3. Ein Abkommen über die Errich- 
tung emes internationalen zentral-amerikanischen Gerichts- 
hofes; 4. Ein Auslieferungsvertrag; 5. Ein Abkommen für die 

Errichtung eines zentral-amerikanischen Bureaus; 6. Ein Ab- 
kommen für die Erriclitung eines zentral-amerikanischen päda- 
gogischen Instituts; 7. Ein Abkommen betreffend die künftigen 
zentral-amerikanischen Konferenzen; 8. Ein Verkehrsabkommen. 

In dem allgemeinen Friedens- und Freund- 
schaftsvertrag bezeichneten es die Vertragsstaaten als 
ihre erste Pflicht, den Frieden aufrecht zu erhalten. Sie ver- 
pflichteten sich darin, jede Art Streitigkeit durch den zentral- 
amerikanischen Gerichtshof, der durch besonderen Vertrag er- 
richtet wurde, beizulegen. (Art. I.) Zur Festigung der Stabilität 
und ihres Ansehens wurde bestimmt, „daß jede Maßnahme, die 
die konstitutionelle Organisation einer der Staaten beeinträch- 
tigen könnte, als eine Bedrohung des Friedens anzusehen ist" 
(Art. II.) Honduras war infolge seiner geographischen Lage 
am häufigsten der Kriegsschauplatz in den zentral-amerikanischen 
Konflikten. Infolgedessen verpflichtete sich Honduras zu ab- 
soluter Neutralität bei jedem Konflikt zwischen den Vertragsstaa- 
ten, während diese sich verpflichteten, Honduras gegenüber die 
strikteste Neutrahtät zu beachten und niemals das Gebiet jenes 
Staates zu verletzen. (Art. III.) Neben den durch die Washingtoner 
Abkommen zu schaffenden Einrichtungen, wie des internationalen 
zentral-amerikanischen pädagogischen Institutes und. des zentralr 
amerikanischen Bureaus wurde die Errichtung einer praktischen 
Landwirtschaftsschule in Salvador, einer Bergbau- und technolo- 
gischen Schule in Honduras und einer Schule für Künste und 
Handel in Nicaragua empfohlen (Art. IV). Eine ständige Gesandt- 
schaft soll jeder der Vertragsstaaten in' jedem anderen Vertragsstaate 
unterhalten (Art. V). Den Bürgern aller Vertragsstaaten wurden 
in jedem Lande die gleichen Rechte eingeräumt, die den Staats- 
angehörigen zuteil werden (Art. VI). Die Ausübung der wissen- 
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schaftlichen Berufe und die Anerkennung der Diplome, Grade 
usw. ist in jedem Lande gewährleistet (Art. VII). Das künst- 
lerische und gewerbliche Eigientuin wird den staatsfreinden 
Bürgern der Vertragsstaaten in gleichem Maße gesichert wie den 
Staatsangehörigen (Art. VIII). Die Schiffe der einseinen Staaten 
werden längs der Küste und in den Häfen als nationale Schiffe 
betrachtet (Art. IX). Das Asylrecht an Bord von Handelsschiffen 
jeder Nationalität für Verbrecher, die keines gemeinen Vergehens 
angeklagt siüd, und fOr politische Verbrecher« sofern sie sich nicht 
in einem Hafen des nach ihnen fahndenden Staates einschiffen, 
soll gewahrt werden. (Art. X). Die diplomatischen und Konsular- 
vertreter der Vertragsstaaten in fremden Ländern sollen den 
Bürgern aller Vertragsstaaten in gleichem Maße zur Verfügung 
stehen wie den eigenen Landsleuten (Art. XI). Förderung der 
Küstenschiffahrt (Art. XII). Austausch der offiziellen Ver- 
öttentlichungen (Art. XIII). Die Gültigkeit der öffentlichen 
Urkunden in den Vertragsstaaten wurde vorgesehen (Art. XIV). 
Für die gegenseitige Rechtshilfe wurden die umfassendsten Maß- 
nahmen getroffen (Art. XV). Ein Schutz gegen die Störung 
der inneren Ruhe der Vertragsstaaten wurde errichtet durch die 
Bestinunung, daß weder „den Leitern oder Hauptführem poli- 
tischer Flüchtlinge, noch ihren Agenten gestattet sein soll, in 
Jenen Provinzen zu wohnen, die an das Land grenzen, dessen 
Frieden sie stören könnten" (Art. XVI). Personen, die eine re- 
volutionäre gegen einen andmnVertragsstaat gerichteteBewegung 
einleiten oder stärken, sollen in die Hauptstadt desjenigen Landes 
gebracht werden, in dem sie ihren Sitz haben, wo ihnen der Prozeß 
nach den Gesetzen des Aufenthaltslandes zu machen ist (Art. 
XVII). Die Verträge im Hinblick auf das zu errichtende zentral- 
amerikanische Bureau, auf das internationale zentral-amerika- 
nische pädagogische Institut, auf die Auslieferung, die Verkehrs- 
Verhältnisse und die jährlidien Konferenzen sollen beachtet 
werden und zum Zwecke der Vereinheitlichung der zentral-ame- 
rikanischen Interessen in Kraft bleiben (Art. XVIII). Die 
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Artikel XIX — XXI bestimmen die Geltungsdauer (zehn Jahre), 
Kündigungsfrist, Ratifikationen, usw. des Vertrages. — 

Das Zusatzabkommen enthält in drei Artikeln 
Bestimmimgen, die dazu dienen sollten, innere Unruhen , zu er- 
sdiweren oder zu verhindern. Die Vertragsstaaten kamen darin 
ttberein, keine Regierung innerhalb der fünf Republiken anzu- 
erkennen, die durch einen Staatsstreich oder durch eine Revo- 
lution zur Macht gelangt (Art. I), noch in einem Bürgerkrieg 
zugunsten oder gegen die Regierung zu intervenieren (Art. II), 
Es^wurde empfohlen, eine konstitutionelle Reform vorzunehmen, 
um die Wiederwahl des Präsidenten einer Republik zu verbieten 
und Maßnahmen zu treffen, die den Grundsatz der Abwechsfamg 
der Gewalten garantieren (Art. III). 

Das Abkommen für die Errichtung eines 
zentral-amerikanischen Gerichtshofes be- 
stimmt, daß sich die vertragschließenden Parteien verpflichten, 
„alle Gegensätzlichkeiten oder Fragen, die zwischen ihnen auf- 
tauche, welcher Natur sie auch sein mögen und welcher Art 
ihr Ursprung auch sei, für den Fall, dem Gerichtshof zu unter- 
breiten, daß die jeweiligen Auswärtigen Ämter nicht imstande 
waren, zu einer Verständigung zu gelangen" (Art. I). „Der 
Hof soll auch über Fragen erkamen, die einzelne Personen eines 
zentral-amerikanischen Staates gegen irgend emen anderen Ver- 
tragsstaat im Hinblick auf die Verletzimg von Verträgen oder 
Abmachungen und anderen Fällen internationalen Charakters 
aufwerfen, ohne Rücksicht darauf, ob deren eigene Regierung 
die erwähnten Ansprüche unterstützt und unter der Voraus- 
setzung, daß die Rechtshilfe, die die Gesetze des betreffenden 
Landes gegen eine solche Verletzung vorsehen, ersdiöpft wurden, 
oder daß eine Rechtsverweigerung stattgefunden hat" (Art. II). 
Das Gericht soll auch über jene Fälle erkennen, die ihm durch 
gemeinsame Übereinstimmimg der Regierungen unterbreitet 
werden. Es soll auch zwischen Regierungen und Privaten ent- 
scheiden k^en (Art. IIS), Auch zur Entscheidung von Streit- 
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fällen zwischen zentral-amerikanischen und anderen Regierungen 
soll der Hof erkennen (Art. IV). Für den Sitz des Gerichtshofes 
wird die Stadt Cartago in Costa-Rica bestimmt (Art. V). 
Der Gerichtshof besteht aus fünf Juristen, deren je einer von den 
fünf Republiken ernannt wird. Die Anwesenheit aUeiMunf Richter 
ist fQr ein quomm nötig (Art. VI). Außerdem en^hlt jeder Staat 
zwei Ergänzungsrichter. Der Gehalt eines jeden Richters beträgt 
2000 Dollars pro Jahr, die aus dem Schatz des (jerichtshofes 
bezahlt werden. Außerdem zahlt jeder Staat 2000 Dollars jährlich 
für die ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben des Tri- 
bunales (Art. VII). Die Funktionsdauer der Richter ist auf 5 
Jahre anberaumt (Art. VIII). Artikel IX — XI enthalten Bestim- 
mungen über die Eidesabiegung, Immunität und Inkompati- 
bilität der Richter. In der ersten jährlichen Sitzung des Ge- 
richtshofes wählt der (jerichtshof seinen Präsidenten, Vizeprä- 
sidenten und ernennt er das notwendige Personal. Die Artikel 
XII— XXIV regeln das Verfahren des Gerichtshofes. Die Ver- 
tragsstaaten verpflichten sich, dem Urteil des Hofes sich zu unter- 
werfen und dessen Ausführung ihre moralische Unterstützung 
zu gewähren (Art. XXV). Dem Hofe steht außerdem das Recht 
zu« neue Bestimmungen des Verfahrens, die in der Konvention 
nicht enthalten sind, zu erlassen. (Art. XXVI). „Die hohen ver- 
tragschließenden Parteien erklären feierlich, daß sie aus keinem 
Grunde noch in irgend einem Falle die vorliegende Konvention 
als nichtig betrachten werden, daß sie sie vielmehr, vom Datum 
der letzten Ratifikation ab gerechnet, für die Dauer von zehn 
Jahren als immer in Kraft befindlich ansdien werden. In dem 
Fan eines Wechsels oder einer Änderung in den politischen Ver- 
hältnissen einer oder mehrerer vertragschließenden Republiken 
werden die Funktionen des durch die vorliegende Abmachung 
geschaffenen zentral-amerikanischen Gerichtshofes ipse facto 
suspendiert werden. Zur Anpassung der Konstitution des er- 
wähnten Gerichtshofes an die neue Ordntmg der Dinge soU von 
den betreffenden Regierungen sofort eine Konferenz einberufen 
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werden. Für den Fall, daß diese nicht zu einem einstimmigen 
Übereinkommen gelangt, wird die vorliegende Abmachung als 
annulliert betrachtet (Art. XXVII). .Der Austausch der Ratifi- 
kationen soll nach Artikel XXI des allgemeinen Friedens- und 
Freundsdiaftsvertrages stattfinden (Art. XXVIII). — In einem 
angehängten Artikel ist die wichtige Bestimmung aufgenommen 
worden, daß der zentral-amerikanische Gerichtshof auch die 
Rechtssprechung über Konflikte haben soll, die zwischen den 
gesetzgebenden, ausführenden und richterlichen Gewalten der 
eigenen Länder entstehen, wie für den Fall, daß richterliche 
Entscheidungen und Beschlüsse des Nationalkongresses nidit 
beachtet werden. 

In einem Auslieferungsvertrag, der i6 Artikel 
umfaßt, wird der Versuch gemacht, die Gesetzlichkeit und Ord- 
nung im Innern der einzelnen Vertragsstaaten dadurch zu schützen, 
daß diejenigen, die sich dagegen vergangen haben, in den Nach- 
barrepubliken keine Sicherheit mehr genieße sollen. In diesem 
Vertrage werden die zur Auslieferung verpflichtenden Vergehen 
und Verbrechen ebenso ausführlich definiert wie diejenigen, 
die zur AusUeferung nicht verpflichten sollen. 

Die Abmachung für ein internationales 
zentral-amerikanisches Bureau besagt in der 
Einleitung, daß die vertragschließenden Regierungen die Errich- 
tung eines solchen Bureaus aus dem Wunsche heraus beschlossen 
haben, „die gemeinsamen Interessen Zentral-Amerikas zu ent- 
wickehi** und „daß dieses Bureau die Aufsicht und die Fürsorge 
für diese Interessen übernimmt.** Der Artikel bestimmt die- 
jenigen zentral-amerikanischen Interessen, welchen durdi das 
Bureau besondere Aufmerksamkeit gezollt werden soll. i. Die 
Vereinigung aller Anstrengungen zur friedlichen Reorganisation 
des Mutterlandes Zentral-Amerika. 2. Der öffentlichen Erziehung 
einen wesentlichen zentral-amerikanischen Charakter in einheit- 
licher Weise au&udrücken und sie in Übereinstimmung mit 
den modernen pädagogischen Tendenzen so umfangreich, prak- 
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tisch und so vollständig als möglich zu gestalten. 3. Die Ent- 
wickelung des zentral-amerikanischen Handels und aller Hand- 
lungen, die geeignet sind, ihn wirksamer und nutzbringender 
zu gestalten und ihm im Verkehr mit anderen Nationen eine 
grdBere Ausdehnung zu verleihen. 4. Die Förderung von Land- 
wirtschaft und Industrie. 5. Die Vereinheitlichung der bürger- 
lichen, Handels- und Strafgesetzgebung, die Anerkennung der Un- 
verletzlichkeit des Lebens, die Achtung vor dem Eigentum und,, 
als fundamentaler Grundsatz, die absoluteste Heiligkeit der per- 
sönlichen Rechte des Menschen. Einheit im Zollwesen, im Münz- 
system, in der allgemeinen Sanitätspflege mit besonderer Be- 
rücksichtigung der zentral-amerikanischen Häfen; Vertrauen in 
den zentral-amerikanischen Kredit; Einheitlichkeit in Maßen 
und Gewichten und die Definition dessen, was den Grundbesitz 
bildet, in solch feststehender und unfragwürdiger Art, daß es 
als eine solide Kreditgnmdlage gelten kann und die Errichtung 
von Hypothekenbanken gestattet. — Das Bureau setzt sich 
aus je einem Delegierten von jedem Vertragsstaate zusammen 
(Art. II). Das Präsidium wird abwechselnd von den Mitgliedern 
des Bureaus ausgeübt. (Art. III). Die Funktionen des Bureaus 
umfassen alle diejenigen Maßnahmen, die für die sdner Fürsorge 
übergebenen Objekte notwendig erscheinen. Die Vertragsstaaten 
verpflichten sich, dem Bureau ihre moralische Unterstützung 
zu gewähren (Art. IV). Alle 6 Monate erhalten die Vertragsstaaten 
einen ausführhchen Bericht über die im letzten Halbjahr geleistete 
Arbeit (Art. V). Das Bureau wird in der Stadt Guatemala 
seinen Sitz haben und soll spätestens am 15. September 1908 
errichtet werden (Art. VI). Die diplomatischen und Konsular- 
agenten der vertragschließenden Regierungen sollen dem Bureau 
jede von ihnen verlangte Unterstützung zuteil wreden lassen 
(Art. VII). Die Kosten werden von den Regierungen zu gleichen 
Teilen getragen (Art. VIII). Das Bureau wird ein Organ ver- 
öffentlichen, und soll danach trachten, mit anderen . Amtern 
ähnlicher Natur ganz besonders mit dem intematiGnalea Bureau 
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der amerikanischen Republiken in Washington in Verkehr zu 
bleiben (Art. IX). Das Bnieau soll als Nachrichtenvennittler 
zwischen den Vertragsstaaten dienen und soll den betreffenden 
Regierungen, alle für die Entwickhing der ihm übertragenen 

Beziehungen und Interessen notwendig erscheinenden, Mitteihm- 
gen, Auskünfte und Berichte zugehen lassen (Art. X). Die Ab- 
machung soll 15 Jahre in Kraft bleiben und später nach dem 
Willen der VertragschUeBenden verlängert werden. 

Das Abkonmien für die Errichtung eines zen- 
tral-amerikanischen pädagogischen Insti- 
tuts erkennt in seiner Einleitung die hervorragende Wichtigkeit 
an, „den öffenthchen Unterricht in zentral-amerikanischem 
Geiste auszubilden und ihn einheitlich innerhalb der von der 
modernen Pädagogik vorgezeichneten Grenzen zu entwickehi". 
Artikel I hat folgenden Wortlaut: »,Die Republiken von Costa- 
Rica, Guatemala, Honduras, Nicaragua und Salvador sind, 
beseelt von dem Wunsche nach Errichtung gememsamer, wesent- 
lich gleichgestalteter Unterrichtssysteme, die eine morahsche 
und geistige Vereinheitlichung dieser SchwesterrepubUken 
herbeiführen sollen, übereingekommen, auf gemeinsame Kosten 
und zum gemeinsamen Vorteil ein pädagogisches Institut zu 
errichten, mit Abteilungen für Männer und Frauen zum Zwecke 
der beruflichen Heranbildung von Lehrern. Costa-Rica 
vrird als der Sitz des Instituts festgesetzt.*' — Jede Repubhk hat 
das Recht, in das pädagogische Institut bis zu hundert Schüler 
zu entsenden, soll aber nicht für weniger als für je 20 von jedem 
Gesdilechte Gebrauch machen (Art. TV). Die Errichtung eigener 
Gebäude in gesunden Gegenden ist vorgesehen (Art. V). Die pä- 
dagogische Liga der 5 Staaten, die als erster Schritt für die Ver- 
einheitlichung des Erziehungssystems angesehen wird, wurde zu- 

■ 

nächst auf 15 Jahre beschlossen und soll nach dem Wunsche der 
Staaten später verlängert werden. 

Die Konvention betreffend die künftigen 
zentral-amerikanischen Konferenzen, die nach 
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der Einleitung den Zweck haben sollen, „als eines der wirksamsten 
Mittel die Verschmelzung der zentral-amenkaiiischeii Völker in 
eine einzige Nationalität vorzabereiten** trifft im I. Artikel fol- . 
gende Bestimmungen: 

„Eine jede der vertragschließenden Regierungen verpflichtet 
sich, binnen eines Monates, gerechnet von der letzten Ratifikation 
dieses Abkommens, eine oder mehrere Kommissionen zu er* 
nennen, die sich vorzugsweise mit dem Studium alles dessen be- 
fessen sollen, was sich auf das Münzsystem ihrer jeweiligen Länder 
besonders in dessen Verhältnis zu jenem der anderen Staaten 
und ihres gegenseitigen Handelsverkehrs bezieht. Außerdem 
sollen sich jene Kommissionen mit dem Studium alles dessen 
be&issen, was sich auf die 2k)llsysteme, die Maße und Gewichte 
und andere Materien wirtschaftlicher und fiskalischer Natur 
bezieht, deren Vereinheitlicliung in Zentral-Amerika als wün- 
schenswert erschien mag.** — T)th Kommissionen sollen binnen 
6 Monaten nach ihrer Ernennung einen Bericht erstatten, der 
allen Regierungen mitzuteilen ist, wobei diese aufgefordert werden 
soUen, ein oder mehrere Vertreter zu ernennen, die einer zentral- 
amerikanischen Konferenz beiwohnen sollen, welche an dem zu- 
nächst folgenden ersten Januar zu eröffnen ist. Die Aufgabe dieser 
Konferenz soll es sein, ein Abkommen zu schließen, das den im 
ersten Artikel angezeigten Zwecken entspricht (Artikel II). Die 
Konferenzen sollen alljährlich stattfinden und regelmäßig am 
eisten Januar eröfhiet werden (Art. III). Die erste Konferenz 
soll in der Stadt Tegucigalpa stattfinden und den Ort 
bezeichnen, in welcher die nächste Konferenz sich versammehi 
soll. Dies soll auch jede folgende Konferenz tun (Art. IV). Das 
Abkommen soll 5 Jahre in Kraft bleiben, aber für den Fall, daß 
l»s dahin keine Kündigung erfolgt, weiter bestehen bleiben, bis 
6 Monate nach dem Zeitpunkt, an dem eine der vertragschliefienden 
Parteien den anderen mitgeteilt haben wird, daß sie sich zurück- 
zuziehen beabsichtige. 

In dem Verkehrsabkommen wird die Emennimg 
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von Kommissionen vorgesehen, die hauptsächlich die Vorarbeiten 
im Rahmen des pan-amerikanischen Eisenbahn- Phmes treffen 
sollen. Auch andere Arrangements, wie die Hersteliung von 
Dampferlinien, submarinen Kabeln, Telegraphen- und Tele- 
pbon-Iinien, drahtlosen Stationen „und anderen Einrichtungienp 
die die gegenseitigen Beziehungen 2U kitten vermögen" werden 
empfohlen. 

Eine ganz andere Konstruktion als die bisherigen vergeb- 
lichen Versuche zur Ordnung imd zum Frieden zu gelangen» 
haben jene Maßnahmen, die die zentral-amerikanischen Republiken 
unter der Fürsorge der beiden großen Republiken des Nordens 
in Washington getroffen haben. Die Art der Vermittelung, die 
hier stattgefunden hat, die an sich ganz verschieden ist von der 
in Europa seitens der größeren Staaten den kleineren gegenüber 
ausgeübten Fürsorge, mag auch dazu beitragen, die Wirksamkeit 
der tmtemommenen Aktion zu stärken. Dieser Eingriff der 
Vereinigten Staaten und Mexikos in das Innen- und Zusammen- 
leben der fünf uiiglücldichen Republiken von Zentral-Amerika 
trägt den Charakter der Unterstützung an sich, nicht den Cha- 
rakter der Beherrschung. Nicht die Überlegenheit des Starken 
gegenüber dem Schwachen kam dabei zum Ausdruck; eher die 
Überlegenheit des Gesunden gegenüber dem Kranken, die sich 
jedodi nicht als Überhebung sondern als Hilfsbereitschaft gibt. 
Schon der Umstand, daß zwei Staaten sich vereinigt haben, die 
freundschaftliche Einmischung zu unternehmen, war danach 
angetan, das Mißtrauen nicht aufkommen zu lassen. Der Ver- 
dacht, daß egoistische Interessen dabei das Motiv bilden, kann 
weniger zur Geltung kom men, wenn zwei Staaten, die unter 
Umständen über den Zuwachs an Macht oder Einfluß gegenseitig 
eifersüchtig sein können, sich verbinden, um damit zu bewtisen, 
daß keiner dabei ein Einzelinteresse verfolgt. Es ist lediglich 
das gemeinsame Interesse an der Sicherung des Friedens in allen 
Teilen des amerikanischen Kontinentes, das diese beiden Staaten 
veranlaßte, sich in die Angelegenheiten der fünf Ideinen Revo* 
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luüons- und Kriegsherde zu mischen. Das ist der wohlverstandene 

Egoismus modemer Politik, die nicht in der Unterjochung oder 
Vernichtung der Nachbarn, sondern in deren Erhebung und Stär- 
kung den höchsten eigenen Vorteil erblickt, der die vereinigte 
Aktion von Mexiko und der Union in den Jahren 1906 bis 1907 
geleitet hat. 

Mit dieser Aktion ist das zutage getreten, was europäische 
Pazifisten schon lange gefordert haben, die Pacig^rance, 
das ist die von Fred. Bajer und Descamps zuerst 
vertretene Methode der gemeinsamen Betätigung der Staaten 
für die Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des Friedens. ') 

Die größeren Staaten miissen ihre Macht ausüben, um die 
kleineren wie die kulturell weniger entwickelten Staaten zum 
Frieden zu führen, aber nicht nach den Methoden der Gewalt, 
wie dies in Europa lange übhch war und wenigstens in der The- 
orie noch geltend ist, etwa durch Paziükationskriege, durch Be- 
ruhigung eines unruhigen Nachbars mittels Schwadronen und 
Batterien, sondern auf dem einzig wirksamen Wege der Vernunft. 
Wenn eine europäische Großmacht an ihren Grenzen einen 
schwachen aber unruhigen Nachbar hat, dann fühlt sie sich be- 
rechtigt, im eigenen Interesse und im Interesse des allgemeinen 
Friedens mit Feuer und Schwert Ruhe imd Beruhigung herzu- 
stellen. Anders im Bereiche der pan-amerikanischen Union, wo 
die führenden großen Staaten eingesehen haben, daß Ruhe und 
Beruhigung, daß der wahre Friede und die dauerhafte Ordnung 
nur durch freundschaftliche und besonnene Mithilfe hergestellt 
werden können. Die Methode, durch die das auf der zentral* 
amerikanischen Konferenz versucht worden ist, muß den euro- 
päischen Staaten zu denken geben. Alle eingebildeten Zukunfts- 
gefahren fallen in sich zusammen wie Kartenhäuser, wenn die 
Großstaaten des alten Kontinentes den Frieden erst unter sich 
herstellen wollten. Dann sind Sie zur Friedensführung nicht nur 

^ Siehe darüber: Fred. Bajer, un nouvel orgaae de la Facigärance nK^^iio 
d« Droit int. «t 60 ht^Oatiiim oonpu«e'. 1906. t. Tm. 
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in Europa, sondern auch in Asien berufen. Sie werden durch 
die Macht ihrer sitthchen und kulturellen Größe die schwachen 
Staaten und die halbzivilisierten xam Frieden führen können und 
mit größerem Erfolge» vor allen Dingen mit größeren Vorteilen, 
als vmaa sie dies mit Krupp- und Sdmeiderinstrumenten ver- 
suchen würden, die zu solchem Werke untaugHch sind, da 
sie die Friedensbringer selbst zerspalten. Die Friedenserpressung 
mittels Waffen verhindert die Einheit der zur Friedensbringung 
berufenen fahrenden GroQstaaten, macht sie untereinander 
mißtrauisch und ohnmächtig gegen Schwache wie gegen minder- 
zivilisierte Staaten. Währmd im anderen Falle die geschlossene 
Einlieit der großen Kulturstaaten eine moralische Macht aus- 
üben würde, der nichts zu widerstehen imstande wäre. 

Will man den Unterschied der alten Friedensmethode und der 
neuen deutlich erkennen, so muß man die Rede genau betrachten, 
die Elihu Root bei der Erö^ung der zentral-amerikanischen 
Friedenskonferenz gehaltofi hat und mit den Reden vergleichen, 
die etwa europäische Staatmänner alten Stils bei solcher Gelegen- 
heit gehalten haben würden. Diese wären über die Friedens- 
phrase nicht hinausgekommen und hätten nicht versäumt, auf 
die eigene Macht hinzuweisen und ein bischen mit dem Säbel 
zu rasseln. Nichts von alledem in der Rede des amerikanischen 
Staatsmannes. Er pochte nicht auf die Macht der Vereinigten 
Staaten, sondern wies darauf hin, welche Vorteile die Friedens- 
und Rechtsordnung den beiden intervenierenden Staaten, Mexiko 
und der Union, gebracht haben. Es sind die Ratschläge, die em 
Friedenstechniker hier erteilte, und nicht die Fanfaren säbel- 
klirrender Friedensdiktatoren, wie es z. B. die europäischen 
Diplomaten in China bis vor kurzem noch waren. 

Der Charakter dieser freundschaftlichen Einmischung seitens 
der mächtigeren imd entwickelteren Staaten des amerikanischen 
Nordens wird diese in Washington getroffenen Abmachungen 
von jenen firuher getroffenen, die so oft schon fehlschlugen, wohl- 
weislich unterscheiden. ,.Das ist ein kOlmer, wenn nicht ein 
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unkluger Mann" sagt James Brown Scott,') ,,der 
sich als politischer Prophet aufspielen wollte. Es sollte jedoch 

bedacht werden, daß die vorhergehenden Verträge ledigHch 
von den zentral-amerikanischen Republiken allein abgeschlossen 
wurden, und daß sie einen dauernden Bestand ihrer Angelegen- 
heiten nur deshalb nicht herzustellen vermochten, weil sie auf 
einer in der Ausdehnung beschränkten öffentlichen Meinung, 
ohne jede Garantie von außen, aufbauten. Im vorliegenden 
Fall dürften die Verträge und Abmachungen als der Krystalli- 
sationspunkt eines bereits bestehenden öffentlichen Geistes und 
Empfindeos erscheinen und die zwei großen im Norden liegenden 
Republiken haben nicht nur ihre freundliche Hilfe bei den Ver- 
handlungen der Verträge und Abmachungen geliehen, sondern 
auch die Garantie ihrer Ausführung durch friedliche und geeignete 
Mittel vorbereitet. Es ist richtig, daß die zentral-amerikanischen 
Republiken für sich selbst einstehen müssen, aber es ist nicht 
weniger richtig, daß die moralische Unterstützung und Ermu- 
tigung, die ihnen von Mexiko und den Vereinigten Staaten zuteil 
wurden, nicht übersehen werden darf. Die Vergangenheit ist 
tatsächlich vergangen und die Zukunft ist voll Hoffnung und 
Aussichten.'* 

Die Art der Friedensstif tung in Zentral-Amerika ist in ihrer 
ganzen Anlagie neuartig. Ein Novum in der Gesduchte. Das 
offen eingestandene Ziel ist die Föderation der fünf kleinen Re- 
publiken, die in jeder Beziehung eine nationale Einheit bildea 
und nur durch die Machenschaften einer ehrgeizigen Bureau- 
kratie ein getrenntes Dasein führen. Es handelte sich nur darum, 
den Einigungqnozeß nicht zu erzwingen, sondern ihn anf natür- 
lichem We|^ wachsen zu lassen. Die in Washington getroffenen 
Maßnahmen haben alle diesen Grundsatz im Auge. Zu diesem 
Zwecke mußten zunächst Einrichtungen getroffen werden, die 

Siebe Soott's Dantellang der Zentral-Amerikanischen FHedenskonfereni Ton 
1907, der ich im wesentlichen gefol|ft bin, in »The American Journal of International 
Law*, Vol. II (1908), No. 1, 8. 121. Der Wortlaut der Verträge Jener Konferenz im. 
JBanhmmA «C th« iMwtea Jmnul of InlMMtieMl Uw.« ToL IL, Vo. 1 «. S^ SlS u. U 
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albnähHch zur Einigung der fünf Staaten führen müssen, aber 
gleichzeitig muliten auch Maßnahmen vorgesehen werden, die das 
Wachstum der geschaffenen Einrichtungen gegen die Zufälle 
und Übergriffe der Pohtik zu schützen gedgnet sind. Einrichtungen 
dieser Art sind der Gerichtshof, der ein KrystallisatidnspQnkt 
d^ innerstaatlichen und zwischenstaatfichen Ordnung zu werden 
berufen ist, und das zentral-amerikanische Bureau, das als Ver- 
waltungs-Zentrale zur allmähhchen Symbiose und Organisation 
der fünf Staaten führen soll. Das pädagogische Institut soll durch 
die VereinheitUchung der Erziehung die Personen für die staat- 
liche Zueinandergehörigkeit vorbereiten. Die künftigen zentral- 
amerikanischen Konferenzen sollen zu der aUmahlicfaen gemein- 
samen Verwaltung hinüberführen. Alle diese Einführungen 
sollen in ihrer Entwickelung geschützt werden durch gewisse 
Bestimmungen des Friedens- und Freundschaftsvertrages und 
durch das Zusatzakbominen, die die revolutionären Bestrebungen 
verhindern oder zumindest einschränken sollten» wie durch den 
Auslieferungsvertrag, der in gleicher Weise die Umsstnrifeelemente. 
in ihrer Wirksamkeit zu lähmen berufen ist. Wenn inan diese 
Washingtoner Abmachungen ihrer Struktur nach betrachtet, 
wird man zu der Überzeugung gelangen, daß es sich um ein neues, 
äußerst geniales System der Friedenssicherung handelt« durch das 
ein besonders bedrohtes, fast dauernd von Unruhen zerrüttetes 
Gebiet der Ordnung und Wohlfehrt zugeführt werden soH. 

Das bedeutendste Ergebnis der Washingtoner Abmachungen 
bildet unzweifelhaft der zentral-amerikanische Gerichtshof. Er 
ist, md Luis Anderson, der Präsident der Washingtoner 
Konferenz ausführte,*) „das erste Tribunal seiner Art in der 
Geschichte der Zivilisation**. Er ist berufen, sowohl als Schieds- 
tribunal wie auch als Apellationsinstanz in allen jenen Fragen zu 
funktionieren, die durch diplomatische Verhandlungen nicht bei- 
gelegt werden können. Die hauptsächlichste Eigenart dieses Hofes 

1) Luis Anderson, TbePeace Conlerenee of Centrat-AaMfiM in ,TlM Am«rieui 
Jmmial oC lalwBatloiwl Lk««. Vd. U, Mo. 1, 8. 144. 

A. H. Fitod, Paa-AiMtlka. 16 
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besteht darin, daß er nicht eine bloße Schiedskonunission bildet, 
sondern ein richtiges Gerichtstribunal, dessen Aufgabe es ist, 

Zeugen zu vernehmen, Beweise zu prüfen und Urteile zu sprechen 
über alle vorgebrachten Streitfragen, wobei natürlich, mit strenger 
Rechtlichkeit und Billigkeit und in Ubereinstiniinung mit dem 
VöUcenechte zu verfahren ist." Dieser zentral-amenkanische 
Geriditshof ist das erste Instrument einer Staatengeiichtsbarkeit,. 
die sich von der Schiedsgerichtsbarkeit in charakteristischer Weise 
unterscheidet. Hier handelt es sich nicht mehr um diplomatische 
Beilegung und Austragung internationaler Streitigkeiten, sondern 
um richterliche Erkennung nach allgemein giltigen, aus der 
Praxis hergeleiteten Recfatsgnmdsätzen oder, soweit das inter- 
nationale Recht kodifiziert ist, nach dem Buchstaben des inter- 
nationalen Gesetzes. Der Wirkungskreis des Staatenrichters 
ist beschränkter als der des Schiedsrichters, aber in dieser Be- 
schränkung hegt die Sicherheit für die streitenden Teile, daß 
nur- nach Rechtsgrundsätzen, die entweder die allgemeine Billi- 
gung erfahren haben — * sei es, daß sie durch Gebrauch anerkannt 
wurden oder bereits gesetztes Recht geworden sind — entschieden 
werden wird. Der Staatenrichter wird durch sein begründetes 
Urteil auch neues Recht schaffen, altes entwickeln und so die 
internationale Sicherheit vergrößern, die Macht des Rechtes 
im Staatenverkehr stärken, während der Schiedsrichter eigentHch 
nur von Fall zu Fall Schwierigkeiten beilegen wird, ohne sie 
rechtlich zu lösen. ,,Was wir für die weitere Entwicklung der 
Schiedsgerichtsbarkeit benötigen" sagte der ausgezeichnete 
Elihu Root auf dem Friedenskongreß zu New- York ^) im 
Jahre 1907 ,4st die Ersetzung der diplomatischen Aktion durch 
die richterliche, die Ersetzung des diplomatischen Verantwort- 
lichkeitsgefOhles durch das richterHche Verantwortiichkeitsgefühl. 
Wir benötigen für das Schiedsamt nicht ausgezeichnete Männer, 
die in den internationalen Tagesfragen Bescheid wissen, sondern 

<> Froooadings ot the national Arbitration and Peace Congresa/Mew York, April 14 tk 
tolTtklSOT. »«wTork 1007. S.46. 
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Richter, die sich ledigUch für die Frage interessieren, die in 
den vor ihnen liegenden Akten enthalten ist/' Root führte weiter 
aus, daß dieses Ziel nur durch einen mit ständigen Richtern be- 
setzten Gerichtshof erzielt werden könne. Aus diesen Erwä- 
gungen heraus erteilte er den auf die zweite Haager Konferenz' 
entsandten amerikanischen Delegierten die Instruktion, die 
Errichtung eines wirklich ständigen, mit wirküchen Richtern 
besetzten Staatengerichtshofes neben dem sogenannt stän- 
digen, diplomatischen Schiedshof im Haag m beantragen. Das 
Schicksal dieses Antrages ist bekannt. Was aber im Haag noch 
nicht bewirkt werden konnte, wurde in kleinerem Maßstabe 
auf der unmittelbar nach der Haager Konferenz in Washington 
zusammengetretenen zentral-amerikanischen Friedenskonferenz 
erreicht. Die Haager Arbeiten haben dort als Grundlage gedient, 
so daß der in Cartago errichtete ständige Staatengerichtshof 
als ein indirektes Ergebnis der zweiten Haager Konferenz an- 
gesehen werden kann. „Den großen Mächten Europas, den großen 
Weltmächten, die mit teilweisem Erfolg vier Monate lang um die 
Errichtung eines ständigen Staatengerichtshofes kämpften", sagt 
James Brown Scott*), «,kdnnen die jungen Republiken Zentral- 
Amerikas das Bibelwort zurufen: „Ein Kind wird sie führen**.*' 
Vielleicht wird die dritte Haager Konferenz diesen indirekt aus 
ihren Arbeiten hervorgegangenen Hof als eine völkerrechtliche 
Versuchseinrichtung ansehen können, und, von seinen Erfolgen 
geleitet, die Einrichtung für die ganze Welt zur Ausführung 
bringen, die zu verwirklichen die Konferenz von 1907 noch nicht 
die Kraft besaß. Vorausgesetzt, daß es der nordamerikanischen 
Staatskunst nicht geUngt, das Haager Postulat von 1907 noch 



«) a. O., 8. 143. 

^ Wenn ihr dabei die vierte pan-amerikanische Konferenz im Jahre 1910 — 
wviiigitiiM wvwdtt «• Amaartfc« batrifft — sieht mTarkommt. Dann dto dlplomntiMdMB 
VcirtTCisr dar anarikaniacjun SUatan in WuHitagbm artrtavtan lahon vor Vhtgmtr Zaift 

die MöpUclikeit, Costa-Rica zum Haag von Amerika zu machen. Dieser Plan soll der 
nächsten pan-amerikanischen Konferenz unterbreitet werden. Siehe: Advocata of 
Peaoa. (Boaton) 1909. KOk 2, 8. 92. 
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früher zur Erfüllung zu bringen, wofür mannigfaclie Zeichen 
sprechen. 

Der hervorragende nordamerikanische Diplomat William 
I. Buchanan, der an den pan-amerikanischen Konferenzen 
hervorragenden Anteil nahm, mid aJs Vertreter der Regierung 
der Vereinigten Staaten sowohl der zweiten Haager Friedens- 
konferenz wie der Washingtoner Friedenskonferenz von 1907 
beiwohnte, äußerte sich über den Staatengerichtshof von Cartago 
auf der XV. Lake Mohonk Conference on international Arbi- 
tration^ in folgender Weise: ,Jch hatte das große Vergnüg 
und die Ehre, an jener Konfeienz. die diesen Hof schuf, als Ver- 
treter unserer Regierung teilzunehmen. Es war mir ein noch 
größeres Vergnügen, daß ich in der gleichen Eigenschaft der 
feierlichen Eröffnung jenes Hofes in Cartago beiwohnen konnte. 
Dieser Hof würde in vielfacher Hinsicht als Muster dienen können» 
doch fürchte ich, daß wir noch manche Konferenz benötigen werdeh, 
um dahin zu kommen, einiges von den Grundelementen jenes 
Hofes annehmen zu können. So werden zum Beispiel seine 
Richter nicht von der Exekutivgewalt der Signatarstaaten er- 
wählt werden, sondern von dem Kongreß des betreffenden Landes 
und sie legen ihren Amtseid vor dem Kongreß ab. Sie werden 
aus einem gemeinsamen Fond;: bezahlt, zu dem ein jedes Land 
sich verpflichtet, alljährlich eine bestimmte Summe beizutragen. 
Tn der Reclitssprechung ist dem Hof eine solclie Autorität gegeben, 
daß er im Falle einer ihm unterbreiteten Streitfrage zweier Ver- 
tragsstaaten, den Status quo herstellen la^n kann, in dem die 
beiden Länder bis zur Erledigung des Streitfalles verharren 
müssen. Das heißt soviel, als daß der Hof mit der ihm von den 
fünf Vertragssteiaten freiwillig verhehenen Macht, einen Krieg 
dadurch zu verhindern vermag, indem er die beiden im Streite 
befindlichen Parteien veranlaßt, in jener Position zu verharren, 

') Siehe unten b. 251 des StaatBsekretirs Knoz Rundschreiben aa die Haager 
VflfflnKnaldite. 

-} äiolte: Report of thc fifteenth nnnual Meetin^r of the Lake MbllOIlk CoofeMUB» 
on international Arbitration 19 th, 20 tb and 21 st May 1909. 8. 53. 
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die sie eingenommen hatten» ehe sie vor den Hof gingen» so daß 
sie weder Watten zu kaufen, noch Mannschaften anzuwerben» 
noch sonst vorbereitende Schritte für den Krieg gegen die andere 
Partei zu unternelimen vermögen.** 

Am 25. Mai 1908 wurde der zentral-amerikanische 
.Gerichtshof zu Cartago unter großen Feierlichkeiten 
inauguriert. Ein Palast fOr den Sitz des Hofes ist bereits in An- 
griff genommen worden und auch hieför hat Andrew Car- 
negie die Summe von 100 000 Dollars beigesteuert. 

Unmittelbar nach seiner Eröffnung wurde dem Hof der 
erste Streitfall unterbreitet. £s handelte sich um einen 
Konihkt zwischen Honduras und Nicaragua auf 
der einen und Salvador und Guatemala auf der 
andern Seite.*) Der Fall ist einer der interessantesten in der 
Geschichte des Völkerrechts. Im Juli 1908 überfielen Revolutio- 
näre aus Salvador das Gebiet von Honduras und begingen dort 
feindselige Handlungen. Man vermutete, daß die Revolutionäre 
die Errichtung einer gemeinsamen Regierung von Guatemala, 
Honduras und Salvador beabsichtigen, um gemeinsam Nica- 
ragua anzugreifen. Der Präsident von Costa-Rica lenkte die 
Aufmerksamkeit des internationalen Gerichtshofes auf diesen 
Vorgang und dieser richtete, ohne eine Aufforderung von einem 
der in Konflikt geratenen Staaten abzuwarten, eine telegraphische 
Rundnote an die Präsidenten der vier Staaten, worin er diesen 
nahelegte, zwecks freundschaftUcher Vennittelung zur Erhaltung 
des Friedens den Hof anzurufen. Gleichzeitig forderte der Hof 
den Präsidenten von Costa-Rica auf, seine guten Dienste aus- 
zuüben. Die Folge dieses Schrittes war. daß die Regierungen 
von Honduras und Nicaragua g^en Salvador und Guatemala 
eine Klage vor den Hof brachten, und diesen dadurch in die Lage 
setzten, seines Richteramtes zu walten. AUe Aktionen wurden 
auf telegraphischem Wege vermittelt, so daß der Hof bereits am 

9 Siaihe darAlMr: The Amertain Joonal of IntaRuitloiial La«. Vol. II. No. 4, 
S. 886 «. f., iiBid aam* g4Mi«le d« Droit int. pnbL 1900, No. 1, 8. St. 
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13. Juli 1908 durch Zwischenurteü den Status quo zwischen 
den streitenden Staaten verfügte und ihnen Verhaltungsmafi- 
regeln auferlegen konnte. Die Revolution in Hondu- 
ras hörte sofort auf. Am 19. Dezember 1908 fällte 
der Hof zu Cartago die Entscheidung, wobei die Ansprüche von 
Salvador und Guatemala als unbegründet zurückgewiesen wurden« 

Die Bedeutung dieses Falles und dieses Urteilsspruches ist 
nicht zu verkennen. Zum ersten Mal in der Weltgeschichte sehen 
wir einen Gerichtshof über Nationen zu Gericht sitzen. Es ist 
das erste ständig organisierte Gericht, das über Staaten urteilt 
wie sonst nur die staatlichen Gerichte über Privatpersonen. 
,»Wir kennen kdnen interessanteren Fall in der neueren Ge- 
schidite", sagt J. Basdevantin der Revue g6a6rale de 
Droit international.^) Allerdings weist er auf die besonderen 
Umstände hin, die diesen Fall ermöglicht haben; die ernsten 
Föderationsabsichten der zentral-amerikanischen Republiken und 
das Bewußtsein, daß die beiden Staaten, Mexiko und die Union, 
die die Republiken zur Friedenskonferenz nach Washington 
geführt hatten, ein&ch einen Krieg zwischen ihnen nicht mehr 
geduldet hätten. Aber dies schwächt die Bedeutung des Er- 
eignisses nicht ab, denn alle großen Fortschritte werden schließlich 
durch besondere Umstände herbeigeführt. 

Das „Americn Journal of International Law*' ^) hebt die 
Tatsache hervor, daB die Rechtssprechung stattfand, ohne daß 
vorherige diplomatische Versuche zur Beilegung des Konfliktes 
stattgefunden hätten. Basdevant*) stellt ebenfalls fest, 
daß der Fall einen Sieg der Schiedsgerichtsbarkeit (eigentlich 
Staatengerichtsbarkeit) über die Diplomatie bedeutet, denn, 
so zitiert er nach de Lapradelle und Politis, in der eisten Hälfte 
des XIX. Jahrhunderts nahm die Diplomatie zur Schiedsgerichts- 
barkeit ihre Zuflucht/',,mcht um die Wahrheit oder die Gerech- 



■) a. a. O. 
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tigkeit ZU erkennen, sondern nur, wenn es kein anderes Mittel 
zur Verständigung gab. Sie hatte die Gewohnheit, sich des 
Rechtes zn bedienen und nicht, ihm zu dienen. Im vorliegenden 
Fälle trat die Gerichtsbarkeit ein, nicht nachdem die diplomati- 
schen Versuche gescheitert waren, sondern gleich beim Ent- 
stehen des Streites". Auch auf die Tatsache machte Basdevant 
aufmerksam,') daß der Vertrag von Washington, entgegen der 
bisherigen Praxis, die vorherige Aufstellung eines Kontpromisses 
erübrigte. Er ermöglicht das Eintreten der Rechtsaktion sofort 
nach einseitiger Anrufung des Hofes seitens einer einzelnen 
Macht. Dies ermöglichte im vorhegende Falle ein rasches Handeln 
und die Verhütung des Krieges. ,,Die Aktion des Hofes von 
Cartago ist daher eine Bekräftigung der Behauptung der An- 
hänger des Schiedssystems, daß ein internationales . Tribunal 
den Frieden nicht nur zn erhalten, sondern auch in besonderen 
;Fällen den Krieg zu verhüten vermag." *) ^ 

Der Gerichtshof von Cartago wurde bereits ein zweites Mal 
befaßt. Diesmal handelte es sich um die Klage eine» Staatsan- 
gehörigen von Nicaragua gegen die Regierung von Guatemala. 
Durch Urteil vom lo. Februar 1909 erklärte sich der Hof nach 
Art. II der Konvention von Washington für den vorliegenden 
Fall als imzuständig. 

Der Gerichtshof war nicht das einzige praktische Ergebnis 
der Washingtoner Beratungen. Am 15. September 1908 wurde 
in der Stadt Guatemala das internationale zentral- 
amerikanische Bureau errichtet und am i. Januar 1909 
trat, getreu den Washingtoner Bestimmungen, zu Teguci- 
galpa die erste zentral-amerikanische Kon- 
ferenz zusammen, die am 20. Januar zur Unterzeichnung 
eines Abkommens führte, worin sich die fünf Republiken zur 
VereinheitUchung ihres Münzsystems, ihrer ZoUtariie, Maße 



>) a. a. O., 8. 104. 

^ The Aneriflsa Jonnul ol Intonwlloiial Ltw, m. 8. 486. 



üiyiiized by Google 



248 V. Kap. Nach der dritten Konferenz. (1907-1910). 

und Gewichte» ihrer Fiscal-Gesetze und des Konsulardienstes 
verpflichteten. 

Die zweite zentral-amerikanische Konferenz 
trat am i. Februar 1910 in San Salvador zusammen. Sie 

hielt neun Sitzungen ab und vertagte sich am 5. Februar, nach- 
dem sie sechs Konventionen angenommen hatte. Diese bezogen 
sich auf die Vereinheitlichung des Münzwesens auf der Gold- 
basis, auf die Annahme eines Planes, der Kosten und 2«ahlun|;8- 
weise Üar die Errichtung und Ausstattung des zentral-amerika- 
nisdien pädagogischen Instituts, auf die Erklärung der Aufgaben 
des internationalen zentral-amerikanischen Bureaus, auf die Verein- 
heithchung von Massen und Gewichten, auf den zentral-ameri- 
kanischen. Handel und den Konsulardienst der fünf Republiken. 

Demnach besteht begründete Aussicht, daß dieser erneute 
Versuch einer Union der zentral-amerikanischen Staaten von 
Erfolg begleitet sein dürfte. Die pan-amerikanische Bewegung 
hat bei dieser Gelegenheit eine kräftige Probe ihrer Lebens fäliig- 
keit a.bgegeben und einen ihrer schönsten Triumphe gefeiert. 
Sie war es doch, die jenes MiUeu geschaffen hat, in dem die Arbeiten 
fflr die Skherung des Friedens und die Organisation der Staaten 
sich allein fruchtbringend entwickeln können. 



Enfwfckelung des Schiedswesens nach 1907. 

Die Bewegung zum Abschluß ständiger Schiedsverträge 
wurde durch die Vereitelung der Absicht, auf der II. Haager 
Konferenz zu einem allgemeinen Abkommen mit obligatorischer 
Bindung für gewisse I^e zu gelangen, nicht gehemmt. Nodi 

auf der Konferenz selbst schloß Argentinien mit Ita- 
lien (i8. IX. 1907) einen solchen Vertrag, dem zwei Tage vor- 
dem Schlüsse der Haager Versammlung ein ebensoldies Ab- 
kommen zwischen Italien und Mexiko (z6. Oktober 1907) 

^ Der Text dieser Konrention befindet sich im „SuppItBNMt tO tha äMHUkasm 
Jowaal of Intomttioiul Law« ToL JY, Heft 2. (AiirU 1910). 
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iolgte. Die Regierung der Vereinigten Staaten, die 
sich im Haag am energischsten für das Zustandekommen des 
Schiedsvertrages eingesetzt hatte, traf alsbald nach Schluß der 
Konferenz umfassende Anstalten, um mit einer großen Anzahl 

von Staaten zu Schiedsvereinbarungen zu gelangen. Es ist ein 
weiteres Verdienst Elihu Roots, daß die Union in der 
Zeit vom Februar 1908 bis März 1909» wo R o o t mit dem Prä- 
sidenten Roosevelt aus dem Amte sdiied, nicht weniger 
als 24 Schiedsverträge abschloß, *) womit die Vereinigten Staaten 
allen anderen Staaten der Welt gegenüber einen Rekord er- 
reichten. 



Diese Verträge wurden 


Datum des 


Datum der 


abgeschlossen mit: 


Abschlusses: 


Ratifikation: 


I. Frankreich 


IG. 


2. 


1908 


12. 


3. 


1908 


- 2. Griechenland 


39. 


2. 


1908 








3. Schweiz 


29. 


2. 


1908 


23. 


12. 


1908 


4. Mexiko 


24, 


3. 


1908 


27. 


6. 


1908 


5. Italien 


28. 


3. 


1908 


19. 


6. 


1908 


6. Norwegen 


4- 


6. 


1908 


24. 


6. 


1908 


7. Portugal 


6. 


4- 


1908 


24. 


II. 


1908 


8. Schweden 


2. 


5. 


1908 


18. 


8. 


1908 


.9. Niederlande 


2. 


5. 


1908 


25. 


3. 


1908 


10. J a p a n 


5. 


5. 


1908 


24. 


8. 


1908 


II. Dänemark 


18. 


5. 


1908 








*I2. Grossbritannien 


18. 


5. 


1908 


30. 


6. 


1908 


13. C h i n a 


8. 


10. 


1908 


6, 


9. 


1909 


14. Peru 


5. 


12. 


1908 








15. Salvador 


21. 


12. 


1908 


3. 


7- 


1909 


16. Argentinien 


23. 


12. 


1908 


I. 


3. 


1909 


17. Haiti 


7- 


I. 


1908 


i. 


3. 


1909 


18. B 0 1 i V i e n 


7. 


I. 


1908 


I. 


3- 


1909 


19. Ecuador 


7. 


I. 


1908 


I. 


3- 


1909 



■) Der 26. mit Paraguay abgeaoblossene V«rtnc IM.alAt'melir in die Amtaporiotfe 
•Booft«! dürft« »b^r wohl dufoh ihn in Angriff faiiQiiim«ii wonlm lein* 
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Diese Verträge wurden Datmn des Datum der 
abgeschlossen mit: Abschlusses: Ratifikation: 

20. Uruguay 9. i. 1908 i. 3. 1909 

21. C o s t a - R i ca 13. i. 1908 20. 7. 1909 

22. Chile 13. I. 1908 I. 3. 1909 

23. Österreich-Ungarn 15. i. 1908 i. 3. 1909 

24. Brasilien 23. i. 1908 i. 3. 1909 

25. Paraguay i3- 3- 1908 2. 10. 1909 
Die Verträge wurden sämtlich der vom Senat der Vereinigten 

Staaten aufgestellten Forderung entsprechend abgefaßt, die dahin 
ging, daß dieser eifersüchtig auf ihre Rechte wachenden Körper- 
schaft jeder Kompromifi, durch den ein Streitfall auf Grund 
jener Abkommen der Schiedsgerichtsbarkeit unterbreitet werden 
soll, vorher zur Genehmigung vorzulegen ist. Dadurch wurde der 
Grund beseitigt, der den Senat im Jahre 1905 veranlaßte, die seitens 
der Regierung der Union bis dahin abgeschlossenen Schiedsverträge 
nicht zu billigen. Mit dem im Dezember 1908 mit Peru ab- 
geschlossenen Vertrag trat die Union zum ersten Mal mit einem 
südamerikanischen Staat in ein Schiedsvertragsverhältnis, dem 
alsbald zehn weitere Schiedsverträge mit südamerikanischen, 
beziehungsweise zentral-amerikanischen Staaten folgten, wodurch 
die Union neuerdings die politische Gleichberechtigung dieser 
Staatswesen anerkannte. 

Aber auch andere amerikanische Staaten beeilten sich» ihre 
Schiedsvertragsbeziehungen zu erweitern^ So schloß Brasi- 
lien im Jahre 1909 mit Portugal, Frankreich, 
Spanien, G r o ß-B r i t a n n i e n , Norwegen, China 
und (abgesehen von den mit den Vereinigten Staaten geschlossenen) 
neun amerikanischen Staaten weitere Abkommen, die zum Teil 
bereits ratifiziert sind. Columbien kam mit Fr ankr eich. 
(6. 12. 1908) und Groß-Britannien (50. 12. 1908) zu 
ähnlichen Abschlüssen. 

In den wenigen Jahren, die seit der dritten pan-amerika- 
nischen und der zweiten Haager Konferenz veigangen sind, wurde 
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das Schiedsveiiahien seitens der amerikaniscliea Staaten reichlich 
in Anspruch genommen. In Südamerika wurden zahlreiche 
Grenz- und Sdiiftahrtsstreitigkeiten durch gemischte Kommi^io- 

nen oder diircli Schiedsspruch beigelegt. Die Vereinigten 
Staaten haben eine Anzahl Grenzfragen mit C a n a d a 
durch Vertrag vom ii. April 1908 der Schiedsgerichtsbarkeit 
überwiesen und schicken sich eben an, ihren fast hundert Jahre 
alten Streit mit England» um die Fischereiberechtigung an der 
Neufundlandküste vor dem Haager Tribunal zum Austrag zu 
bringen. Bei dieser Gelegenheit hat die Union neuerdings die 
Anerkennung der lateinisch-amerikanischen Staaten als gleich- 
berechtigte Faktoren des Völkerrechtes bekundet, indem sie den 
argentinischen Staatsmann Luis Dragoin das über die 
Fischereifrage urteilende Tribunal iK^hlte. Auch der alte 
Streit zwischen Chile und Bolivien über das Tacna- 
und Arica-Territorium soll durch Vertrag vom 16. 4. 1907 dem 
Haager Hof überwiesen werden. Nach dem Sturze Castros kam 
es auch zwischen Venezuela und den Vereinigten 
Staaten (13. 2. 1909) zu Carracas zu einem Vertrage, wonach 
fönf Streitfragen schiedsgerichtlich ausgetragen werden sollen. 
In dem Streite der Vereinigten Staaten mit Chile 
über die Ansprüche der Firma Alsop wurde durch Vereinbarung 
Ende 1909 der König von England zum Schiedsrichter erwählt. 
Der Streit Boliviens und Perus über das Acre-Gebiet 
wurde 1909 zwar durch einen Schiedsspruch des Präsidenten 
von Argentinien entschieden, die Entscheidung erregte jedoch 
in Bolivien so sehr die öffentliche Meinung, daß es beinahe zu 
Konflikten zwischen Bolivien imd Argentinien gekommen wäre. 
Es ist sicherlich auch als ein Ergebnis der durch den Pan-Ameri- 
kanismus erzeugten versöhnlichen Stimmung anzusehen, wenn es 
infolge dieser EneguAg über den Ausfell des Schiedsurteiles 
zwischen Bolivien und Peru nicht zum Kriege kam, die beiden 
Staaten vielmehr vereinbarten, den Streit als noch nicht entschieden 
anzusehen und eine Einigung ohne Hinzuziehung eines dritten 
Faktors herbeizuführen. 
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Als .wichtigste Aktion dieser Periode ist der Voistoß an- 
zusehen, den Staatssekretär Knox Ende 1909 imtemahm» 
indem er den Haager Vertragsstaaten nahelegte, den auf der 

zweiten Haager Konferenz nicht zur Annahme gelangten wirk- 
lich ständigen Schiedshof durch eine Zusatzklausel 
bei Ratifikation des Vertrages über das internationale Ober- 
prisengericht zu verwirklichen.') Diese Zusatzklausel 
sollte bestimmen, dafi der Prisengeiichtsfaof für diejenigen Staaten, 
die ihre Zustimmung geben, auch als Schiedshof zu fungieren 
habe. Damit wäre das schwierige Problem des wirklich ständigen 
Schiedshofes einer einfachen Lösung zugeführt. Welche Ent- 
scheidung die Haager Vertragßmächte treffen werden, ist zur 
Zeit noch nicht bekannt. 



Weitere pan-amerikanische £ntwickeiung. 

Am II. Mai 1908 wurde in feierlicher Weise der Grundstein 

gelegt für das Gebäude des internationalen Bu- 
reaus der amerikanischen Republiken in Wa- 
shington. Von allen amerikanischen Staaten waren Vertreter 
erschienen. Seitens der Vereinigten Staaten waren alle Zweige 
der Regierung, die Bünister, Delegierte beider Häuser des Kon- 
gresses anwesend. Überdies war das gesamte diplomatische 
Corps und hervorragende Persönlichkeiten aus Washington wie 
aus anderen Städten der Feier zugezogen worden, der £ 1 i h u 
Root präsidierte. Beglückwünschungsbotschaften aller Prä- 
sidenten der amerikanischen Republiken kamen zur Verlesung. 
Präsident Roosevelt, Staatssekretär Root, der bra- 
süianisdie Gesandte Nabuco und Andrew Carnegie 
hielten Ansprachen. 

Präsident Roosevelt sagte u. a. Folgendes : 
„Dies ist ein denkwürdiges Ereignis für alle Völker der west- 
liehen Halbkugel. Das Gebäude, dessen Grundstein wir heute 

^ Sicii» dam «ilflitolton Tazt d«r GiNiilar.Noto In «TIm Amiioan loanal «f ^it«fi> 
aatiOMlIA««. Tol.nr, Ho.!. Snpvtonent S. 108. 
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legen, wird schon durch seine Existenz Zeugnis von dem zu- 
nehmenden Gefühl der Solidarität der Interessen 
und Bestrebungen aller Völker der Neuen 
Welt ablegen. Es zeugt voa unserer Erkenntnis der Notwen- 
digkeit» alle Republiken der westlidien Halbkugel durch die 
freundschaftlichen Bande gegenseitiger Gerecht 
t i g k e i t , gegenseitigen Wohlwollens und sympathischen Ver- 
ständnisses immer enger aneinander zu knüpfen. 

In erster Linie wünsche ich, in unser aller Namen Herrn 

Carnegie Dank auszusprechen für seine hochherzige Gabe, eine 
Gabe, welche für alle Nationen der Neuen Welt bestimmt und 
um so schätzenswerter ist, als sie von einem Manne kommt, der 
sich so aufrichtig in den Dienst der Sache des Friedens unter 
den Nationen gestellt hat; denn, wenn wir auch noch einen langen 
Pfad zurückzulegen haben, bis wir mit einiger Sicherheit von 
dem Tage sprechen dürfen, an welchem die Kriege von der 
Erde verschwunden sein werden, so haben wir auf dieser west- 
lichen Halbkugel, durch Schritte, wie sie durch dieses Gebäude 
versinnbildlicht werden, doch schon gewaltige Fort- 
schritte gemacht, um einen dauernden 
Frieden unter uns sicherzustellen." 

Hierauf wies Roosevelt auf den großen Aufechwung hin, 
der in den sudamerikanischen Republiken seit einigen Jahren 
vor sich geht, und gedachte anerkennend der Bemühungen des 

Staatssekretärs Root, dessen erfolgreichen Bemühungen es ge- 
lungen ist, ,,alle Republiken der Neuen Welt zusammenzubringen 
und zu dem Bestreben zu vereinigen, wacker zu arbeiten zu unserem 
gemeinsamen Besten und zur materiellen und moralischen Wohl- 
fahrt aller, die die westliche Halbkugel bewohnen*'. 

E 1 i h u Root sagte in seiner Rede, daß der Tempel, zu 
dem eben der Grundstein gelegt werde, unter allen öffentlichen 
Gebäuden der Welt der erste sein wird, der dar internationalen 
Frenndsdiaft gewidmet ist, als achtbares Zeichen gegenseitiger 
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Achtung, Wertschätzung und herzlicher Gefühle zwischen den 
amerikanischen Republiken. 

Carnegie, der Stifter des Baues, betoute, daß das Werk, 
das die Staaten Amerikas gemeinsam unternommen haben, in 
der Beseitigung des Krieges vom amerikanischen Kontinent und 
in der Pazifizienmg der westlichen halbkugel seinen Höhepunkt 
erreichen wird. 

Mit der Zeremonie der eigentlichen Grundsteinlegung kam 
die Feierlichkeit zum Abschluß. Der Grundstein trägt die fol- 
gende Inschrift: 

„Gebäude der amerikanischen Republiken. Errichtet mit 
Hilfe der gemeinsinnigen Gabe Andrew Carnegies und der Bei- 
träge der sämtlichen Republiken auf Grund und Boden, welchen 
die Regierung der Vereinigten Staaten hergegeben, am ii. Mai 
1908." 

Das internationale Gebäude erhielt seinen Standort auf einem 
schon gelegenen Terrain, südlich und in nächster Nachbarschaft 
vom Weißen Hause, den Gebäuden des Staats-, Kriegs- und 

Marinedepartements. 

Das Jahr 1908 brachte als weiteren Beweis des Erstarkens 
der pan-amerikanischen Idee ein Ereignis von hoher Tragweite; 
den ersten pan-amerikanischen wissenshaft- 
lichen Kongreß in Santiago de Chile. Die 
wissenschaftlidie Kongresse sind lateinisch-amerikanischen Ur- 
sprungs. Der erste wurde 1898 in Buenos-Ayres abge- 
halten; es folgten alsdann solche Kongresse in Montevideo 
Wieder ein Beweis dafür, daß die mit BoUvar inaugurierten la- 
1901 und in Rio de Janeiro 1905. Auf letzterem wurde 
beschlossen, das nächste Mal die Vereinigten Staaten einzuladen. 
Dies geschah im Jahre 1908, wo die Regierung von Chile das 
Arrangement des Kongresses und die Versendimg der Einla- 
dungen übernommen hatte. Man kann hieraus wiederum deut- 
lich ersehen, wie die internationalen lateinisch-amerikanischen 

- •) Die fflieriielM ErWCnung erfolgt« um 36. Apitt 1910. 
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Bestrebungen sich in pan-amerikanische Aktionen verwandeln. 

teinisch-amerikanischen Bestrebungen Vorläufer der pan-ame- 
rikanischen Bewegung waren. 

. Diese Kongresse", so äußerte sich einer der Teilnehmer, 
L. S. R o w e , ^) Professor der politischen Wissenschaft an der 
Pennsylvania-Universität, ,,waren bislang lateinisch-amerikanisch. 
Der EntsdilnB, sie pan-amerikanisch zu gestalten, ist eines der 
vielen Anzeichen, daß sich das Empfinden einer kontinentalen 
Sohdarität in höherem Maße fühlbar macht. Die bei einer solchen 
Gelegenheit zwischen den Forschem geknüpften persönlichen 
Beziehungen werden es mögUch machen, auf den verschiedenen 
Teilen des Kontinentes parallel laufende Untersuchungen anzu- 
stellen, und es ist zu erwarten, daB solche Untersuchungen ein 
neues Licht auf manche schwierige Frage werfen werden. Durch 
diese Berührung werden die wissenschaftlichen Körperschaften 
in den verschiedenen Gebieten dieser Halbkugel in nähere Be- 
rührung gebracht und die Betätigungen aller werden ertrag- 
reicher gemacht werden. Dieser Kongreß wird eine Epoche in den 
geistigen Beziehungen zwischen den Republiken des amerika- 
nischen Kontinentes bezeichnen." 

Die Organisation der Wissenschaft Pan-Amerikas hat außer- 
dem den Zweck, die gem^nsamen amerikanischen Angelegenheiten 
auf einer breiteren und unbeschränkteren Grundlage zu stu- 
dieren und zu erörtern, als dies auf den, durch politische Rück- 
sichten beschränkten Diplomatenkonferenzen der Fall ist. Den 
wissenschaftlichen Kongressen obliegt es daher, den Diplomaten- 
konferenzen vorzuarbeiten und ihnen das Material für ihre Be- 
ratungen und Beschlüsse zu liefern. 

Der erste pan-amerikaniscfae wissenschaftliche Kongreß tagte 
vom 25. Dezember 1908 bis zum 5. Januar 1909 und erledigte 
in dieser Zeit ein überaus reiches Programm. Er war in neun 
Sektionen geteilt. Hunderte von Gegenständen standen zur 

') Siehe: L. 8. Rowe, tbe possibilities of intoII«ctual Cooperation between north 
and eouth Ameriea. Henuigefcben Ton der Interaational ConaUiatioii. New Tprk« 

April 1908, No. 9. 
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Beratung. Das Programm der poUtisch*sozialeii Sektion enthielt 

einen wahren Katalog aller dieser Probleme.*) 

Mit Ausnahme von Cuba und San Domingo waren sämt- 
liche amerikanischen Staaten durch große Delegationen vertreten. 
Die Vereinigten Staaten hatten ein umfangreiches £]iteXorps- 
ihrer besten Gelehrten gesandt. Alle Institute, Gesellschaften, 

Universitäten und sonstige wissenschaftliche Zentren des ganzen 
Kontinentes hatten sich vertreten lassen. 

Auf dem Gebiete des Völkerrechts wurden äufierst wichtige 
Probleme erörtert. Professor Alexander Alvarez,. 
Ratsmitglied der chilennischen Regierung, und Professor Sa 

V i a n a von Rio de Janeiro berichteten über das Vorhandensein 
eines spezifisch amerikanischen Völkerrechtes. E r n e s t o 
Frias von Uruguay hielt einen Vortrag über die Politik der 

# 

Meistbegünstigung, ] os6 Francisco Urrutia, Minister 
des Auswärtigen der Republik Columbien, sprach über ,,die 

Entwickelung des Schiedsprinzips in Amerika und über die Zu- 
stinmiung der amerikanischen Länder zu gewissen Grundsätzen 
der Verträge mit universellem Charakter", während Marciai 
Martinez di Ferrari über die „Ergebnisse der zweiten: 
Haager Konferenz'* Bericht erstattete. Professor Paul S. 
R e i n s c h hielt einen eindrucksvollen Vortrag über ,,das Inter* 

>) AlTaroz, Le Droit international tmMoahi. Paili 1910. 8.246. 

*) In der im Verfolg dieser Berichte angfenommdnen Resolution wurde, um in 
Soropa «ine falache Aaalegung zu vermaiden, der Ausdruck j^amerikanisches Vfilkerreoht*' 
in (»aaierlkftiiUebe Probleme und SUntationen des Y51ke»reehtei*- 
umgewandelt. Die am 81. Deiember 190B mit Stfanmeneinbeik anceaemnene Reeolution 
lautet wörtlich: „Der erste wissenschaftliche pan-amerikanische Kongrre»»: erkennt an, dnft 
der Unterschied in der Entwickelung der Neuen Welt im Vergleich zur alten auf ilire 
lntemuitioaaleB BeriebvBgea folgende BflAwUung gehabt bat: dasa aleb aat dem Kon* 
tinent PMbiem« an! genarla «to andi Problame dnrebwaga ameilkanladien Cbaraktai» 
erheben; daß die Staaten dieser Halbkugel durch mehr oder weniger Tcrallpemeincrte 
Uebereinkommen, die Materien, die sie allein interessieren, oder die, obwohl von univer- 
seUem IntereifOt f8r «inen Weltrertrag noch nicht geeignet waren, geregelt haben, indem 
aio damit dem VSUMReehto Gnudalta« amorikanlaeben ITrapmnga elnT«iil«ibtan. I>i«ao 
0«eaTnttaeit von Materien bildet das, was man „als amerikanische Probleme und Situationen 
im Völkerrecht" bezeichnen kann. Der wisscnachaftlicbe Kongress empfiehlt allen Staaten 
dieses Kontinentes, daB an ihren Rechtsfakult&ten das Studium dieser Materien in Betracht 
gaaogen ward«". Stoha: AlTaraa, La Oratt intanrntloiial amArieain. Pari« 1910, 
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nationale Verwaltungsrecht in seinen Beziehungen zu den ame- 
rikanischen Staaten." Die Vorträge wurden eingehend erörtert 

und das Ergebnis in hochbedeutsamen Resolutionen festgelegt. 
,,Der Leitgedanke, der die Männer beseelte, die diesen Kongreß 
vorbereitet hatten, war die Einheit der amerikanischen Wissen- 
schaft. Sie erachteten es als wünschenswert, daß eine repräsen- 
tative Versammlung die besonderen Grundlagen und Betäti- 
gungen der amerikanischen Wissenschaft in allen ihren Zweigen 
in Betracht ziehen sollte und die Erörterungen in der Sektion 
für Völkerrecht standen mit dieser Absicht in vollem Einklang."^) 

Die Erwartungen wurden nicht getäuscht. Der Kongreß von 
Santiago war ein voller Erfolg des Pan-Amerikanismus. Es wurde 
beschlossen, den nächsten Kongreß im Jahre 1913 *) abzuhalten. 

Daß die wirtschaftliche und politische Annäherung zu ihrer 
Förderung auch ein lebhaftes i)an-amerikanisches Bewußtsein, 
eine pan-amerikanische öffentliche Meinung benötigt, wurde von 
allen Faktoren gar bald erkannt. Die Staatsmänner und Gelehrten 
aller amerikanischen Länder stimmen darin überein, daß es nicht 
genügt, die Formen des Zusammenlebens zu finden, daß vielmehr 
diesen Formen auch der Geist eingeflößt werden muß, der es allein 
vermag, der großen Organisation Leben und Kraft zu verleihen. 
Diesem Zwecke sollen in erster Linie die wissenschaftlichen Kon- 
gresse dienen, die mit der Versammlung von Santiago einen so 
schönen und aussichtsreichen Erfolg gezeitigt haben. Nunmehr 
will man aber weitergehen. Die Konferenz von Rio hat die Er- 
richtung eines Erziehungsdepartements im Bureau der Repu- 
bliken zu Washington vorgesehen, das als „Clearing-Haus" für 
Unterrichts-Informationen für die Republiken des Kontinentes 
dienen soll. Das Staatsdepartement der Vereinigten Staaten 
hat im Jahre 1909 einen Entwurf ausgearbeitet, den der Ver- 
waltungsrat des internationalen Bureaus in Erwägung ziehen 

') The American Joarnal of International Law. Vol. III. Nr. 2. 
*) So nach A 1 t a r e z , Droit int. am^rieain. 8. 245. Nach .American Journal 
of Intenutional Law« Vol. III. Nr. 2. 8. 471 aoll der nlohate Kongreaa am 12. Oktob«r 1911 

A. H. Rted, FMKAiMffllau 17 
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solle, um ihn, falls er die Billigung dieser internationalen Körper- 
schaft erlangt, mit den nötigen Details auszuarbeiten und in Kraft 
zu setzen. Dieser Entwurf behandelt zunächst die Organisierung 
eines Professorenaustausches zwischen Lateinisch- 
Amerika und den Vereinigten Staaten. ^) Es wird dabei auf den 
grofien Erfolg hingewiesen, den das Austanscfasystem der ame- 
rikanischen Universitäten mit Berlin und Paris gezeitigt hat, 
und es wird ausdrücklich betont, daß es nicht genügt, den ma- 
teriellen Verkehr der Güter zu heben, daß vielmehr auch ein 
Austausch der Ideale erforderlich sei, um eine auf den Idealen 
und Empfindungen Pan-Amerikas basierte öffentliche Meinung 
zu schaffen. 

Wie weit dieser Plan, die geistige Gemeinschaft Pan-Ame- 
rikas zu erwecken und fruchtbar zu machen, reicht, geht aus 
der oben bereits zitierten Schrift hervor, die der nordamerikanische 
Professor L. S. Rowe unter dem Titel „Die Möglichkeiten 
einer intellektuellen Zusammenarbeit zwischen Nord- und Sftd- 
amerika" kürzUch veröff enthebt hat. *) 

Zur Herstellung Verstärkung der intellektuelkn Bande des 
gesamten Kontinentes schlägt Rowe für den Anfang drei Be- 
tätigungsformen vor. 

I. Zunächst eine bessere Vorbereitung der amerikanischen 
Lehrer für den auswärtigen Dienst. Porto-Rico und die Philippinen 
könnten dabei als wichtige Vorbereitungsstufen für den IHenst 
in Südamerika ausgenützt werden. Das Spanische sei auf den 
Schulen mehr zu pflegen, und die Lehrer sollen über die Geschichte 
und über die Kultur der lateinisch-amerikanischen Staaten besser 
unterrichtet werden. Auch auf eine leichtere Anpassungsfähigkeit 
der nordamerikanischen Lehrer soll das Augenmerk gerichtet 
werden, wobei Rowe auf das Beisinel hinweist, das in dieser Be- 
ziehung die deutschen Lehrkräfte in Südamerika bieten, die dazu 



>) Siehe: The American Journal of IntamatkNUl L»w. Vol. IV. Nr. 1. 8. iW. 
^ Siehe Anmerkung tu 8. 255. 



üiyiiizc-d by Google 



Weiten pan->m«wHr»ntitnhn Bntwtefcelimg. 209 

beigetragen haben, daß das Deutsche tind die deutschen Me- 
Üioden in Südamerika zu einem wichtigen Faktor geworden sind. 

2. Die südamerikanischen Studenten sind in größerer Zahl 
an die amerikanischen Mittel- und Hochschulen zu ziehen. Heute 
gehen die sfidamerikanischen Studenten noch von^iegend nach 
Europa. „Für unsere Universitäten bietet sich jetzt eine Gelegen- 
heit wie nie zuvor, einen großen nationalen Dienst zu leisten, 
der die Länder Südamerikas enger zu uns ziehen würde, als es 
durch sonst etwas bewirkt werden könnte Die An- 
wesenheit einer größeren Anzahl lateiniscfa-werikanischer Stu- 
denten könnte unserem Universitätsleben nur zum Vorteil gereichen. 
Dies würde unseren Studenten eine innigere Bekanntschaft mit 
den Anschauungen der lateinisch-amerikanischen Völker ver- 
mitteln und viele jetzt bestehende Vorurteile zerstören. Die 
während der Universitätsjahre geknüpften persönlichen Be- 
ziehungen würden das Wiedererscheinen solcher Mißverständnisse 
verhindem, die in der Vergangenheit unsere Beziehungen mit 
den Republiken des Südens zeitweilig getrübt haben." 

3. Die Errichtung engerer Beziehungen zwischen den Uni- 
versttäten von Nord- und Südamerika und zwischen den ein- 
zelnen Forschem auf wissenschaftüchem Gebiete. 

»Während einer ausgedehnten Reise durch Südamerika/' 
berichtet Rowe weiter, ,,hatte ich Gelegenheit, mit Univeisitäts^ 
behötden der verschiedenen Länder einen Plan für die 

Herstellung solch engerer Beziehungen zu 
besprechen. Ich fand jeden, mit dem ich darüber sprach, nicht 
nur bereit, sondern begeistert für einen Plan, der die Süd-Ame- 
rikaner mit den Universitäten Nord-Amerikas in nähere Be- 
ziehongen bringen sollte. Der nachstdiende Plan wurde in Über- 
einstimmung mit der National-Universität von La 
P 1 a t a , mit der National-Universität von Chile 
und der Universität von San Marco in Lima 
entworfen: 

17» 
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L Amnganiait dm AmtaaflohM alkr nni wjMto i« i ww8tffwia 8i«Wii«igwi 

n. Ezriohtang taaam witseniohaltliohen Bvreana, denen 

Obliegenheiten darin bestehen sollen 

a) als ein Nachrichtenzentnim für die Mitglieder der verschiedenen 
Fakultäten oder andere forscher za dienen, die Auskünfte 
benötigen, 

b) ale Bind^^ied iwiedhoii UiÜTenititnnilj^iedeni n dienen, die 
ißKoobB Fonoihiinginklliiangen Tezfcdgen, 

o) in Verbindung mit Vaohleaten gleichzeitige Forschongen über 
solche Materien zu imtenieliiiien, die die Gelehrten in beiden 

Ländern interessieren, 
d) Informationen über Lehrprogramme, Unterhchtsmethoden» ato. 
an llfiiwHii 

m. Eixidifcang cime Inf ormationsbareana fftr aua- 
wftrtiga Studenten, deeeen ObUegenheit ee eein eoU, Nadi- 
riohten fiber alle UniveFsitätsangelQgenheiten za geben nnd 
fremden Stadenten bei ihrer Ankunft an die Hand zu geben. 

lY. Die Einbeziehung von Material über die Entwiokelung der ameri- 
kanischen politischen Einrichtungen in die Kune über Staats- 
und Verwaltungsrecht, poütische Ökonomie, Soziologie und ver- 
I^Moheode Reohtswissenschaft. Hauptaufgabe dieses Planes soll 
es aein, den Studenten KenolniB von den beeteheoden Vcridttt* . 
nissen an geben nnd bei ihnen jenes Interesse zu erwecken, das 
sie ZQ eigenen Studien anzuspofnen Termag. 

Es ist als sicher anzonetunen, daß dieser Plan Rowes seitens 

der Regierung der Vereinigten Staaten aufgenommen und dem 
internationalen Bureau in Washington zur weiteren Durchführung 
überwiesen werden wird. Mit dem Frofessorenaustausch ist jetzt 
der Anfang bereits gemacht worden. 

Die Perspektive, die sich hier eröffnet, ist jedenfalls von 
großer Wichtigkeit, weil sie zeigt, wie sehr man bestrebt ist, 
den letzten Rest des Antagonismus zwischen den beiden die 
westliche. Welt bewohnenden Rassen geschickt zu überwinden. 
Die geistige Annäherung, die über kurz oder lang einer völligen 
geistigen Entente führen muß, da ja die Wissenschaft die gegebene 
Pflanzstätte internationaler Verständigung ist, wird schließUch 
vollenden, was auf politischem und wirtschaftlichem Gebiete 
durch die pan-amerikanischen Bestrebungen angebahnt wurde, 
eine voHkommene Verständigung und^Qrganisation der Völker» 
die die Neue Welt bewohnen. • 



Digilized by Google 



Weitere pan-amerikaniflcbe Entwiokeloiig. 261 

Bei dem Mangel an zusammenhängendeii authentischen 
Veröffentlichungen über die letzten Etappen des Fan-Amerika* 
dsmus ist es nicht mdglidi, eine Gesamtaberricht über die neueste 
Entwickelimg zu geben, lestzusteillen, welche praktischen Folgen 
die Beschlüsse und Anregungen der dritten Konferenz gehabt 
haben. Nach Reinsch*) und Alvarez*) sind die Er- 
gebnisse jener Konferenz von den meisten Staaten bereits rati- 
fiziert worden. Die Kommission für die Herstel- 
lung eines Entwurfes für einen Kodex des 
internationalen Rechtes hat im Jahre 1907 in Rio 
de Janeiro getagt. Zwölf Staaten waren vertreten. Sie vertagte 
sich schließlich bis zum 2. VIII. 1910. Der vierte pan-ame- 
rikanische Sanitätskongreß war vom 25. Dezem- 
ber 1909 bis 2. Januar 1910 in San Jos^ (Costa-Rica) versammelt. 
Die von der dritten Konlerenz empfohlenen pan-ameri- 
kanischen Comit6s,diein jedem Lande errichtet werden 
sollten, um in Verbindung mit dem pan-amerikanischen Bureau 
alle den Pan-Amerikanismus betreffenden Angelegenheiten zu 
betreiben, waren bis Mitte 1909 in 14 Staaten gebildet. Das 
pan-amerikanische Bureau nimmt eine wunder- 
volle Entwicklung. Seine Agenden wachsen von Tag zu Tag 
und es wird als Auskunftsstelle in pan-amerikanischen Dingen 
in hohem Maße in Anspruch genommen. Das vom Bureau ver- 
öffentlichte Bulletin" ist zu einer reichen Revue über alle die 
amerikanischen Staaten betreffenden Ereignisse und Verhält- 
nisse ausgestaltet worden. 

Am I. März 1909 hat der Programm-Ausschuß des Ver- 
waltungsrates des Washingtoner Bureaus dem Verwaltungsrat 
den Entwurf für das Programm der kom- 
menden vierten pan-amerikanischen Kon- 
ferenz unterbreitet. Dieses ist hierauf seitens des Verwaltongs- 
rates, auf Grund der von den einzelnen Mitgliedern bei ihren 

*) a. a. O. 8. 453. 

9 Droit iai. Aa. S. 2S5. 
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jeweiligen Regierungen eingezogenen Informationen, in nach- 
stehenderFonn festgestelltworden. Der Zusammentritt der vierten 
Konferenz wird am 9. JtiU 1910 in Buenos-Ayres stattfinden. 

Programm der vierten internationalen Kon- 
ferenz der amerikanischen Republiken. 

I. Organisation der Konferenz. 

II. Feierliche Begehmig der argentinischen National-Cente- 

narfeier und der Feier der Unabhängigkeit der amerikanischen 
Repubhken. im Hinblick auf die Tatsache, daß eine Anzahl 
Staaten ihre National-2^ntenarfeier im Jahre 1910 mid in den 
darauffolgenden Jahren begehen. 

III. Unterbreitung und Erwägung der Berichte der Ver- 
tretungen über die Tätigkeit ihrer betreffenden Regierungen 
bezüglich der auf der dritten Konferenz zu Rio de Janeiro ge- 
faßten Beschlüsse und getroffenen Abkommen einschließlich 
eines Berichtes über die seitens der pan-amerikanischen Gimit^ 
erzielten Ergebnisse und Erwägung über die Ausdehnung ihrer 
Wirksamkeit. 

IV. Unterbreitung und Erwägung des seitens des Direktors 
des Bureaus der amerikanischen Republiken erstatteten Be- 
richtes im Zusammenhang mit Erwägung der gegenwärtigen 
Organisation des Bureaus und der Empfehlung für die m(Sg]iche 

Ausdehnung und Verbessening seiner Wirksamkeit. 

V. Resolution, die Mr. Carnegie die Würdigung seiner edlen 
Gabe für die Errichtung eines neuen Gebäudes für das Bureau 
der amerikanischen Republiken zum Ausdruck bringt. 

VI. Bericht über den seit der Rio-Konferenz in bezug auf die 
paa-amerikanische Eisenbahn gemachten Fortschritte und Er- 
wägung der Möglichkeit einer Zusammenarbeit der amerika- 
nischen Republiken zur Vervollständigung des Eisenbahn-Sy" 
Sterns. 

VII. Erwägung der Bedingungen, unter welchen die Her- 
stellung eines schnelleren Post-, Passagier- und Eildampfer- 



Digitized by Google 



Weitere pan-amerikanische Entwiokelimg. 



263 



dienstes zwischen den amerikanischen Repubhken erreicht werden 
könne. 

VIII. Erwägting von Maßnahmen, die za einer Verein- 
heitUchnng der Constilar-Dokciniente, der tedmischen Erfor- 
dernisse der Zollreglements wie auch der Steuer- mid Handels- 
statistiken der amerikanischen Republiken führen könnten. 

IX. Erwägung der Empfehlungen des pan-amerikanischeu 
Sanitätskongresses in bezog auf die Sanitätspolizei und der 
Quarantäne und solcher Zusatz-Empfehlungen» die die Epidemien 
zu verhindern suchen. 

X. Erwägung eines praktischen Übereinkommens der ame- 
rikanischen Republiken über Patente, Schutz-Marken und Ur- 
heberrechte. 

XI. Erwägung über die Fortsetzung der Verträge über 

die schiedsgerichtliche Beilegung von Ansprüchen aus Geld- 
forderungen nach deren Ablauf. 

XII. Erwägung eines Planes zur Förderung des Professoren- 
und Studentenaustausches zwischen den Universitäten und Aka- 
demien der amerikanischen Republiken. 

XIII. Resolution zur Würdigung des pan-amerikanischen 
wissenschaftlichen Kongresses, der im Jahre 1909 in Santiago 
de Chile abgehalten wurde. 

XIV. Resolution, die den Verwaltungsrat des internatio- 
nalen Bureaus der amerikanischen Repubhken beauftragt, die 
Art und Weise zu studieren und zu empfehlen, in der die ame- 
rikanischen Republiken die Feier der Eröffnung des Panama- 
Kanals für geeignet erachten. 

XV. Künftige Konferenzen. 

So steht denn die vierte pan-amerikanische Konferenz vor 
der Türe. Ihr Programm ist ein rein organisatorisches, das nur 
die Regelung der gemeinsamen Interessen des Zusanmunlebens 
der amerikanischen Staaten ins Auge faßt. Wenn die Konferenz 

zusammentritt, werden hundert Jahre seit dem ersten Schritt 
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vergangen sein, den die lateinischen Staaten zu ihrer Befreiung 
von Spanien unternommen hatten und zwanzig Jahre, seitdem 
die erste, wirklich All-Amerika umfassende Konierenz zu Wa- 
shington ihre Arbeiten beschlossen hat. Die Geschichte des Pan- 

Amerikanismus, die mit jener Auflehnung des Südens gegen die 
europäische Herrschaft begann, ist lang; das eigentliche Leben 
und Wirken des Pan- Amerikanismus aber ist noch sehr jung. 
Der Rückblick auf die längere Periode zeigt, wie fest die Wurzeln 
der Bewegung mit der Gesdiichte des neuen Kontinentes verwach- 
sen sind, der Rückblick auf die kürzere Periode, wie rasch und 
mächtig sich das Gebilde entwickelt hat. Dies bietet die Ge- 
währ dafür, daß auch das Werk von Buenos-Ayres nur ein Fort- 
schritt werden kann. Ein Grund mehr für Europa, den Vor- 
gängen, die sich dort abspielen werden, mit gröfiter Aufmerk- 
samkeit zu lauschen. 
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VI. KAPITEL 

Üie Bedeutung der pan- amerikanischen 

Bewegung. 

Der Mechanismus der Bewegung. 

über ein Jahrhundert pan-amerikanischer Entwicklung haben 
wir im Vorstehenden unseren Blick schweifen lassen. Wir sahen, 
wie die Idee in den nadi den Verkefarsverhältnissen zu Beginn 
des vorigen Jahrhunderts weltenweit getfennten Teilen des Kon- 
tinentes, im angelsächsichen Norden wie im lateinischen SOden 
fast gleichzeitig erstand und von dem Bestreben geleitet war, 
die Neue Welt von den politischen Einflüssen der alten Welt 
frei zu halten. Im Norden kam dieses Bestreben in der Monroe- 
Lehre, im Süden in den Föderationsbestrebungen der jungen 
lateinischen Staatengebilde zum Ausdruck. Wir sahen, wie der 
Norden und der Süden in der t)berzeugung, ein gleiches Ziel 
zu verfolgen, sich jahrzehntelang suchten, wie stets das Mißtrauen 
des Südens gegen die Machtstellung der Union ein Finden ver- 
hinderte, und wie alle Versuche der lateinischen Welt, zu einer 
politischen Einheit zu gelangen, zunichte gingen. Die hohen 
Pläne, die sich dort in den Anfängen an das Tageslicht wagten, 
zerschellten an der Wirklichkeit. Aber immer wieder sahen wir, 
wie die Versuche erneuert wurden, wie ein glühendes Streben 
rastlos einem fast unerreichbar scheinenden Ziele zueilte und 
sich durch kein Mißlingen entmutigen ließ. Wir sahen dann 
die UnvoHkommenheiten des Anfangs schwinden, das Mißtrauen 
weichen mid den guten Willen, den Willen zu einer Verbesserung 
der Daseinsbedingungen aller Staaten des Kontinents, obsiegen. 



L lyui^ed by Googic 



966 VI. Kap. Die Bedeatang der pan^uaaeiikan. Bewegnng. 

Die rassenverscliiedenen Bewohner des Nordens und des Südens 
fanden sich endlich zu gemeinsamer Arbeit. Schüchtern und 
nußtrauisch sahen wir vor zwei Jahrzehnten ihre Bemühungen 
sich vereinen. Die Ergebnisse schienen geringfügig ; von den Meisten 
wurde ihnen öberhaupt jede Bedeutung abgesprochen. Nur 
wenige von den Mitarbeitern der ersten pan-amerikanischen 
Konferenz erkannten den Wert dieses eisten Versuches und 
hegten Hoffnung für die Zukunft. Hier erwies skh wiedenun, 
was noch immer zu wenig beachtet wird und doch als die Grund- 
lage alles Fortschritts angesehen werden muß, die Überlegenheit 
der Einrichtungen über die Menschen, die Überlegenheit der den 
Dingen innewohnenden Logik über die Logik der Menschen. Die 
Menschen lassen sich vom Augenblicke, von ihren momentanen 
Interessen beeinflussen» die von ihnen geschaffenen Einrichtungen 
nicht. Biesen wohnt ein starrer Wille inne, das unbeirrbare Streben 
nach einem festen Ziele. IMe Einrichtungen besitzen Kraft und 
Richtung. Die Menschen können den Fortschritt zeitweilig un- 
sichtbar machen, aber nicht unwirksam. Durch ihre Worte imd 
Handlungen verdeckt, entwickelt er sich trotzdem. Die Be- 
denken einzelner Staatsmänner Amerikas haben das pan-ame- 
rikaniache Werk nicht veihindem können. Ihrer Gegenwirkung 
zum Trotz ist es fortgeschritten. Ganz kleine Keime hatte die 
erste Konferenz gezeitigt. Sie waren vielleicht zu geringfügig 
erschienen, um es lohnend erscheinen zu lassen, ihnen Widerstand 
entgegenzusetzen. Aber die Lebenskraft» die ihnen innewohnte, 
brachte sie zur Entfaltung. Ideen wurden eingesetzt, die immer 
weiter wucherten und immer mächtiger wurden. Einrichtungen 
wurden geschaffen, die sich gar bald als nützlicii erwiesen und, 
von dem Erfolge ihrer Zweckmäßigkeit getrieben, zu einem Macht- 
faktor wurden. Das Internationale Bureau der amerikanischen 
Republiken, als harmlose kommerzielle Auskunftastelle gedacht, 
entwickelte sich allmählich zu einer Internationalen Zentral- 
stelle einer • Staatengemeinschaft, zur Herzkammer einer sich 
organisierenden Welt. Das diplomatische Korps zu Washington, 
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eine ZufaUsvereinigong von Diplomaten, wurde in seiner Eigen* 
schalt als Verwaltong^rat des Bureaus der oberste Rat der or- 
ganisierten Staaten von Amerika. Er trägt die Eignung zu einem 

internationalen Staatenconseil in sich und wird sich zu dieser 
Stellung durchringen. So vermögen die Einrichtungen die Menschen 
zu heben. 

Elf Jahre währte es, bis es gelang, dem Aufeuig eine Fort- 
setzung zu geben. In dieser Zeit haben die entgegengesetzten 
Strömungen miteinander gerungen. Aber die Lebenskraft der 

Einrichtungen erwies sich auch hier. Es kam zur zweiten Kon- 
ferenz. Wieder ein Ringen der Idee mit der Kurzsichtigkeit der 
am Augenbhck haftenden Menschen. Wieder kein greifbarer 
Erfolg und doch ein Erfolg. Aber schon läßt sich Greifbares 
erkennen, schon sind Ergebnisse da, die man als solche ver- 
steht, und die Achtung vor dem Werke greift um sich. Zur nächsten 
Konferenz bedurfte es keiner elf Jahre mehr. Nach vier Jahren 
traten die Abgesandten Pan- Amerikas wieder zusammen. Und 
binnen kurzem werden sie sich nach kaum vierjähriger Pause 
zum vierten Male versammeln. Bas sind Zeichen des Erfolges^ 
wenn man bedenkt, daß doch das ganze Werk erst in seinen An- 
fängen steckt. Schon auf der zweiten Konferenz gelang der 
große Fortschritt, die Konferenzen von dem Willen einzelner 
unabhängig zu machen, ihren Zusanmientritt automatisch aus- 
zugestalten, die Menschen mit ihren kleinUchen Rücksichten 
auszuschalten und der Lebenskraft der Einrichtung den Weg 
frei zu machen. Damit war die Sdiüchternheit überwunden, 
waren die Hemmnisse des Anfangs beseitigt, der Aufstieg gesichert. 
,,Mit jeder folgenden Konferenz", sagte L. S. Rowe*) im 
Februar 1906, „wurde der Mechanismus, durch den die amerika- 
nischen Republiken ihren vereinten Willen zum Ausdruck bringen, 
immer differenzierter in ihrem Wesen und immer wirksamer 
in der Hervomifung jenes gegenseitigen Verständnisses, auf dem' 

9 SqwtaeMut to ibm Anuli «f tha aBwiaan Aoadarnj ot PttUttail SeteMe. 
Mmj ISOS. 8. S. 



Digitized by Google 



268 Vi. Kap. Die Bedeatong der paa-amezikan. Bewegung. 



der Friede und das Gedeihen des Kontinentes beruhen." Und 
zur selben Zeit — damals war die dritte Konferenz noch nicht 
zusammengetreten — sagte Joaquim D. Casasus.der 
Generalsekretär der II. Konferenz und Gesandter Mexikos in 
Washington: ^) ,,Es ist für den menschhchen Verstand nicht 
möglich, mit forschendem Vorblick in die Zukunft zu schauen, 
um sich zu vergewissem, was die nächste und die folgenden ame- 
rikanischen Konferenzen sein werden, es kann aber, ohne Furcht, 
in einen Irrtum zu ver&Uen, behauptet werden, d a fi jede 
einzelne Konferenz von größerer Wichtig- 
keit sein wird als die vorhergehende, und daß 
alle mit wachsendem Eifer streben werden, die Bande zu festigen, 
die die Nationen dieser Halbkugel zu einigen bestimmt sind.'* 
Die materiellen Ergebnisse der einzelnen pan-amerikaniscfaen 
Konferenzen sind im Vorstehenden ausführlich behandelt worden. 
Es ist aber auch betont worden, und muß hier wieder hervorge- 
hoben werden, daß das Greifbare allein nicht den Erfolg aus- 
macht. Das Imponderable ist dabei das wichtigste. Es trifft 
hier in vollem Umfange zu, was Elihu Root anknüpfend 
an die zweite Haager Konvention gesagt hat:*) „Es handelt 
sich bei jeder internationalen Konferenz", so führte der große 
Staatsmann aus, ,, nicht bloß uni das, was sie vollbracht hat, son- 
dern auch um das, was sie begonnen und was sie gefördert hat. 
Nicht nur die imterzeichneten und ratifizierten Konventionen, 
sondern auch die erreichten Etappen auf dem Wege zu Abschlüssen, 
die vielleicht noch manches Jahr keine praktische und wirksame 
Gestalt annehmen werden, sind von Wert. So manciier der von 
der letzten Konferenz angenommenen Beschlüsse scheint an sich 
keine große Bedeutung zu haben, doch bezeichnet eine jede den 
weitesten Punkt der Fortschrittslinie, bis zu dem die Welt zu 
gehen bereit ist. Sie gleicfaen Kabelenden, die inmitten des 
Ozeans verankert werden; um spater von einem anderen Dampier 

1) SuplMBMit etc. a. a. O. 8. 13. 

^Vocnd« m Jamei Brown Scott Ttet o( tto Pooao Ooataowwi ot tk« 
Hatm 1899 «nd 1907 BiwIob 1908. 8. IV. 
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aufgegriffen, zasasninengefügt und zur KBste geführt zu werden. 
Je größer eine vorgeschlagene Reform ist, um so länger muß der 
Prozeß währen, der erforderüch ist, um zahlreiche, in ihren 
Gesetzen, Gebräuchen, Traditionen, Vorurteilen so sehr verschie- 
dene Nationen zur Übereinstimmung zu bringen. Ein jeder Fort- 
schritt in diesem Prozeß ist ebenso nützlich als der Sdüußakt» 
der das Werk krdnt und öffentlich gefeiert wird." 

An fortgeführten Kabelenden, die immer wieder aufgehoben 
und immer wieder weitergeführt wurden, von denen einige bereits 
sicher an die Küste gelangten, fehlte es auf den bisher abgehal- 
tenen pan-amerikaniscfaen Konferenzen sicherlich nicht. Frei- 
lich wollte man zu Anfang mehr, als zu erreichen möglich war; 
aber gar bald sah man ein, daß man sich auf jene Ergebnisse 
zu beschränken habe, bei denen eine Übereinstimmung aller 
zu erzielen war, und daß es nichts nütze, Postulate aufzustellen, 
die nur von einigen MitgUedem der amerikanischen Staaten- 
welt er^t werden würden. Es wurde klar, daB es sich in erster 
Linie darum handelte, das gegenseitige Vertrauen zu erwecken, 
keinen Staat, und sei er noch so klein, zu vergewaltigen, und da- 
durch, indem man die Rechte aller achtete, das unternommene 
Werk der Verständigung und Vereinigung zu stärken und zu 
fördern. 

Das ist nun auf den ersten drei Konferenzen, auf die wir 
jetzt zurflcksdiauen können, in höchstem Maße gelungen. Das 

Vertrauen wurde erweckt, und damit der Boden zum Aufbau 
des Gebäudes vorbereitet. Das Vertrauen führte zur Erkenntnis 
von der Nützhcfakeit emer gemeinsamen Ordnung und An- 
passung. Probleme, die zuerst rein akademisch behandelt wurden, 
zeitigten Einrichtungen, an denen festgehalten und weiter gear- 
beitet wird. Eine Dezentralisienmg der Bestrebungen griff 
Platz. Was ursprünglich nur zu einem Sammelprogramm führte, 
das die gemeinsamen Beratungen allgemeiner Angelegenlieiten 
vorsah, entfaltete sich allmählich in zahlreiche Zweige mit Unter- 
und Neben-Programmen. Fortwährend treten neue Gesichts^ 
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ptmkte für die internationale Zusammenarbeit auf, ttnd die za 

gemeinsamer Arbeit nun einmal entschlossenen entdecken täglich 
neue Gebiete und neue Wege, wo ihre Gemeinschaftsbetätigungen 
fruchtbringend angewendet werden können. „Das erzielte Er- 
gebnis, soweit es in Form positiver Gesetze wid Verträge Ausdruck 
gefunden hat, ist in der Tat dem Umfemge nach gering", sagt 
einer der Mitarbeiter am pan->amerikanischen Werk, der hier 
schon des öftern zitierte Professor Paul S. Reinsch.') 
„Und doch, obwohl Beschlüsse gefaßt und wieder gefaßt worden 
sind, nur um dann von den Regierungen, an die sie gerichtet 
waren, außer Adit gelassen zu werden, machte sich nichtsdesto- 
weniger ein mit der Zeit immer starker werdendes Gefühl gel- 
tend, daß die Konferenzen und die internationale Union keines* 
falls verfehlt seien, sondern vielmehr berufen 
sind, eine hervorragende Rolle in der Ent- 
wicklung der amerikanischen Zivilisation 
zu spielen. Das bloße Vorhandensein einer Vereinigung 
dieser Art, in der den Vertretern von Staaten mit veischiedenen 
Interessen Gelegenheit gegeben wird, ihre Gedanken auszu- 
tauschen, einander zu messen imd die Ausdehnung des Gebietes 
gemeinsamer Übereinstimmung zu prüfen, ist an sich von großem 
Vorteil, auch wenn nur wenige bestimmte Vertrage Zustande- 
kommen." 

Das, was heute bereits als schätzenswertes Ergebnis deutiich 

hervortritt, ist die Entwicklung einer pan-amerikanischen 
öffentlichen Meinung, eines pan-amerikanischen 
Bewußtseins. Aus diesem ersteht mit zunehmendem Umfang 
und wachsender Bedeutung ein pan-amerikanisches 
Öffentliches Recht, j^es eherne Gerüst einer sich 
hildenden Staatengemeinschaft. Der beste Beweis hiefür ist der 
Umstand, daß die pan-amerikanische Bewegung sich nicht mehr 
auf die in jahrelangen Abständen zusammentretenden Konferenzen 
beschränkt, sondern auch in den Zeiträumen zwischen den ein^ 

9 O. 8. 4S4. 
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zelnen Tagungen sichjentwickelt tmd ausbreitet. Dier Pan-Ame- 
rikanismus lebt und entwickelt sich schon aus sich heraus wie 
ein organisches Gebilde, das nicht erst durch äußere Einflüsse 
zam Wachstum gebracht werden muß. 

Das ist eben das charakteristische Merkmal der amerika- 
nischen Oiganisationstedmik. Es gibt bei den Volkem Versdiie- 
denheiten in der Art, wie sie die internationale Organisation 
betreiben, wie es eine Verschiedenheit in ihren Kolonisations- 
methoden gibt. Für die Europäer besteht das A und O der inter- 
nationalen Oiganisation noch immer in dem Streben nach Er- 
haltung emes gewissen Gleichgewichtszustandes, in der Erweckung 
von gegenseitiger Furcht und ängstlicher Verhütung von Ver- 
stärkungen der Macht einzelner Teile. Die internationale Orga- 
nisation wird ja auch in unserem so arg zerstückelt erscheinenden 
Europa betrieben; aber nur von Fall zu Fall. Sie findet ihren 
Ausdruck in einer Anzahl von Gegenbündnissen, deren eines be- ' 
stimmt ist, das andere im Schach zu halten, und es aus dem Rahr 
men der Gesamtheit nicht übermaßig hervortreten zu lassen. 
Es ist ein labiles Gleichgewicht, das hier zustande kommt und das 
natürlich bei jeder Veränderung die Gesamtheit einer bedrohlichen 
Erschütterung aussetzt, und so die Gefalir des allgemeinen Zu- 
sammenbruches und Umsturzes standig befürchten läßt. Ganz 
anders organisieren die Amerikaner. Sie lassen das politische Mo- 
ment dabei in den Hintergrund treten und legen das Hauptgewicht 
auf die Organisierung des wirtschaftlichen und verkehrspoli- 
tischen Lebens. Sie suchen nicht die Machtfaktoren zu orga- 
nisieren wie die Europäer, sondern die Lebensbetätigung der 
ejazelnen Staaten. Indem sie eine Symbiose der amerikanischen 
Staatenwelt zu erzieben suchen, schalten sie die staatliche Macht 
tmd ihre isolierte Betätigung aus und ersparen sich so die Ge- 
fahren einer gegenseitigen Bedrohung, die das Organisationswerk 
lähmt. Die Macht folgt ohnehin dem Interesse und sobald das 
Interesse der Teile erst an das Wohlergehen der Gesamtheit 
geknüpft ist, wird auch die Machtbetätigung der Teile in den 
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Dienst der Gesamtheit gestellt. Daraus ergibt sich ein in die 

Augen springender Unterschied zwischen Europa und Amerika. 
In Europa ist jede Gruppenbildung eine Gefahr, weil man darin 
eine Verschiebung der Gleichgewichtsverhältnisse erbhckt. Ein 
Balkanbund, eine Slavenföderation, der Dreibund, der Zwei- 
band, die Ententenbewegung werden als Gefahren betrachtet, 
die man verhindern muß, solange es gdit, und gegen die man 
neue Gruppierungen bilden muß, falls die Verhinderung mit den 
bisherigen Kombinationen nicht gelingt. In Amerika werden 
Somdergruppierungen als eine Ergänzung der Gesamtgruppierung 
angesehen, als Teilzusammenschlüsse, die den Zusammenschluß 
der Gesamtheit nutzbringend mitwirken. Es gibt in Amerika 
einen Pan-Latinismus, einen Pan-Saxonismus, einen Ibero-La- 
tinismus. Diese Sondergruppierungen sind jedoch nicht gegen- 
sätzhcher Natur, sie ergänzen sich vielmehr und finden im Pan- 
Amerikanismus ihr Gegengewicht. Gegengewicht in dem Sinne, 
„daß sowohl die Vereinigten Staaten, wie die lateinisch-amerika- 
nischen Staaten, trotz ihrer Verwandtschaft nach Rasse, Kultur 
und Sitten mit den Ländern Europas, sich unter bestimmten 
Beziehungen untereinander mehr verbimden fühlen, als mit 
ihren Brüdern vom alten Kontinent." *) Hierbei sei auch axif 
die Bestrebungen hingewiesen, die kleinen Staaten Zentral-Ame- 
rikas unter der Führung der zwei großen- Republiken des Nordens 
und unter dem Beifall aller Republiken des Südens zur Ordnung 
und zu einer politischen Einheit zusanunenzu führen. Wir haben 
dieser Bestrebungen mi vorhergehenden Kapitel ausführhch ge- 
dacht. Wie ganz anders bei uns in Europa, wo jeder Vereini- 
gungsversuch vom Kleinstaaten eme fieberhafte Erregung zeitigt 
und den Frieden in Gefohr bringt. IMese Symptome beweisen, 
daß die internationalen Veihältnisse in Europa ungesund sind, 
während die auf der westhchen Halbkugel inaugurierte Qrga- 
nisationspoUtik eine gesunde Entwickelung bedeutet. 

*| Stehe Al varez, Le Droit international am^rioaine. Paris 1910 S. 247. 

ohne Zweifel war daa ZusamiB«nwlrk«i der Vereinigten Staaten and 
MnlkM mit d«a Mntnl*MMilk«]iiMii6a StaatMi «banfilto «Im Bulwfcfcataagffolg* J«mi 
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Zu den Eigentümlichkeiten der amerikanischen Organisa- 
tionsinethode geliöit aucli die sclion erwähnte Automatisierung 
der Einriclitungen. Es herrscht das Streben vor, die neuen Ein- 
richtungen möglichst rasch selbständig zu machen und sie den 
Willenseinflüssen einzelner zu entziehen. Sobald man in Amerika 
eine Bewegung ins Leben ruft, die einem gemeinsamen Ziele 
dienen soll, wird auch sofort eine Zentralstelle begründet, ein 
Bureau errichtet. Es wird der Krystallisationspunkt geschaffen, 
der die neue Bewegung auszubilden hat. Den Amerikanern ge- 
nügt es nicht, Abkommen zu treffen und eine neue Einrichtung 
alsdann von dem guten Willen und den Fähigkeiten der Vertrag' 
schließenden abhängig zu machen. Sie gehen daran, eine Stelle 
zu schaffen, der bestimmte, wemi anfänglich auch nur neben- 
säclüichc Obliegenheiten zugeteilt werden, die erfüllt werden 
müssen. Dadurch wird die neue Einrichtung zum Leben verur- 
teilt. Je mehr sie sich regt» um so größer werden ihre Leistungen 
sein, um so mehr wird sie wirken, werden ihre Vorteile erkannt 
und sie durch die ihr von außen zuströmenden Kräfte gestärkt 
werden. Die junge pan-amerikanische Bewegung bietet zahl- 
reiche Beispiele für die Zweckmäßigkeit dieser Methode. Man 
vergleiche in dieser Beziehung die Ratschläge, die Elihu Root 
den in Washington versammelten zentral-amerikanischen Repu- 
bliken für die Herstellimg eines sicheren Friedenszustan/des gab. 
Er forderte Maßnahmen, die auch die Durchführung der zu treffen- 
den Abkoimnen zu sichern imstande sind. Der hemmende Wille 
Einzelner soll dadurch ausgeschaltet werden, daß die Verant- 
wortung des Mißglückens einer bestimmten Person zufällt. Seine 
Vorschläge und die dazu g^benen Beispiele zeigen den amerika- 
nischen Organisationstechniker in bester Beleuchtung. 

Diese amerikanische Art zu organisieren, verleiht auch den 
pan-amerikanischen Konferenzen einen ganz anderen Charakter, 

durch die pan- amerikanischen Konferenzen auf unserem Kontinent geschaffenen gegen- 
seitigen Vertrauens", sagt der Sfldamerilcaner Nabuco in seiner auf der Universitlt 
TCB Cliieago geludtoiiMi Itode flbw Jiie Annihenuif batder Anmlka*. Siebe unten. 

A. H. Med, Pan-AaMütlu. 18 
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als ihn die von den europäischen Staaten beherrschten Haager 
Friedenskonferenzen zeigen. Die amerikanischen Konferenzen 
waren wirkliche Friedenskonferenzen. Von Kriegs- 
reguliening war bei ihnen keine Rede. Auf den Haager Konfe- 
renzen überwucherte das Werk der Kriegsregleiiientieruiig die 
Friedensarbeit« und es UMte flmen nicht an Mitarbeitern, die 
sogar den Namen .»Friedens-Konferenz" gern in Wegfall gebracht 
hätten. Während die Europäer sich damit befaßten, zu unter- 
suchen, ob es ratsam sei, Seeminen zu verwenden oder offene 
Städte zu bombardieren, ob Staatsangehörige des Gegners zur 
Auskunftserteilung gegen ihr eigenes Vaterland gezwungen werden 
dürfen oder nicht, und ob man Sprenggeschosse aus Luftschiffen 
werfen dürfe, zogen es die Amerikaner vor, darüber zu beraten, 
wie man den ganzen Kontinent durch ein Eisenbahnnetz ver- 
binden, wie man den Schiff verkehr zwischen den Häfen des 
Südens und des Nordens fördern könne, suchten sie die Ausübung 
der freien Berufe über den ganzen Kontinent auszudehnen, Stu- 
denten- und Lehreraustausch zu organisieren, die hygienischen 
Maßnahmen fortzubilden, den Handel zu heben, seine Einschrän- 
kungen zu beseitigen, kurz alle Maßnahmen des organischen 
Zusammenlebens zu vervollkommnen. Statt der Ausbildung 
der Kunst der Tötung und Eigentumsvemichtung suchten die 
amerikanischen Staaten jene Voraussetzungen zu schaffen, die 
die Gewaltanwendung immer weniger nötig und immer weniger 
nutzbringend zu machen imstande wären. Sie suchten ehrlich 
den Krieg zu beseitigen, indem sie eine Gemeinschaftspolitik 
inaugurierten und solche Zustände herzustellen sich bemühten,, 
die den auftretenden Konflikten jene Schärfe zu nehmen imstande 
wären, die die gewaltsame Lösung so sehr befördert, Sie konnten 
sich dann in logischer Folge auch für die Entwicklung des Friedens- 
rechtes interessieren und die Schiedsgerichtsbarkeit durch be- 
sondere Normen festzul^en und auszubilden versuchen. Auf 
den Haager Konferenzen ist es aber soweit gekommen, daß die 
wirklich friedlichen Materien nicht nur von. der Überlastung 
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durch kriegerisches Material erdrückt wurden, sondern daß das 
Friedensstreben direkt als Widerspruch erscheinen mußte. Es 
kann die Schiedsgerichtsbarkeit aus sich heraus niemals den 
Krieg beseitigen. Der Krieg kann vielmehr nnr ausgeschaltet 
werden durch Schaffung einer Organisation der Staaten, die 
diese durch so intensive Interessenbande miteinander verknüpft, 
daß die Konflikte niemals einen so schweren Charakter besitzen 
können, daß sie durch Waffengewalt gelöst werden müssen. 
Erst wenn das Wesen der internationalen Streitigkeiten geändert 
wird, kann die Sduedagerichtsbarkeit eine Funkti<m erfüllen. 
„Es handelt sich in erster Linie nicht darum, Rechtseinrichtungen 
zu schaffen, die imstande wären, die heutigen Staatenkonflikte 
zu lösen, .... vielmehr darum, die Staatenkonfhkte so zu ge- 
stalten, daß sie durch Rechtseinrichtungen lösbar werden." 
Das Recht ist nicht zu schwach für die Aufrechterhaltung der 
internationalen Ordnung, die internationale Anarchie ist nur noch 
zu stark, um das Recht zur Gdtung kommen zu lassen. Darum 
kann es nicht allein heißen, das Redit stärken, sondern die Anar- 
chie des Staatenlebens schwächen. Die Haager Konferenzen 
taten das Gegenteil, indem sie die Mittel der Anarchie noch weiter 
ausbauten, indem sie sie regelten. Die amerikanischen Konferenzen 
kamen der Erfüllung viel naher, indem sie die Erörterung der 
Kriegsgebräuche ganz aus ihren Beratungen ausschalteten und 
sich in der Hauptsache mit der Bannimg der Anarchie in ihrem 
wechselseitigen Verkehr befaßten, indem sie die Netze spannten, 
die die Staatengemeinschaft durch unzählige Interessenfäden 
miteinander verknüpfen sollten. 

Die amerikanisch Methode zur Friedensorganisation gdit 
aber direkter aufs ^el los, ab die europäisdie. Wenn die Amerika- 
ner den Frieden wollen, so beginnen sie damit, die Mittel zu 
suchen, um den Frieden herzustellen. In Europa ist es umgekehrt 
der Fall. Man gibt vor, den Frieden zu wollen und beginnt damit, 
den Krieg zu reglementieren. Die europäische Methode zeigt, 

i«tte mim SohiMli 'Dto emodtagwi äm i«f«tatMNa:PulfinnM. Tningm 
MOS. 8. 15. 
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da6 man sich dort über den modernen Friedensbegriff noch 
völlig irn Unklaren ist. Man denkt dabei immer an den militärischen 
Waffenstillstand. Die Amerikaner zeigen, daß sie über den moder- 
nen Friedensbegriff vollständig im klaren sind. Für sie ist Friede 
nicht lediglich ».kein Krieg", sondern der Zustand eines ge- 
ordneten internationalen Kebeneinanderlebens. Sie sichern den 
Frieden durch Ausbau der Verkehrsmittel zu Wasser und zu Lande, 
durch Vereinheitlichung von Münzen, Maßen und Gewichten, 
der Unterrichtsmethoden, des Privatrechts, durcli gegenseitige 
Hilfe bei der Ausbeutung der Naturschätze, der Pflege der 
Wissenschaft, Stärkung des Rechtsempfindens, Sicherung der 
Rechtsverhältnisse, usw. Kurz, sie suchen nicht einen Zustand 
zu schaffen, der mit dem Krieg als notwendiges Auseinander- 
setzungsmittel rechnet, sondern einen Zustand, der organisch jede 
Gewaltanwendung auszuschalten imstande ist, der den Krieg nicht 
mehr braucht, weil das allgao^eine Interesse Sun widerspricht. 

Dieses Zielbewußtsein bei der Friedensorganisation ist am 
deutlichsten aus den Reden der amerikanischen Staatsmänner 
zu entnehmen. Einerlei ob es Politiker des Nordens oder des 
Südens sind, ob sie große oder kleine Staaten vertreten, sie ver- 
meiden, wenn sie vom Frieden reden, die Friedensphrase, die man 
in Europa bei jeder Gelegenheit zu hdren bekommt. In den zahl- 
reichen Reden, die auf den pan-amerikanischen Konferenzen 
gehalten worden sind, wird man vergeblich nach jenen in Europa 
typischen Friedensbeteuerungen suchen. Die Politiker des Westens 
gehen dem Friedensproblem auf den Grund und sprechen von den 
zu errichtenden Organisationen, die sie im Interesse des Wohl- 
standes und der Kultur ffir wünschenswert erachten. Sie appellieren 
nie an das Gefühl, immer an den Verstand und begründen ihre 
Friedensabsicht mit dem Hinweis auf das allgemeine Interesse. 
Sie sprechen nie vom Frieden des eigenen Landes allein, sondern 
vom Friedenszustand der Gesamtheit, da sie erkennen, daß auch 
ein Krieg zwischen anderen Staaten, bei dem das eigene Land 
nkfat direkt beteiligt ist, die Interessen aller schadigt. 
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Nüchtern gehen sie an die Erörterung des Problems heran 
und nüchtern streben sie dem Ziele zu. Wenn es nicht sofort zu 
erreichen ist, verzagen sie nicht, und es föllt ihnen nicht ein, 

die dem Frieden dienenden Bemühungen zu belächeln, weil die 
Erfolge vielleicht in eine spätere Zeit fallen könnten. Sie wissen, 
daß man unentwegt weiter arbeiten muß, und sind bereit, das 
Kabdende vorläufig zu verankern, um. es ein andermal wieder 
fortzuspinnen. Kaltblütig, klar und ehrlidi gehen sie ans Werk. 



t)ie Holle der Vereinigfen Staaten. 

In Europa hat man sich bis jetzt über die F"tV^t]lclM"S^ 
pan-amerikanischen Bewi^gung wenig Kopfzerbrechen gemacht. 
Das Wenige, das man darüber wußte, genügte aber; um sich da ein 
Urteil zu bilden. Dieses galt dann als unerschütterlich. Es besteht 
in Europa allen Erscheinungen gegenüber, die eine Friedenstenden/^ 
bekunden, die von der alteuropäischen Schablone des bewaffneten 
Friedens abweicht, eine feste Voreingenommenheit. Man tritt 
derartigen Erscheinungen stets mit einer Art Staatsan- 
waltsauffassung gegenüber und erblickt in jeder Be- 
tätigung, die eine Friedensabsicht vermuten läßt, eine dolose 
Handlung. Cui bono fragt der Durchschnittseuropäer in solchen 
Fällen und stellt stets, rasch und befriedigt fest, daß hinter dem 
Friedensgebaren irgend ein egoistischer Hintergedanke liegt. 

Nadi dieser Staatsanwaltsauffossung besteht der Kernpunkt 
der pan-amerikanischen Bewegung in dem Bestreben der Ver- 
einigten Staaten, die Hegemonie über den ganzen Kontinent 
an sich zu reißen, das j>olitische und wirtschaftliche Patronat 
über den Erdteil auszuüben. Diese AnscÄiauung ist einer der größ- 
ten und bedenklichsten Irrtümer der europäischen Politik. Wer 
die Schilderungen der Voigänge auf den bidier abgehaltenen 
pan-amerikanischen Konferenzen auhnerksam verfolgt hat, muß, 
wenn er dieser Auffassung bisher zugänglich war, mit diesem 
Irrtum brechen. Nirgends wird man ein Vorgehen der Vereinigten 
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Staaten erkennen, daß das europäische Urteil als berechtigt 
erscheinen liefie. Man wird vielmehr die weise Zurückhaltung 
der Vereinigten Staaten und ihrer Delegierten anerkennen müssen. 

Auf der dritten Konferenz hat Staatssekretär R o o t , anläßlich 
des ihm zuteilgewordenen Empfanges die Entstellung der Ab- 
sichten der Vereinigten Staaten unumwunden zurückgewiesen. 
„Keine Siege als jene des Friedens, kein Gebiet als das unsere** 
erstreben die Vereinigten Staaten. Ein anderer Vertreter der 
Vereinigten Staaten anf der dritten Konferenz, der Gelehrte 
L. S. R o w e , hat in seiner hier bereits angeführten Rede *) 
über das Verhältnis der Union zum Pan-Amerikanismus Folgendes 
gesagt: ,,Für uns in den Vereinigten Staaten sind die Konferenzen 
von unschätzbarem Wert gewesen. Sie haben mehr als irgend 
ein anderer Faktor zu einer endgiltigen Formulierung nnserer 
Politik in amerikanischen Angelegenheiten beigetragen, und sie 
haben uns auf das deuthchste gezeigt, daß unsere Stel- 
lung auf diesem Kontinente nicht nur Rechte 
sondern auch ernste Verantwortlichkeiten 
mit skh bringt.*' Das klingt nicht nach Eroberungsabsichten 
oder Hegemoniegelästen. Auch Paul S. Reinsch weist 
diese der Union unterschobenen Absichten auf das Entschiedenste 
zurück. Er erklärt am Schlüsse der hier schon herangezogenen 
Arbeit ^ ausdrücklich, „daß die Union der amerikanischen Re- 
publiken nicht einfach als ein anderer Name für em allgemeines 
Protektorat der Vereinigten Staaten über ganz Amerika anzu- 
sehen ist. Selbst wenn etwas derartiges möglich wäre**, fährt 
Reinsch fort, ,,so ist die Regierung der Vereinigten Staaten 
wenig geneigt, die Lasten einer solchen Aufgabe auf sich zu nehmen. 
In der dritten Konferenz gab es keine Versuche, seitens der ame- 
rikanischen Regierungen, den SchwesterrepnbHken irgend- 
welche Handlungsweise anzuraten.*) Die nordamerikanischen 

*) a. O. 8. 3. ^ a. a. O. S. 464. 

^ R«tBfelk ipfleltt Uot sor tob d«r ätHttvn Sonterciii, wtü «r diw«r täm 

Delegierter peraOnlieh beigewohnt hat. Aber auoh aaf den beiden vorhergehenden 
Konferenian ftM«n di« Yertialgtim Staaten die gleielie Zvrflolchaltiiiig. Siehe darüber 
«alM du Zitat na Alvww anf B. SSI. 
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Del^erten gingen m- dieser Venanuiilung mit dem klaren Be- 
woBtsein dessen, was die Interessen ihres Volkes ^erheischten, 
dabei aber mit der bestimmten Absicht, nur wenn nötig, diese 
Interessen zo verteidigen rnid sonst in jeder Hinsieht den Vor- 
schlägen anderer Delegationen, welcher Art sie auch seien, ein 
unparteiisches Gehör zu schenken; keine Hegemonie für die Ver- 
einigten Staaten zu fordern, sondern einfach zu der £rreichnng 
einer Grmidlage für gemeinsame Verständigung bazutragen. 
Es hegt natürlich m der Natur der Dinge, dafi die Regierung einer 
so großen, machtvollen Nation, wie es die Vereinigten Staaten 
sind, einen beträchthchen Einfluß ausüben wird in jeder Be- 
ratung, in die sie eintritt; aber es bestand absolut keine Neigung, 
nach größerem Einfluß zu streben, als freiwillig von den anderen 
Regierungen als natürliche Folge der allgemeinen Lage einge- 
räumt wurde. Die internationale Union der amerikanischen 
Staaten ist daher, wie es in ihrem Namen hegt, in Wahrheit inter- 
national; ihre Tätigkeit beruht auf der einstinimigen Zustimmung 
aller daran beteiligten Mächte, und keine Macht oder Gruppe 
von liiächten beansprucht für sich einen absolut überwiegenden 
EmfluB." 

Das sind bündige Widerlegungen der vom Vorurteil beein- 
trächtigten europäischen Ansctiauung über das Wesen des Pan- 
Amerikanismus. Im übrigen zeugt diese Beurteilung auch nicht 
von besonderer Schärfe, da man sich doch sagen müßte, daß 
die Politiker des lateinischen Amerikas sich schon längst aus 
einer Bewegung zurückgezogen hatten, wenn sie dabei zur Erkennt- 
nis gelangt wären, daß es sich um Ihre pofitisciie und wurtschaft- 
hche Unterwerfung unter die Union handelt. Oder hält man die 
südamerikanische Diplomatie einer solchen Erkenntnis nicht für 
£Uug ? Das wäre bis 1907 noch entsdhuldbar gewesen. Nachdem 
man aber durch die II. Haager Konferenz über den Irrtum au%e- 
Idärt wurde, dem man sich in bezng auf die Diplomatie des la- 
teinischen Amerikas hingegeben hatte, wäre dieser Zweifel über 
die Erkenntnisfähigkeit der Staatsmänner des Südens höchst 



iJiyiiizea by CjüOglc 



880 VI- Kap. Die Bedeatang der pan^amerikan. Bewegung. 

unangebracht. Aus der Darlegung der Ent Wickelung der pan- 
amerikanischen Bewegung in dieser Schrift wird man überdies 
wahrnehmen, daß es just die Staaten des lateinischen Amerikas 
sind, die die Bewegung am energischsten betreiben, daß sie es sind, 
die stets mit neuen Anregungen hervortreten, neue gemeinsame 
Einrichtungen vorschlagen, danacli tracliten, die Konferenzen 
in ihren Ländern stattfinden zu lassen (nicht nur die diploma- 
tischen, sondern auch die wissenschaftlichen, juristischen, hygie- 
nischen, kommerziellen Kongresse). Das muß doch die Vermu- 
tung nahelegen, daß die lateinisch-amerikanischen Staaten in 
der pan-amerikanischen Bewegung keineswegs eine Gefahr oder 
selbst nur eine Beeinträchtigung ihrer staatlichen und wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit erblicken. Das ist in der Tat auch 
nicht der Fall. Zunächst schon deshalb nicht, weil die latei- 
nischen Staaten im Verwaltungsrat des Washingtoner Bureaus 
die Mehrheit besitzen, und einen Einfluß auf den Gang der Be- 
wegung auszuüben vermögen. An der Verwaltung des Pan- 
Amerikanismus sind die lateinischen Staaten aber durchwegs 
als gleichberechtigte Faktoren beteiligt, und es heißt ihre terri- 
toriale und populationistische Bedeutung unterschätzen, wenn 
man ihnen die untergeordnete RoUe einer von den Vereinigten 
Staaten nach Belieben geleiteten Staatengruppe zuweist. Man 
betrachte hierzu die nachstehenden Zahlen: 
Die Gesamtbevölkerung der 
im Washingtoner Bureau vereinigten ame- 
rikanischen Republiken beträgt z55.000.000 Seelen 

Davon fallen auf die Vereinigten Staaten 85.000.000 

auf die lateinischen Republiken 70.000.000 

Das heißt, daß die Bevölkerung des lateinischen Amerikas 
fast die Hälfte (genau <ler Gesamtzahl der Bewohner 
des amerikanischen Kontinentes ausmacht. 
In bezog auf das Gebiet umfaßt Lateinisch-Amerika 
drei Viertel des Kontinentes, die Vereinigten Staaten nur ein 
Viertel. Brasilien allein ist mit seinen 3.200.000 Quadratmeüen 
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^ößer als die Vereinigt. Staaten mit nur 3 Millionen Quadratmeilen. 

Der AuOenhandel aller im 
Washingtoner Bureau organisierten 

Staaten beläuft sich für 1907 auf an- 
nähernd Dollars 5,500.000.000 

Der Anteil Lateinisch-Amerikas daran 

beläuft sich auf , 2.077.000.000 

Lateinisch-Amerika bestreitet also mehr ab ein Drittel des 
kontinentalen Außenhandels. 

So betrachtet stellt sich doch das Bild ganz anders dar, als 
durch die Brille europäischer Vorurteile gesehen. Man erkennt, 
daß die lateinische Staatengnippe keine quantit^ negligeable 
ist, und daß sie sich nicht von den Vereinigten Staaten einfach 
ins Schlepptau nehmen laßt, wie ein asiatischer Himalayastaat. 
Die Vereinigten Staaten haben aber noch einen andern Grund, 
die ihnen seitens Europa unterlegten Neigungen zu Hegemonie 
und Patronat nicht auszuüben. Sie verfolgen nämlich ein kommer- 
zielles Interesse von hoher Tragweite» das durch solche Allüren 
geschadigt werden müßte. 

Die oben angegebene Zahl des lateinisch-amerikanischen 
Außenhandels verteilt sich folgendermatkn : 

1. Export Dollars 1.072.OOO.000 

2. Import „ 1.005.000.000 

Davon entfällt auf den Handelsverkehr mit 

der Union ein Betrag von „ 558.000.000 

und zwar; 

1. Export nach den Vereinigten 

Staaten „ 3XÖ.000.000 

2. Import aus den Vereinigten Staaten 240.000.000 
Dies ergibt eine Handelsbilanz gegen die 

Vereinigten Staaten von 78.000.000 

Das heißt: Lateinisch-Amerika kauft von 

anderen Nationen für „ 765.000.000 

Von den Vereinigten Staaten für „ 240.000.000 
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Mit anderen Worten, Lateinisch-Amerika kauft dreimal mehr 
von anderen Ländern, als von den Vereinigten Staaten.^) Diese 
haben natürlich das höchste Interesse daran» ihren Handelsabsatz 
mit den bteinischen Staaten zu steigern nnd dieses Interesse 
wächst in dem Ma6e, als sich in den rapid ansteigenden latetoischen 
Staaten die Bevölkerungszahl und der Wohlstand heben. Um 
dieses Ziel zu erreichen, wäre das Erstreben einer poUtischen 
Bevormundung gerade das Verkelirteste. Die Handelsbeziehungen 
können sich nur vermehren durch eine Politik, die Vertrauen 
erweckt und müssen sich verringern durch eine Politik» die Miß- 
trauen, Furcht, Bedrohung mit sich bringt. Die Vereinigten 
Staaten haben also das größte Interesse daran, den Pan-Amerika- 
nismus in rein friedensorganisatorischem Sinne auszubauen und 
dadurch den Wohlstand und die politische Sicherheit ihrer latei- 
nischen Schwesterrepubliken zu erhöhen, um aus deren Wirt- 
schaftskraft Vorteile ziehen zu können. 

Die Ansichten der angeblich von den Vereinigten Staaten 
so schlau rnngamten lateinischen Amerikaner über die Tendenzen 
der Union und über den Wert der pan-amerikanischen Bewegung 
weichen auch erheblich von der Auffassung ab» die man sich 
in Europa darüber ohne jeden stichhaltigen Grund gebildet hat. 

Es ist interessant, den hier so oft zitierten chilennisdien 
Völkerrechtsjuristen A 1 v a r e z über die Stellung der Süd- 
amerikaner zu den pan-amerikaiüschen Bestrebungen der Ver- 
einigten Staaten anzuhören. Über die erste Konferenz in Washing- 
ton schreibt Alvarez*): »»Die lateinischen Staaten, die in 
der Furcht nach Washington gekommen waren, daß die Ver- 
einigten Staaten danach trachten würden, ihnen ihren Willen 
aufzudrängen, überzeugten sich, daß letztere» trotz des beträcht- 

^ OUg« ZaUflii aliid ana «hur FtagMhrifti Tbm laft. Botm« «I Um «iMriin 

B«pat>ll(». Herausgegeben Tom Bureau. 

>) Ich zitiere hier nach aeinem erst gegen Ende meiner Arbeit emchienenen Buche 
«L« Droit international amirioain". Paris 1910 A. Pedone, daa den in den Torhergehenden 
T«II«B B«iM AAdt bmagvMfMira AiilMti dM oUlanniMlkes OM 
Journal of International Law* In fransSaitcher UelMfMtinaig MÜ riMnlillill SUbm olllgtt 
Stelle Aber die «nte Komfereiui a. a. O. 8. 217. 
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üchea moralischen Einflusses, den sie ausübten — was ja nicht 
anders sein konnte — sich ihnen als gleichgestellt benahmen» 
ohne ihnen jemals eine Überlegenheit auf- 
drängen zu wollen. Die Vereinigten Staaten erfaßten 
dadurch aufs beste das Interesse, das für sie darin lag, die Freund- 
schaft der anderen Staaten zu suchen." — Über die beiden anderen 
Konferenzen heißt es dann: Diese beiden Konferenzen unter- 
schieden sich von der ersten in mannigfacher Hinsicht. Der 
Zustand der Geister ist verändert. Zur ersten Konferenz waren 
die lateinischen Staaten in der Furcht vor der Politik, die die 
Vereinigten Staaten dort entwickeln werden, — oder zumindesten 
in der Ungewißheit darüber — erschienen, während sie bezüglich 

der späteren Konferenzen darüber beruhigt waren 

Bezüglich der zwdten und dritten Konferenz muß bemerkt wer- 
den,*) dafi die Haltung der Vereinigten Staaten immer die 
gleiche geblieben ist. Sie schienen niemals ihren 
Willen aufdrängen zu wollen, ergriffen niemals die Initiative 
für Entwürfe» noch nahmen sie einen aktiven Anteil an den Er- 
örterungen, sondern überließen diesen Platz den anderen Staaten. 
Ihre Haltung war inuner diskret und versöhnend. Trotzdem 
war ihr moralischer EinfluB beträditlich, was ja auch picht 
anders sein konnte. Es kam nichts bedeutendes gegen ihren WiUen 
zustande oder wenn die anderen Staaten im voraus wußten, daß 
die Vereinigten Staaten dagegen wären," 

Die Vereinigten Staaten gingen aber noch weiter. Um selbst 
das Mißtrauen abzuschwächen, das ihr infolge ihres natörlichen 
Übergewichtes erzeugter moralischer Einfluß ausüben könnte, 
zeigten sie sich geneigt, in der Ausübung dieser moralischen 
Hegemonie mit den besser konstituierten Staaten des Kontinentes 
sich zu vereinigen. Eine Haltung, die sich nach Alvarez schon 
aus der Logik der Tatsachen ergab, da das Anwachsen einzehier 

9 •. «. O. 8. SIS. 

>) a. a. O. S. 221. 
*) a. a. O. 8. 24S. 
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lateinisch-amerikanischer Staaten die moraUsche Situtation der 
Vereinigten Staaten am Kontinent leicht hätte beeinträchtigen 
kdnnen, wenn diese nicht rechtzeitig diesen Staaten in der Führung 
einen Platz eingeräumt hätten. Alvarez spricht von einer ,,Aiis- 
übung der Hegemonie nach dem Muster des europäischen Kon- 
zerts, jedoch in einer ungleich mäßigeren Form und zum Vorteil 
des gesamten Amerikas, vor allem zugunsten der schwächsten 
Staaten und so zum Nutzen der kontinentalen Gerechtigkeit." 

Interessant ist es auch zu vernehmen, wie dieser Südame- 
rikaner die Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber Cuba und 
Panama darstellt, eine Haltung, die in Europa hauptsächhch 
den Anlaß gab, der Union imperialistische Absichten unterzu- 
schieben. Der Artikel 3 des Anhanges zur Verfassung von Cuba 
räumt den Vereinigten Staaten das Recht ein, sich in die An- 
gelegenheiten des Landes zur Erhaltung von dessen Unabhängig- 
keit und zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung einzu- 
mischen. Der Artikel 136 der Verfassung von Panama überträgt 
der Union das Recht der Wiederherstellung der inneren Ordnung 
für den Fall, daß die Vereinigten Staaten durch Vertrag die Ver- 
pflichtung übernehmen sollten, die Unabhängigkeit und Sou- 
veränität der neuen Republik zu schützen. Hierzu bemerkt 
Alvarez: *) .,Auf diese Weise ist in Amerika zum ersten Male 
das Problem gelöst worden, daß sich vollständig unabhängige 
und souveräne Staaten, infolge ihrer Unerfahrenheit in der Selbst- 
r^erung, unter ehie Art politischer Vonnundschaft der 
Republiken begeben". Und in einer Anmerkung fugt er 
hinzu: Dieses Sj^tem ist der Beachtung wert, zumal es ohne 
Präzedenzfall ist und unserer Ansicht nach eine willkommene 
Neuerung im Vergleich zu den von europäischen Staaten ausge- 
übten Protektoraten bildet. Bei diesem System bewahrt der 
Staat, über den die Aufsicht ausgeübt wird, seine Eigenschaften 
als unabhängiger und souveräner Staat, und nur in FäUen ernster 
StÖnmgen der politischen Ordnung im Innern und unter gewissen 

•> Im »Th» MMfliMD J«aml «f link Law« a. O. 8. tt4. 
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Bedingungen auch in den auswärtigen Beziehungen intervenieren 
die Vereinigten Staaten im ersteren Fall direkt, und beschränken 
die äußere Souveränität im letzteren Fall. Dieses Bevormundungs- 
system, das nicht wie das Protektorat die Würde und das Na- 
tionalgefühl verletzt, wird in dem Verhältnis, als der Fortschritt 
der neuen Staaten es unnötig macht, gradmäßig verschwinden.** 

Soweit der hervorragende Gelehrte Chiles. 

Nicht minder wichtig sind die Äußerungen, die der hervor- 
ragende brasilianische Staatsmann N a b u c o , einer der Haupt- 
mitarbeiter auf den pan-amerikanischen Kongressen, Gesandter 
seines Heimatlandes in Washington und dessen Vertreter auf der 
zweiten Haager Konferenz, gelegentlich einer auf der Chicagoer 
Universität am 28. August 1908 gehaltenen Rede über die An- 
näherung zwischen den beiden .\merika" gemacht hat. ,,Es wurde 
einmal gesagt'', führte er aus, „daß die Gemeinschaft eines latei- 
nischen Staates mit dem Euren an jene Gesellschaft des irdenen 
und des eisernen Topfes in der Lafontaine*schen Fabel erinnert. 
Ich halte diesen Vergleich in bezug auf keine lateinische Republik 
für angebracht. Mit der ihnen allen innewohnenden unzerbrech- 
lichen Kohäsion hat keine etwas für ihre Natioiuüität zu fürchten. 
Die Hauptsache für eine Nation ist, daß sie sich krystallisiere, 
daß sie alle ihre Teile in eine gleiche symmetrische Form zu ihrer 
Gesamtheit bringe. Ist das einmal geschehen, — und ich glaube, 
daß es im gesamten lateinischen Amerika der Fall ist — dann 
wird sie niemals wie irdene Ware zusaimnenbrechen. Ihr mit 
Eurer hohen Kultur könnt keiner Nation ein Unrecht tun, und 
eine innige Berührung nut Euch wird deshalb auf alle Fälle der 
andern Pärtei nur Vorteil und Fortschritt bringen. 

Eine sichere Wirkung eines dauernden und innigen Ver- 
kehrs von Latemisch-Amerika mit Euch, die ich voraussehe, 
ist, daß wir allmählich amerikanisiert werden dürften, das heißt, 
daß wir von Eurem Optimismus, Eurem Selbstvertrauen und 

*) Th» Approacli of the two Americas. Erschien in «International Conciliation" 
Mr. 10. Stpl. IMW. Ifcn^Toili. 
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Eurer Energie durchdrungen werden. Es wird eine Behandlung 

mittels Elektrizität sein. Ich wiü nidit sagen, daB wir jemals 
Euer Tempo erreichen werden, noch wünschen wir das. Ihr habt 
den Rekord menschlicher Betätigung gebrochen, ohne dabei 
den Ryhthmus des Lebens zu brechen; Ihr habt Euch einen 
neuen Ryhtmus für Euch selbst geschaffen. Wir kannten dies 
niemals tun, denn für die lateinische Rasse ist „festina lente" 
die Regel des Wohlbefindens und der Beständigkeit. Und es ist 
gut für die Menschheit, daß nicht alle Rassen im gleichen Schritt 
gehen, daß sie nicht alle laufen. Die Herrschaft der Wissen- 
schaft hat noch nicht b^;onnen, und nur im Zeitalter der Wissen- 
schaft kdimte die Menschheit eine -Oleichartigkeit erringen, ohne 
gleichzeitig zu verfallen anzufangen. Die Würde des Lebens, 
Kultur, Glück, Freiheit können auch von langsam voranschrei- 
tenden Völkern errungen werden, voraiisgesetzt, daß sie be- 
ständig vorwärtsschreiten." 

Nabuco erörterte femer die verschiedenen gemeinsamen 
Geschicke der Vereinigten und der lateinischen Staaten, so die 
Tatsache, daß alle Länder des Kontinentes Einwanderungsländer 
sind und die Einwanderer zu assimilieren haben, wobei die latei- 
nischen Staaten seiner Meinung nach von der Union lernen 
kdnnen. Er rühmt alsdann die Beständigkeit, die Kontinuität, 
der amerikanischen Politik. »JHeae Beständigkeit, diese Kon- 
tinuität*', ^rt er fort, „ist der beste Beweis, daß Eure ameri- 
kanische Politik einem tiefen kontinentalen Instinkt folgt und 
nicht nur eine Maßnahme staatlicher nationaler Vorsicht und 
Selbstverteidigung ist. Diese PoUtik hat Euch femgehalten 
von den Irrgängen der europäischen Diplomatie, in die ihr ohne 
die Monroe-Ldire einzutreten veranlaßt wcxden wäret. Man 
versteht den traditionellen Widerstand der Vereinigten Staaten 
gegen das Eingehen von Allianzen sehr gut. Die Alliierten von 
heute sind einige Jahre nachher Rivalen, und das System der 
Allianzen muß notgedrungen immer wechseln. Aber es gibt 
eine auswärtige Politik, die vorilbeigelieiid und geffihrlich ist 
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und eine, die ständig und sicher ist. Die vorübergehende aus- 
wärtige Politik ist eine, bei der eine Nation, die sich Hilfe sichert, 
nur an sich denkt, das heißt, bei der sie eine andere Nation als 
ihr Werkzeug benützt. Die ständige auswärtige Politik ist jene, 
bei der eme* Nation mit einer anderen ein gemeinsames Geschick 
zu erfQllen versucht. Der Unterschied zwischen der ständigen 
und der zeitlichen auswärtigen Politik liegt darin, daß die letztere 
die Form geschriebener AlUanzen, einer förmlichen Verpflichtung 
mit festgesetzter Dauer annehmen muß. Allianzen sind etwas 
Vorübeigehendes, Unelastisches und Gefahrvolles, während der 
spontane Wettbewerb in den gleichen BetätigungsUnien der 
naturlichen Entwickelung des Geschicks einer jeden Nation ent- 
spriclit. Allianzen haben den Krieg zur Voraussetzung, freie 
Zusammenarbeit setzt Frieden und gegenseitige Hilfe durch Sym- 
pathie und guten Willen voraus. Ihr hieltet Euch fem von diesen 
„Verlegenheiten bringenden Allianzen**, die der Vater Eures 
Landes so sehr mißbilligte. Aber die Konzentrierung der ame- 
rikanischen Republiken in der Idee, daß sie alle unter verschiedener 
Flagge ein einheitliches politisches System bilden, ist eine mo- 
raüsche Allianz. Diese Idee hat in den letzten vier Jahren große 
Fortschritte gemacht und ich bin überzeugt, daß es in diesem Lande 
an dem Enthusiasmus niöht fehlen wird, der zu ihrem Gedeihen 
ndtig ist. Der Besuch des Staatssekretärs Root in Latein-Amerika 
wird als ein historischer Markstein m den Beziehungen unseres 
Kontinentes bestehen bleiben, wie die Botschaft Monroes im 
Jahre 1823 und Blaines Initiative zur pan-amerikanischen Be- 
wegung. Man kann diese Politik eine zwiefache Schöpfung nennen, 
da Blaine die Gruppe der vereinigten amerikanischen Nationen 
fbnnte, während Root ihnen Leben und Bewegung gab."') 

Das sind Anerkennungen des Pan-Amerikanismus und der 
dabei vollbrachten Leistung der Verdnigten Staaten, von den^ 

') Man vergleiche «uch die denkwürdigen Worte, die Nabueo iu seiner Schliiflrede 
lur dritten Konferenz über das VorliUtiiis nritoliui Latolnitoli- Amerika und der üaion 
gesprochen hat. Stehe 8. 193 u. F. 
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man in Europa nichts weiß, und die das Bild, das man sich über 
das Wesen des großen Vorganges auf der westlichen Halbkugel 

dort gemaclit hat, doch wesentlich verändern. Man wird zu- 
geben müssen, daß es sich in den hier zitierten Äußerungen nicht 
um fade Komplimente und Phrasen handelt. Das, was Nabuco 
hier gesagt hat, was Alvarez wiederholt schrieb und verkündete, 
sind Anschauungen, die tiefe Wurzel bei den Völkern des Südens 
gefaßt haben und denen man glauben muß, wenn man nicht zu 
irrigen Sciilüssen gelangen will. 

t)er Pan-Amerikanismus und Europa. 

Die Irrtümer Europas in der Auffassung der pan-amerika- 
nischen Bewegung beschränkt e, sicli niclit .luf die Rolle, die den 
Vereinigten Staaten dabei zugeschrieben wird, sondern auch auf 
die Rolle der Bewegung Europa gegenüber. In den europäischen 
Kanzleien ist der enge Geist der Ränke- und Schliche-Politik 
noch so fest eingewurzelt, daß man sich einen Zusammenschluß 
von Staaten zu keinem anderen Zwecke vorstellen kann, als zur 
Aktion gegen Dritte. Darum ruft jedes Nähertreten zweier oder 
mehrerer Staaten in Kuropa gleich eine ungeheure Erschütterung 
der internationalen Verhältnisse hervor, weil sich sofort die Frage 
aufdrangt, gegen wen der Zusammenschluß gerichtet sei. Daß 
staatliche Annäherung einzig aus dem Grunde vorgenommen 
werden könne, um die soziale Lel^ensführung der zusammen- 
tretenden Staaten zu erleichtern, die Verwaltung zu verein- 
fachen, das Erträgnis des Staatshau^altes zu erhöhen, die auf- 
gewendete Energie in ihrer Wirkung zu steigern oder gleiche 
Ergebnisse unter geringerem Kraftaufwand herbeizuführen, das 
geht — obwohl es in unserem Zeitalter des sozialpolitischen Er- 
wachens eigentlich so nahe liegt — über den Horizont unserer 
orthodoxen europäischen Diplomatie. Sie sieht nocli immer nicht 
ein, daß unser ganzes modernes Leben zur Assoziation drängt, 
daß die Entwickelung des innerstaatlichen Lebeius einzig von dem 



Uiyitized by Google 



Gmde der Aaoeziatioiuaiisbfldiing bedingt wird, und daB die 
gleichen Voraussetzungen bereits auch für das zwischenstaatliche 
Leben, für die moderne Kulturgemeinschaft, die immer deutlicher 
in Erscheinung tritt, Geltung besitzea. Der Geist der Richelieus 
und Metternichs« der alte verstaubte Geist der volksfremdea 
Kabinette lebt in Europa noch immer, trotzdem jeder Tag den 
Beweis erbringt, daB die Leben^iedingungen der Staaten ganz 
andere geworden sind, daß alle vitalen Interessen der Völker 
den Rahmen des Staates überschreiten und nur iimerhalb der 
kulturell gleichwertigen Staatengemeinschaft befriedigt und gs> 
sichert werden können. I>ieses Bedürfnis nadh int c mat io nater 
Ordnung ist so stark, daB es sich entgtgen d^ Auffassung und der 
Machenschaften unserer Staatsleiter mächtig Bahn bricht. Stetig 
und kraftvoll entwickelt sich diese internationale Ordnung, er- 
weitert sich das Netz der internationalen, der kontinentalen, 
d^ mondialen Abkommen und Einrichtungen. £s biklet sick 
so eine Verfiusong der Kultmgemeinschait aus, die sich immer 
mehr loslöst vom Staate, und dennoch i^chzeitig dem Staate 
die größte Sicheiheit, den festesten Halt und die höchste Wertung 
verleiht. Unsere Diplomaten glauben aber noch immer eine 
Politik der Ränke, der Eifersucht, der Übertölpelung verfolgen 
zu müssen, und bieten so dbr modernen Kulturentwickehmg 
nur Hemmnisse statt Förderung. 

Amefika> dessen Diplomatie von jeaaea Obedieferongen 
befreit ist, die die europäische beeinflussen, hat unter solchen 
Hemmnissen nicht mehr zu leiden. Es folgt nicht, wie Nabuco 
sich in der oben angeführten Rede so treffend ausdrückt, „den 
Irrgängen der enrofMÜsdien Diplomatie", es hak sich, leca vott 
jenen AUianien, die mir aiBgenMicIdidieB egoistischen. Bedürfi« 
aissen dienen und die sich< morgen wieder Sadem können» ja 
Sndem müssen, und befolgt die Grundsätze jener „ständigen 
auswärtigen Politik" der freien Zusammenarbeit für gegenseitige 
Hilfe, für Konzentration der Kräfte,, decen charakteristischeB 
Merkmal darin liegte daß sie sich go'gen. niemand nchtei; 

A. H. Med, FU'AMrika. IS 
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und im Wohl aller den höchsten eigenen Vorteil sieht. Die ame- 
rikanische Diplomatie hat zwar diese Politik nicht geschaffen; 
ihr Verdienst liegt lediglich darin, daß sie sich der natürlichen 
Entvvickelung nicht entgegenstemmt, sondern ihr folgt, ja ihr die 
Bahn frei m machen sucht. 

Es ist deshalb ein anderer nicht minder zu bedauernder 
europäischer Irrtum, zu glauben, daß sich diese Bewegung gegen 
Europa richte. Zum Hausrat unserer öffenthchen Meinung ge- 
hört dieser Glaube nun schon zu lange. Schon weil die Bewegung 
aus der Monroe-Lehre ihren Ursprung genommen hat und diese 
auch konsequent vertritt. Wenn man sich aber die Monroe-Lehre 
unbefangen ansidit, erkennt man, daß sie' sich nicht gegen das 
lebendig schaffende Europa, gegen die mit diesem Worte zu be- 
zeichnende Kulturgemeinschaft des alten Kontinentes richtet, 
sondern gegen jenes alte, absterbende Europa, das heute vom 
neuen Europa selbst als ein Hindernis seiner Entwickelung an- 
gesehen wird. Sie richtet sich gegen die Überbleibsel des mittel- 
alterlichen Feudalstaates, der noch immer den modernen Erfor- 
dernissen nicht Rechnung trägt und nicht sterben kann. Das, 
was die Amerikaner als europäische Gefahr" betrachten, gegen 
die sich die Union durch die Botschaft Monroes, die lateinischen 
Staaten durch ihre früheren Föderatioosversuche und offenen 
Zustimmungs-Erklärungen zur Monroe-Politik der Union und 
in der Gegenwart durch ihre Bestrebungen zum Ausbau und zur 
Festigung eines amerikanischen Völkerrechtes richten, diese 
Gefahr wird nirgends so intensiv, so sehnsuchtsvoll bekämpft, 
als von den Europäern selbst. Nur hat sie in Europa einen an- 
deren Namai. Die Amerikaner suchten sich gegen jenes System 
der Gewalt, der Intervention, der Ranke, der egoistischen Macht- 
pohtik, der D3mastieinteres8en und des Diplomatenehrgeizes 
zu schützen, gegen die das eigenthche Kultureuropa seit den 
Tagen der französischen Revolution sich ebenfalls zu schützen 
sucht und dessen Bekämp^mg die Geschichte der letztei^ X20 
Jahre erfüllt. Das, wovor sich Amerika zu sphützen bestrebt ist. 
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ist just dasselbe, von dem sich die europäische Demokratie in 
erbitterten heftigen Kämpfen zu befreien sucht. Amerika und die 
■europäische Demokratie, die eigentliche Vertreterin des Kultur- 
Buropas, die ^nzig das Recht hat» sich als Trägerin des alten Na- 
mens auszugeben, sie haben Beide den gleichen Gegner, nur die 
Kampftnethoden sind, durch die ungleichen Verhältnisse bedingt, 
verschieden. Wo sich Amerika bloß zu schützen hat, muß sich 
Europa erst durchringen, muß es die Befreiung erkämpfen. Europa 
in dem hier definierten Sinne und das moderne Gesamtamerika 
haben hier als gemeinsamen Gegner den Feudalismus, der seit 
dem Mittelalter ymM vielfach die Gestalt, aber niemals sein 
Prinzip geändert hat. 

Vom Standpunkte derjenigen Europäer, die heute für ihren 
schwer belasteten und dauernd beunruhigten Kontinent eine 
Befriedung auf Grund von Recht und Gegenseitigkeit ver- 
langen, die sich nach einer internationalen Ordnung auf dem 
alten Erdteil sehnen, die es ermöglichen sollte, die der Kulturent- 
Wickelung errichteten Schranken zu durchbrechen, kann der von 
Monroe 1823 aufgestellte Grundsatz nur als eine der glücklichsten 
staatsmännischen Taten angesehen werden. Dadurch, daß erklärt 
wurde, daß die Staaten der neuen Welt völlig unabhängig und 
souverän sind, daß infolgedessen das Regime des Mächtegleich- 
gewichtes und der Intervention auf sie nicht ausgedehnt werden 
kann, da0 die Staaten Europas keinen Teil des amerikanischen 
Kontinentes erwerben können, hat sich Amerika gegen die euro- 
päische Kabinettspolitik immimisiert, hat es sich das System 
der Bündnisse und Gegenbündnisse, die automatisch sich steigern- 
den Röstungen, den Militarismus in seuiem ganzen Umfongef 
und viele blutige Kriege erspart. Eine derartige Politik mu0 
als eine vernünftige bezeichnet werden. Sie war auch ein Glück 
für Europa, insofern als die Monroe-Lehre auch jede Einmischimg 
Amerikas in europäische Angelegenheiten ausschloß. Was wäre 
damus geworden, wenn ein bis aa die Zähne bewaffnetes Amerika 
mit Europa in kri^erischen Wettbewerb getreten wäre? 
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Heute hat die Monroe-Lehre viel von ihrer ursprüng- 
lichen Bedeutung verloren. Die europäischen Staaten haben die 
Iiiterv«ntiQiispolitik schcm längst aufgogebea, die lateuuschen 
Staaten haben sich mit ihren Mutterländern versöhnt und in 
ihrer inneren Organisation derart befestigt, daß ein europäisdier 
Kolonisationsversuch völlig ausgeschlossen erscheinen muß. Durch 
die Einladung der lateinischen Staaten zur II. Haager Konferenz 
wie dtirch die Annahme des Abkommens zur Beschränkung der 
Gewaltanwendung bei Eintreibung von Vertragsschulden haben 
die europäischen Staaten die Souveränität der Staaten Amerikas 
de facto anerkannt und damit den Grundsatz der Monroe-Lehre 
völkerrechtlich gebiUigt. Wenn nun auch der Pan-Amerikanismus 
aus der Monroe-Lehre hervorg^angen ist, so kann heute 
daraus keine Folgemiig gezogen werden, daß die große Bewegung 
der westlichen Halbkugel eine Spitze gegen Eurc^ besäße. Europa 
hat in Amerika keine politischen Interessen zu verfolgen. Um 
so größer sind die wirtschaftlichen Interessen, die für den alten 
Erdteil dort vorhanden sind und deren Bedeutung mit jedem 
Jahre wächst. Da aber diese wirtschafthchen Interessen in keinem 
Fall mehr nach alteuropäiscfaem Rezepte mittels einer jenseits 
des Ozeans zu entfaltenden Machtpolitik vertreten werden 
ktenen, so daß nur der ii&ß wirtschaftlidie Wettbewerb offen 
bleibt, kann die durch den Pan-Amerikanismus erfolgende wirt- 
schafthche Stärkung der lateinisch-amerikanischen Wirtschafts- 
gebiete für Europa nur außerordentlichen Vorteil bieten. 

Schon auf der ersten pan-amerikanischen Konferenz wurde 
der „Wunsdi" ausgedrückt, n»t den europäischen Staaten zu 
sehiedsrechtHc^en Vereirbaningen zu gelangen und auf der 
zweiten wurde bereits in der Einladung der mexikanischen Re- 
gierung der anti-europäische Charakter der Bewegung bestritten 
und Jener ,,Wunsch" der ersten Konferenz, durch die Abfassung 
des Protokolls beiQc^ich des Ansdduises sämtliclier amerikanischer 
Staaten an die Haager Konventioik, erHUlt. Auf der dritte» 
KooleieDS wurde in den oflzieUen Reden das Verhältnis Bm* 
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Amerikas zu Europa besonders stark betont und mit Nachdruck 
darauf hingewiesen, welchen Wert Pan-Amerika auf die Bezie- 
hungen zum alten Erdteil legt, wie es auf sie angewiesen ist und 
wie ^e Ausgestaltung des Pan-Amerikanismus nur danach ange- 
tan sei, diese Beziehungen für Europa noch vorteilhafter zu ge- 
stalten. 

In der Eröfäiungsrede zur dritten Konferenz wies der bra- 
silianische Minister de Rio Branco auf das hin, was Ame- 
rika Europa zu danken habe. „Zum Vorteile der ganzen 
Welt arbeiten wir", rief Nabuco bei der Begrüßung Elihu 
Roots aus, ,,wenn wir aus dem Raum, den wir auf dem Erdball 
einnehmen, eine große Friedenszone xnachen", und in seiner Schlufi- 
rede betonte er, daß Amerika keine von der Weltkultur getreuite 
Gemeinschaft bilden woDe. Der Schlußredner Uribe-Uribe 
aus Kolumbien führte aus, daß die Ergebnisse dieser Konferenz 
gerade geeignet sind, die Beziehungen zwischen Amerika und 
Europa zu erleichtern, und in dem schönen Bilde vom Golfstrom 
erläuterte er das Verhältnis der Beziehungen Amerikas zum 
alten Kontinent. Wer diese Reden gelesen hat, wird unmöglich 
mehr den alten Gemeinplatz von der anti-europäischen Richtung 
der pan-amerikanischen Bewegung wiederholen können. Aller- 
dings ist die Frage berechtigt: Wieviel Leute in Europa habeti 
bis jetzt diese Reden gelesen? 

Die pan-amerikanische Bewegung ist nicht g^en )£uropa 
l^erichtet: und doch bildet sae eine Gefahr fOr den alten Kon- 
tinent. Das ii^ aber nidit an jener Bewegung, sondern an Euro- 
pa. Die Absicht der Sdiädigung fehlt dort, aber es mrd eine 
schädigende Wirkung erzielt, weil die Verhältnisse in Europa 
die von Amerika ausgehende Wirkung einfach umwerten. Vernunft 
wird Unsinn, Wohltat Plage. Die Milliarden verheißenden Blarkie 
in den inmier machtvoller «ch entwickefai^ Kullurtaiidtanä 
des lateinischen Amerikas stehen auch 6em Weit^wierb äer 
europäischen Wirtschaft offen. Nur muß diese für jenen Wett- 
bewerb gefeit sein, nur muß es erst eine wirklich europäische 
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Wirtschaft geben. Die wirtschaftliche und politische ZerspUttening 
Europas läßt die Aussichten für den Wettbewerb in einer nach 
modernen Begriffen organisierten Welt in dem Mafie schwinden, 

als diese Organisation fortschreitet. In Europa ist unseligerweise 
noch immer der Gedanke vorherrschend, daß das beste Instrument 
für die Handelsexpansion die Kanone ist. Der Handel folge der 
Flagge, daß heißt der möglichst augenfällig dargetanenen Macht- 
entfältung. Der Irrtum wird in Europa selbst durch die Tat- 
sachen zurückgewiesen, denn gerade die kleineren Staaten haben 
im Verhältnis zur Kopfzahl ihrer Bevölkerung den größten Außen- 
handel. Sehr lehrreich ist dafür eine Statistik, die dazu Richard 
Charmatz Uefert.^) Danach betrug der Außenhandel der haupt- 
sächhchsten europäischen Staaten pro Kopf der Bevölkerung 



für Osterreidi-Ungam 87 Frcs. 

„ Frankreich 223 „ • 

Deutschland 234 „ 

„ Großbritannien 534 

„ die Schweis 590 » 

„ Belgien 608 

„ Holland 1490 „ 



für die militärisch schwächsten Länder also am meisten. Der 
große wirtschaftliche Irrtum Europas liegt eben dann, daß der 
Handel nicht der Machtentfeltung folgt, nicht durch die Kanone, 
sondern durch den Preiskurant, durdi die Leistungsföhigkeit 
bedingt ist, und daß eben die Machtentfaltung es 
ist, die die Leistungsfähigkeit am meisten 
hinabdrückt. Je mehr das Budget der europäischen Staaten 
durch die sinnlosen Rüstungen belastet, je mehr die Kräfteent- 
faltung der emzebien Völker dadwdi gehemmt wird, um so we- 
niger leistungsfähig müssen die europäischen Staaten auf. dem 
"Weltmarkte werden. 

Europa wird durch seine Zersphtterung, durch die den alten 
Erdteü zerwühlenden Gegensätze, durch die alle Staatengebilde 

9 In MiMB BnolM JDMMh-HtmnUUachm Politik'. Leipnc 1S07. S. SSS. 
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in ihrer Lebenskraft bedrohende Unsicherheit und die damit 
CTsarnmftnhängende, den Wert der Arbeit sdunälemde Manie des 
isolierten Schutzes oder des Scbutzes durch einander feindlich 
gegenüberstdiende Bundnisse wirtschaftlich und psychisch immer 
ungeeigneter, den Wettbewerb mit Amerika mitzumachen, da 
sich die Verhältnisse in rascher Folge und stetig in der die Kluft 
erweiternden Weise vollziehen. Amerika wird immer organi*- 
sierter und Europa immer zersplitterter. In wenigen Jahren 
kann sidi der heute noch überbrfickbare Zustand so verändert 
haben, daß an eine Überbrückung der Khift nicht mehr gedacht 
werden kann. 

Das ist aber nur die wirtschaftliche Seite der Gefahr, die aus 
der Verkennung der pan-amerikanischen Bewegung folgt. Es gibt 
noch eine politische Seite dieser Frage. Da es leider bereits ein 
Amerika gibt« aber noch kein Europa, gibt es auch noch nicht 
wirklich europäische Staatsmänner. Das heißt, noch nicht ver- 
antworthche Politiker, die nicht bloß für ihre eigene Quadrat- 
kilometer-Kompetenz und nicht nur von heute auf morgen zu 
denken sich verpflichtet fühlen, sondern die für das Wohl des 
ganzen Kontinentes sich zu sorgen bemüßigt sehen, wenn sie das 
Wohl des eigenen Vaterlandes vorbereiten, wollen, und die über 
eine wettere Zeitspanne hinaus vorzusorgen hätten, als für die 
Zeit ihrer amtlichen Funktion. Die Idee einer europäischen 
Poütik wird heute nur bei den Pazifisten vertreten und von einigen 
Gelehrten, die durch sie zum Nachdenken veranlaßt vmrden. 
Europäische Staatsmänner, die so europäisch dächten, wie etwa 
Elihu Root amerikanisch dachte und wirkte, gibt es noch nicht; 
Infolgedessen liat noch kein Staatsmann der europäischen Staaten 
der Entwicklung der pan-amerikanischen Bewegimg die ihr ge- 
bührende Beachtimg geschenkt, hat sich noch keiner die Frage 
vorgelegt, yns sich denn aeus der fortschreitenden Entwicklung 
dieser Bewegung ergeben müsse. Wir haben aus ihrer Daxstellung 
ersehen, wie sie in. crescendo wächst, was sie bereits bewirkt hat, 
obwdil 'sie technisch genommen, erst in ihren Anfängen steckt. 
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Es wird nicht mehr zweier Jahrzehnte gebrauchen, und wir haben 
jenseUs des Ozeans eine nach modernen Begriffen organisierte 
Welt vor ims. Nach modernen Begvüfen: das heißt, nicht nttch 
jener veralteten Ansdianmig» wodurch jede StaatenverfainduBg 
durch Machtmittel hergestellt wird und auf der Grundlage der phy- 
sischen Macht aufgebaut sein muß. Die moderne Staaten Verbin- 
dung wird sich durch die moraUsche Macht gemeinsamer later- 
eaaen entwickeln und durch diese mdir gesichert sein als durch 
die iinaginSren Ifaditnuttd unserer europäischen Großstaaten. 
Das Baad, das diese StaatenverUndung zusammenhalten wird, 
wird das denkbar festeste und innigste sein, das es jemals im 
Völkerleben gegeben hat. Nicht durch Zwang, durch freiwillige 
Entschließung werden die Staaten zusammenleben und in der 
Zusammenarbeit ihrer Stärke, ihre Sicherheit» ihren Wohlstand 
eiJoennen. Ein solches Band wird weder durch Kanonen außen- 
stehender Staaten noch durch di|doniatische Ränke 4 la euro- 
p 6 e n zu lockern sein. Eine solche Staatenvereinigung wird 
aber auch in dem Maße, als ihr Zusammenhang unüberwindlich 
fest ist» Macht ausüben. Sie wird der physischen Madit gamicfat 
bedürfen» sie wird es bloß nötig haben, sie ansudeuten und man 
frird ihr g^ben. Man träumt m unseien Tagen von den uage- 
beoren Wirkungen, die das Radium in der physischen Welt cu 
vollbringen vermag. Man hat aber noch nicht darüber nachge- 
dacht, welch ungeheure Macht eine organisierte Welt von dieser 
Ausdehnung, wie sie der amerikanische Kortment bildet, in der 
politiscben Sphäre ansaEoüben vermögen wird. Was wird alsdann 
das alte Europa sein ? Idi glaube nicht su übertreiben, wenn kfa 
behaupte, daß Europa einem durch Organisa- 
tion gefestigten Amerika gegenüber keine 
größere Bedeutung haben wird, als etwa 
beute die Baikanländer dem engliscben 
Weltreieb gegenüber. 

Solcher Art ist die Gefahr, die lik Europa aus der pan-ame* 
rikanischen Bewegung ersteht. Sie entspringt nicht einer von 
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Amerika ausgehenden Tendenz, sordem aus der Hartnäckigkeit, 
4iiit der sich Europa den von dort au^gdiendea Anroginigea wu, 
semem dgenen Sdiadea widenetxt, der Gtekbgiltq^t, die es 
jenen großen Umwfilzimgen gegenIHier an den Tag legt. 

Vor sieben Jahren bereits, — auf der XI. interparlamenta- 
rischen Konferenz im Jahre 1903 — hat der belgische Staats- 
mann Beerpaert, nach einer Darlegung der pan-amerika- 

- nisdien Bewegung, die damals erst bis zur Koulerenz von Meadko 
gedttben war, am Schlosse seines Berichtes gesagt: ««Europa 
legt vielleicht für all dies nicht genügend 
Aufmerksamkeit an den Tag. Es möge nicht 
vergossen, daß es eirer jungen, unterneh- 
menden Welt gegenüberateht. deren Entwick- 
lung sich durch Riesenschritte auszeichnet, 
die nicht die aufgehäuften finanziellen Ver- 

. pflichtungen unseres alten Kontinentes be- 
sitzt, und auf der nicht die wahrhaftig 
ausschweifende Last unserer militärischen 
Organisation liegt. Caveant consulesr'^) 

Diese Mahnung ist heute na(& sieben Jahien nodi aktuAr 
geworden. Die Aufmerksamkeit Europas hat sicSi der hier an- 
geführten Erscheinung gegenüber nicht vermehrt. Was damals 
eine Unterlassung war, ist heute mehr als ein Verbrechen, ist 
ein Fehler. Heute müßte man Fanfarer blasen, um das schlafende 
alte Europa encUich zu erweciben. 

Die Fn^, was Europa zu tun hätte, um die aus der pan» 
amerikanischen Bewegung hervorgehende Wirkimg zu seinem Vor* 
teile zu gestalten und deren Umwandlung in Nachteile zu ver- 
hüten, was es zu tun hätte, um nicht gezwungen zu sein, seine 
«Ite Rolle in der Führung der Welt an einem nidit mehr so fernen 
Ts|^ anheben m mtaen, ist nur nadi einer Riditung hin «t 

Compte rendu d0 la ZI. QtaMnm» tenn« & ^enn«, Palais de Raidbml Al T* «■ Sl Sep* 
ttabn ttO«. TitnM. Iwutewit Otto UMam llto. ISOt. 8. it. 
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beantworten. Europa muß endlich Europa wer- 
den. Europa muß sich seiner bewußt werden. Es muß aufhörear 
em nur geographischer Begriff m sein, es muß ein Kulturbegriff,, 
es -muß ein sozialer Begriff werden. Das mag ja noch immer 
^^elen utopisch khngen, ist aber keineswegs so. Ob es schwierig 
ist, dieses Ziel zu erreichen, sei hier nicht untersucht. Hier handelt 
es sich nur darimi, auf die vitale Notwendigkeit dieser Wandlung 
hinzuweisen. Wenn die Staaten des alten Kontinentes . jene 
Perspektiven vermeiden wollen, die sich ihnen heute drohend 
eröfftien, müssen sie daran gehen, ihre GegensätzGc^eit hinter 
den gemeinsamen Interessen zurückzustellen, müssen sie zu 
einem andern System ihres politischen und wirtschafthchen 
Lebens greifen. Dies auszuführen, ist heute nicht mehr so schwer, 
wie ea noch vor einigen Jahrzehnten war. Die Methoden dea 
engeren Zusammenschlusses der Staaten ohne Preisgabe der 
staatlichen Selbständigkeit sind bereits gegeben. Erstens haben 
sich noch viel schwierigere Zusanunenschlüsse innerhalb Europas 
selbst vollzogen, zweitens ist in der pan-amerikanischen Be- 
wiegung das maßgebende Beispiel vorhanden, das bloß nachzu- 
ahmen wixe» Von Vereinigten Staaten Europas, von denen die 
Kosmopoliten in der Mitte des vorigen Jahrhunderts schwärmten» 
indem ihnen dabei das Gebilde der nordamerikanischen Union 
vorschwebte, ist keine Rede mehr. Die organisierten 
Staaten Europas sind zu vollenden. Statt die ganze Kraft 
der Völker auf Rüstungen zu veigeuden, ohne damit die eisehnte 
Sicherheit zu schaffen^ und dafür alle Entwicklungsmdglicfakeit 
jEU' lähmen, mftesen die Staaten Europas daran gehen, ihre Ein- 
richtungen auszugleichen, ihren Verkehr zu erleichtem, ihre 
Verwaltung zu internationalisieren tmd die Sicherheit durch 
auf Gegenseitiglceit errichtete Schutzverträge herzustellen. Durch 
eine Anpassung und Ordnung: ihrer Lebensverhältnisse werden 
sie die gehässigen GrundzQge ihrer poUtiscfaen Verhältnisse 
«ändern und zu einer Politik der Verständigung und- des gegen* 
seitigen Ausgleiches gelangen. Mit um so größerer Aufsicht auf 
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Eriolg werden sie alsdann in den mondialen Wettbewerb eintreten, 
kdnnen. Die Organisation Europas wird sidi nicht gegen Amerika, 
lichten, ein zu errichtendes pan-euroj^üsches Bureau wird nicht der 

Zentralpunkt anti-amerikanischer Bestrebungen sein. Das sind 
alt-europäische Ansichten, die bei jeder Einrichtung ein „Gegen 
wen?" wittern müssen. Die Organisation Europas wird nur daziL 
dienen, die besonderen europäischen Gegensatze auszugleichen^ 
um so das Gleichgewicht in der Welt herzustellen und einem macht-'- 
voll erstarkenden Pan-Amerika ein ebenso machtvolles Pan- 
Europa — nicht gegenüber — sondern zur Seite zu stellen^ 
Man wird einwenden, daß die europäischen Verhältnisse 
andere sind als die der Neuen Welt» daß dort mögliche Einrieb-- 
tungen auf unseren, von anderen historisdien Bedingungen und. 
Überlieferungen beeinflußten Weltteil nicht zu übertragen, 
sind. Die andersgestalteten Voraussetzungen, die Europa beein- 
flussen, gebe ich zu, glaube jedoch, daß man eines Tages sick 
dennoch dazu wird entschUeßeu müssen, mit all den Hemmnissen, 
aufeuräumen, die die Entfaltung einer modernen Politik in Europa, 
verhindern. Es muß einmal der Augenblick kommen, wo> 
man sidh in Europa wird entschließen müssen, entweder den. 
neuen Lebensbedürfnissen angepaßte Einrichtungen herzusteUen. 
oder auf das Leben selbst zu verzichten; der Augenblick, wo» 
man den Abgrund in erschreckender Deutüchkeit vor sich sehea 
wird, zu dem dieses starre Festhalten an Überlebtem fähren muß. 
Es läUt mir nicht ein, die Eigenartigkeit der die Verhältnisse 
in Europa bestimmenden Zustände zu bestreiten, idi glaube* 
aber nicht daran, daß dieser Umstand Europa für alle Ewigkeit 
verdammt, in internationaler Anarchie zu verharren und auf das. 
Glück einer internationalen Ordnung resigniert zu verzichten. 
Ich glaube vielmehr, daß gar bald der Augenblick kommen wird, 
wo sich die fortgeschrittenen Geister dieses alten Kulturbodens, 
der Situation völlig bewußt sem werden und es ihnen gelingen, 
wird, die gesunden, lebensstarken Schichten der Völker zu ihrer 
Anschauung zu bekehren, daß den neuen Lebensbedingungea 
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die BabxL freigemacht werden und alle hemmenden Überliefeningea 
imd vsraltetea Einrichtufigieii beseitigt oder den neuen Bedürf- 
nissen angepaßt werden mässen. Ich ^nbe fest daran» daß man 
gat baM den Abgnmd in seiner erschreckenden Deutlichkeit er- 
kennen wird, dem die heute von Europa geübte Politik der Ge- 
walt und der Zersphttening zusteuert, und daß man alsdann — 
sehenden Auges — mit ehrlicher Kraft jene Einrichtungen fordern 
<md herstdlea wird, die auch in Europa das Zeitalter der inter- 
natiDnalen Zosanunenarbeit, der internationalen Stcheriiett, dea 
sktentationalen Vertrauens sdiafCen werden, nnd daß man 
auf diesem Mutterboden der Kultur endlich zur Grundlage alles 
Jlenschenglückes, zui internationalen Organisation, gelangen wird. 
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